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1Einleitung – Das Dreiecksverhältnis 
von Demokratie, Digitalisierung und 
Partizipation 

The Internet is filled with junk and jerks 

(Kollock, 1999) 

Das Urteil über das Internet fällt ernüchternd und wenig schmeichelhaft aus. Dar-
auf weist der Soziologe Peter Kollock (1999) mit dem o. a. Zitat schon Ende der 
1990er Jahre hin. Im weiteren Sinne umfasst die vorliegende Arbeit den Einfluss 
des Internets auf demokratische Gesellschaften. Insofern ist das einleitende Zitat 
seiner Zeit voraus und antizipiert bereits früh die öffentliche Wahrnehmung zum 
Verhältnis von Internet und Demokratie. Dies betrifft beispielsweise Phänomene 
wie Hate Speech oder Fake News, die in Wissenschaft und Öffentlichkeit mit 
Besorgnis diskutiert werden (Quandt 2018). Trotz allem lässt Kollock Raum für 
eine optimistische Perspektive auf das Internet und zeigt sich weniger verwundert 
über „junk and jerks“, sondern vielmehr darüber, dass überhaupt ein signifikanter 
Anteil der Online-Welt auf Kooperation basiert: „Given that online interaction is 
relatively anonymous, that there is no central authority, and that it is difficult or 
impossible to impose monetary or physical sanctions on someone, it is striking 
that the Internet is not literally a war of all against all“ (Kollock 1999, S. 220). 

Mit der Untersuchung politischer Online-Partizipation adressiert die vorlie-
gende Arbeit eine spezifische Form der Kooperation im Internet. Ins Zentrum der 
Erklärung rücken dabei die „guten Gründe“ einer individuellen Handlungsmotiva-
tion (Beyer und Schnabel 2017, S. 75), um Kooperationsprobleme zu überwinden. 
Es ist das dezidierte Ziel der Untersuchung, ein empirisches Erklärungsmodell zu 
entwickeln, dass auf unterschiedlichen Beweggründen zur Online-Partizipation
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2 1 Einleitung – Das Dreiecksverhältnis von Demokratie …

rekurriert und individuell antizipierte Vorteile (oder Nachteile) der Partizipation 
betrachtet. Angewandt wird das empirische Anreizmodell am Untersuchungsge-
genstand Top-down initiierter Online-Konsultationsverfahren. 

Die Betrachtung politischer Online-Konsultationsverfahren ist eingebettet in 
die Diskussion zu „demokratischen Innovationen“ (Smith 2009), um auf Krisen-
symptome repräsentativer Demokratien zu reagieren (Geißel 2009; Geißel und 
Newton 2012; Frieß und Porten-Cheé 2018). Ein Leitmotiv der Partizipations-
forschung stellt dabei der Zusammenhang zwischen politischer Partizipation und 
demokratischer Repräsentation dar: „‘One man, one vote’ – so lautet das zentrale 
Gleichheitsversprechen der Demokratie […] Dieses Versprechen wurde noch nie 
vollständig eingelöst und das Dilemma politischer Ungleichheiten schon lange 
konstatiert“ (Geißel 2012, S. 32). Mit politischer Ungleichheit ist gemeint, dass 
politische Partizipation mitnichten zufällig über die Gesellschaft verteilt, sondern 
entlang sozioökonomischer und demografischer Charakteristiken stratifiziert ist. 
Auf der Grundlage eines deskriptiven Repräsentationsverständnisses, stellt eine 
Verzerrung zugunsten ressourcenstarker respektive wohlhabender Bevölkerungs-
gruppen eine Herausforderung repräsentativer Demokratien dar (van Deth 2009; 
Schäfer 2010; Elsässer und Schäfer 2023). 

Das Forschungsinteresse ist demnach im Dreiecksverhältnis von Demokra-
tie, Digitalisierung1 und Partizipation zu verorten. Digitalisierung kennzeichnet 
hierbei den Einfluss der internetvermittelten Kommunikationen über Online-
Plattformen, während Partizipation auf individuelle Bedingungen der politischen 
Online-Partizipation rekurriert. Mit der Demokratie wird einerseits die Wechsel-
beziehung zum Internet, andererseits zur politischen Partizipation unter Prämissen 
politischer Gleichheit und Konzepten politischer Repräsentation hergestellt. Das 
Zusammenspiel dieser drei Aspekte hat sowohl realweltliche als auch wissen-
schaftliche Bedeutung. 

1.1 Zur Relevanz der Top-down Online-Konsultation 

Der Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit betrifft Top-down durch 
Politik oder Verwaltung initiierte Online-Konsultationsverfahren, die vorzugs-
weise (aber nicht ausschließlich) auf der lokalen Ebene durchgeführt wer-
den. An dieser Stelle werden zentrale Charakteristiken dargelegt, eine nähere

1 Die Arbeit fokussiert auf gesellschaftliche Implikationen der Digitalisierung. Siehe hierzu 
die konzeptionelle Unterscheidung zwischen digitization und digitalization. Letzteres ist 
definiert „as the way many domains of social life are restructured around digital communi-
cation and media infrastructures“ (Brennen und Kreiss 2016, S. 1). 
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Betrachtung dieser Partizipationsform findet im weiteren Verlauf der Arbeit 
insbesondere in Abschnitt 2.2.3 statt. Auf den Ebenen des politischen Sys-
tems gibt es entlang der „Ladder of Citizen Participation“ (Arnstein 1969) 
unterschiedliche Stufen der Bürger:innenbeteiligung von der Bereitstellung von 
Informationen bis zum Bürger:innen- oder Volksentscheid und der Direktwahl 
von Oberbürgermeister:innen. Konsultationsverfahren sind hierbei zwischen der 
Informationsweitergabe und der direkten Mitentscheidung oder Co-Governance 
einzuordnen (Kubicek und Aichholzer 2016, 16 ff.; Nanz und Fritsche 2012, 
23 ff.). Der Partizipationsprozess ist in der Regel rechtlich unverbindlich, ermög-
licht aber idealerweise die Einflussnahme der Bürger:innen auf den politischen 
Entscheidungsprozess: 

Am Ende eines partizipativen Prozesses formulieren die beteiligten Bürgerinnen und 
Bürger Empfehlungen, woraufhin sich politische Repräsentantinnen und Repräsentan-
ten oder Verwaltungsvertreterinnen und -vertreter bereit erklären, diese Ergebnisse in 
ihrem weiteren Entscheidungsprozess zu beachten (Nanz und Fritsche 2012, S. 97). 

Die Aktivität der Bürger:innen kann verschiedene Formen annehmen vom Wort-
beitrag auf vor Ort Veranstaltungen, der Veröffentlichung konkreter Gestaltungs-
vorschläge, Online-Kommentare und Diskussionen der Bürger:innen untereinan-
der oder ein like für gelungene Beiträge, um Unterstützung auszudrücken. Kern 
der Konsultation ist aber die beratende und dialogisch-diskursive Beteiligung. 

Um einen besseren Eindruck über den Untersuchungsgegenstand zu erhalten, 
werden zwei Verfahren skizziert: Ein typisches Online-Konsultationsverfahren 
stellt „freiRaum Ottensen – das autoarme Quartier“ dar. Die Bürger:innen des 
Hamburger Stadtteils Ottensen konnten auf einer Online-Karte Stellen markieren, 
um zu diesen Vorschlägen, Ideen oder Kommentare zu schreiben oder zu bewer-
ten. Die Beiträge wurden spezifischen Kategorien beispielsweise zum „Parkraum“ 
oder „Radfahren“ zugeordnet und bilden die Grundlage für die Erarbeitung eines 
zukünftigen Verkehrskonzepts. Ein weiteres Beispiel ist das Beteiligungsver-
fahren der Stadt Düsseldorf zur „Oper der Zukunft“. Auch hier konnten die 
Bürger:innen Beiträge zum Standort eines Neubaus der Oper sowie Vorschläge 
und Ideen zur zukünftigen Nutzung über eine Online-Plattform veröffentlichen 
und diskutieren. Beide Verfahren sind in einem breiten, öffentlichen Diskurs
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eingebettet und konfliktbehaftet, einerseits aufgrund der Neuverteilung öffentli-
chen Raumes, andererseits wegen hoher finanzieller Kosten und Risiken für den 
städtischen Haushalt.2 

Die Betrachtung der Online-Beteiligung ist aus unterschiedlichen Blickwin-
keln relevant: So zeigt eine Studie der Bertelsmann Stiftung aus dem Jahr 
2019, dass Bürger:innen insbesondere in die lokale Politik einbezogen werden 
wollen und Unzufriedenheit mit den gegenwärtigen Beteiligungsmöglichkeiten 
vorherrscht (Bertelsmann Stiftung 2019). Ebenso nimmt die Online-Partizipation 
auf Verwaltungsebene eine relevante Rolle unter dem Dachbegriff der E-
Demokratie und E-Governance ein (Frieß 2018). Laut Steinbach (2021) haben 
mit Stand 2019 insgesamt 62 Städte und Gemeinden mit mehr als neun Mil-
lionen Einwohner:innen Leitlinien zur Bürger:innenbeteiligung veröffentlicht. 
Ferner liegen für Nordrhein-Westfalen, dem bevölkerungsreichsten Bundesland 
der Bundesrepublik, Daten aus einer Vollerhebung der 396 Kommunen zu 
durchgeführten Online-Partizipationsverfahren vor. Nach Schöttle (2019, 126 ff.) 
wurde in 130 Kommunen (ca. 35 Prozent) zwischen 2010 und 2015 mindes-
tens ein Online-Partizipationsverfahren durchgeführt.3 Damit hätten mehr als die 
Hälfte der volljährigen NRW-Bevölkerung die Möglichkeit gehabt, an Online-
Partizipationsverfahren teilzunehmen. Neben der partizipativen Haushaltsgestal-
tung, nehmen insbesondere Online-Konsultationsverfahren eine Bedeutung bei 
der Online-Bürger:innenbeteiligung ein (Schöttle 2019, S. 127; Nanz und Fritsche 
2012, S. 97). Allerdings unterliegen Online-Beteiligungsverfahren im Allgemei-
nen und Online-Konsultationsverfahren im Speziellen Herausforderungen, die die 
Frage betreffen, wer an den Verfahren teilnimmt.

2 Die Online-Plattform aus Ottensen kann über folgenden Link erreicht werden: www.ottens 
enmachtplatz.de (zuletzt aufgerufen am 12.12.2023). Die Plattform aus Düsseldorf ist aufruf-
bar unter www.stadtgestalten.duesseldorf-marketing.de (zuletzt aufgerufen am 13.12.2023). 
Siehe zusätzlich zwei exemplarische Zeitungsartikel: „Autos raus – Platz zum Leben“ 
(Knödler 2022) sowie „Die neue Oper – mehr als eine halbe Milliarde nur an Zinsen“ 
(Ruhnau 2023). 
3 Siehe hierzu der DIID Monitor Online-Partizipation unter https://www.monitor-online-par 
tizipation.de/ (zuletzt aufgerufen am 12.12.2023). 

http://www.ottensenmachtplatz.de
http://www.ottensenmachtplatz.de
http://www.stadtgestalten.duesseldorf-marketing.de
https://www.monitor-online-partizipation.de/
https://www.monitor-online-partizipation.de/
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1.2 Partizipation jenseits der „üblichen 
Verdächtigen“? 

Wegmarker der Partizipationsforschung kennzeichnen u. a. die Studierendenbe-
wegung der 1960er und 1970er Jahre und die Diffusion des Internets Ende 
der 1990er und Anfang der 2000er Jahre. Die Online-Partizipationsforschung 
kann demnach auf eine knapp 25-jährige Diskussion zurückblicken (Ruess et al. 
2021; Escher 2013). Während die Studierendenbewegung der 1960er Jahre einen 
turn der klassischen Partizipationsforschung markiert (herausragend beispiels-
weise  ist  die  Studie  der  Political Action Group (Kaase und Marsh 1979)), 
können auch für die Online-Partizipationsforschung wesentliche Momente iden-
tifiziert werden: Dazu zählt die Etablierung sozialer Netzwerke um 2005, der 
US-Präsidentschaftswahlkampf 2008 und 2012, der sich erstmalig durch digi-
tale Wahl-Kampagnen auszeichnet, sowie der US-Wahlkampf 2016, welcher den 
anfänglichen Technikoptimismus durch Phänomene der Fake News oder des Hate 
Speechs ins Gegenteil umkehrt. Das Interesse der Forschung an Modi der poli-
tischen Online-Partizipation zeigt entsprechende Spitzen entlang des zeitlichen 
Verlaufs (Ruess et al. 2021).

Die überwältigende Mehrheit der Bürger:innen sind – abseits von Wahlen – 
politische Trittbrettfahrer:innen und profitieren von Ergebnissen aus Konsultati-
onsverfahren oder sonstigen nicht-elektoralen Partizipationsformen, ohne selbst 
dazu beizutragen. Diese Beobachtung ist weder überraschend noch neu. Milbrath 
(1965) teilte in den 1960er Jahren die amerikanische Bevölkerung nach ihrem 
politischen Engagement in die Gruppen der Apathischen (30 bis 40 Prozent), 
der Konsumierenden (ca. 60 Prozent) und der Aktiven (ca. zwei Prozent) ein. 
Diese Gruppen sind jedoch nicht zufällig über die Bevölkerung verteilt, sondern 
sozial stratifiziert (Milbrath 1965; Milbrath und Goel 1977; Verba et al. 1995). 
Kenntnisse über die sozial bedingte Verteilung politischer Partizipation entspre-
chen weder Zeitgeist noch einer Zeitdiagnose, sondern wurden konstant über 
die vergangenen Jahrzehnte und in unterschiedlichen demokratischen Kontexten 
festgestellt (Schäfer 2012; Böhnke 2011). 

In der gegenwärtigen Forschungsliteratur findet sich u. a. bei Escher (2010), 
Pape und Lim (2019) oder Walgrave et al. (2021) die Bezeichnung der „üblichen 
Verdächtigen“, um politisch aktive Bürger:innen zu charakterisieren. Die „übli-
chen Verdächtigen“ der politischen (Online-) Partizipation weisen einen höheren 
sozioökonomischen Status sowie ein hohes Maß an politischem Wissen und Inter-
esse auf und schätzen sich selbst als fähig und kompetent ein, sich an politischen 
Entscheidungsprozessen zu beteiligen. Darüber hinaus teilen sie zentrale soziode-
mografische Merkmale, verfügen über ein hohes formales Bildungsniveau, sind
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eher männlich und mittleren bis höheren Alters. Im Rückgriff auf die bekannte 
Formel des Civic Voluntarism Models (CVM), handelt es sich hierbei um Bür-
ger:innen, die partizipieren „können“ und „wollen“ (Verba et al. 1995, S. 15). Das 
heißt, die „üblichen Verdächtigen“ verfügen über die entsprechenden Bildungsres-
sourcen wie kognitive, kommunikative oder internetspezifische Fähigkeiten und 
Kompetenzen, haben darüber hinaus Zeit oder Geld und sind politisch invol-
viert, was sich durch ein höheres politisches Wissen oder Interesse ausdrückt. 
Sowohl formales Bildungsniveau als auch politisches Interesse kennzeichnen zwei 
zentrale Faktoren, um politische Partizipation zu erklären (Smets und van Ham 
2013). Ungleiche Beteiligung führt dabei zur ungleichen politischen Repräsen-
tation. Bürger:innen mit einem niedrigen sozioökonomischen Status haben ein 
tendenziell niedrigeres Interesse an Politik und halten sich für politisch weni-
ger einflussreich, sodann ist das Risiko politischer Apathie oder Marginalisierung 
ungleich über die Bevölkerung verteilt. In der Konsequenz, und wie in der Ein-
leitung geschrieben, sind bezüglich der politischen Partizipation Grundsätze der 
politischen Gleichheit verletzt (Lijphart 1997; Verba et al. 1995; Böhnke 2011; 
Schäfer 2012; Elsässer und Schäfer 2023). 

Zu Beginn der 2000er Jahre und mit zunehmender Verbreitung des Internets 
wurde die These formuliert, dass das Internet zu einer stärkeren Partizipation 
bisher unterrepräsentierter Bevölkerungsgruppen führt und damit zur politischen 
Gleichheit beiträgt (Norris 2001; Escher 2013; Jensen 2013). Die Idee der Mobi-
lisierung durch technischen Fortschritt ist nicht neu und wurde bereits in früheren 
Jahrzehnten in Bezug auf Zeitungen, Radio oder Fernsehen formuliert (Coleman 
2009, S. 363). Dennoch verändern sich durch das Internet wesentliche Bedin-
gungen der politischen Partizipation. Insbesondere die Möglichkeit der orts- und 
zeitunabhängigen Beteiligung, die individuelle Barrieren beziehungsweise den 
individuellen Aufwand senkt, sollte zu einer Mobilisierung der Bürger:innen bei-
tragen. Die empirischen Ergebnisse, die für eine Mobilisierung sprechen, sind 
aber eher durchwachsen. Zwar gibt es Hinweise darauf, dass neue Bevölkerungs-
gruppen, zum Beispiel jüngere Menschen, durch das Internet zur Partizipation 
mobilisiert werden oder Geschlechterdifferenzen durch das Internet eher abneh-
men, dennoch sind weiterhin Bürger:innen mit hoher Ressourcenausstattung 
überrepräsentiert (Schlozman et al. 2010; Escher 2013; Ritzi und Wagner 2018; 
Schöttle 2019). Die Normalisierungsthese, wonach Online-Partizipation ähnli-
cher sozialer Stratifikation wie klassischen Partizipationsformen unterliegt, gilt 
mittlerweile als Fixpunkt der empirischen Forschung. Hiernach sind es in erster 
Linie die o. a. „üblichen Verdächtigen“, die sich politisch beteiligen. Abweichun-
gen von der Normalisierungsthese sind dann am ehesten durch unterschiedliche 
Partizipationsformen zu beobachten wie der Online-Partizipation in sozialen
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Netzwerken (Theocharis et al. 2021b). Bereits Verba et al. (1995) weisen darauf 
hin, dass Partizipationsformen unterschiedlichen Restriktionen unterliegen, sodass 
Spenden an politische Parteien eher von finanziellen Ressourcen und andere Parti-
zipationsformen wie der Kontakt von Politiker:innen eher von Bildungsressourcen 
abhängen (Verba et al. 1995, 44 ff.). In der Online-Partizipationsforschung wur-
den teils stark unterschiedliche Operationalisierungen der politischen Beteiligung 
verwendet und erst in den letzten Jahren stärkere Systematisierungen verfolgt 
(Ruess et al. 2021). 

In ihrer Studie Moved to Action argumentiert Hahrie Han (2009), dass die 
Fokussierung auf die Ressourcenausstattung und die politische Involvierung zur 
paradoxen Situation führt, dass nur wenig über die Mobilisierung zur Parti-
zipation politisch unüblicher Bürger:innen bekannt ist. Die Untersuchung der 
Partizipationsmotive könnte zwar konkrete Beweggründe aufdecken, unterliegt in 
der Regel aber einem engen Verständnis, begrenzt auf das politische Interesse, 
Wissen oder Selbstwirksamkeit (Han 2009, S. 3). Seltener betrachtet werden 
dagegen Partizipationsmotive jenseits dieser klassischen politischen Prädisposi-
tionen und die Frage, welche Ziele Bürger:innen mit der Partizipation verfolgen. 
Ansätze zu einer stärkeren Fokussierung auf Motive finden sich beispielsweise 
bei Norris (2002, S. 29) und der Unterscheidung von instrumentellen und nicht-
instrumentellen Zielen. Auch in der bekannten Voice and Equality-Studie von 
Verba et al. (1995, 97 ff.) findet sich ein Kapitel zu kollektiven, selektiven oder 
sozialen Zielen der politischen Partizipation. Beide Ansätze konnten sich aber 
im Forschungsdiskurs bislang nicht durchsetzen. Ausnahmen bilden die Pro-
testforschung unter dem Stichwort Collective Action sowie die Erklärung von 
Parteimitgliedschaft und -aktivität durch das General Incentive Model (Seyd 
und Whiteley 1992; Opp 2001). Studien, die Partizipationsmotive jenseits des 
politischen Engagements untersuchen, sind im Bereich der Online-Partizipation 
beziehungsweise Konsultation hingegen selten (Gustafson und Hertting 2017, 
S. 538). Entsprechende Untersuchungen basieren weitestgehend auf Evaluati-
onsstudien oder Befragungen von Teilnehmer:innen (Aichholzer et al. 2016b; 
Gustafson und Hertting 2017; Aitamurto et al. 2017; Pape und Lim 2019; Font 
et al. 2021). Erkenntnisse über divergierende Motive zwischen den „üblichen Ver-
dächtigen“, die sich am ehesten an Online-Partizipationsverfahren beteiligen, und 
denjenigen, die sich üblicherweise nicht beteiligen, liegen hingegen kaum vor 
(Rottinghaus und Escher 2020; Schöttle 2019).
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Die vorliegende Arbeit identifiziert folgende Forschungslücken: Erstens ist es 
aufgrund unterschiedlicher Konzeptualisierungen notwendig, den Untersuchungs-
gegenstand der Online-Partizipation klar zu definieren, um un-/übliche Wirkungs-
und Mobilisierungsmechanismen aufzudecken. Die Untersuchung fokussiert des-
halb auf Top-down initiierte Online-Konsultationsverfahren. Zweitens führt die 
Fokussierung auf individuelle Ressourcenausstattung und politische Involvierung 
zu Leerstellen, insbesondere bei der Erklärung von Partizipation jenseits der 
„üblichen Verdächtigen“. Angesichts der gesellschaftlichen und wissenschaft-
lichen Relevanz politischer Ungleichheit ist dies überraschend. Dabei besteht 
drittens kaum Forschung zu den spezifischen Beweggründen, Zielen und Motiven, 
die Bürger:innen mit der Online-Partizipation verfolgen. Aus der identifizier-
ten Forschungslücke leitet sich die zentrale Forschungsfrage der vorliegenden 
Arbeit ab: Warum und unter welchen Bedingungen partizipieren Bürger:innen an 
Top-down Online-Konsultationsverfahren, insbesondere diejenigen, die nicht über 
partizipationsrelevante Ressourcen verfügen? 

Die forschungsleitende Frage umfasst drei Teilaspekte: Erstens, welche 
(bewussten oder unbewussten) Ziele, Interessen oder Gründe verfolgen Bür-
ger:innen zur Online-Partizipation? Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, aus 
der Vielzahl möglicher Motive, positive und negative Partizipationsanreize zu 
identifizieren, um ein Anreizmodell für politische Online-Partizipation zu entwi-
ckeln. Zweitens: Unterscheiden sich die „un-/üblichen Verdächtigen“ politischer 
Partizipation hinsichtlich der Prävalenz der identifizierten positiven und negati-
ven Partizipationsanreize? Dazu wird der Kontrast zwischen Bildungsressourcen 
und politischem Interesse betrachtet, um zu überprüfen, ob die Prävalenz zwi-
schen den Bevölkerungsgruppen variiert. Drittens: Welchen Mehrwert bieten 
positive oder negative Anreize, um die Teilnahme an Online-Konsultationen zu 
erklären? Hier wird untersucht, ob die Variation in der Prävalenz verschiedener 
Beteiligungsmotive die Varianz in der Online-Partizipation erklärt. 

1.3 Ein Anreizmodell zur Erklärung politischer 
Online-Partizipation 

Ob Habgier, Eifersucht oder Rache – als Laie im sonntäglichen Fernsehkrimi 
das Tatmotiv zu ermitteln, zählt zu den gesellschaftlich anerkannten Abend-
beschäftigungen. Auch das intendierte Anreizmodell hat das Ziel, Motive der 
Online-Partizipation zu identifizieren. Es ist deshalb notwendig, den Begriff der 
Motivation bereits zu Beginn der Untersuchung einzugrenzen und zu bestimmen.
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Denn die wissenschaftliche Begriffsbestimmung der Motivation ist trotz Alltags-
gebrauch aufgrund zahlreicher Motivationstheorien unscharf.4 So definieren Ryan 
und Deci (2000) Motivation als „to be moved to do something“ (2000, S. 54). 

Eine zentrale Motivationstheorie des Handelns mit Strahlkraft in die soziologi-
sche und politikwissenschaftliche Forschung stellt das Konzept der Bedürfnispy-
ramide nach Abraham Maslow (1943) dar. Hiernach existieren fünf Bedürfnisse in 
hierarchischer Reihenfolge: Physiologische Bedürfnisse, Sicherheitsbedürfnisse, 
soziale Bedürfnisse, Individualbedürfnisse sowie Bedürfnisse zur Selbstverwirkli-
chung. Hiernach folgt Handeln der Bedürfnisbefriedigung. Hierarchisch bedeutet 
in diesem Kontext, dass die Befriedigung physiologischer Grundbedürfnisse die 
Bedingung aller weiteren Bedürfnisse definiert. Rezipiert wird die Maslowsche 
Bedürfnispyramide insbesondere durch Ronhald Ingleharts (1977) Unterschei-
dung von materialistischen und postmaterialistischen Wertorientierungen als 
Baustein des Zusammenhangs von Werten, Wertewandel und Wahlverhalten 
(Inglehart 1977; Wurthmann 2022). 

Weitere Konzeptualisierungen finden sich in der psychologischen oder verhal-
tensökonomischen Forschung. So ist in der Verhaltensökonomie die Unterschei-
dung zwischen extrinsischen und intrinsischen Motiven gängig, um Handeln zu 
erklären: 

Bei der extrinsischen Motivation werden die Anreize von außen gesetzt. Dazu gehören 
Strafandrohungen (negative Sanktionen) und monetäre Belohnungen (positive Sank-
tionen). Intrinsische Motivation geht hingegen von der betrachteten Person selbst aus; 
sie kommt aus dem Inneren. Dazu gehört etwa, etwas einfach zu tun, weil man Freude 
und Spaß daran hat (Frey 1997, S. 7). 

Siegwart Lindenberg (2001a) weist darauf hin, dass die Differenzierung zwischen 
externaler und internaler Motivation mit Max Webers klassischer Unterschei-
dung zwischen zweck- und wertorientiertem Handeln korrespondiert. Beide 
Handlungstypen kennzeichnen gesellschaftliche Integration und soziale Bezie-
hung als Vergesellschaftung. Davon abzugrenzen ist die Vergemeinschaftung, die 
„auf subjektiv gefühlter (affektueller oder traditionaler) Zusammengehörigkeit 
der Beteiligten beruht“ (Weber 1964[1922], S. 29). Eine handlungstheoretische 
Einbettung der Motivation folgt der Abgrenzung von einer soziologischen Frage-
stellung, die in erste Linie kollektive Phänomene adressiert (Diekmann 2020,

4 Im Lexikon zur Soziologie, das qua Selbstverständnis die pointierte Bestimmung zentraler 
Begriffe und Konzepte zum Ziel hat, heißt es zum Handlungsmotiv enttäuschend, „eine ein-
heitliche Definition kann nicht gegeben werden, vielmehr scheinen so viele Definitionen wie 
Motivationstheorien zu existieren“ (Krohne 2020, S. 519). 
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S. 325), zu psychologischen oder sozialpsychologischen Fragestellungen, die 
wenig überraschend eine Vielzahl an Motivationstheorien anbieten (Heckhau-
sen und Heckhausen 2018). Politische Partizipation kann nach Max Weber als 
soziales Handeln definiert werden, das heißt Handeln mit „subjektiven Sinn“, 
das „auf das Verhalten anderer bezogen wird und daran in seinem Ablauf orien-
tiert ist“ (Weber 1964[1922], S. 542). Dadurch ist Partizipation abzugrenzen von 
instinkthaftem oder unterbewusstem Verhalten, sodass die Möglichkeit besteht, 
die „guten Gründe“ der Partizipationsentscheidung (Beyer und Schnabel 2017, 
S. 75), kurzum die Motivation einer Handlung, offenzulegen. Entsprechend der 
Soziologie-Definition Webers, Interdependenzen und (nicht-intendierte) Folgen 
individueller Handlungen in den Mittelpunkt der Untersuchung zu stellen (Raub 
2020, S. 27), werde ich Partizipation im Internet aus der theoretischen Perspektive 
eines Kollektivgutproblems untersuchen (Ostrom 1999; Olson 2004). Die Inter-
dependenz identifiziert dabei den Konflikt zwischen individueller und kollektiver 
Rationalität und ist beispielsweise von einem ethischen Dilemma abzugrenzen 
(Przepiorka 2020). Indem soziale Ordnung als Konsequenz aus Handlungen ana-
lysiert wird, folgt die vorliegende Arbeit dem methodologischen Individualismus 
(Voss 2020, S. 4). 

Politische Partizipation als Beispiel eines Kollektivgutproblems wurde in 
der Forschungsliteratur bereits vielfach und umfänglich betrachtet (Verba et al. 
1995, S. 99; Opp 2001; Beyer und Schnabel 2017, S. 77). Für die notwen-
dige Argumentationsbegründung soll deshalb lediglich die Konsequenz aus der 
Eigenschaft eines Kollektivguts abgeleitet werden: Rationale Akteur:innen profi-
tieren von der Herstellung eines Kollektivguts ohne zur Herstellung beizutragen. 
Da Akteur:innen einer nutzenmaximierenden Entscheidungsregel folgen, kommt 
es nicht zur Herstellung eines Kollektivguts. Das handlungsrelevante Motiv des 
„Trittbrettfahrens“ führt zu diesem sozialen Dilemma (Olson 2004). 

Es ist das Ziel der vorliegenden Arbeit, an den Forschungsdiskurs kollektiven 
Handelns anzuknüpfen, um Bedingungen zur Überwindung eines Kollektivgut-
problems zu identifizieren (Ostrom 1999; Hardin 1982; Olson 2004; Opp 2001). 
Die handlungstheoretische Fundierung der Untersuchung – darauf weisen bereits 
zentrale Begriffe hin – bildet die Verhandlung der Rational Choice Theory (RCT). 
Definitorisches Merkmal der Motivation ist aus RC-Perspektive die Annahme 
über die Realisierung von Nutzen: Handeln ist demnach ziel- beziehungsweise 
zweckgebunden und stets nutzenmaximierend (Opp 1999, 2001). Durch den 
Rückgriff auf eine „weite“ Version der RCT wird Handeln nicht ausschließ-
lich auf die Realisierung strikten Eigeninteresses zurückgeführt, sondern auch 
auf soziale oder moralische Anreize (Opp 1999). Die „weite“ RCT wird auch
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für die vorliegende Arbeit zur Identifizierung eines empirischen Anreizmodells 
verwendet. 

Auf den Untersuchungsgegenstand bezogen lautet das Argument der RCT, 
dass die Partizipationsbereitschaft entlang der Kosten-Nutzen-Erwartung variiert. 
Bürger:innen nehmen an Online-Konsultationsverfahren teil, wenn sie hierdurch 
Vorteile erwarten, die den Aufwand zur Teilnahme übersteigen. Während ein 
kollektives Interesse an einer hinreichend großen Beteiligungsquote an Partizipa-
tionsverfahren besteht, unterliegt die individuelle Partizipationsbereitschaft einem 
Anreizdilemma, dem Trittbrettfahrer:in-Motiv. Hieran schließt sich die Frage an, 
welche positiven oder negativen Anreize die Handlungsentscheidung zur Online-
Partizipation beeinflussen: Für verschiedene Partizipationsformen wie die Wahl, 
Parteimitgliedschaft und -engagement oder politischen Protest, wurde bereits 
gezeigt, dass unterschiedliche positive oder negative Anreize die Partizipation 
beeinflussen und einen relevanten Erklärungsbeitrag leisten (Seyd und Whiteley 
1992; Opp und Finkel 2001; Klein 2006). Jedoch existiert in der Forschung kein 
allgemeingültiges Anreizmodell und auch entsprechende empirische Ergebnisse 
(mit wenigen Ausnahmen z. B. Gerl et al. (2018)) zur Online-Partizipation fehlen. 
Ziel der Arbeit ist demnach die Entwicklung eines allgemeinen Anreizmodells, 
um ein empirisches Anreizmodell zu identifizieren und am Untersuchungsgegen-
stand der politischen Online-Konsultation zu überprüfen. Damit wird zum einen 
ein Beitrag zur Erklärung von Partizipation jenseits der „üblichen Verdächtigen“ 
geleistet, zum anderen werden Erkenntnisse zur Erklärung von Handlungen aus 
RC-Perspektive angeboten. 

1.4 Aufbau der Arbeit 

In den vorangegangenen Kapiteln wurden die Relevanz des Untersuchungs-
gegenstandes politischer Online-Konsultationsverfahren für Öffentlichkeit und 
Wissenschaft sowie der theoretische Rahmen der Arbeit skizziert. Im Folgenden 
wird das weitere Vorgehen erläutert. 

Kapitel 2 stellt den Forschungsstand vor. Hierbei liegt der Fokus auf dem Rol-
lenverständnis von Bürger:innen in drei ausgewählten Demokratietheorien; der 
Definition und Systematisierung politischer Online-Partizipation zur Bestimmung 
des Untersuchungsgegenstandes sowie der Konzeption politischer Gleichheit und 
Repräsentation. Das Kapitel schließt mit einer Betrachtung der lokalen Ebene 
als „Schule der Demokratie“ ab. In Kapitel 3 wird der theoretische Rahmen



12 1 Einleitung – Das Dreiecksverhältnis von Demokratie …

zur Entwicklung eines Anreizmodells erarbeitet. Dies schließt die Auseinander-
setzung mit theoretischen Prämissen der Rational Choice Theory ein. Hiernach 
werden zwei Erklärungsmodelle vorgestellt: Das Civic Voluntarism Model (Verba 
et al. 1995) als Ankerpunkt der gegenwärtigen Partizipationsforschung sowie 
Erklärungsmodelle, die unter dem Begriff Collective Action gefasst werden. Die 
Diskussion ermöglicht die Identifizierung positiver und negativer Partizipati-
onsanreize, die im Anschluss in ein vorläufiges und allgemeines Anreizmodell 
politischer Partizipation überführt werden. Zur empirischen Überprüfung wird das 
Anreizmodell in einem Wirkungszusammenhang zwischen Bildungsressourcen/ 
politischen Prädispositionen und politischer Online-Partizipation verortet. Hier-
nach werden drei zentrale Hypothesen abgeleitet: Die Prävalenzhypothese (H1) 
zur sozialstrukturellen Verankerung des Anreizmodells; die Anreizhypothese (H2) 
als Erklärung politischer Online-Partizipation sowie die Strukturhypothese (H3) 
zur Überprüfung der sozialen Stratifikation von Online-Partizipationsverfahren. 
Anschließend wird in Kapitel 4 die Datenerhebung beschrieben und die zentra-
len Variablen operationalisiert. Die Datengrundlage basiert auf Zufallsstichproben 
in fünf Kontexten und einer postalischen Befragung von Bürger:innen. Die 
Fallzahl der kumulierten Stichprobe beträgt N = 1.504. Die Befragungen 
beinhalten eigene und speziell für die vorliegende Untersuchung entwickelte 
Frageitems zu positiven und negativen Partizipationsanreizen. Das Erhebungsde-
sign und die Frageformulierungen ermöglichen es zudem, nicht nur variierende 
Partizipationsmotive zwischen verschiedenen Gruppen der Teilnehmenden an 
Online-Konsultationsverfahren darzustellen, sondern auch Vergleiche mit Bür-
ger:innen, die nicht daran teilnehmen. In allen Erhebungskontexten wurden 
zusätzlich konkrete Online-Konsultationsverfahren durchgeführt, und die Teilneh-
menden wurden im Anschluss zu den Gründen für ihre Partizipation befragt (N = 
255). Diese Stichprobe wird genutzt, um die zentralen Ergebnisse der empirischen 
Analyse zu validieren. 

In Kapitel 5 erfolgt die empirische Analyse. Zunächst wird die deskriptive Ver-
teilung zentraler Variablen vorgestellt. Die Analysestrategie sieht drei getrennte 
Schritte vor und kombiniert sowohl ein exploratives als auch hypothesentestendes 
Vorgehen. Im ersten Schritt wird eine explorative Faktorenanalyse durchgeführt. 
Auf Grundlage der Ergebnisse wird ein modifiziertes, empirisches Anreizmo-
dell zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren identifiziert. Anschließend 
werden die intendierten Wirkungszusammenhänge zwischen den empirischen 
Anreizen und der Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren spezifiziert. Die-
ses Vorgehen folgt der Logik, zunächst allgemeine Anreiztypen zu ermitteln, 
um anschließend und empirisch informiert diejenigen Anreize zu explorieren,
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die gemeinsam variieren und Handlungsgründe (oder -hindernisse) zur Teil-
nahme an Online-Konsultationsverfahren darstellen. Im zweiten Schritt werden 
die so identifizierten Anreiztypen eines modifizierten Anreizmodells endogeni-
siert und überprüft, ob die „üblichen Verdächtigen“ Vorteile der Partizipation 
stärker und Nachteile schwächer wahrnehmen. Im dritten Schritt wird der Ein-
fluss des Anreizmodells sowie die Zugehörigkeit zur Gruppe der „un-/üblichen 
Verdächtigen“ auf die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren mittels logis-
tischer Regressionsmodelle geschätzt. Zur Kreuzvalidierung der Befunde wird im 
Anschluss eine konfirmatorische Faktorenanalyse auf Grundlage der Stichprobe 
aus der Nachbefragung durchgeführt, um die Güte des modifizierten Anreiz-
modells zu überprüfen. Die Ergebnisse der empirischen Analyse werden in 
Kapitel 6 diskutiert und Implikationen für die Untersuchung politischer Online-
Partizipation erarbeitet. Zusätzlich werden Limitationen der Arbeit sowie die 
Generalisierbarkeit der Befunde kritisch eingeordnet. Die Arbeit schließt in Kapi-
tel 7 mit einer Zusammenfassung der wesentlichen Befunde, einer Skizzierung 
potentieller Forschungsdesiderate sowie einer Diskussion über die Bedeutung der 
Arbeit für die politische Soziologie ab. 

Die Ergebnisse der Arbeit tragen einerseits zur empirischen Partizipations-
forschung bei, indem Erklärungsfaktoren jenseits der klassischen Ressourcenaus-
stattung und politischer Involvierung näher untersucht werden. In dieser Hinsicht 
besteht ein mangelndes Verständnis in der Forschung bezüglich Partizipations-
motiven und -erwartungen der Bürger:innen in Bezug auf politischen Online-
Konsultationsverfahren (Gustafson und Hertting 2017). Andererseits werden 
Aspekte der normativen Partizipations- und Demokratieforschung berücksichtigt, 
die Herausforderungen politischer Un-/Gleichheit und Repräsentation konstatie-
ren. Wenngleich der Bezugsraum der Untersuchung (auch aufgrund rechtlicher 
Rahmenbedingungen für extra-repräsentative Beteiligungsformen) auf die Bun-
desrepublik Deutschland begrenzt ist, sollten die Ergebnisse prinzipiell auch über 
diesen Kontext hinaus informativ sein. So werden Online-Konsultationsverfahren 
in verschiedenen demokratischen Ländern durchgeführt, die sich allesamt mit 
ähnlichen Herausforderungen der ungleichen Partizipation konfrontiert sehen 
(Aitamurto et al. 2017; Gustafson und Hertting 2017; Pape und Lim 2019; Font 
et al. 2021). 

Partizipation wird in dieser Arbeit immer als demokratische Partizipation unter 
den Prämissen von Gleichheit, Emanzipation und Antidiskriminierung verstan-
den. Daher endet das Kapitel wie es begonnen hat mit einem Zitat des Soziologen 
Kollocks:
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As a final note, it is important to point out that a cooperative group is not always 
a good thing for the wider society. The very same economies that enable people to 
collaboratively build software and plan school improvements also makes it easier for 
violent and racists groups to organize and collaborate. To the extent one wishes to 
fight against such groups, then the lessons of this chapter need to be turned on their 
heads in order to discourage group cooperation (Kollock 1999, S. 234). 

Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Inter-
national Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, welche 
die Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem 
Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle 
ordnungsgemäß nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifügen und angeben, 
ob Änderungen vorgenommen wurden. 

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben-
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts 
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Com-
mons Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt 
ist, ist für die oben aufgeführten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des 
jeweiligen Rechteinhabers einzuholen.

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de


2Forschungsstand – Die (persistente) 
Krise der Demokratie und politische 
(Online-) Partizipation 

Unsere Hoffnung heute ist die Krise 

(Bertolt Brecht, Interviews 1926–1956) 

Dieses Kapitel hat das Ziel, das Verhältnis zwischen Demokratie, Partizipa-
tion und Internet zu diskutieren, bevor spezifische Aspekte der politischen 
Online-Konsultationsverfahren wie die Verortung im politischen System ange-
führt werden. Zuvorderst ist der Zusammenhang zwischen Partizipation und 
Demokratie offensichtlich, denn ein Mindestmaß politischer Partizipation, wie 
die Teilnahme an Wahlen, ist eine Voraussetzung der Demokratie (van Deth 2009, 
S. 141). 

In der Forschungsliteratur wird die Auseinandersetzung mit „demokratischen 
Innovationen“ (Smith 2009) mehrheitlich mit der Feststellung einer demokrati-
schen Krise begründet (Levitsky und Ziblatt 2018; Dryzek et al. 2019; Przeworski 
2020; Schäfer und Zürn 2021). Eine Krise ist nach Adam Przeworski (2020) „eine 
Situation, die definitionsgemäß nicht von Dauer sein kann, da eine Entscheidung 
fallen muss. Eine solche Situation entsteht, wenn der Status quo unhaltbar gewor-
den ist, jedoch noch kein Ersatz dafür bereitsteht“ (Przeworski 2020, S. 20).1 

Die zeitliche Beschränkung als definitorisches Merkmal erscheint problematisch, 
schließlich wird der Krisendiskurs – in Öffentlichkeit und Wissenschaft – seit 
vielen Jahrzehnten geführt. Lediglich die Zeitspanne nach dem Zusammenbruch

1 „Krise“ stammt vom altgriechischen Wort krísis ab und kann als „Entscheidung“ übersetzt 
werden. 

© Der/die Autor(en) 2025 
M. Wähner, Die „guten Gründe“ politischer Partizipation im Internet, 
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der Sowjetunion und die (häufig verkürzt dargestellte) These vom „Ende der 
Geschichte“ (Fukuyama 1992) bilden eine kurzzeitige Ausnahme. Hiernach setzt 
der Postdemokratie-Diskurs ein (Merkel 2015b). Wolfgang Merkel folgert, dass 
„die Rede von der Krise der Demokratie […] so alt wie diese selbst [ist] (2015b, 
S. 7). Freilich ist es nicht das Ziel der vorliegenden Arbeit, den entsprechenden 
Diskurs der Krise der Demokratie neu aufzurollen. Dennoch sollte die mahnende 
Beobachtung von Przeworski nicht ungeachtet bleiben, dass in etablierten Demo-
kratien historisch singuläre Bedingungen zu erkennen sind, die eine Gefahr für 
die Demokratie und demokratisches Regieren darstellen (2020, S. 11; Levitsky 
und Ziblatt 2018). 

Entlang des Diskurses finden sich unterschiedliche (empirische) Krisensym-
ptome (Merkel 2015a), u. a. eine tendenziell sinkende Wahlbeteiligung (Norris 
2002), ein Rückgang der Parteimitgliedschaft und -bindung (Beyme 2000; Klein 
2006; Niedermayer 2018) sowie sinkendes Vertrauen in politische Institutio-
nen (Eder und Reinl 2022). Insbesondere konstatieren Zeitdiagnosen wie die 
bereits thematisierte These der Postdemokratie nach Colin Crouch (2008) oder 
die These der demokratischen Regression von Armin Schäfer und Michael Zürn 
(2021) den westlich-repräsentativen Demokratien Legitimationsdefizite. Letztere 
führen beispielsweise den Erfolg rechts-autoritärer und populistischer Parteien 
auf Repräsentations- und in der Konsequenz auf Legitimitätsdefizite des politi-
schen Systems und seiner Akteure und Institutionen zurück. Als Gegenmaßnahme 
zu diesen Krisensymptomen rekurrieren die beiden Autoren auf den bekannten 
Spruch Willy Brandts „mehr Demokratie wagen“. Plädiert wird für eine stär-
kere Top-down Beteiligung der Bürger:innen an den politischen Institutionen 
(Schäfer und Zürn 2021). In eine ähnliche Stoßrichtung zielt der Postdemokratie-
Diskurs, der durch die Neuauflage Postdemokratie revisited eine ernüchternde 
Bilanz zieht und eine Verstärkung von demokratischen Erosionsprozessen fest-
stellt (Crouch 2021). Die These der Postdemokratie besagt, dass ökonomische 
Interessen zunehmend Institutionen und Prozesse der politischen Entscheidungs-
findung beeinflussen und demokratische Normen und Werte unterminieren (Ritzi 
2016, 200 ff.; Crouch 2008, 10 ff.).2 Crouch verdeutlicht diese Entwicklung am 
Beispiel der – wortwörtlichen – Vermarktung des Wahlkampfes:

2 Crouch versteht ökonomische Interessen als Ausdruck neoliberaler Ideologie. Die Ver-
wendung des Begriffs „Neoliberalismus“ ist allerdings problematisch (Ritzi 2016, S. 216). 
Passender ist der Begriff des Ordoliberalismus. Hierbei besteht die Funktion der Politik in der 
Kontrolle marktspezifischer Regeln und – falls notwendig – zum Schiedsspruch. Der politi-
sche Gestaltungsspielraum ist dementsprechend eng eingefasst. Diese Beobachtung ist auch 
Ausgangspunkt von Schäfer und Zürn (2021). 
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Der Begriff [Postdemokratie] bezeichnet ein Gemeinwesen, in dem zwar nach wie vor 
Wahlen abgehalten werden, Wahlen, die sogar dazu führen, daß Regierungen ihren 
Abschied nehmen müssen, in dem allerdings konkurrierende Teams professioneller 
PR-Experten die öffentliche Debatte während der Wahlkämpfe so stark kontrollieren, 
daß sie zu einem reinen Spektakel verkommt, bei dem man nur über eine Reihe von 
Problemen diskutiert, die die Experten zuvor ausgewählt haben (Crouch 2008, S. 10). 

Krisensymptom der Postdemokratie ist hiernach nicht der Rückgang formaler 
Rechte, beispielsweise des allgemeinen Wahlrechts, sondern die praktische Rolle 
der Bürger:innen innerhalb demokratischer Entscheidungsfindungsprozesse: „Die 
Mehrheit der Bürger spielt dabei eine passive, schweigende, ja sogar apathische 
Rolle, sie reagieren nur auf die Signale, die man ihnen gibt“ (Crouch 2008, S. 10). 
Auch wenn Losung und Lösung im Vergleich zu Schäfer und Zürn nicht trenn-
scharf sind, rückt Crouch soziale Bewegungen (in erster Linie die Klimaschutz-
und die feministische Bewegung) als Bottom-up Partizipation in den Vordergrund, 
um Institutionen „aufzurütteln“ (Crouch 2021, S. 250). Exemplarisch wurden die 
Diagnosen zur Postdemokratie und zur demokratischen Regression aufgeführt, 
weil beide stellvertretend für eine Vielzahl von Autor:innen, welche die Auswei-
tung und Stärkung politischer Partizipation als Ausweg aus einer „demokratischen 
Malaise“ betrachten (Geißel 2009), stehen. 

Im nächsten Kapitel wird das Rollenverständnis der Bürger:innen aus drei 
demokratietheoretischen Perspektiven betrachtet: Der deskriptiv-repräsentativen, 
der partizipatorischen und der deliberativen Demokratietheorie. Hiernach wird 
politische Online-Partizipation definiert und verschiedene Systematisierungen der 
unterschiedlichen Partizipationsformen (Online und Offline) vorgestellt. Dies 
ist die Grundlage für die Einordnung des Untersuchungsgegenstandes poli-
tischer Online-Konsultationsverfahren. Dazu werden zentrale Charakteristiken 
der Online-Konsultation erarbeitet und gegenüber weiteren Formen der Bür-
ger:innenbeteiligung abgegrenzt. Im nächsten Kapitel wird politische Partizipa-
tion aus der Perspektive der politischen und sozialen Ungleichheit betrachtet. 
Ziel des Kapitels ist die Vorstellung des Konzepts der deskriptiven Reprä-
sentation, um anschließend empirische Befunde zur Stratifikation politischer 
Online-Partizipation einzuordnen. Anschließend wird die relevante Forschungs-
literatur zur Online-Konsultation vorgestellt. Da Online-Konsultationsverfahren 
in erster Linie auf kommunaler beziehungsweise lokaler Ebene durchgeführt 
werden, wird diese abschließend als „Schule der Demokratie“ und günstige 
Gelegenheitsstruktur der Online-Partizipation betrachtet.
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2.1 Die Rolle der Bürger:innen in der Demokratie: 
Gegensätze in deskriptiven und normativen 
Demokratietheorien 

Im folgenden Kapitel wird politische Partizipation in Bezug zu demokratietheore-
tischen Überlegungen gesetzt. Dadurch wird ein demokratietheoretischer Rahmen 
gespannt, in den die weitere Arbeit eingebettet ist. Kein Zweifel besteht dar-
über, dass Demokratie und Partizipation unweigerlich miteinander einhergehen. 
Jan W. van Deth bringt den Zusammenhang auf die Formel: „Wer Demokra-
tie sagt, meint Partizipation“ (van Deth 2009, S. 141). Auch Oscar W. Gabriel 
(1988) unterstreicht die Bedeutung: „In einer repräsentativen Demokratie wie der 
Bundesrepublik Deutschland bildet die Beteiligung der Bevölkerung an der Wahl 
der Parlamente sowohl normativ als auch faktisch das Kernstück des Partizipa-
tionssystems“ (Gabriel 1988, S. 4). Wahlen – auf unterschiedlichen Ebenen des 
politischen Systems – ermöglichen den Bürger:innen den Ausdruck politischer 
Präferenzen und den Einfluss auf die Zusammensetzung des Parlaments. Partizi-
pation ist demnach ein Mittel, um politischen Willen zu offenbaren und politische 
Entscheidungen zu legitimieren. Faktisch ist die Wahlbeteiligung ein relevan-
ter Indikator für die tatsächliche Partizipation der Bevölkerung am politischen 
Entscheidungsprozess. Zur Disposition steht somit weniger die Notwendigkeit 
der Partizipation, sondern vielmehr Umfang und Ausmaß der Teilhabe von Bür-
ger:innen an der politischen Entscheidungsfindung (Pateman 1970; Barber 1984; 
Warren 1992). 

Eine Minimaldefinition der Demokratie findet sich bei Joseph Schumpeter 
(2005), wonach die politische Teilhabe im Wesentlichen auf den nationalen Wahl-
akt begrenzt ist, der als Rekrutierungsmethode der politischen Elite fungiert. 
Wie später insbesondere von Anthony Downs (1957) aufgegriffen, gleicht das 
politische System den Marktregeln von Angebot und Nachfrage. Responsivität 
wird durch konkurrierende Parteien beziehungsweise durch Wahl oder Abwahl, 
das heißt einer Verdrängung vom Markt, hergestellt.3 Zwar ist ein Minimum 
der Wahlbeteiligung notwendig, Wahlenthaltung müsse allerdings nicht zwingend 
als Krisensymptom aufgenommen werden. Nach Schumpeter sei der ordinary 
man nicht in der Lage, komplexe politische Prozesse und Zusammenhänge zu 
überblicken, um eine informierte Entscheidung zu treffen. Die Funktion der Bür-
ger:innen innerhalb der Demokratie reduziert sich demnach auf die Auswahl 
und Kontrolle der politischen Elite durch die Teilnahme an Wahlen (Schumpeter

3 Zur theoretischen Fundierung und Funktion der Bürger:innen, siehe Principal-Agent-
Theory. 
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2005; Schmidt 2019, 174 ff.). Auch wenn es keiner populären Position innerhalb 
der Partizipationsforschung entspricht, so können gewichtige Argumente gegen 
extra-repräsentative politische Partizipation angeführt werden. In der Konsequenz 
werden nämlich Planungsprozesse, die durchaus auf politischer Abwägung, Inter-
essenausgleich und Gemeinwohl basieren, aus der Hand der Verwaltung, in 
die Hände der Bürger:innen übertragen, inklusive Kooperationsproblemen und 
Stratifikation der politisch Aktiven. Anders formuliert: Infrastrukturelle Entschei-
dungen einer zwar langsamen, aber dennoch sorgsamen Verwaltungsmaschinerie 
werden an egoistische Bürger:innen, die Entscheidungen lediglich am Eigeninter-
esse ausrichten, übertragen, sodass sich der Handlungsspielraum für Kommunen 
verringert (Bogumil und Holtkamp 2006, S. 193). Auf der Individual- bezie-
hungsweise Handlungsebene offenbart sich das Eigeninteresse schließlich als 
Not-In-My-BackYard-Problem (Frey 1997; Radtke 2022).4 

Es erscheint zielführend, eine deskriptive und beteiligungsskeptische Demo-
kratietheorie mit Theorien zu kontrastieren, die Teilhabe in den Mittelpunkt 
der Argumentation rücken. Hierzu zählen partizipatorische und/oder deliberative 
Demokratietheorien, die politische Partizipation zuvorderst als gesellschaftlich 
integrativ und als Grundvoraussetzung demokratischer Werte und Normen verste-
hen (Barber 1984; Pateman 1970). Das Bild der Bürger:innen in einer Demokratie 
unterscheidet sich dabei grundlegend vom ordinary man.  In  Participation and 
Democratic Theory unterstreicht Carole Pateman (1970) einerseits die Rolle 
politischer Partizipation, um den Zusammenhang zwischen individuellen und kol-
lektiven Interessen offenzulegen (eine Perspektive, die in der Minimaldefinition 
abgelehnt wird), andererseits das didaktische Potential, um Vertrauen zu demo-
kratischen Prozessen und demokratischen Fähigkeiten zu erlernen: „The major 
function of participation in the theory of participatory democracy is therefore an 
educative one, educative in the very widest sense, including both the psycholo-
gical aspect and the gaining of practice in democratic skills and procedures“ 
(Pateman 1970, S. 42). Politische Partizipation erfüllt hiernach eine erziehe-
rische beziehungsweise didaktische Funktion, um politische Selbstwirksamkeit 
zu erlernen (Pateman 1970; Mansbridge 1995). Aus der empirischen Forschung 
ist die politische Selbstwirksamkeit, als Fähigkeit und Wahrnehmung politischer 
Responsivität, ein wesentlicher Erklärungsfaktor zur Partizipation (Steinbrecher 
2009). Politische Partizipation und partizipative Demokratietheorie können im 
Verhältnis eines „mutually stimulating effect“ (Quintelier und van Deth 2014, 
S. 153) interpretiert werden. Während Schumpeter Bürger:innen grundsätzlich

4 Dieses Problem ist insbesondere dann virulent, wenn viele von einem Kollektivgut profi-
tieren, aber nur wenige die Kosten dafür tragen müssen, siehe Thewes 2018. 
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als uninteressiert, schlecht informiert und wenig kompetent betrachtet, ist dies aus 
Patemans Sicht kein Naturzustand, sondern durch Sozialisierung und Institutiona-
lisierung der Partizipationsmöglichkeiten veränderbar: „We do learn to participate 
by participating“ (Pateman 1970, S. 105).5 

Zunächst gehe ich auf die Begründung einer partizipatorischen Demokratie-
theorie ein, die die Wirkung der Partizipation in das Zentrum des Erkenntnisin-
teresses rückt. Auf zwei Schwergewichten der politischen Theorie – Jean-Jacques 
Rousseau und John Stuart Mill – baut Pateman die Argumentation einer partizipa-
tiven Demokratie auf. Partizipation nimmt im Gesellschaftsvertrag von Rousseau 
eine wesentliche und vollumfängliche Rolle ein. Demokratie beruht, in der radi-
kalen Lesart, auf der direkten und unmittelbaren politischen Entscheidungshoheit 
durch das Volk.6 Repräsentation wird dagegen abgelehnt (Fraenkel 2015, S. 282– 
283). Zwei Thesen lassen sie hiernach aufführen: Erstens garantiert nur der 
direkte Einbezug in die Entscheidung die Durchsetzung individueller Interes-
sen. Zweitens legitimiert die direkte Entscheidung das Ergebnis eines politischen 
Prozesses (Teorell 2006, S. 804). Rousseaus Gesellschaftsvertrag stellt hiernach 
eine „radikale Theorie der Volkssouveränität“ in Abgrenzung zur repräsentati-
ven Demokratie dar (Schmidt 2019, 67 ff.). Die Argumentation Patemans (1970) 
zielt auf eine Unterscheidung zwischen einer partizipativen und einer (defizi-
tären) repräsentativ-liberalen Demokratie. Die Autorin plädiert zwar für eine 
umfängliche Ausweitung politischer Partizipationsmöglichkeiten, aber nicht für 
die Abschaffung einer repräsentativen Demokratie. Im Vergleich zur vorherigen 
Diskussion, nämlich der Kontrollfunktion aus Eigeninteresse, geht es hierbei um 
die Frage eines Gemeinwohls beziehungsweise Kollektivinteresses, im Terminus 
von Rousseau eines volonté générale. Das Interesse bezüglich der Forschungs-
frage besteht in der diskutierten Funktion politischer Partizipation: „As a result 
of participating in decision making the individual is educated to distinguish 
between his own impulses and desires, he learns to be a public as well as a 
private citizen“ (Pateman 1970, S. 25). Partizipation ist demnach Voraussetzung

5 Pateman thematisiert in erster Linie den Zusammenhang zwischen partizipatorischer 
Arbeitsorganisation und politischer Partizipation über die Erfahrung der Selbstwirksamkeit 
am Beispiel der Selbstverwaltung jugoslawischer Arbeiter:innen. Eine institutionalisierte 
Mitbestimmung der Arbeit ist – entlang der Argumentation Patemans – Voraussetzung politi-
scher Mitbestimmung. Bei der Rekonstruktion der Argumentation werde ich mich allerdings 
auf die Funktion und Rolle der Partizipation konzentrieren und weitere Aspekte, wie die 
Demokratisierung von Arbeit und Kapital, weitestgehend außen vorlassen. Dies schließt in 
erster Linie die Diskussion zum Gildesozialismus nach George D. H. Cole ein (1913, 1921), 
auf die Pateman Bezug nimmt. 
6 Die wohl umfänglichste Kritik an der Annahme einer Volkssouveränität im Allgemeinen 
und Rousseau im Speziellen, siehe Fraenkel 2015. 
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für Kollektivinteressen und erfüllt zugleich die Funktion zur Herstellung von 
Kollektivinteressen. 

Im Anschluss an Rousseau diskutiert die Autorin John Stuart Mill. Teilhabe 
respektive Partizipation ist Voraussetzung, um demokratische Werte, Normen und 
Tugenden zu erlernen. Die lokale Ebene nimmt hierbei eine zentrale Rolle ein. In 
Mills Argumentation (mit Verweis auf Alexis de Tocqueville) findet sich dort ein 
demokratietheoretisches Argument der lokalen Partizipation: „We do not learn to 
read or write, to ride or swim, by being merely told how to do it, but by doing 
it, so it is only by practising popular government on a limited scale, that the 
people will ever learn how to exercise it on a larger“ (Pateman 1970, S. 31). 
Eine Funktion der Partizipation stellt bei Mill die Förderung des Allgemeinwohls 
und ein Verantwortungsgefühl für die Allgemeinheit dar. Das Kernmotiv kenn-
zeichnet auch hier die Überwindung von individuellen zugunsten von kollektiven 
Interessen (Seim 2021, S. 103). 

Das Motiv einer „starken“ Demokratie, basierend auf dem Gemein- und All-
gemeinwohl, findet sich, aufbauend auf den Arbeiten von Carole Pateman, später 
insbesondere bei Benjamin Barber (1984) wieder. Die Begründung politischer 
Partizipation impliziert die Herausbildung kollektiver Interessen aus partiellen 
oder individuellen Interessen (Barber 1984, S. 151). Zugleich nimmt Barber 
Bezug auf die Unterscheidung Patemans zur pseudo, partiellen und vollständigen 
Partizipation (siehe Abschnitt 2.2.1). Die Unterscheidung kulminiert in der Recht-
fertigung einer „strong democracy“ gegenüber eine „thin democracy“, die Barber 
im liberal-repräsentativen System erkennt und die die Rolle der Bürger:innen auf 
Wahlen begrenzt (Seim 2021, S. 105). 

Im Zusammenhang zur partizipativen Demokratie wird für gewöhnlich die 
deliberative Demokratietheorie diskutiert, wenngleich begründbare Unterschiede 
zwischen beiden Theorietraditionen bestehen (Schmidt 2019, S. 229), so kön-
nen zwei zentrale Gemeinsamkeiten identifiziert werden: Erstens stimmen beide 
Theorien den Mehrwert der Teilhabe und Partizipation der Bürger:innen zu, wie 
folgendes Zitat betont: „If democracy is a good thing […], then more democracy 
should presumably be an even better thing“ (Dryzek 1996, S. 475). Freilich ent-
springt diese Aussage eher einer Behauptung als einer Begründung, unterstreicht 
allerdings die inklusive Rolle der Bürger:innen. Zweitens gehen beide Theorien 
von einem positiven Effekt politischer Partizipation für die Demokratie respektive 
demokratische Qualität aus. Auch in der deliberativen Theorie führt Partizipation 
zur Erfahrung der Selbstwirksamkeit als Voraussetzung zur Entwicklung demo-
kratischer Einstellungen und Werte, einer stärkeren Gemeinwohlorientierung oder 
höherer Legitimität der politischen Entscheidung (Frieß und Porten-Cheé 2018, 
S. 7; Frieß und Eilders 2015, S. 322).
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Interessant für die vorliegende Forschungsarbeit ist die deliberative Demo-
kratietheorie aufgrund der kommunikativen Verankerung und der dezidierten 
Abgrenzung der Konsultationsverfahren von aggregations- und wahlzentrierten 
Entscheidungsprozessen (Frieß und Eilders 2015, S. 321–322; Bächtiger et al. 
2018, S. 2). Als prägender Theoretiker, insbesondere in der deutschsprachigen 
Forschungsliteratur, ist Jürgen Habermas anzuführen. Die Überlegenheit der Deli-
beration kommt dabei in der „idealen Sprechsituation“ und dem „zwangslosen 
Zwang zum besseren Argument“ zur Geltung (Habermas 1971). Die Rationali-
tät der Kommunikation wird als wesentliche Legitimationsressource aufgefasst 
und definiert den Kern der Theorie. Eine Minimaldefinition von Deliberation 
beinhaltet die wechselseitige Kommunikation auf der Grundlage des Abwä-
gens und Reflektierens von Präferenzen, Werten und Interessen mit Bezug auf 
ein kollektives Interesse. Der Praxis der Deliberation wird in einer deliberati-
ven Demokratietheorie ein zentraler Stellenwert eingeräumt, wenngleich weitere 
Bedingungen hinzu zu zählen sind (Bächtiger et al. 2018, S. 2). Die Funktion der 
deliberativen Praxis entspricht der konsensualen Entscheidungsfindung, die sich 
durch hohe epistemische Qualität auszeichnet und in der Konsequenz zur Akzep-
tanz und Legitimität der Entscheidung führt (Escher et al. 2017, S. 137). Als 
normative Demokratietheorie basiert die Deliberation auf kategorischen Sollens-
Erwartungen, die Bedingungen zur deliberativen Entscheidungsfindung definieren 
und zugleich die Legitimitätsgrundlage darstellen. Zuweilen als „fuzzy concept“ 
kritisiert (Frieß und Eilders 2015, S. 321), werden in der Forschungsliteratur 
unterschiedliche Ansprüche an einen deliberativen Diskus gestellt: Dazu zäh-
len u. a. der gegenseitige Respekt und Wertschätzung; die sachliche, begründete 
und fundierte Argumentation; die Konsens- und Kompromissorientierung sowie 
Gleichberechtigung und Inklusion unabhängig vom sozialen Status, Geschlecht, 
Herkunft oder weiteren sozioökonomischen oder demografischen Merkmalen 
(Frieß und Eilders 2015; Bächtiger et al. 2018; Frieß und Porten-Cheé 2018; 
Steenbergen et al. 2003). Dabei unterliegen diese Ansprüche einer stetigen Ent-
wicklung, informiert und diskutiert auf Basis empirischer Befunde (Bächtiger 
et al. 2018, S. 5). Entlang der zentralen Bedingungen kann ein deliberativer 
Diskurs zur Stärkung der Demokratie und zur Bewältigung gesellschaftlicher 
Herausforderungen beitragen, denn: Durch den deliberativen Diskurs setzen sich 
nicht Vorschläge oder Ideen auf der Grundlage von Machtverhältnissen, sondern 
auf der Grundlage von Qualität und Argumentation durch (Eilders und Gerlach 
2022, S. 24). 

Nichtsdestotrotz bezieht sich die gängige Kritik auf den hohen Anspruch 
deliberativer Kommunikation, die weniger inkludierend als vielmehr exkludie-
rend wirkt, sodass in erster Linie ressourcenstarke und statushohe Bürger:innen
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von deliberativen Beteiligungsverfahren profitieren (Bächtiger et al. 2018; Hall 
2007; Young 2001). Während die frühe Deliberationsforschung insbesondere 
den Rationalitätsbegriff eng fasste, werden in gegenwärtigen Diskussionen auch 
Emotionen als Aspekt der deliberativen Kommunikation verstanden, um dieser 
Kritik zu begegnen (Bächtiger et al. 2018). Unterschieden wird dabei zwischen 
Deliberation Typ 1 und Deliberation Typ 2: Während Typ 1 einem engen Ratio-
nalitätsbegriff entlang der Habermaschen Diskursethik folgt, inkludiert Typ 2 
auch Formen der Narration, Emotion und Humor (Bächtiger et al. 2010; Esau 
et al. 2019; Nienhaus und Mütschele 2022). Ferner wird kritisiert, dass das deli-
berative Demokratiemodell gesellschaftliche Machtstrukturen und -verhältnisse 
unterschlägt (Shapiro 1999; Schäfer und Merkel 2020; Young 1996), sodass „so-
zial privilegierte und ressourcenstarke Eliten über die Belange sozial ohnehin 
Unterprivilegierter [entscheiden]“ (Schäfer und Merkel 2020, S. 455). Im Rekurs 
auf Mouffe (2007) kritisiert Sigrid Baringhorst, dass eine dialogische Demokra-
tie „ein falsches und schädliches Bild einer harmonischen Politik erzeuge“ und, 
dass die „Vorstellung einer Öffentlichkeit frei von Konflikten die grundsätzliche 
hegemoniale Dimension und die asymmetrische Struktur der Machtbeziehungen 
in der Gesellschaft“ verbirgt (Baringhorst 2019, S. 37). 

Ein weiterer Streitpunkt kann an der Frage festgehalten werden, inwieweit die 
Realisierung einer deliberativen Demokratie überhaupt erreichbar ist. Selbstre-
dend handelt es sich bei der deliberativen Demokratietheorie um anspruchsvolle 
Vorannahmen, insbesondere im Verhältnis zu den Bürger:innen. Fürsprecher hal-
ten dieser Kritik das idealtypische Korrektiv der Deliberation entgegen (Bächtiger 
et al. 2018). Dieses Korrektiv ist als demokratisches Maßband zu verstehen, 
um die Frage zu formulieren, „wie unser Handeln sich zu einem bestimmten 
Ideal verhält, denn nur dadurch haben wir die Möglichkeit, in Zukunft besser 
zu handeln“ (Crouch 2008, S. 9). Hieran anschließend lässt sich die empiri-
sche Zugänglichkeit der Deliberationstheorie hervorheben, um die Qualität einer 
(Online-) Diskussion zu normativen Standards zu kontrastieren und zu bewerten 
(Frieß und Eilders 2015; Frieß und Porten-Cheé 2018). Beispielsweise entwi-
ckeln Frieß und Eilders (2015) ein Framework zur systematischen Evaluation von 
Online-Diskussionen entlang eines Input-Throughput-Outcome Schemas. Entlang 
dieser Dimensionen lässt sich nachzeichnen, in welchem Ausmaß deliberative 
Ideale in einem konkreten Entscheidungsprozess verwirklicht werden. So zeigen 
Studien, dass das Internet einen Einfluss auf die deliberative Qualität ausüben 
kann (Stromer-Galley 2007; Escher et al. 2017; Esau et al. 2017). Die Delibera-
tionstheorie ist für die vorliegende Arbeit von Interesse, da hierdurch normative 
Rahmenbedingungen einer kommunikativen Partizipationsform wie der konsul-
tativen Partizipation identifiziert werden können. Zugleich ist der Hinweis eines
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korrektiven Ideals hilfreich, um Soll-Standards zu definieren und diese gegen den 
Ist-Zustand zu kontrastieren. Dies eröffnet einerseits die Frage, wie die demokra-
tietheoretische Diskussion vor dem Hintergrund unterschiedlicher Deutungen der 
Rolle der Bürger:innen in Einklang gebracht werden könnte. Andererseits stellt 
die deliberative Demokratietheorie einen Link zur politischen Repräsentation dar, 
weil die Frage der politischen Gleichheit einen zentralen Stellenwert einnimmt. 
Dies betrifft in erster Linie den un-/gleichen Zugang zum deliberativen Diskurs 
(Schäfer und Merkel 2020). 

Zusammenfassend gehen mit den drei vorgestellten Demokratietheorien und 
der definierten Rolle der Bürger:innen unterschiedliche Funktionen der politi-
schen Partizipation einher: Erstens eine Kontroll- beziehungsweise Sanktions-
funktion, zweitens eine Funktion der partizipativen Didaktik zur Erlernung von 
demokratischen Werten, Tugenden und Kompetenzen sowie drittens der Legitima-
tionsfunktion auf der Grundlage einer rationalen Deliberationsethik. Das nächste 
Kapitel hat zum Ziel, die konzeptionelle Grundlage für die spätere empirische 
Untersuchung zu erarbeiten. Dazu zählen die Definition und die Systematisierung 
der verschiedenen Formen politischer (Online-) Partizipation. 

2.2 Definition und Konzeptualisierung politischer 
(Online-) Partizipation: Konkretisierung des 
Untersuchungsgegenstandes 

Auf Grundlage der Definition politischer (Online-) Partizipation können Merk-
male unterschiedlicher Partizipationsformen sowie Typologien der empirischen 
Partizipationsforschung diskutiert werden. Bisher wurde es vermieden, den 
Begriff der politischen Partizipation zu definieren und diesen beispielsweise von 
Formen des sozialen Engagements, wie der Mitarbeit in Stadtteil- oder Elternin-
itiativen, abzugrenzen. Synonym zum eher soziologischen Begriff der politischen 
Partizipation finden sich auch die Begriffe „gesellschaftliches Engagement“, „de-
mokratische Innovationen“ oder „Participatory Governance“ im Forschungsfeld 
(Remer 2020, S. 62). Bezüglich der Online-Partizipation finden sich in der For-
schungsliteratur vielfältige weitere Begriffe wie die „E-Partizipation“ oder die 
„Online-Beteiligung“ (Marschall und Möltgen-Sicking 2020). Wichtig erscheint 
hierbei die Abgrenzung zum weiteren Feld des E-Governments, das beispiels-
weise den Umgang mit offenen Verwaltungsdaten und der Digitalisierung von 
Verwaltungsprozessen beinhaltet (Frieß 2018).



2.2 Definition und Konzeptualisierung politischer … 25

Zuvorderst wird Partizipation als freiwillige Handlung verstanden, um Einfluss 
auf politische Entscheidungen zu nehmen (vgl. Kaase 1997, S. 169). Diese Defi-
nition ist unabhängig von Partizipationsform und -modus. Die Möglichkeiten der 
politischen Einflussnahme sind zunächst weit gefasst und schließen unterschied-
liche Formen wie die Parteimitgliedschaft, Online-Petitionen oder Demonstrati-
onsteilnahmen ein. Allerdings besteht in der politikwissenschaftlichen Forschung 
keine Einigkeit darüber, ob beispielsweise die politische Diskussion im Freun-
deskreis oder in der Familie bereits als politische Partizipation begriffen werden 
kann (Steinbrecher 2009, 27 ff.; Allenspach 2012, S. 28). Zur Definition politi-
scher Online-Partizipation gilt diese Klärung als zentral (Gibson und Cantijoch 
2013; Ritzi und Wagner 2016). 

Wie im Übergang der Partizipationsforschung in den 60er und 70er Jahren der 
Fokus vom klassischen Wahlakt und der Parteimitgliedschaft – als institutionali-
sierte oder konventionelle Formen der Partizipation – auf politischen Protest und 
Demonstrationen – als nicht-institutionalisierte oder unkonventionelle Formen der 
Partizipation – erweitert wurde, hat sich durch das Internet auch das Verständnis 
politischer Partizipation verändert. Entlang der „neuen Taxonomie“ (Theocharis 
und van Deth 2016) politischer Beteiligung verdichten sich die Befunde, dass 
das Internet nicht einfach als neues Medium etablierter Partizipationsformen fun-
giert, sondern dass Online- und Offline-Partizipation distinkt sind. Dies schließt 
divergierende Wirkungspfade unterschiedlicher Erklärungsfaktoren ein (Gibson 
und Cantijoch 2013; Theocharis und van Deth 2016). Es ist demnach keines-
falls davon auszugehen, dass politische Partizipation im Internet ein Spiegelbild 
der klassischen Partizipationsformen darstellt (Gibson und Cantijoch 2013; Ruess 
et al. 2021). 

Markus Steinbrecher (2009, S. 28), mit einer der umfangreichsten Unter-
suchungen politischer Partizipation in Deutschland, verortet die Definitionen 
politischer Partizipation entlang eines engen und eines weiten Verständnisses. 
Die Endung der jeweiligen Pole des Kontinuums werden auf der einen Seite 
von einem stark eingeschränkten Partizipationsverständnis markiert, das sich in 
erster Linie auf die Wahlbeteiligung stützt. Referenz für Steinbrecher stellen 
hierfür die klassischen Studien der frühen Partizipationsforschung von Angus 
Campbell u. a. wie The American Voter (1976) und The Voter Decides (1954) 
dar. Die andere Seite des Kontinuums kennzeichnet eine umfangreiche Defini-
tion: „Folglich ist alles, was in irgendeiner Weise mit Politik zusammenhängt, 
politische Partizipation – seien es nun Handlungen, Handlungsabsichten oder 
Gedanken“ (Steinbrecher 2009, S. 4). Aufgrund dieses weiten Verständnisses 
ist es pragmatisch, sich der Vorgehensweise Steinbrechers (2009) und Kaases
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(1997) anzuschließen, um Kriterien zu formulieren, die die Eigenschaften poli-
tischer Partizipation kennzeichnen. Hiernach lässt sich politische Partizipation 
als alle Handlungen verstehen, „die Bürger freiwillig mit dem Ziel vornehmen, 
Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems zu beein-
flussen“ (Kaase 1997, S. 169). Ein ähnliches Verständnis findet sich auch bei 
Verba et al. (1995), wonach Partizipation definiert ist als „activity that has the 
intent or effect of influencing government action – either directly by affecting 
the making or implementation of public policy or indirectly by influencing the 
selection of people who make those policies“ (Verba et al. 1995, S. 38). An 
dieser Definition anknüpfend, umfasst politische Partizipation nach Jan W. van 
Deth (2014) folgende vier Merkmale: 1) Eine Aktivität, die 2) freiwillig von 
3) Bürger:innen, das heißt individuell und 4) zielgerichtet auf politische Entschei-
dungsfindung unterschiedlicher Ebenen (lokaler, nationaler oder transnationaler) 
ausgerichtet ist. 

2.2.1 Partizipation und der Einfluss auf die politische 
Entscheidungsfindung 

Politische Partizipation (wie im vorherigen Kapitel definiert) ist nicht zwangsläu-
fig mit politischer Gestaltungsmacht gleichzusetzen und ist zu einem gewissen 
Grad unabhängig vom tatsächlichen politischen Ergebnis (Huntington und Nel-
son 1976, S. 6). Doch speziell die politische Online-Partizipation sieht sich mit 
dem Vorwurf eines illusorischen oder symbolischen politischen Einflusses kon-
frontiert (Morozov 2022, 2011; Ruess et al. 2021; Ritzi und Wagner 2016). 
Am deutlichsten kritisiert Evgeny Morozov einen allzu naiven Technikoptimis-
mus, beispielsweise bei politischen Protest auf sozialen Medien (Morozov 2011). 
Die Kritik kann einerseits Bürger:innen adressieren und sich auf Intentionen des 
„Clicktivism“, „Slacktivisim“ oder „Symbolik“ beziehen. (Halupka 2014; Ritzi 
und Wagner 2016). Andererseits geht es um die Definition und/oder Eingren-
zung von Handlungsspielräumen in Bezug auf die Einflussnahme auf politische 
Entscheidungsprozesse (Pateman 1970). Letztere Kritik wird anhand von zwei 
Aspekten diskutiert.
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Ein erster Aspekt verhandelt die Verbindlichkeit der Ergebnisse politischer 
Partizipation. Bei Pateman (1970) findet sich die theoretische Distinktion zwi-
schen Einfluss und Macht: „To be in a position to influence a decision is not the 
same thing as to be in a position to (to have the power to) determine the outcome 
or to make that decision“ (Pateman 1970, S. 69). Die Eigenschaft der politischen 
Einflussnahme eröffnet den Raum, um eine Unterscheidung zwischen pseudo, 
partieller und vollständiger Partizipation einzuführen (Pateman 1970, 69 ff.). Bei 
der pseudo Partizipation handelt es sich um die Beteiligung an einer Entschei-
dung, deren Ergebnis oder Ausgang bereits im Vorfeld feststeht. Partizipation soll 
hierbei zur Akzeptanz einer bereits getroffenen Entscheidung beitragen. Zuweilen 
finden sich in der Forschungsliteratur sogenannte Bürgerpanels als Spielart dia-
logorientierter Partizipationsverfahren (Wagner 2019, S. 33; Nanz und Fritsche 
2012, S. 49). Bürger:innen werden hiernach in klassischen Surveys zu aktuel-
len kommunal-politischen Themen befragt, um ein Meinungsbild innerhalb der 
Bevölkerung zu erhalten. Allerdings ist es fraglich, Partizipation als erweiterte 
Form der Demoskopie zu betrachten, sodass die Teilnahme an Bürgerpanels 
zwar im Interesse der Umfrage-, aber nicht der Partizipationsforschung steht 
(Fraenkel 2015, 258 ff.). Das Forschungsinteresse liegt auf der partiellen und voll-
ständigen Partizipation. Die partielle Partizipation kann auf die Unterscheidung 
zwischen Einfluss und Macht zurückgeführt werden, sodass Akteur:in A zwar 
die Entscheidung von Akteur:in B beeinflussen kann, Akteur:in B aber am Ende 
die Entscheidung trifft. Die Entscheidungsbefugnis ist demnach ungleich verteilt 
(Pateman 1970, S. 69–70). Bei der vollständigen Partizipation haben Akteur:in 
A und Akteur:in B schließlich die gleiche Macht, um eine Entscheidung zu tref-
fen. Offenkundig handelt es sich bei der Unterscheidung, insbesondere zwischen 
partieller und vollständiger Partizipation um theoretische Idealtypen, sodass diese 
empirisch eher als kontinuierlich und weniger kategorial vorzufinden sind. Dabei 
dürfte die Vielzahl der Partizipationsverfahren eher auf der Seite der partiel-
len Partizipation zu finden sein, was zum Teil auf die rechtliche Verfasstheit 
zurückzuführen ist (siehe Abschnitt 2.2.3). 

Ein zweiter Aspekt betrifft die Initiierung politischer Partizipation, das heißt 
der Adressierung der Bürger:innen von „oben“ oder der Politik und Verwal-
tung von „unten“ (Decker et al. 2013, S. 37). Konzeptionell lässt sich der 
Gestaltungsspielraum als die Verbindlichkeit der Ergebnisse des Partizipations-
verfahrens für den Prozess der Entscheidungsfindung einordnen (Marschall und 
Möltgen-Sicking 2020, S. 280–281; Aichholzer et al. 2016b; Kubicek 2016). 
Typischerweise kann hierfür die „Ladder of Citizen Participation“ von Arnstein 
(1969) genannt werden. Die Einflussmöglichkeiten der Bürger:innen nehmen 
dabei mit jeder weiteren Sprosse zu, die als 1) Information, 2) Konsultation,
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3) Kooperation und 4) Entscheidung definiert sind (Arnstein 1969; Marschall 
und Möltgen-Sicking 2020). Relevantes Ordnungskriterium ist „the extent of 
citizens power in determining the end product“ (Arnstein 1969, S. 217). Von 
Interesse sind die ersten drei Stufen: Bei der Information handelt es sich um 
eine einseitige Kommunikation von Politik oder Verwaltung (als Initiator:in) mit 
Bürger:innen; die Konsultation kennzeichnet eine wechselseitige Kommunikation 
zwischen Initiator:in und Bürger:innen und Kooperation entspricht einer verbind-
lichen Zusammenarbeit beider. Bedeutsam ist, dass die Politik oder Verwaltung 
die Partizipation initiiert, die die Bürger:innen adressiert. Es handelt sich dem-
nach um eine Top-down Bürger:innenbeteiligung. Umgekehrt kann der Anstoß 
zur Partizipation auch von „unten“ (das heißt Bottom-up) kommen, Bürger:innen 
organisieren sich in diesem Fall selbst und adressieren Politik und Verwaltung mit 
einem politischen Anliegen. Ein bekanntes Beispiel für Bottom-up Partizipation 
sind Demonstrationen und Protest. Beispielsweise die Critical Mass Bewegung, 
die u. a. für infrastrukturelle Teilhabe der nicht-motorisierten Verkehrsteilneh-
mer:innen einsteht (Kubicek et al. 2009, S. 19; Decker et al. 2013, S. 36; Voss 
2014b).7 Bei der Differenzierung von Top-down und Bottom-up Beteiligungs-
verfahren handelt es sich um eine unter vielfältigen Möglichkeiten der Konzept-
und Typologisierung der politischen Partizipation, die im anschließenden Kapitel 
näher beleuchtet werden. 

2.2.2 Systematisierung politischer (Online-) Partizipation 

Wahlen wurde bereits eingangs als klassische Form der politischen Teilhabe 
aufgeführt, fest verankert im repräsentativen Demokratiesystem. In den ver-
gangenen Jahrzehnten hat sich die Möglichkeit zur politischen Beteiligung 
massiv ausgeweitet. So identifiziert van Deth (2003, 175) in der Prä-Internet-
Ära bereits über 70 verschiedene Partizipationsformen. Zur Systematisierung 
politischer Partizipation finden sich in der Literatur (neben der Top-down 
und Bottom-up Unterteilung) unterschiedliche Typologisierungen der politischen 
Partizipation wie die dichotome Unterscheidung zwischen Institutionalisierung 
(institutionalisiert/nicht-institutionalisiert), Konventionalität (konventionell/nicht-
konventionell), Legalität (legal/nicht-legal), Legitimität (legitim/nicht-legitim)

7 Bei der Unterteilung ist zu beachten, ob ein formelles Recht zur Initiierung besteht. So liegt 
das Recht für die Durchführung von Bundestagswahlen beim Staat. 
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oder Verfasstheit (verfasst/nicht-verfasst) (Steinbrecher 2009, S. 39). Zwar kön-
nen Überschneidungen bestehen, so sind beispielsweise verfasste Partizipati-
onsformen immer auch legale Partizipationsformen (Allenspach 2012, S. 29). 
Relevant ist allerdings, ob Merkmale der Partizipationsformen zur Typologi-
sierung herangezogen werden können (Allenspach 2012; Steinbrecher 2009). 
Implizit ist dabei von einer Mehrdimensionalität der politischen Partizipation 
auszugehen, die sich ebenfalls in der empirischen Strukturierung politischer 
Partizipation wiederfindet. Über die vergangenen Jahrzehnte wurden vielfache 
Anstrengungen zur Strukturierung und Typologisierung in der Forschung unter-
nommen (Steinbrecher 2009; Teorell et al. 2007; Teorell 2006; Fung 2006; 
Kersting 2014). Eine ausführliche Diskussion dieser Ansätze wäre repetitiv 
zur bestehenden Literatur (Steinbrecher 2009; Allenspach 2012; Decker et al. 
2013), sodass lediglich ausgewählte Systematisierungen vor dem Hintergrund des 
Untersuchungsgegenstandes bearbeitet werden. 

Exemplarisch kann die mehrdimensionale Typologisierung von Teorell 
et al. (2007) beschrieben werden, die zwischen repräsentativen und extra-
repräsentativen sowie exit-basierenden und voice-basierenden Dimensionen der 
politischen Partizipation unterscheidet (siehe Abbildung 2.1). Auf der Grundlage 
einer Hauptkomponentenanalyse wurden fünf distinkte Partizipationstypen extra-
hiert. Die klassische Form repräsentativer Partizipation (verankert insbesondere 
in liberalen Demokratietheorien) ist die Wahl auf verschiedenen Ebenen des poli-
tischen Systems (Teorell 2006). Teorell et al. (2007) führen diese Dimension aus 
der Dichotomie zwischen elektoraler und nicht-elektoraler Partizipation hinaus 
und plädieren für ein weiteres Verständnis, das neben Wahlen auch die Parteimit-
gliedschaft und das Kontaktieren von Politiker:innen einschließt, zugleich handelt 
es sich um Einflussmöglichkeiten über repräsentativ-demokratische Institutio-
nen. Dieser Zugang kennzeichnet die Unterscheidung zu extra-repräsentativen 
Partizipationsformen. Beispiele hierfür sind die Teilnahme an Demonstrationen, 
der politische Protest oder auch der politische Konsum. Bei der Unterschei-
dung zwischen exit- und voice-basierenden Beteiligungsformen handelt es sich 
um eine Abgrenzung zwischen wahl- und dialog-zentrierten Partizipationsformen 
(Hirschman 1970). Um die Zielgerichtetheit bei voice-basierenden Partizipati-
onsformen einzubeziehen, wird zusätzlich eine fünfte Dimension eingeführt. Das 
Kontaktieren politischer Amtsträger:innen ist ein Beispiel für eine zielgerichtete, 
voice-basierende und repräsentative Partizipationsform.
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Abbildung 2.1 Typologisierung politischer Partizipation übernommen von Teorell et al. 
(2007, S. 341) 

Zuvorderst ist das Problem der vorgestellten Typologisierung in Anbetracht 
des Forschungsinteresses offensichtlich, da internetvermittelte Partizipationsfor-
men keine explizite Rolle einnehmen. Allerdings ist das Problembewusstsein, 
dass politische Online-Partizipation distinkt von klassischen Formen der Parti-
zipation zu betrachten ist, vergleichsweise neu (Ruess et al. 2021). In einem 
systematischen Literaturüberblick politischer Online-Partizipation weisen Ruess 
et al. (2021) auf die vielfach fehlende Verknüpfung zwischen der Definition politi-
scher Partizipation, die weitestgehend auf den Vorarbeiten einer Prä-Internet-Zeit 
basieren, und der Anwendung der Konstrukte politischer Online-Partizipation hin. 
Dahingehend könnte die diskutierte Typologisierung von Teorell et al. (2007) um 
Äquivalente der Online-Partizipation ergänzt werden. Selbstredend ist hierbei zu 
beachten, ob eine Dimension überhaupt durch ein Online-Äquivalent substitu-
iert werden kann. So ist die Möglichkeit zur Online-Wahl in der Bundesrepublik 
stark eingeschränkt.8 Weniger streng auf die Wahl fokussiert, könnten allerdings 
Voting Advice Applications (VAA) beispielsweise der Wahl-O-Mat dieser Dimen-
sion zugeordnet werden (Kersting 2014, S. 63). Durch die Erweiterung und 
Implementierung der Online-Substitute ist es anschließend möglich, divergierende 
Wirkungspfade hinsichtlich der Erklärungsfaktoren der Partizipation aufzudecken, 
um einen möglichen Einfluss des Internets zu bestimmen.

8 Eine Ausnahme bilden beispielsweise die Sozialwahlen, siehe Schreiner 2021.
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Bezüglich der empirischen Unterscheidung zwischen Offline- und Online-
Partizipation stellen Oser et al. (2013) fest, dass sich Online-Partizipation 
von den klassischen Partizipationsformen hinsichtlich struktureller Merkmale 
wie Alter und Geschlecht zwischen aktiven Bürger:innen unterscheiden (siehe 
Abschnitt 2.3.2). Online-Partizipation wurde dabei als Äquivalent zur klassi-
schen Partizipation definiert, sodass die Unterschrift einer Petition, im Internet 
oder bei einer Unterschriftensammlung, als distinkt aufgefasst wurden. Online-
Partizipation als unidimensionales Konstrukt zu betrachten, wird allerdings 
kritisiert (Ruess et al. 2021; Gibson und Cantijoch 2013). Gibson und Cantijoch 
(2013) finden heraus, dass es sich hinsichtlich der Online-Partizipationsformen 
um ein multidimensionales Phänomen handelt – die Erkenntnis folgt damit der 
Auffassung der klassischen Partizipation (Steinbrecher 2009, S. 44–45). Zwar 
zeigt sich, dass durchaus online Äquivalente zur klassischen Partizipation beste-
hen, gleichzeitig neue Formen der Partizipation im Internet zu finden sind. Die 
Autor:innen unterteilen politische Beteiligung in die Dimensionen „Partizipation“ 
und „passives Engagement“ sowie in unterschiedliche Formen der Offline- und 
Online-Partizipation. Zur Partizipationsdimension zählen die Formen der Wahl/ 
Parteimitgliedschaft und -aktivität, Protestaktivität, Kontakt, Kommunalpolitik 
und Konsum. Davon ist die Dimension des passiven Engagements abzugren-
zen, die sich auf nachrichtlichen, diskursiven und expressiven Formen beziehen. 
Im Kapitel zur Definition politischer Partizipation wurde bereits aufgezeigt, dass 
engere Definitionen dieses passive Engagement als politische Partizipation ableh-
nen (siehe Abschnitt 2.2). Die Ergebnisse der Studie weisen darauf hin, dass 
aktive Formen der Partizipation wie der Kontakt oder die Unterzeichnung einer 
Petition durch Opportunitäten des Internets substituiert werden: „Individuals basi-
cally use whatever tools are available to undertake their chosen action“ (Gibson 
und Cantijoch 2013, S. 714). Gleichzeitig zeigt sich eine stärkere Unabhän-
gigkeit der Partizipationsformen beim passiven Engagement. Insbesondere bei 
expressiven Partizipationsformen könnte es sich um genuine Partizipationsfor-
men des Internets handeln (Gibson und Cantijoch 2013, S. 714; Ruess et al. 
2021). Gibson und Cantijoch (2013) konnten bereits frühzeitig die Entwicklung 
politischer Online-Partizipation antizipieren, erstens durch die Distinktion zur 
klassischen Offline-Partizipation, zweitens durch die Betrachtung der Multidi-
mensionalität politischer Online-Partizipation. Zugleich bestätigt sich fortlaufend, 
dass Partizipationsformen mit diskursivem Charakter, wie sie in den frühen Jah-
ren der Partizipationsforschung noch abgelehnt wurden (siehe Abschnitt 2.2), eine 
wesentliche Rolle im Internet spielen, insbesondere aber nicht ausschließlich auf 
sozialen Medien (Ritzi und Wagner 2016).
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Gegenwärtige Forschung bestätigt die multidimensionale Betrachtung digita-
ler Partizipationsformen, insbesondere in Bezug auf soziale Medien (Theocharis 
2015; Theocharis und van Deth 2016). In der Kombination von geschlossenen 
und offenen Antwortvorgaben, finden Theocharis und van Deth (2016) 17 unter-
schiedliche Formen der politischen Partizipation. Dabei zeigt sich, dass politische 
Partizipation in sozialen Medien einen eigenständigen Partizipationstypen dar-
stellt (Theocharis und van Deth 2016; Theocharis et al. 2021b). Gleichzeitig stellt 
die Studie fest, dass Partizipation in sozialen Medien hinsichtlich demografischer 
und sozioökonomischer Merkmale sowie Vertrauen in das politische System im 
Vergleich zur klassischen Partizipation variieren. So sind es jüngere Menschen 
mit niedriger ökonomischer Sicherheit und niedrigerem Vertrauen, die politi-
sche Partizipation in sozialen Medien bevorzugen. Zugleich spielen die politische 
Selbstwirksamkeit und das politische Interesse in der gewohnten Effektrichtung 
nach wie vor eine entscheidende motivationale Rolle (Theocharis et al. 2021b, 
S. 46). Mit einem Fokus auf soziale Netzwerke zeigt sich, dass sich nicht nur 
die Gruppe der Nutzer:innen entlang der Plattformen unterscheiden (Blank und 
Lutz 2017), sondern auch in Bezug auf das politische Engagement (Kelm et al. 
2023; Theocharis et al. 2022): So kommen die Nutzer:innen auf Twitter (nunmehr 
X) und Facebook eher mit politischen Informationen und Diskussionen als auf 
anderen Plattformen in Berührung (Kelm et al. 2023). Insbesondere der Kontakt 
mit politischen Informationen im Zusammenhang mit sogenannten Echokam-
mern wurde breit diskutiert, wenngleich empirische Untersuchungen die These 
der Informationsselektivität nicht unterstützen (Barberá et al. 2015; Guess et al. 
2020; Rathje et al. 2021). Öffentlichkeit und Forschung zeigen dennoch ein star-
kes Interesse an dem politischen Engagement auf sozialen Medien, beispielsweise 
um Phänomene des Hate Speechs oder der Fake News zu verstehen oder diesen 
entgegenzusteuern (Jost und Ziegele 2022; Weber et al. 2020). So konnte nach-
gewiesen werden, dass die Verbreitung von Verschwörungstheorien auf sozialen 
Medien durch plattformspezifische Eigenschaften begünstigt werden (Theocharis 
et al. 2021a). Die Betrachtung sozialer Medien im Zusammenhang mit politischer 
Partizipation stellt allerdings einen eigenständigen Untersuchungsgegenstand dar, 
der über den Rahmen der vorliegenden Arbeit hinausgeht. 

Entlang der vorherigen Diskussion erscheint es sinnvoll, die normative 
Begründung (siehe Abschnitt 2.1) und die Verbindlichkeit respektive Initiierung 
(siehe Abschnitt 2.2.1) als Ordnungskriterien politischer Partizipationsverfah-
ren einzubeziehen. Eine Systematisierung, die diesem Anspruch folgt, findet 
sich im „demokratischen Rhombus“ von Norbert Kersting (2013, 2014, 2016), 
mit einem spezifischen Fokus auf politische Online-Partizipation. Entlang des
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Kontinuums eines „invented“ und eines „invited spaces“ können Formen der poli-
tischen Partizipation eingeordnet werden (siehe Abbildung 2.2): Beide Begriffe 
sind Synonym zu den bereits verwendeten Begriffen der Bottom-up und Top-
down Partizipation zu verstehen. Eine Top-down Initiierung beziehungsweise 
der „invited space“ entspricht einem Beteiligungsraum der von Politik und/oder 
Verwaltung bestimmt wird. Zu den übergeordneten Dimensionen der Partizipati-
onsformen zählen: 1) repräsentative, 2) direktdemokratische, 3) deliberative und 
4) demonstrative Partizipation. 

Die vier Beteiligungsformen sind insofern interessant, da sich Kersting auf 
ein „hybrides“ Demokratiekonzept stützt (Kersting 2014, S. 64). Die Formen 
der repräsentativen und direktdemokratischen Beteiligung sind institutionell und 
rechtlich geregelt. In erster Linie kennzeichnen Wahlen auf unterschiedlichen 
politischen Ebenen sowie Parteien die repräsentative Partizipation, aber auch 
der (Online-) Kontakt zu Politiker:innen. Direktdemokratische Partizipation wie 
Volksentscheide auf Landesebene oder Bürger:innenbegehren auf kommunaler 
Ebene sind ebenfalls gesetzlich geregelt (beispielsweise durch ein Quorum defi-
niert). Als geringer formal ausgestaltet gilt in der Typologie die (Online-) Petition 
als direktdemokratisches Instrument. Wenngleich Formen der direkten Demo-
kratie den Formen der repräsentativen Demokratie nachgelagert sind, handelt 
es sich in erster Linie um konventionelle Partizipation mit einem Fokus auf 
einer Abstimmung und einem auf Aggregation basierenden Entscheidungspro-
zess. Kersting spricht hierbei von einem „numerischen“ Beteiligungsinstrument 
(Kersting 2014, S. 61). Davon abzugrenzen sind deliberative Partizipationsfor-
men. Deliberative Beteiligung ist als informell und nicht-verfasst einzuordnen. Es 
ist nun naheliegend, konsultative Partizipation – vor Ort und online – hierunter 
zu verstehen. Aber auch Beiräte oder Kommissionen können unter delibera-
tive Beteiligungsformen fallen (Kersting 2014, S. 62). Charakteristisch ist das 
Merkmal der verfahrensinhärenten Diskussion, weshalb ein Bürger:innenhaushalt 
(engl. participatory budgeting) mit dialogischen und dezisiven Momenten in 
einer Mittelposition zwischen direktdemokratischer und deliberativer Beteiligung 
einzuordnen ist (Kersting 2014, S. 63; Schneider 2018, S. 121). Als letzte 
Beteiligungsform identifiziert der Autor die demonstrative oder symbolische 
Beteiligung, wie die Teilnahme an Demonstrationen oder Protest. Charakterisiert 
ist diese Beteiligung durch identitätsstiftende Aspekte wie dem Ausdruck von 
Gruppenzugehörigkeit (Kersting 2014, S. 63). Kersting schlägt vor, Partizipa-
tion auf sozialen Medien ebenfalls unter dieser Beteiligungsform zu subsumieren 
(Kersting 2016, S. 95). Wie erwähnt, sind die vier Beteiligungsdimensionen
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nicht willkürlich, sondern entlang des Kontinuums des „invented“ und des „invi-
ted space“ angeordnet, die synonym für Bottom-up und Top-down Initiierungen 
stehen. 

Abbildung 2.2 Demokratischer Rhombus nach Kersting (2014, 2016). (Eigene Darstel-
lung) 

Zusammenfassend sollte deutlich sein, dass politische Online-Partizipation 
nicht nur als distinkt von klassischen Partizipationsformen betrachtet werden 
sollte, sondern dass es sich auch bei der politischen Online-Partizipation um ein 
multidimensionales Phänomen handelt. Es ist also Aufgabe des nachfolgenden 
Kapitels, konsultative Online-Partizipationsverfahren einzuordnen, um Spezifika 
herauszuarbeiten und von weiteren Partizipationsformen abzugrenzen. 

2.2.3 Einordnung konsultativer 
Online-Partizipationsverfahren 

Ausgehend von einer allgemeinen Definition politischer Partizipation und der 
Konzeptualisierung politischer Online-Partizipation, ist nun das Ziel, den Unter-
suchungsgegenstand von Online-Konsultationsverfahren zu bestimmen und im 
politischen System zu verorten. Eine pragmatische Definition von Konsultations-
verfahren verwendet Remer (2020): „Dialogorientierte Bürgerbeteiligung ist der 
öffentliche Austausch von Informationen und Argumenten zu politischen Sach-
fragen oder Vorhaben von und mit Bürgern in dezidiert eingerichteten Verfahren,
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Prozessen oder Ereignissen“ (Remer 2020, S. 73). Zuvorderst erscheint es sinn-
voll, auf vier wesentliche Merkmale (basierend auf den Erkenntnissen zur Defi-
nition und Systematisierung politischer Partizipation) einzugehen, um Online-
Konsultationsverfahren von weiteren Formen der Online-Bürger:innenbeteiligung 
abzugrenzen (für eine alternative Bestimmung analytischer und normativer 
Merkmale von politischer Online-Partizipation siehe Legrand et al. (2019)):

• Initiierung: Online-Konsultationsverfahren werden Top-down von Verwaltun-
gen oder Politik initiiert und adressieren Bürger:innen.

• Öffentlichkeit und Aktivität: Die Bürger:innen beteiligen sich aktiv an 
einem spezifischen Beteiligungsgegenstand eines politischen Entscheidungs-
prozesses. Die Teilnahme ist freiwillig und eine Selektion (beispielsweise 
Zufallsauswahl) findet nicht statt.

• Diskurs: Austausch der Bürger:innen über Beiträge, Vorschläge oder Kom-
mentare von Standpunkten, Argumenten oder Meinungen.

• Verbindlichkeit: Eine formale Verbindlichkeit der Partizipationsergebnisse 
besteht nicht. 

Die in dieser Arbeit fokussierte Online-Konsultation wird erstens Top-down durch 
Verwaltungen oder Politik initiiert und durchgeführt. Aus Perspektive der Initia-
tor:innen können unterschiedliche Ziele mit der Konsultation einhergehen: Ein 
primäres Ziel besteht in der Verbesserung demokratischer Responsivität, das 
heißt, einer Steigerung von Akzeptanz und Legitimation von politischen Pro-
zessen und Entscheidungen (Kersting 2014, S. 53). Weitere Ziele bestehen in der 
Einbeziehung des spezifischen und oftmals lokalen Wissens und der Alltagser-
fahrungen der Bürger:innen, um Herausforderungen oder Präferenzen beispiels-
weise bei Infrastrukturprojekten frühzeitig zu identifizieren und Kompromisse 
zu erlangen, der Wiederbelebung lokaler Gemeinschaften oder der Förderung 
und Stärkung demokratischer Werte (Nanz und Fritsche 2012, S. 9–10; Kubicek 
et al. 2009, S. 45). Im Umkehrschluss sind Online-Konsultationsverfahren von 
Bottom-up oder zivilgesellschaftlicher Partizipation abzugrenzen, beispielsweise 
von Grassroots-Kampagnen oder Online-Petitionen (Voss 2014a). 

Zweitens setzen Online-Konsultationsverfahren die Aktivität der Bürger:innen 
voraus. Die Involvierung beschränkt sich daher nicht auf die einseitige Informa-
tionsweitergabe durch die Initiator:innen. Die Verfahren ermöglichen vielmehr 
einen Einfluss auf den politischen Entscheidungsprozess beispielsweise in Form 
von Empfehlungen, Positionspapieren oder Handlungsvorschlägen (Nanz und 
Fritsche 2012, S. 97). Aus Sicht der Bürger:innen ist das zentrale Ziel ihrer 
Teilnahme dieser Einfluss (Kaase 1997, S. 169; Lutz et al. 2014; Obermaier
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et al. 2014; Legrand et al. 2019). Abzugrenzen sind Konsultationsverfahren 
vom Participatory Budgeting. Hierbei werden Bürger:innen an der kommuna-
len Haushaltsplanung beteiligt.9 Diese Verfahren beinhalten sowohl dialogische 
(Vorschläge für den Haushalt) als auch dezisive Elemente (zur Aggregation und/ 
oder Auswahl dieser Vorschläge) (Schneider 2018; Schneider und Busse 2019). 
Des Weiteren betrifft die Aktivität, dass keine vorherige Selektion der Teilneh-
mer:innen stattfindet, sondern eine allgemeine Öffentlichkeit mit Interesse am 
Thema die Möglichkeit zur Partizipation besitzt.10 Dieses Merkmal ist zuge-
gebenermaßen vage, jedoch ist es in Abgrenzung zur gezielten oder zufälligen 
Auswahl von Teilnehmer:innen zu verstehen (Nanz und Fritsche 2012, S. 26). 
Online-Konsultationsverfahren sind deshalb auch von Bürger:innenräten zu unter-
scheiden. Kennzeichnend für Bürger:innenräte ist die zufällige Auswahl der 
Teilnehmer:innen, die, ergänzt durch Anhörungen von Expert:innen, Vorschläge 
zu einem Sachthema erarbeiten (Grönlund et al. 2014; Boulianne 2017). 

Drittens beinhalten Online-Konsultationsverfahren einen Diskurs unter Bür-
ger:innen. Dies ermöglicht den Austausch von Argumenten und Standpunkten 
(Fishkin 2011; Frieß und Porten-Cheé 2018). Im Sinne der Deliberationstheorie 
erfüllt das Konsultationsverfahren die Funktion, Positionen und entsprechende 
Argumente für die Allgemeinheit offenzulegen. Hierdurch findet sich ein öffent-
licher Raum für Kritik und Kontrolle (Eilders und Gerlach 2022, S. 23–24). 
Zusätzlich ermöglicht der Diskurs die Artikulation und Aggregation von Inter-
essen, um einen Kompromiss zu erzielen (Kubicek et al. 2009, S. 45). Das 
deliberative Potenzial konsultativer Verfahren zeigt sich bei der Aus- und Ver-
handlung von Normen (Escher und Rosar 2016; Tranow 2014; Escher et al. 2017). 
Grundlage dieses Potenzials steht im Zusammenhang zur Deliberationstheorie, 
die die Forschung zur Online-Partizipation stark beeinflusst (Chadwick 2009). 
Die Verknüpfung zur Deliberationstheorie erscheint hierbei besonders frucht-
bar, denn Kern des Konsultationsverfahrens ist die Diskussion. Tranow (2014) 
definiert Normen im Kontext politischer Partizipation:

9 Prominente Beispiele für Participatory Budgeting sind das Verfahren in Porto Alegre, als 
eines der ersten Verfahren zur partizipativen Haushaltsgestaltung, sowie der Stadthaushalt 
von Paris bei dem die Bürger:innen über 5 Prozent des Haushaltsbudgets mitbestimmen 
können. 
10 Dieses Merkmal könnte durch die Betroffenheit der Bürger:innen durch den Beteiligungs-
gegenstand enger gefasst werden. Dabei eröffnen sich für jedes Merkmal unterschiedliche 
Problemfelder: Das Demos-Problem beschäftigt sich beispielsweise mit der Frage, wer oder 
was überhaupt unter Bürger:innen zu verstehen sei (Seim 2021). Auch kann die Freiwilligkeit 
als Merkmal diskutiert werden, wenn beispielsweise eine Wahlpflicht herrscht, siehe Hooghe 
et al. 2014. 
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Normen haben unterschiedliche Funktionen und zielen auf die Regelung verschiedener 
Problembereiche ab: Gebote und Verbote verlangen etwa die Ausführung bestimmter 
Verhaltensweisen oder ihre Unterlassung; Ermächtigungsnormen übertragen Kompe-
tenzen sowie Rechte auf bestimmte AkteurInnen oder Instanzen, Distributionsnormen 
regeln die Verteilung von Ressourcen und Verfahrens- und Koordinationsnormen koor-
dinieren Kooperations- und Abstimmungsprozesse für gemeinsames Handeln (Tranow 
2014, S. 76–77). 

Von einer idealtypischen internetvermittelten Normsetzung spricht Tranow, wenn 
Betroffene bei „Entwicklung, Formulierung und Auswahl einer für eine Gruppe 
verbindlichen Norm“ (Tranow 2014, S. 77) involviert sind. Als Beispiel führt 
der Autor die Online-Diskussion einer Vereinssatzung auf. Zugleich zeigen sich 
Grenzen der partizipativen Normsetzung aufgrund institutioneller Bedingungen 
oder im Falle einer repräsentativen Demokratie aufgrund der Gesetzgebungs-
kompetenz (Tranow 2014, S. 77). In der Diskussion deskriptiver, partizipativer 
und deliberativer Demokratietheorien ist bereits angeklungen, dass diese nicht 
zwangsläufig mit einem Gesamtwechsel des demokratischen Systems einherge-
hen muss, sondern als Ergänzung und/oder Erweiterung und nicht als Ausschluss 
eines repräsentativen Systems verstanden werden können (Wilker 2019, S. 37; 
Teorell 2006, S. 790). Exemplarisch für eine internetvermittelte Normsetzung 
kann das Verfahren zur Neuregelung der Promotionsordnung an der Heinrich-
Heine-Universität in Düsseldorf aufgeführt werden (Tranow 2014; Escher und 
Rosar 2016; Escher et al. 2017). In einer begleitenden Evaluationsstudie konnte 
gezeigt werden, dass das Partizipationsverfahren zu Verbesserungen auf unter-
schiedlichen Dimensionen der Legitimation und damit auf die Akzeptanz der 
Neufassung der Promotionsordnung führt (Escher und Rosar 2016). 

Kennzeichnend für Online-Konsultationsverfahren ist viertens, dass keine 
formale Entscheidungsgewalt von Kommunen oder Verwaltungen an die Bür-
ger:innen abgetreten werden (Marschall und Möltgen-Sicking 2020, S. 285). 
Im Gegenteil: Die Entscheidungshoheit bleibt Parlamenten beziehungsweise 
Kommunal- oder Gemeindevertretungen vorbehalten (Geißel et al. 2015). Dem-
nach sind die in der vorliegenden Arbeit untersuchten Konsultationsverfahren 
nicht bindend, sondern informeller Art und damit beispielsweise von direktde-
mokratischen Verfahren wie Volksbegehren oder Volksentscheiden abzugrenzen 
(Kost 2019, 2006). In der Bundesrepublik Deutschland existieren demnach direkt-
demokratische Mittel auf Landes- oder kommunaler Ebene, nicht jedoch auf 
Bundesebene.11 Hierbei ist die Abgrenzung zu formalen Genehmigungs- oder

11 Im Gegensatz zur Schweiz, wo direktdemokratische Verfahren wie Referenden oder 
Volksabstimmungen beispielsweise als Veto-Instrument genutzt werden, siehe Kost 2006. 
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Planfeststellungsverfahren auf Landes- oder kommunaler Ebene hervorzuheben, 
die u. a. die Informationsweitergabe an oder Beteiligung von Bürger:innen gesetz-
lich regelt (Kubicek 2014, S. 274). Zusätzlich ist das Spezifikum der lokalen 
Ebene zu beachten, sodass die kommunale Verwaltung zwar über einen gewis-
sen Grad der Autonomie verfügt, derer allerdings strenge Grenzen durch das 
Aufsichts- und Weisungsrecht der Bundesländer gesetzt sind (Bogumil und 
Holtkamp 2006, S. 50; Schneider 2018, S. 29). Inwiefern eine (informelle) 
Verbindlichkeit im Vorfeld des Partizipationsverfahrens für dessen Ergebnisse 
signalisiert und hergestellt wird, hängt dabei auch von politischen Repräsen-
tant:innen ab (Wilker 2019). Ebenso sind Online-Konsultationsverfahren in 
der Regel nicht dauerhaft verfestigt wie beispielsweise Jugendparlamente oder 
Beiräte von Senior:innen (Bogumil und Holtkamp 2006, S. 125). Während 
Online-Konsultationsverfahren auf unterschiedlichen Ebenen des politischen Sys-
tems durchgeführt werden, liegt der Fokus der vorliegenden Arbeit primär auf 
der kommunalen und Gemeindeebene. Dies hängt einerseits mit dem zugeschrie-
benen Potential der lokalen Ebene als „Schule der Demokratie“ zusammen (siehe 
Abschnitt 2.4), andererseits nehmen Konsultationsverfahren dort eine gesonderte 
Rolle ein. Dies wird dadurch unterstrichen, dass 62 Städte und Gemeinden (mit 
insgesamt mehr als neun Millionen Einwohner:innen, Stand 2019) Leitlinien und 
Handlungsleitfäden zur Bürger:innenbeteiligung verabschiedet haben (Steinbach 
2021, S. 194). 

Die folgenden vier Merkmale werden als konstitutiv für Online-
Konsultationsverfahren vorgeschlagen: Top-Down Initiierung; freiwillige Aktivi-
tät der Bürger:innen und Öffentlichkeit des Verfahrens; Deliberationsanspruch 
sowie Unverbindlichkeit der Ergebnisse. Dagegen sind spezifische Verfahrensei-
genschaften wie Anlass, Dauer oder Umfang für die vorliegende Untersuchung 
zweitrangig. In Bezug auf den „demokratischen Rombus“ können Online-
Konsultationsverfahren im politischen System als deliberative Partizipationsform 
im „invited space“ verortet werden (Kersting 2014, 2016). Eine systematische 
Abgrenzung erfolgt auf der einen Seite zur demonstrativen Beteiligung wie 
dem politischen Protest und politischer Aktivität auf sozialen Medien, auf der 
anderen Seite zur direktdemokratischen und repräsentativen Beteiligung wie der 
Online-Petition oder der Parteimitgliedschaft (Kersting 2016, S. 94). Online-
Konsultationsverfahren stellen demnach einen eigenständigen Partizipationstyp 
im multidimensionalen System politischer Partizipation dar.
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2.3 Partizipation, politische und soziale Ungleichheit 

Das Leitmotiv der vorliegenden Arbeit kennzeichnet die Frage zur Mobilisie-
rung von politisch unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen. Es steht allerdings 
noch eine Begründung aus, weshalb politische Gleichheit ein demokratisches 
Ideal kennzeichnet und warum es problematisch ist, dass die „üblichen Verdäch-
tigen“ politischer Partizipation zentrale Individualmerkmale teilen. Im folgenden 
Kapitel wird deshalb das Verhältnis von Partizipation, politischer Gleichheit 
und Repräsentation thematisiert. Klassisch wird auf das Gleichheitsprinzip mit 
dem bereits in der Einleitung angeführten Zitat „one man, one vote“ rekur-
riert (Geißel 2012, S. 32). Ferner wurde das Rollenverständnis der Bürger:innen 
in unterschiedlichen Demokratietheorien in Bezug zur politischen Teilhabe und 
Mitbestimmung betrachtet. Dabei liegt der Fokus nicht auf formalen Partizipa-
tionsrechten, sondern in der variierenden Ausübung des Rechts. Partizipation, 
politische Gleichheit und Repräsentation können sich dabei nicht nur ergän-
zen, sondern stehen zugleich in einem Spannungsverhältnis (Verba 2003; Keil 
2012). Eine prononcierte Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Aspekten 
politischer Gleichheit findet sich bei Verba (2003). Wenngleich eine große Über-
einstimmung über politische Gleichheit, u. a. als ein demokratischer Selbstwert 
und Legitimationsgrundlage, in der Forschung besteht, geht eine ausgeprägte 
Partizipationsgleichheit nicht automatisch mit einer stärkeren oder höheren demo-
kratischen Qualität einher. In dieser Bewertung knüpft Verba teilweise an die 
Skepsis Schumpeters an (siehe Abschnitt 2.1). Die deskriptive oder realistische 
Demokratietheorie äußert Skepsis bezüglich einer allzu umfangreichen Parti-
zipation der Bürger:innen, die über Wahlen hinausgehen. Pointiert lautet das 
Argument, 

dass es den meisten Bürgern schlicht an der Kompetenz fehle, sich aktiv in das politische 
Geschehen einzubringen. Als Laien seien sie an der Politik nur mäßig interessiert, 
würden den eigenen Nutzen über das Gemeinwohl stellen, hätten wenig Sachverstand 
und auch nicht das notwendige Zeitbudget und ‚Sitzfleisch‘, um die vorhandenen oder 
gebotenen Partizipationsmöglichkeiten zu nutzen (Decker et al. 2013, S. 30). 

Neben Kompetenzen und Fähigkeiten sind Einstellungen in Abhängigkeit des 
sozioökonomischen Kontexts zu berücksichtigen. So sinkt die Zustimmung zu 
autoritären Einstellungen und unterschiedlichen Subdimensionen, wenn die Bil-
dung steigt (ein entsprechender Einkommenseffekt ist nicht zu konstatieren) (Hel-
ler et al. 2022). Es ist stets kritisch zu beurteilen, ob mit politischer Partizipation 
ein Automatismus zu demokratischen und emanzipatorischen Werten ausgelöst
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wird. Bereits in der Einleitung wurde auf den Begriff der „dark participation“ 
rekurriert und auf Formen des Hate Speechs oder der Verbreitung von Desinfor-
mation im Internet hingewiesen (Quandt 2018; Quandt und Klapproth 2023). 
Diese Diskussion kann bis zur „Ethik des Wählens“ beziehungsweise „nicht-
Wählens“ geführt werden (Brennan 2011; Bieber 2020, S. 7). Zusammenfassend 
stellt Brennan (2011) die (kontroverse) These auf, dass es ethisch vertretbar 
(teils wünschenswert) ist, wenn Bürger:innen unter bestimmten Umständen (wie 
antidemokratischen Einstellungen) nicht vom Wahlrecht Gebrauch nehmen. Eine 
fortführende Diskussion dieser (stark verkürzten) These geht allerdings über den 
Rahmen der Arbeit hinaus. Hieran schließt eher die Frage an, ob Partizipierende 
die „besseren“ Demokrat:innen seien. Empirisch zeigt sich, dass die Zustimmung 
zu demokratischen Werten und Tugenden unter überdurchschnittlich politisch 
Engagierten über der durchschnittlichen Zustimmung aller Bürger:innen liegt (van 
Deth 2013b). Aus demokratischer Perspektive ist dagegen problematisch, dass die 
„Akzeptanz [demokratischer Tugenden] unter den Bürgern, welche sich auf die 
Nutzung konventioneller Partizipationsmöglichkeiten beschränken, deutlich gerin-
ger [ist]“ (van Deth 2013b, S. 50). In eine ähnliche Richtung stößt die Diskussion 
über das demokratische Potenzial der „kritischen Bürger:innen“ (Norris 1999; 
Ritzi und Wagner 2018). Diese zeichnen sich einerseits durch eine hohe Zustim-
mung zur Demokratie, andererseits durch eine ausgeprägte Unzufriedenheit mit 
gegenwärtigen repräsentativ-demokratischen Prozessen und Entscheidungen aus. 
Die „kritischen Bürger:innen“ nutzen in der Regel unkonventionelle Formen 
der politischen Partizipation, um ihre Unzufriedenheit auszudrücken (Ritzi und 
Wagner 2018). 

Der Kreis zur politischen Gleichheit schließt sich, wenn die ungleiche Wahr-
nehmung der Partizipation betrachtet wird. Ob das Gleichheitsprinzip verletzt 
wird, hängt in erster Linie von den Hintergrundfaktoren und der Frage ab, ob 
Bürger:innen nicht partizipieren „können“ oder „wollen“ (Verba 2003, S. 666; 
siehe Abschnitt 3.2.1). In der Konsequenz fallen Urteile zur politischen Gleichheit 
unterschiedlich aus: 

If an individual stays home from a town meeting because he or she lacks the funds to 
hire a baby-sitter or does not feel that he or she has the capacity to speak out effectively, 
we may consider this a violation of the norm of equal voice. If, however, an individual 
stays home to watch a favorite TV show or for lack of interest in local political issues, 
we do not feel that he or she has been deprived of a civic right or opportunity (Verba 
2003, S. 666–667). 

Mit der politischen Gleichheit wurde auf einen spezifischen Aspekt verschiedener 
Ungleichheitsdimensionen rekurriert, die immer dann vorliegt, wenn Individuen
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oder Gruppen strukturell (vertikal oder horizontal) und dauerhaft benachteiligt 
oder begünstigt werden (Kreckel 2004, S. 17). Mit dem Konzept der deskriptiven 
Repräsentation wird nun argumentiert, dass das Ideal politischer Gleichheit ver-
letzt wird, wenn Partizipationschancen in der Gesellschaft ungleich verteilt sind 
und diese auf zentrale sozioökonomische Merkmale zurückzuführen sind (van 
Deth 2009, S. 155). Von Bedeutung ist hierbei der Zusammenhang zwischen 
politischer und sozialer Ungleichheit. Im Anschluss werden empirische Befunde 
zur Stratifikation politischer (Online-) Partizipation diskutiert. 

2.3.1 Konzeptualisierung politischer Repräsentation 

Ausgangslage zur weiteren Untersuchung politischer Online-Partizipation ist der 
Zusammenhang zwischen Partizipation und Repräsentation. Eine allumfassende 
Beteiligung aller Menschen ist – mit Ausnahme von Wahlen – vermutlich weder 
erreichbar noch zielführend, allein aufgrund unterschiedlicher Betroffenheit in 
Bezug auf politische Entscheidungen oder einem spezifischen Beteiligungs-
gegenstand (Gabriel 2002, S. 157; Kubicek et al. 2009, S. 41).12 Auch in 
kleinen Gruppen, zum Beispiel in Nachbarschaftstreffen, wird es unweigerlich zu 
einer Form der Repräsentation kommen, wenn auch nur durch unterschiedliche 
Redeanteile (Dahl 1989, S. 225; Young 1997, S. 352–353). 

Unter Repräsentation ist allgemein das Verhältnis zwischen einer Teilmenge 
und einer Grundgesamtheit zu verstehen. Repräsentation findet dann statt, wenn 
Akteur:innen für andere Akteur:innen entscheiden, handeln oder sprechen. Politi-
sche Repräsentation erfüllt demnach die Funktion zur Legitimität und Akzeptanz 
politischer Entscheidungen (Budde 2013; Pitkin 1967). In der Forschungsliteratur 
werden unterschiedliche Konzeptualisierungen der politischen Repräsentation dis-
kutiert. Für die nachfolgende Argumentation orientiere ich mich im Wesentlichen 
an Hanna F. Pitkins (1967) The Concept of Representation. Dabei wird die deskrip-
tive Repräsentation in das Zentrum der Untersuchung gerückt.13 Schließlich kann

12 Zur philosophischen Einordnung der individuellen Betroffenheit, siehe Goodin 2007.
13 Als „normatives Ideal“ der politischen Repräsentation (Budde 2013, S. 11), definiert Pitkin 
(1967) die substanzielle Repräsentation. Es handelt sich hierbei nicht um einen Zusam-
menhang entlang spezifischer Merkmale wie Geschlecht oder Herkunft, sondern um eine 
„Verantwortlichkeitsbeziehung zwischen Repräsentant und Repräsentierten“ (Krick 2021, 
S. 286). Die deskriptive Repräsentation kann als notwendige, aber nicht hinreichende Bedin-
gung politischer Repräsentation gelten, zugleich die substanzielle Repräsentation verbessern 
(Mansbridge 1999). 
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hierdurch die Frage beantwortet werden, warum eine Stratifikation der Partizi-
pation entlang sozioökonomischer und -demografischer Merkmale nicht nur ein 
Problem politischer Gleichheit, sondern auch ein Problem politischer Repräsenta-
tion ist und damit die Legitimität und die Akzeptanz politischer Entscheidungen 
herausfordert. Interessanterweise finden sich in unterschiedlichen demokratietheo-
retischen Schulen, sowohl in emanzipatorisch-partizipativen Demokratietheorien 
als auch in liberal-repräsentativen Demokratietheorien, Argumente deskriptiver 
Repräsentation (Mansbridge 1999; Young 1997; Verba et al. 1995). Die Defini-
tion deskriptiver Repräsentation lautet wie folgt: Das zunächst diffuse Verhältnis 
zwischen Grundgesamtheit und Teilmenge wird dahingehend spezifiziert, dass 
die Teilmenge ein Abbild der Grundgesamtheit darstellt (Seim 2022), wobei 
als Abbild im rudimentären statistischen Sinne die gleiche Verteilung spezifi-
scher Merkmale, wie Alter, Geschlecht oder Herkunft, in Grundgesamtheit und 
Stichprobe verstanden werden kann. Entspricht die Verteilung des Geschlechts 
in der Stichprobe der Verteilung des Geschlechts in der Grundgesamtheit, dann 
liegt jedenfalls in Hinblick auf dieses Merkmal eine deskriptive Repräsentation 
im Sinne eines „Spiegelbilds“ vor (Pitkin 1967, S. 61).14 Da praktisch ledig-
lich ein geringfügiger Teil der Bürger:innen an Online-Konsultationsverfahren 
partizipiert, stellt sich die Frage, ob die eingebrachten Beiträge (zum Beispiel 
Vorschläge oder Ideen zur zukünftigen Verkehrsinfrastruktur) tatsächlich den 
Interessen oder Vorstellungen der Grundgesamtheit oder doch nur der Teil-
menge politisch aktiver Bürger:innen entsprechen (Seim 2022, S. 269). Die 
angemessene Repräsentation der Grundgesamtheit durch die Teilmenge ist dem-
nach ein bedeutender Faktor für die Verallgemeinerung der Resultate aus einem 
Partizipationsprozess. 

Es ist nun naheliegend zu hinterfragen, welche spezifischen Merkmale den 
Zusammenhang zwischen Repräsentanten und Repräsentierten kennzeichnet. 
Hierbei handelt es sich um einen wesentlichen Kritikpunkt an einem deskriptiven 
Verständnis politischer Repräsentation (Mansbridge 1999, S. 629). Von Interesse 
ist zunächst die Begründung einer deskriptiven Repräsentation, wobei es sinn-
voll erscheint, sich von einem engen statistischen Verständnis von Repräsentation 
zu lösen. So argumentiert Iris Marion Young (1997) für einen spezifischeren 
Blick, der Abstand von einer Substitution bestimmter Merkmale oder Charakteris-
tiken nimmt. In der Auseinandersetzung mit gängigen Kritikpunkten deskriptiver

14 Alternativ zum proportionalen Anteil in der Stichprobe können spezifische Bevölkerungs-
gruppen höher gewichtet werden. Dies entspricht dem Konzept der Diversität, siehe Seim 
2022. 
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Repräsentation begründet Young eine „soziale Perspektive“, die typische Erfah-
rung und Lebenswelten einbezieht. Diese Perspektive hängt unmittelbar von der 
sozialen Position innerhalb der Gesellschaft ab, die durch Gruppendifferenzie-
rung strukturiert ist: „In most societies these group differentiations structure 
some social inequalities of prestige, power, or access to resources“ (Young 1997, 
S. 365). Der Rückgriff auf eine soziale Perspektive der Repräsentation bildet die 
Grundlage für ein weiteres Argument, nämlich zum Zusammenhang zwischen 
politischer Ungleichheit im gesellschaftlichen Kontext sozialer Ungleichheit. 
Angelehnt an Reinhard Kreckel, 

[liegt] soziale Ungleichheit im weiteren Sinne […] überall dort vor, wo die Mög-
lichkeiten des Zuganges zu allgemeinen verfügbaren und erstrebenswerten sozialen 
Gütern und/oder zu sozialen Positionen, die mit ungleichen Macht- und/oder Inter-
aktionsmöglichkeiten ausgestattet sind, dauerhafte Einschränkungen erfahren und 
dadurch die Lebenschancen der betroffenen Individuen, Gruppen oder Gesellschaften 
beeinträchtigen bzw. begünstigt werden (Kreckel 2004, S. 17). 

Die Definition hat den Vorteil, sowohl horizontale als auch vertikale Dimensio-
nen der Ungleichheit einzubeziehen und den Zusammenhang zwischen sozialer 
Position und politischer Repräsentation zu kontextualisieren. Folglich wirkt die 
Stratifikation politischer Partizipation entlang sozialer Gruppen auf Opportunitä-
ten und reproduziert soziale Ungleichheit (Schäfer 2010; Elsässer und Schäfer 
2023). Eine Bewertung politischer Partizipation im Hinblick auf die Verteilung 
spezifischer Merkmale und Charakteristiken, die in üblichen Verfahren unterre-
präsentiert sind, kann sich schließlich auch auf die epistemische Qualität der 
Entscheidungsfindung beziehen. Dieses Argument wird erneut von Young (1997) 
untermauert: Die soziale Position determiniert nicht die Interessen, sodass eine 
Annahme von zwangsläufigen homogenen Gruppeninteressen abgelehnt wird. 
Dennoch sind persönliche Erfahrungen, Wissen und Deutungsmuster nicht unab-
hängig hiervon. Demnach ist es relevant, die soziale Perspektive von Interessen 
und Meinungen abzugrenzen. Die Distinktion lässt sich an einem kurzen Beispiel 
verdeutlichen: So wird die persönliche Erfahrung von Arbeitslosigkeit zu unter-
schiedlichen Einstellungen gegenüber der Agenda 2010/Harz IV Reform führen 
und eben nicht zwangsläufig zu einer einheitlichen Ablehnung der Betroffenen. 
Der Zusammenhang zwischen sozialer Perspektive und epistemische Qualität 
bezieht sich demnach nicht ausschließlich auf den outcome eines politischen Pro-
zesses, sondern auf den Zugang zur Entscheidungsfindung: „From a particular 
social perspective a representative asked certain kinds of questions, reports cer-
tain kinds of experience, recalls a particular line of narrative history, or expresses 
a certain way of regarding the positions of others“ (Young 1997, S. 366). Der
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Zusammenhang zu unterschiedlichen gesellschaftlichen Opportunitäten, wie ihn 
Kreckel (2004) formuliert, liegt auf der Hand. Im Rückgriff auf das Beispiel 
der Arbeitslosigkeitserfahrung nimmt die soziale Perspektive keine homogenen 
Interessen oder Meinungen an, sondern persönlich bedingte Deutungen von Argu-
menten, Fragen und Perspektiven. Diese sind stets in Relation zu differenzierten 
sozialen Positionen zu verstehen, das heißt im Verhältnis zu Menschen, die 
keine persönliche Erfahrung mit Arbeitslosigkeit haben. In der Erweiterung der 
Perspektive entfaltet sich schließlich die epistemische Qualität der Entscheidungs-
findung: „Ensuring the representation of multiple perspectives gives voice to 
distinctive experiences in the society and relativizes the dominant perspectives 
which are assumed as normal and neutral“ (Young 1997, S. 370). 

Die gängige Kritik an einem deskriptiven Repräsentationsmodell arbeitet sich 
an der Spezifizierung der Merkmale ab, die den Zusammenhang zwischen Teil-
menge und Grundgesamtheit markieren. Die Kritik wird durch Überspitzung 
artikuliert, welche Merkmale in welchem Umfang repräsentiert sein müssen. 
Während eine Gleichverteilung entlang des binären Geschlechts weitestgehend 
als gesellschaftlicher Common Sense gilt, stellt sich die Frage, ob nur Arbei-
ter:innen Arbeiter:innen, nur Fahrradfahrer:innen Fahrradfahrer:innen und nur 
Linkshänder:innen Linkshänder:innen repräsentieren können.15 Es fehlt demnach 
an grundsätzlichen Prinzipien, anhand derer die Kriterien definiert werden, die in 
einem Prozess repräsentiert werden sollten. Als Erwiderung auf die Kritik kann 
auf Jane Mansbridge (1999) zurückgegriffen werden: 

This analysis allows us to conclude that the perspectives and interests of left-handers 
should be represented in deliberation when their perspectives are relevant to a decision 
(e.g., in decisions regarding the design of surgical instruments) and in aggregation 
when their interests conflict with those of others. Similarly with redheads, Lithuanians, 
Italians, Jews, the uneducated, and all other groups (Mansbridge 1999, S. 635). 

Ein grundsätzliches Prinzip zur Definition von Kriterien ist demnach nicht not-
wendig, sondern wird durch die unmittelbare Betroffenheit bedingt (Mansbridge 
1999; Young 1997). 

Drei Schlussfolgerungen können für die weitere Arbeit auf Grundlage der 
bisherigen Diskussion gezogen werden: Erstens wurde für eine deskriptive 
Repräsentation plädiert, die über ein statistisches Verständnis zwischen Grund-
gesamtheit und Teilmenge hinausgeht und auf die spezifische Betroffenheit 
und unterschiedlichen Perspektiven rekurriert. Durch die soziale Perspektive

15 Mansbridge kritisiert gleichfalls ein Verständnis der Repräsentation auf Grundlage eines 
Essentialismus, siehe Mansbridge 1999, S. 637. 
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der Repräsentation konnte zweitens, der Zusammenhang zwischen politischer 
und sozialer Ungleichheit aufgezeigt und drittens eine epistemische Funktion 
deskriptiver Repräsentation herausgearbeitet werden, die unabhängig von homo-
genen Gruppeninteressen fungiert. Das Konzept der deskriptiven Repräsentation 
wird für die weitere Arbeit als Heuristik verwendet, um Ungleichheiten in der 
politischen Partizipation aufzudecken. 

2.3.2 Empirische Befunde zu Ungleichheitsdimensionen 
politischer Partizipation 

Auf Grundlage des vorherigen Kapitels können nunmehr empirische Befunde 
zur Stratifizierung politischer Partizipation diskutiert und eingeordnet werden. 
Konsolidierte Befunde zur Verzerrung der politischen Beteiligung zugunsten von 
Bürger:innen mit hohem sozioökonomischem Status sind über die Zeit und 
variierenden (demokratischen) Länderkontexten zu konstatieren. Demnach sind 
vor allem bildungs- und einkommensstarke Bevölkerungsgruppen überpropor-
tional im politischen Prozess repräsentiert (Lijphart 1997; Verba et al. 1995; 
Bödeker 2012; Schäfer 2012; Walgrave et al. 2021). Konsequenzen einer unglei-
chen Partizipation können dabei auf Makro-, Meso- und Mikro-Ebene lokalisiert 
werden. 

Auf der Makroebene ist ein Zusammenhang zwischen sozioökonomischem 
Status und politischer Responsivität festzustellen. Frühere Forschungsergebnisse 
zeigen, dass Präferenzen und Interessen von hohen Einkommensgruppen im 
politischen System besser vertreten sind als von Bevölkerungsgruppen mit nied-
rigem Einkommen, insbesondere wenn die Interessen zwischen beiden Gruppen 
divergieren (Peters und Ensink 2015; Gilens 2005, 2012; Elsässer und Schäfer 
2023; Solt 2008). So stellt die empirische Studie von Schwander und Schäfer 
(2019) unter Kontrolle verschiedener Kontexte fest, dass ökonomische Ungleich-
heit politische Ungleichheit verschärft. Ferner werden gesellschaftlicher Wandel 
wie die Tendenz zur Individualisierung, Postindustrialisierung oder Wertewandel 
u. a. mit der Abnahme konventioneller Partizipationsformen wie der Parteimit-
gliedschaft in Verbindung gebracht (Inglehart 1977, 1997). Eine Orientierung zu 
postmateriellen Bedürfnissen hat hiernach zur Folge, dass Bürger:innen Ziele mit 
Partizipation realisieren, die eher mit Selbstverwirklichung und identitätsstiften-
den Momenten einhergehen. Auf der Makroebene führt dies zur Ausdifferenzie-
rung und Fragmentierung der verschiedenen Partizipationsformen (Cantijoch und 
San Martin 2009; Theocharis 2011a; Henn et al. 2018). Hierdurch könnte es
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zur Verstärkung von Ungleichheiten kommen, weil unkonventionelle Partizipa-
tionsformen einer ausgeprägten sozialen Selektivität unterliegen (Schäfer 2012; 
Thewes 2018; Marien et al. 2010). Individualisierung und Wertewandel haben 
zusätzlich einen Einfluss auf die Mesoebene. So ist zu konstatieren, dass die 
(Milieu-) Bindung und Bedeutung von Organisationen, Parteien, Gewerkschaf-
ten oder Kirchen tendenziell abnimmt (Ryfe 2005; Putnam 2000; Böhnke 2011). 
Zugleich handelt es sich hierbei um wichtige Institutionen, die zur Partizipation 
mobilisieren (Verba et al. 1995). 

Auf der Mikroebene hat die Forschung ein umfassendes Bild über poli-
tisch aktive Bürger:innen und ungleichen Partizipationschancen sowie den Bezug 
zur politischen Un-/Gleichheit und Repräsentation (Verba et al. 1995; Stein-
brecher 2009; Stark 2019). In der Einleitung wurde bereits der Begriff der 
„üblichen Verdächtigen“ verwendet, um typische Bürger:innen der politischen 
Partizipation zu charakterisieren. Wenngleich die Verteilung zwischen Partizipa-
tionsformen variiert, zeigt sich grundsätzlich, dass die „üblichen Verdächtigen“ 
zentrale Ressourcenmerkmale wie Bildungsabschlüsse, Erwerbstatus und Berufs-
prestige, Geschlecht sowie Alter teilen. Diejenigen, die üblicherweise politisch 
partizipieren, zeichnen sich durch einen hohen sozioökonomischen Status aus, 
der durch ein hohes Bildungsniveau und einen Erwerbstatus gekennzeichnet ist. 
Zudem handelt es sich überwiegend um männliche Personen im mittleren bis 
höheren Alter (Walgrave et al. 2021; Escher 2013; Böhnke 2011; Schneider 
und Busse 2019). Milbrath und Goel (1977) fassen diesen Befund bereits in 
den 1960er Jahren pointiert zusammen: „No matter how class is measured, stu-
dies consistently show that higher class persons are more likely to participate 
in politics than lower class persons“ (1977, S. 92). Dagegen handelt es sich 
bei sozial weniger Privilegierten, gesellschaftlichen Minderheiten, Personen mit 
Migrationshintergrund, Personen in prekären Arbeitsverhältnissen oder (bezüglich 
demografischer Merkmale) Jugendlichen oder Frauen um „unübliche Verdächti-
ge“ politischer Partizipation, die im politischen Prozess unterrepräsentiert oder 
marginalisiert sind (Schäfer 2012; Schäfer und Schoen 2013; Marien et al. 2010; 
Solt 2008; Geißel 2011; Schneider 2018, S. 76). Aufgrund der Ressourcenabhän-
gigkeit der Partizipation führt sozioökonomische zur politischen Marginalisierung 
und in der Konsequenz zur Abnahme politischer Kompetenz und Selbstwirksam-
keit, insofern zur Verstetigung sozialer und politischer Ungleichheiten (Kaßner 
und Kersting 2021, S. 13; Kersting 2008).16 

16 Der Begriff der Marginalisierung kann sowohl objektive als auch subjektive Dimensionen 
der Marginalisierung beinhalten. Für eine weiterführende Diskussion und Definition, siehe 
Kaßner und Kersting 2021, S. 9 ff. 
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In der Forschungsliteratur werden zwei zentrale Mechanismen zur poten-
ziellen Mobilisierung jenseits der „üblichen Verdächtigen“ durch das Internet 
diskutiert (Norris 2001; Escher 2013): Einerseits sinkt der Aufwand zur Beteili-
gung aufgrund der orts- und zeitunabhängigen Partizipation. Auch die Bedeutung 
partizipationsspezifischer Fähigkeiten wie Ausdrucksfähigkeiten sollte tendenzi-
ell abnehmen. Zugleich steigt die Motivation zur Beteiligung, da notwendige 
Informationen einfacher und niederschwellig zugänglich sind. Mit Blick auf 
die Mobilisierungshypothese werden nun zentrale Forschungsergebnisse zum 
Zusammenhang von Internet und politischer Partizipation diskutiert. 

Ein grundsätzlich positiver Einfluss des Internets auf politische Partizipa-
tion, unabhängig von sozioökonomischen Faktoren und politischem Interesse, 
zeigt Boulianne (2009) für den US-Kontext in einer Meta-Studie auf. Laut den 
Ergebnissen, kann ein positiver Einfluss des Internets auf die Wahlbeteiligung 
festgestellt werden (Escher 2013, S. 455). Eine neuere Studie von Gil de Zúñiga 
et al. (2021) unterstützt diesen Zusammenhang. Die Autor:innen kommen auf 
Grundlage einer Längsschnittstudie zum Ergebnis, dass politische Diskussionen 
auf der Instant Messaging App WhatsApp einen positiven Effekt auf konventionelle 
Partizipation ausübt. Die Relevanz dieser Studie wird durch die Nutzungszahl von 
Messaging Apps untermauert. Entlang der Ergebnisse einer Befragungsstudie der 
deutschsprachigen Bevölkerung mit Internetzugang zeigt sich, dass 89 Prozent der 
Befragten WhatsApp mindestens einmal pro Woche und 81 Prozent der Befragten 
täglich nutzen. Etwa ein Viertel der Nutzer:innen kommen dabei mit politischen 
Informationen in Kontakt (Kelm et al. 2023). 

Ein expliziter Fokus auf Formen der Online-Partizipation und divergierenden 
Mobilisierungsmechanismen findet sich bei Krueger (2002). Die frühe Studie 
offenbart, dass unter Kontrolle des Internetzugangs die Relevanz der Erklärungs-
faktoren klassischer Partizipation abnimmt. Allerdings nehme die Bedeutung 
neuerer, internetspezifischer Fähigkeit durch die Diffusion des Internets zu (Krue-
ger 2002). Hieran anschließend zeigen Anduiza et al. (2010), dass der Einfluss 
traditioneller Ressourcen abnimmt, der Einfluss von „online-ressources“ aber 
steigt. Zugleich sind internetspezifische oder digitale Fähigkeiten nicht zufällig 
in der Gesellschaft verteilt, sondern unterliegen ihrerseits Stratifikationen (de 
Marco et al. 2014; Scheerder et al. 2017; Blank und Reisdorf 2012). So stellt 
die Studie von de Marco et al. (2014) fest, dass der sozioökonomische Sta-
tus sowohl digitale Fähigkeiten als auch Online-Partizipation beeinflusst. In der 
Konsequenz verstärken sich soziale und politische Ungleichheiten. Büchi und 
Vogler (2017) unterstützen diese Ergebnisse und zeigen, dass Bildung über diese 
Fähigkeiten einen indirekten Effekt auf die Online-Partizipation ausübt. Diese
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Befunde verdeutlichen, dass nicht alle Menschen gleichmäßig von Opportuni-
täten des Internets profitieren. Während der Internetzugang als Barriere über 
die vergangenen Jahre abgenommen hat, zeigen neuere Studien, dass die End-
geräte zur Internetnutzung ebenfalls sozial strukturiert sind (Napoli und Obar 
2014; van Deursen und van Dijk 2019). Mit dem sozialen Status nimmt auch der 
Internetzugang über unterschiedliche Geräte zu, was wiederum die Nutzung von 
Online-Angeboten erleichtert (van Deursen und van Dijk 2019). 

Grundsätzlich kennzeichnet Bildung einen zentralen Erklärungsfaktor der Par-
tizipationsforschung (Smets und van Ham 2013). Neben vermittelnden, indirekten 
Effekten über internetspezifische Fähigkeiten oder das politische Interesse (Borge 
und Cardenal 2011; Büchi und Vogler 2017), können ebenfalls direkte Effekte 
konstatiert werden (Oser et al. 2013). Bildungs- und Einkommensungleichhei-
ten im Zusammenhang zur Online-Partizipation werden von Oser et al. (2013) 
bestätigt. Jensen (2013) findet Selektionseffekte bezüglich Geschlecht und Bil-
dung, aber nicht für das Einkommen. Ergebnisse zum Zusammenhang zwischen 
Einkommen und Online-Partizipation sind auch in weiteren Studien nicht konsis-
tent zu belegen (Theocharis et al. 2021b; Jensen 2013; Feezell 2016). So kann 
ein höheres Einkommen einen negativen Effekt auf Online-Partizipation ausüben 
(Theocharis et al. 2021b). Dagegen stellt Feezell (2016) Einflüsse des Einkom-
mens fest. In der untersuchten Stichprobe von US-Bürger:innen zeigt sich ferner 
ein negativer Effekt zwischen Alter und Internetnutzung, während der Zusammen-
hang zwischen Alter und Online-Partizipation statistisch nicht signifikant ist. Ein 
ähnliches Muster identifizieren Anduiza et al. (2010, S. 363) und folgern hieraus, 
dass jüngere Menschen zwar eher das Internet nutzen, aber unter Konstanthaltung 
der Nutzung das Alter in gewohnter Effektrichtung mit Online-Partizipation kor-
reliert. Diese Ergebnisse stehen im Gegensatz zur Annahme, dass insbesondere 
jüngere Menschen das Internet zur politischen Partizipation bevorzugen (Best 
und Krueger 2005; Oser et al. 2013; Lane et al. 2021; Ritzi und Wagner 2018). 
Auf Grundlage einer Stichprobe aus der German Longitudinal Election Study 
(GLES) finden Ritzi und Wagner (2018), dass jüngere Bürger:innen eher Online 
als Offline partizipieren. Allerdings kontrolliert die Studie nicht auf Indikatoren 
der digitalen Fähigkeiten. Des Weiteren unterliegt die Partizipation von jungen 
Menschen Geschlechterunterschieden und -ungleichheiten (Pfanzelt und Spies 
2019, S. 40). Befunde von Lane et al. (2021) unterstreichen, dass politische 
Ungleichheit unter Jugendlichen auf den sozioökonomischen Status sowie das 
politische Interesse zurückzuführen sind. Im Vergleich zur Offline-Partizipation 
sind Ungleichheiten in der Online-Partizipation zwar weniger stark ausgeprägt, 
aber weiterhin vorhanden.
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Ein zweiter Forschungsstrang untersucht, inwiefern das Internet einen Ein-
fluss auf die Individuelle Motivation zur Partizipation ausübt (Escher 2013, 
S. 460). Dabei ist zu unterscheiden, ob das Internet Partizipationsmotive durch 
einen niederschwelligen Zugang zu Informationen oder, ob umgekehrt Motive 
die Internetnutzung beispielsweise zur Online-Partizipation fördern (Escher 2013, 
S. 460). Mit Bezug auf ersteren Mechanismus stellt Boulianne (2011) fest, dass 
die Nutzung von Online-Nachrichten das politische Interesse positiv beeinflusst. 
Positive Effekte des politischen Interesses auf Online-Partizipation finden sich 
bei Theocharis et al. (2021b) und Ritzi und Wagner (2016). Neben eines direkten 
Effekts, ist die vermittelnde Eigenschaft von Partizipationsmotiven hervorzuhe-
ben. Hier zeigen sich indirekte Einflüsse über den sozioökonomischen Status 
vermittelt über das politische Interesse auf Online-Partizipation (Büchi und Vogler 
2017; Lane et al. 2021). Einen vergleichbaren Effekt stellt Schöttle (2019, 334 ff.) 
bei der Untersuchung von Genderungleichheiten fest, die indirekt über die Ver-
mittlung von Partizipationsmotiven auftreten. So bewerten Männer das Motiv der 
politischen Einflussnahme stärker und weisen eine höhere politische Selbstwirk-
samkeit als Frauen auf, was zur Ungleichheit in der Online-Partizipation führt. Im 
Vergleich zur Offline-Partizipation unterstreichen Brunsting und Postmes (2002) 
ebenfalls die Bedeutung der politischen Selbstwirksamkeit, während affektive 
Faktoren nur eine geringfügige Rolle einnehmen. Die Bedeutung der Selbst-
wirksamkeit für politische Online-Partizipation bekräftigen Oser et al. (2022) auf 
Basis einer Meta-Analyse. Unterschiede zur Offline-Partizipation sind dagegen 
nicht zu konstatieren, sodass Wirkungsmechanismen vergleichbar fungieren. Zu 
beachten sind allerdings Wechselwirkungen zwischen politischem Interesse und 
politischer Selbstwirksamkeit, sodass beide Faktoren multiplikativ auf politische 
Partizipation wirken können (Levy und Akiva 2019). Darüber hinaus können 
Bedenken zur Privatsphäre oder zum Datenschutz die Partizipationsmotivation 
senken. Hoffmann und Lutz (2023) kommen zum Ergebnis, dass solche Beden-
ken in der deutschen Online-Population weitgehend gleichverteilt sind und somit 
nicht zur Stratifikation politischer Online-Partizipation beitragen. 

Während die bisherigen Studien in erster Linie politische Motive fokussie-
ren, können auch apolitische oder private Partizipationsgründe motivieren und 
werden in der Forschungsliteratur behandelt (Lilleker und Koc-Michalska 2017; 
Montag 2022). In Abschnitt 2.3.3 sowie Abschnitt 3.2.2 werde ich noch ein-
mal dezidiert auf diese Partizipationsanreize eingehen, sodass an dieser Stelle 
lediglich generalisierte Befunde diskutiert werden. Zugleich unterliegen private 
Motive wie Spaß oder Zeitvertreib der kritischen Betrachtung als „Clickti-
vism“, der zwar niederschwellig, aber politisch folgenlos sei (Halupka 2014; 
Baringhorst 2019, 43 f.; Ritzi und Wagner 2016). Partizipationsmotive werden
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zuweilen in Bezug auf einen gesellschaftlichen Wertewandel (auf der Makro-
Ebene) und einem Streben nach postmateriellen Bedürfnisbefriedigungen (auf 
der Mikro-Ebene) gesetzt. Studien weisen zwar auf eine stärkere Ausprägung 
postmaterieller Werte insbesondere bei jungen Menschen hin, Zusammenhänge 
zeigen sich aber sowohl zu elektoral-konventionellen als auch eher unkonven-
tionellen Partizipationsformen (Cantijoch und San Martin 2009; Henn et al. 
2018). Assoziationen mit der Internetnutzung konnten nicht festgestellt wer-
den und der Einfluss auf die Online-Partizipation ist eher gering und variiert 
zwischen Stichproben (Theocharis 2011a, 2011b). Auf individuelle Motivlagen 
konzentrieren sich Lilleker und Koc-Michalska (2017) und unterscheiden zwi-
schen extrinsischen und intrinsischen Motiven der politischen Partizipation. Auf 
Grundlage der empirischen Ergebnisse folgern die Autor:innen erstens, dass sich 
die Motive zwischen Offline- und Online-Partizipation unterscheiden, und zwei-
tens, dass extrinsische Anreize (Bestätigung oder Belohnung durch Dritte) einen 
stärkeren Einfluss auf die Online-Partizipation ausüben als intrinsische Anreize 
(Gefühl der Wirksamkeit oder Gruppenzugehörigkeit). Ein Forschungsstrang eher 
kommunikationswissenschaftlicher Prägung fokussiert auf die Mediennutzungs-
motive und damit einhergehenden Gratifikationen. Diese spielen insbesondere bei 
der Beeinflussung des Nutzungsverhaltens durch Designfaktoren sozialer Medien 
oder Netzwerke eine relevante Rolle (Montag 2022, S. 56). Diese Designfakto-
ren reflektieren und stimulieren zentrale Bedürfnisse durch hedonistische, soziale 
oder utilitäre Gratifikationen (Ernst 2015; Hsiao et al. 2016; Montag 2022, 
S. 58).17 

Zusammenfassend informiert die Forschungsliteratur über grundlegende Mus-
ter und Zusammenhänge politischer und sozialer Ungleichheiten der Online-
Partizipation. Wenngleich empirische Ergebnisse verschiedene Wirkungszusam-
menhänge zwischen Offline- und Online-Partizipation aufzeigen (z. B. inter-
netspezifische Fähigkeiten sowie Abschnitt 2.2.2) und teils Abweichungen von 
gewohnten Stratifikationsmustern festgestellt werden (Jensen 2013; Theocharis 
et al. 2021b), zeigen sich dennoch Selektionseffekte bezüglich Individualmerkma-
len wie Bildung sowie Prädispositionen wie dem politischen Interesse. In einem 
Überblicksartikel aus dem Jahr 2013 konstatiert Escher ernüchternde Befunde 
zur intendierten Mobilisierung durch das Internet: Zwar weisen die untersuchten 
Studien nicht darauf hin, dass das Internet zur Verstärkung der Ungleichheiten

17 Eine ausführliche Auseinandersetzung mit diesen Mechanismen und einer weiterführen-
den Diskussion über den „Surveillance Capitalism“ oder der Aufmerksamkeitsökonomie 
geht über den Rahmen der vorliegenden Arbeit hinaus, siehe Zuboff 2019; Montag 2022. 
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beiträgt, zugleich deuten die Befunde bezüglich einer Mobilisierung bis dato poli-
tisch inaktiver Bürger:innen aber eher auf Ausnahmen und weniger auf Regeln 
hin. Auch im Internet sind die „üblichen Verdächtigen“ politischer Partizipation 
durch ähnliche soziodemografische Merkmale wie die klassische Partizipation 
charakterisiert. Schlozman et al. (2010) kommen aufgrund der persistenten sozi-
alstrukturellen Asymmetrien zum Urteil, dass das Internet eine „Weapon of the 
strong“ darstellt. Gegenläufige Befunde, beispielsweise zum Alter, können partiell 
auf spezifische Online-Partizipationsformen zurückgeführt werden (Escher 2013; 
Ruess et al. 2021). Dies zeigt sich beispielsweise bei Geschlechterungleichheiten 
(Schöttle 2019, S. 157). 

2.3.3 Online-Konsultationen – Wer beteiligt sich und 
warum? 

Nach der Systematisierung in Abschnitt 2.2.2 und der Konzeptualisierung des 
„demokratischen Rombus“ umfasst politische Partizipation repräsentative, direkt-
demokratische, demonstrative und deliberative Instrumente (Kersting 2014). 
Top-down initiierte Online-Konsultationsverfahren wurden hiernach als delibera-
tive Partizipationsform charakterisiert, da die Online-Diskussion von Vorschlägen 
oder Ideen zwischen Bürger:innen einen wesentlichen Aspekt der Beteiligung 
markiert. Aufgrund der diskursiven und deliberativen Charakteristik der Online-
Partizipation, wird auch in der entsprechenden Literatur der Deliberationsfor-
schung auf die soziale Selektivität respektive den ungleichen Zugang zum Diskurs 
hingewiesen (Ryfe 2005). 

Hinsichtlich der Frage zur Mobilisierung zur politischen Online-Partizipation 
erscheint die Auswahl von Online-Konsultationsverfahren als angemessen. Denn 
es ist plausibel, dass durch die Hinzunahme des Internets der Aufwand zur 
Teilnahme an einem Konsultationsverfahren sinkt. Erstens findet die Partizipa-
tion räumlich unabhängig statt, zweitens ist die Partizipation zeitlich unabhängig 
und nicht auf einzelne oder wenige Termine begrenzt und drittens ist eine nie-
derschwellige Partizipation im Vergleich zur klassischen vor Ort Veranstaltung 
möglich, denn es besteht Zeit, um einen Kommentar oder Vorschlag zu schreiben 
und zu veröffentlichen (Eilders und Gerlach 2022, S. 24). 

Online-Konsultationsverfahren auf der lokalen Ebene sind insbesondere 
Gegenstand von Evaluationsstudien (Kubicek und Aichholzer 2016; Kubicek 
2011; Ritzi und Kaßner 2019; Geißel et al. 2015; Kersting et al. 2013). Hierzu 
werden verschiedene Bewertungskriterien (z. B. Effektivität/Effizienz, Trans-
parenz, Offenheit/Repräsentativität oder Designfaktoren) auf unterschiedlichen
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prozessualen Stufen (z. B. Input-Activities-Output-Outcome-Impact) betrachtet 
(Kubicek und Aichholzer 2016, 23 ff.). Die Beteiligungsquote ist nach Schnei-
der (2018, S. 4) zwar ein symbolischer und greifbarer Indikator für Erfolg 
oder Misserfolg, aber wenig aussagekräftig bezüglich der Repräsentativität eines 
Verfahrens. Bei der Diskussion verschiedener Evaluationsstudien stellt Schöttle 
(2019, S. 124) fest, dass der Fokus der Bewertung eher auf technischen oder pro-
zessualen Voraussetzungen und weniger auf den Teilnehmenden liegt. Zugleich 
wird die Mobilisierung spezifischer Zielgruppen und die Zusammensetzung der 
Teilnehmenden hinsichtlich Diversität, Pluralität und/oder Repräsentativität als 
Erfolgskriterium aufgeführt (Geißel et al. 2015). 

In ihrer Evaluation von sieben Online-Konsultationsverfahren zu lokalen 
Klimazielen finden Aichholzer et al. (2016a) eher geringere Geschlechterunter-
schiede in der Beteiligung, während sich die üblichen Verzerrungen in der Alters-
und Bildungsverteilung zugunsten älterer und höher gebildeter Bürger:innen 
zeigen. Die Autor:innen betonen, dass in allen Verfahren Strategien zur Mobili-
sierung unterrepräsentierter Gruppen vorlagen (z. B. Stakeholder-Mobilisierung), 
diese aber keinen nennenswerten Einfluss auf die Zusammensetzung der Teil-
nehmenden ausübten (Aichholzer et al. 2016a, S. 181–182). Auch wenn in die-
ser Arbeit Bürger:innenhaushalte strukturell von Online-Konsultationsverfahren 
unterschieden werden, liefern die nachfolgenden Evaluationsstudien wichtige 
Hinweise zur Bürger:innenbeteiligung auf lokaler Ebene. Exemplarisch kann der 
Bürger:innenhaushalt der Stadt Jena aufgeführt werden, der sowohl Online- als 
auch Offline-Foren zur Diskussion und Abstimmung über ein vorher festgelegtes 
Budget ermöglichte (Kersting et al. 2013; Baringhorst 2019, S. 38–39). Kerst-
ing et al. (2013) weisen in ihrem Abschlussbericht auf die Diskrepanz zwischen 
erwarteter und tatsächlicher Beteiligung hin: „In den Bürgerversammlungen 2012, 
insbesondere bei der Ergebnispräsentation, setzten sich die Teilnehmer […] zum 
größten Teil aus Mitgliedern der AG Bürgerhaushalt, Mitarbeitern der Stadt-
verwaltung sowie der lokalen Presse zusammen“ (Kersting et al. 2013, S. 32). 
Auch das Online-Forum blieb hinter den Erwartungen zurück und verzeichnete 
46 registrierte Mitglieder und 324 Beiträge zu 120 Themen (durchschnittlich 2,7 
Beiträge je Thema). Individualmerkmale der Teilnehmenden wurden nicht erho-
ben. Die Diskussion im vorherigen Kapitel lässt aber darauf schließen, dass eine 
Beteiligung sozial umso verzerrter ausfällt, je weniger Menschen teilnehmen. In 
einem Übersichtsartikel zu Top-down initiierten (Online- und Offline-) Partizipa-
tionsverfahren in Deutschland schlussfolgern Schneider und Busse (2019), dass 
das Participatory Budgeting nur wenig geeignet ist, um politisch marginalisierte 
Bevölkerungsgruppen zu mobilisieren. So zeigt sich über die untersuchten Ver-
fahren eine Stratifikation bezüglich Alter und Bildung. Es sind die „üblichen
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Verdächtigen“, die hauptsächlich teilnehmen: „In general, participants are highly 
educated, socially integrated, and from 35 to 65 years old“ (Schneider und Busse 
2019, S. 270). 

Neben den eher auf Evaluationsberichten basierenden Ergebnissen lassen sich 
ferner Studien zu zentralen Mobilisierungsmechanismen identifizieren. In einer 
Untersuchung von drei Online-Konsultationsverfahren auf kommunaler Ebene 
zur Radverkehrsinfrastruktur leisten Rottinghaus und Escher (2020) hierzu einen 
relevanten Beitrag. Die Teilnehmenden der untersuchten Beteiligungsverfahren 
zeichnen sich durch eine höhere Bildung, ein mittleres bis höheres Alter und 
einen höheren männlich Anteil aus (für ähnliche Befunde aus Finnland, siehe 
Aitamurto et al. (2017)). Unabhängig von sozioökonomischen und demografi-
schen Merkmalen stellen die Kenntnis über das Verfahren sowie die vorherige 
Partizipation die wichtigsten Einflussfaktoren auf die Beteiligung dar. Bemerkens-
werterweise konnte kein sozialer Bias bei der Information über das Verfahren 
festgestellt werden. Hier dürften die lokale Verankerung und die etablierten 
Medienkanäle eine zentrale Rolle gespielt haben. Die Kenntnis über das Online-
Verfahren hat demnach eine Voraussetzung zur Teilnahme definiert, wovon alle 
Bürger:innen gleichermaßen betroffen sind. Darüber hinaus verdeutlicht die Stu-
die die Bedeutung personalisierter Einladungen zur Partizipation. Zwar profitieren 
auch die „üblichen Verdächtigen“ von dieser Mobilisierungsstrategie, zugleich 
werden aber auch Bürger:innen erreicht, die im politischen Prozess eher unterre-
präsentiert sind und ein stärkeres Interesse am Thema des Partizipationsverfahrens 
äußern (Rottinghaus und Escher 2020, 281 ff.). 

Neben der sozialstrukturellen Verankerung der Beteiligung gibt die Stu-
die Hinweise auf die Motive der (Nicht-) Beteiligung. Bürger:innen, die von 
dem Verfahren wussten, aber nicht teilgenommen haben, nennen insbesondere 
Zweifel an der Effektivität sowie fehlendes Themeninteresse als Gründe, die 
gegen eine Teilnahme sprechen. Dagegen manifestieren sich die Partizipations-
gründe insbesondere durch das Interesse sowie Unzufriedenheit zum spezifischen 
Partizipationsgegenstand. Die Autoren folgern, dass das in einer Konsulta-
tion behandelte Thema in gewissem Maße die sozioökonomischen Merkmale 
der Teilnehmer:innen bestimmt, da höher gebildete Bürger:innen stärker von 
dem Thema des Radverkehrs betroffen sind (Rottinghaus und Escher 2020, 
S. 282–283). Allerdings zeigt sich auch in anderen Themenbereichen, die gege-
benenfalls eher polarisieren und hierdurch stärker mobilisieren könnten, die 
übliche Sozialstruktur der Teilnehmer:innen beispielsweise im US-Kontext zum 
Thema Wohn- und Bebauungsplanung (Einstein et al. 2019) oder einem Online-
Konsultationsverfahren zur Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (Seim
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2022). Neben sozioökonomischen Merkmalen können die persönliche Betrof-
fenheit sowie emotionale und affektive Faktoren die Salienz des Themas und 
damit die Online-Partizipation beeinflussen (van den Berg et al. 2024, S. 9). 
Die Unzufriedenheit mit einem von der (lokalen) Politik oder Verwaltung zur 
Verfügung gestellten Gut stellt in der Studie von Rottinghaus und Escher 
(2020) ein zentrales Motiv für die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren 
dar. Unzufriedenheit als hauptsächlicher Partizipationsgrund konnte insbeson-
dere bei politischem Protest, aber auch Online-Partizipationsformen festgestellt 
werden (Finkel et al. 1989; Petermann 2020; Ritzi und Wagner 2018). Die 
Online-Konsultation unterscheidet sich gegebenenfalls dadurch, dass weniger die 
allgemeine Unzufriedenheit als vielmehr eine themenspezifische Unzufriedenheit 
zur Teilnahme motiviert (Rottinghaus und Escher 2020). 

Jenseits der Unzufriedenheit ist das Wissen über Partizipationsgründe an Top-
down initiierten Beteiligungsverfahren begrenzt (Gustafson und Hertting 2017, 
S. 538; Font et al. 2021, S. 229). Basierend auf der Unterscheidung zwischen 
extrinsischer und intrinsischer Motivation (Ryan und Deci 2000), identifizieren 
Aitamurto et al. (2017) in einer qualitativen Studie drei zentrale Partizipations-
gründe für die Teilnahme an einem Online-Konsultationsverfahren. Der erste 
Grund ist intrinsisch motiviert und zielt auf eine moralische Verpflichtung bezie-
hungsweise bürgerschaftliche Verantwortung der Teilnahme ab. Davon ist ein 
weiteres intrinsisches Motiv des „Peer Learning“ zu unterscheiden (Aitamurto 
et al. 2017, S. 1249–1250). Die Teilnehmenden äußern dabei den Wunsch, zur 
Qualität der Diskussion beizutragen, über Falschinformationen aufzuklären und 
extremen Meinungen entgegenzuwirken. Das dritte Motiv ist sowohl intrinsisch 
als auch extrinsisch stimuliert und betrifft den politischen Einfluss: Dieser kann 
sich einerseits auf die individuelle Positionsverbesserung beziehen (z. B., um 
einen finanziellen Gewinn zu erzielen), andererseits auf „soziotropische“ und 
gemeinwohlorientierte Gründe. Zugleich betonen die Autor:innen, dass sich die 
Teilnehmenden bewusst über die begrenzte Verbindlichkeit des Verfahrens sind, 
dies aber keinen Einfluss auf die Motivation ausübe. Dies ist insofern nicht über-
raschend, da auch Kubicek (2011, S. 79) konstatiert, dass die Verbindlichkeit 
des Verfahrens keinen Einfluss auf die Teilnahmebereitschaft ausübt. Eine wei-
tere Studie von Font et al. (2021) mit Fokus auf lokale Beteiligung bestätigt 
die Multidimensionalität der Teilnahmegründe und leitet vier Haupttypen zur 
Partizipation ab: Hierzu zählen Kontakt, Netzwerke und Wissenserweiterung; 
politischer Einfluss, eine bürgerschaftliche Pflicht und Verantwortung sowie eine 
soziale beziehungsweise symbolische Anerkennung. Obwohl Methode, Kontext 
und konkrete Ausgestaltung der Partizipationsform im Vergleich zu Aitamurto 
et al. (2017) variieren, sind Überschneidungen in den Motiven offensichtlich.
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Gustafson und Hertting (2017) identifizieren bei der Untersuchung eines Kon-
sultationsverfahrens auf Quartiersebene in Schweden drei Partizipationsmotive: 
Hierzu zählen ein Gemeinwohl-Motiv, das sich auf das Einbringen von Wissen 
und Kompetenzen in den Beteiligungsprozess bezieht; ein Motiv des Eigeninter-
esses, das auf die Wahrnehmung von Selbstwirksamkeit und die Verbesserung 
der Position der Eigengruppe oder Familie abzielt, sowie ein Kompetenzmotiv, 
das mit einem beruflichen Rollenverständnis einhergeht. Darüber hinaus zeigt 
die Studie, dass die Motive zwischen Bevölkerungsgruppen mit unterschiedlicher 
Ressourcenausstattung variieren. Befragte mit gemeinwohlorientierter Motivation 
oder Kompetenzmotivation sind eher unter Bürger:innen mit höherer Bildung 
und ohne Migrationshintergrund zu finden. Während männliche Befragte leicht 
zur gemeinwohlorientierten Motivation tendieren, äußern Frauen Präferenzen zur 
Kompetenzmotivation. Demgegenüber ist die Beteiligung aus Eigeninteresse eher 
mit niedriger Bildung, Migrationshintergrund und höherem Alter assoziiert. 

In den vorgestellten Studien können keine wesentlichen Veränderungen der 
typischen Stratifikationsmuster politischer (Online-) Partizipation beobachtet wer-
den (Aichholzer et al. 2016b; Rottinghaus und Escher 2020; Schneider und 
Busse 2019). Darüber hinaus bietet die Forschung Erkenntnisse über zentrale 
Partizipationsgründe wie den Einfluss auf die politische Entscheidung oder einer 
Gemeinwohlorientierung an. Mit einer Ausnahme von Rottinghaus und Escher 
(2020) sind die Studien allesamt auf Stichproben von Teilnehmenden konkreter 
Partizipationsverfahren limitiert, sodass keine Aussagen darüber getroffen werden 
können, warum Bürger:innen nicht an Verfahren teilnehmen. An verschiedenen 
Stellen der bisherigen Arbeit wurde auf spezifische Bedingungen und Opportu-
nitäten der lokalen Ebene hingewiesen, die im nächsten Kapitel näher betrachtet 
werden. 

2.4 Die lokale Ebene als „Schule der Demokratie“ 

Vielfach wird in der Forschung auf das Potenzial der lokalen Ebene zur Reali-
sierung partizipatorischer oder deliberativer Ideale hingewiesen, denn dort sind 
Bürger:innen unmittelbar durch politische Entscheidungen betroffen. Bereits 
Pateman (1970) hat die theoretischen Überlegungen auf eine zentrale und lebens-
nahe soziale Situation – die selbstorganisierte Arbeit – bezogen. Diskussionen 
zum Einfluss der lokalen Ebene finden sich nicht nur in normativen Arbeiten (Bar-
ber 1984), sondern auch in empirischen Studien (Frieß und Porten-Cheé 2018;
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Rottinghaus und Escher 2020; Petermann 2020). Der Tenor ist in der Regel ähn-
lich: Wenn politische Partizipation einen positiven Einfluss auf die Demokratie 
ausübt, sollte sich dieser am ehesten auf der lokalen Ebene beobachten lassen. 

Die lokale Ebene, im Fall der vorliegenden Arbeit sind lokale und kommu-
nale Ebene gleichbedeutend, wurde bisher nur implizit einbezogen, beispielsweise 
durch die argumentativen Verweise von Pateman (1970) auf klassische Arbeiten 
von de Tocqueville oder Mill. Die Grundargumentation lautet, dass die demokra-
tische und politische Sozialisation und damit der Erwerb partizipationsrelevanter 
Kompetenzen, Werte und Einstellungen auf lokaler Ebene zu verorten sei (Dahl 
1967). Ein weiteres relevantes Argument lautet, dass die lokale Ebene das Wohn-
und Lebensumfeld der Bürger:innen definiert: 

Wenn Gemeinden beispielsweise aufgrund ihrer prekären finanziellen Situation freiwil-
lige Leistungen in der Kinder- und Jugendarbeit einschränken müssen, Bäder schließen 
oder die Kulturförderung kürzen, so kann dies einen direkten Einfluss auf die Lebens-
qualität und die Zufriedenheit der Bürger in der Gemeinde haben. Zudem werden 
abstrakte und hochkomplexe Gegebenheiten wie Wirtschaftskrisen für die meisten 
Bürger hier konkret erfahrbar, wenn z. B. Freunde und Bekannte ihren Arbeitsplatz 
verlieren (Kuhn 2013, S. 35). 

Direktdemokratische Verfahren wie Volksentscheide oder Bürger:innenbegehren 
sind in der Bundesrepublik Deutschland lediglich auf Länder- und Kommunal-
ebene vorgesehen.18 Seit den 1990er wurden die Möglichkeiten zur direktdemo-
kratischen Beteiligung ausgeweitet und institutionalisiert, wie die direkte Wahl 
der Bürgermeister:innen (Geißel 2008, S. 230). Allerdings sollte die Ausweitung 
der Partizipationsmöglichkeiten nicht mit einem Anstieg der Wahrnehmung die-
ser gleichgesetzt werden. Zuweilen gibt es Hinweise in der Forschungsliteratur, 
die eine gegenteilige Entwicklung proklamieren (Klein 2018). Da Wahlen auf 
der kommunalen Ebene als „Second-Order“ Wahlen charakterisiert sind, ist die 
Wahlbeteiligung niedriger als auf Bundesebene (Reif und Schmitt 1980; Graeb 
und Bernhagen 2023). 

Einen Zusammenhang zwischen der lokalen Ebene und politischer Partizi-
pation formulieren Robert Dahl und Edward Tufte (1973) durch die Size and 
Democracy-These: In den Grundzügen postuliert die These einen Zusammenhang 
zwischen der Gemeindegröße und den Bedingungen zur politischen Partizipation. 
Zentral sind hierbei Spielraum und Verbindlichkeit der politischen Entscheidung

18 Brigitte Geißel weist auf den semantischen Unterschied hin, der nicht vertauscht werden 
sollte: „Die Vorsilbe „Volk-“ (Volksbegehren, Volksentscheide) bedeutet in der Bundesrepu-
blik, dass es sich um eine gliedstaatliche Entscheidung handelt, bei den Verfahren mit der 
Vorsilbe „Bürger-“ ist die Angelegenheit eine kommunale“ (Geißel 2008, S. 230). 
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sowie die Bedingungen zur Mobilisierung der Bürger:innen. Zwar treffen opti-
male Bedingungen zur Partizipation hiernach auf Klein- und Mittelstädte zu, 
aber die empirische Evidenz ist eher ernüchternd (Graeb und Bernhagen 2023; 
Gabriel 2013). Während direkte Effekte des lokalen Kontexts weniger Unterstüt-
zung in der Empirie finden, zeigen sich allerdings Verstärkungs- beziehungsweise 
Abschwächungstendenzen (Gabriel 2013). So konnte Gabriel (2013) in einer 
Untersuchung von 28 hessischen Städten und Gemeinden feststellen, dass die 
sozioökonomische Modernität (gemessen durch Indikatoren u. a. der Verstädte-
rung, des Wohlstands, der Postindustrialisierung) mit dem Einfluss individueller, 
sozioökonomischer Ressourcen variiert. Auch Mobilisierungseffekte sind mit 
zunehmender sozioökonomischer Modernität stärker. Dies widerspricht zum Teil 
den Befunden aus US-Studien, dass sozioökonomische Heterogenität in lokalen 
Kontexten zur politischen Partizipation motiviert (Oliver 1999). 

Es erscheint zunächst paradox, das Potenzial des Internets ausgerechnet 
auf der lokalen Ebene zu untersuchen, schließlich besteht die Möglichkeit 
der weltweiten Verbindung und damit der Überwindung nationaler Grenzen. 
Zugleich können Forschungsarbeiten identifiziert werden, die explizit politische 
Online-Partizipation auf der lokalen Ebene fokussieren, sowohl mit Bezug auf 
den deutschsprachigen (Rottinghaus und Escher 2020; Frieß und Porten-Cheé 
2018; Datts und Schultze 2022) als auch internationalen Raum (Gustafson und 
Hertting 2017). Auch wird die lokale Ebene als demokratisches beziehungs-
weise partizipatorisches Experimentierfeld betrachtet (Geißel 2009). Für die 
Bundesrepublik liegen beispielsweise Daten zu Online-Partizipationsverfahren 
in Nordrhein-Westfalen vor, wonach etwa ein Drittel der Kommunen bereits 
Online-Beteiligungsverfahren durchgeführt hat (Steinbach et al. 2020; Schöttle 
2019). 

Unabhängig vom Partizipationsmedium des Internets ist eine Funktion der 
lokalen Beteiligung bereits als „Schule der Demokratie“ angeklungen. Auch 
bei Benjamin Barbers Strong Democracy wird der lokalen politischen Einheit 
das stärkste demokratische Potential zugeschrieben. Analytisch kann die „Schule 
der Demokratie“ als Overflow-Effekte übersetzt werden. Hiernach stellt sich die 
Frage, ob „lokal sozialisierte Einstellungen […] für übergeordnete Ebenen der 
Politik fungieren können“ (Vetter 2002, S. 48). Unterstützung für diese These 
findet sich beispielsweise bei Angelika Vetter (2002). Die Autorin konnte in 
einer empirischen Studie einen Legitimationstransfer von „unten“ nach „oben“, 
also von der lokalen Ebene auf die nationale Ebene, aufzeigen sowie die lokale 
Ebene als „Quelle“ der politischen Kompetenzvermittlung unterstreichen (Vetter 
2002, S. 194). Bezüglich der Kompetenzentwicklung zeigt sich ferner, dass die 
politische Selbstwirksamkeit einen wesentlichen Prädiktor für politischen Protest
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auf der lokalen Ebene darstellt – zugleich die eigene Einflussmöglichkeit eher 
auf der lokalen Ebene überschätzt wird (Almond und Verba 1972; Petermann 
2020; McDonnell 2020). Grundsätzlich können Unterschiede in der Wahrneh-
mung der politischen Kompetenz zwischen den politischen Ebenen festgestellt 
werden, wenngleich Kompositionseffekte ebenfalls eine Rolle spielen (van Deth 
2013a, S. 293). Dennoch konstatiert Vetter: 

In ganz Europa fühlen sich die Bürger durchweg eher dazu in der Lage, auf lokaler 
Ebene gegen eine ungerechte Verordnung vorgehen zu können, als dies bei nationalen 
politischen Fragen der Fall ist. Dies dürfte nicht nur die Folge weniger komplexer 
lokaler Problemlagen und einfacherer Beteiligungsmöglichkeiten sein, sondern ebenso 
mit den direkteren Kontaktmöglichkeiten zwischen Bürgern und Politik auf lokaler 
Ebene zu tun haben (Vetter 2002, S. 192). 

Es gibt Hinweise, dass die lokale Ebene zur Mobilisierung politischer Partizi-
pation beiträgt (Escher 2010; Gustafson und Hertting 2017; Petermann 2020; 
Datts und Schultze 2022). Ein zentrales Argument lautet, dass lokale Politik 
stärker im unmittelbaren Lebensumfeld der Bürger:innen stattfindet, was einen 
positiven Einfluss auf die individuelle Motivation zur Partizipation ausübt. So 
fällt der lokalen Ebene eine gesonderte Rolle bei der Online-Kontaktierung 
kommunaler Politiker:innen zu. Beispielsweise stellt Escher (2010) fest, dass Bür-
ger:innen, die lokale Mandatsträger:innen über das Internet kontaktieren, sich in 
zentralen Merkmalen von den „üblichen Verdächtigen“ politischer Partizipation 
unterscheiden. Gründe für die stärkere Mobilisierung könnten in der niedrigeren 
Hemmschwelle liegen, eher Kontakt zu lokalen anstatt nationalen Politiker:innen 
zu suchen. Auch die Funktion als lokale Expert:in zu fungieren sowie eine höhere 
politische Selbstwirksamkeit kann sich motivierend auf die Online-Beteiligung 
auswirken (Gustafson und Hertting 2017; McDonnell 2020). Auf Grundlage der 
gleichen Stichprobe von 28 Gemeinden wie Gabriel (2013), kommt van Deth 
(2013a) allerdings zum Ergebnis, dass das politische Interesse nicht durch den 
Kontext beeinflusst wird. Weniger das unmittelbare Lebensumfeld als vielmehr 
individuelle Charakteristiken hängen mit einem ausgeprägten Interesse an Politik 
zusammen. 

Aus der Perspektive von kommunaler Politik und Verwaltung können nicht nur 
positive Effekte der lokalen Beteiligung sondiert werden (Bogumil und Holtkamp 
2006): Mit Bezug auf die kommunalpolitische Praxis zeigen Bogumil und Holt-
kamp (2006), dass zwar die demokratische Kontrolle durch Beteiligung zunimmt, 
zugleich jedoch die Handlungsspielräume, beispielsweise der kommunalen Ver-
waltung, abnehmen. Dies wird auch als Effektivitäts-Legitimations-Dilemma
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bezeichnet: „Je stärker eine kommunale Demokratieform die Inputlegitimität stei-
gert, desto problematischer fallen tendenziell die Leistungen auf der Outputseite 
aus und umgekehrt“ (Bogumil und Holtkamp 2006, S. 192). Virulent zeigt sich 
dieses Dilemmata bei Transformationsprozessen wie der Energiewende (Radtke 
2022). 
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3Theorie – Die „guten Gründe“ 
politischer Online-Partizipation 

Since people cause pollution, 

we are told, people can stop pollution. 

The slogan seems to be logically impeccable – 

and yet it also seems specious. Why? 

(Russel Hardin, 1982) 

In Collective Action beschreibt Russel Hardin das trügerische Urteil, dass aus 
individueller Rationalität zwangsläufig auf kollektive Rationalität zu schließen sei 
(Hardin 1982). Auch wenn ein gesellschaftliches Interesse besteht, beispielsweise 
die fortschreitende Umweltverschmutzung zu stoppen oder Klimaziele umzuset-
zen, kann nicht angenommen werden, dass rationale Akteur:innen einen Beitrag 
zum Umweltschutz leisten. Es kann nicht einmal vorausgesetzt werden, dass 
Menschen mit ausgeprägtem Umweltbewusstsein zwangsläufig einen Teil zum 
Schutz der Umwelt beitragen (Best & Kroneberg, 2012; Thiel, 2020). Mancur 
Olson folgert, dass „rationale, im Eigeninteresse handelnde Individuen tatsäch-
lich nicht so handeln, daß ihr gemeinsames oder Gruppeninteresse verwirklicht 
wird“ (2004, S. 2). Der Grund für diese Dilemmasituation liegt weniger im 
Umweltschutz per se als vielmehr in der Eigenschaft des Umweltschutzes als Kol-
lektivgut. Die Eigenschaften eines Kollektivguts – nicht-Ausschließbarkeit und 
nicht-Rivalität – definieren die Ausgangsbedingung des Free-Rider-Motivs, die 
auch die theoretische Ausgangsbedingung der vorliegenden Arbeit kennzeichnet.
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Denn nutzenmaximierende Akteur:innen ziehen es vor, von einem Kollektivgut 
zu profitieren, ohne zu dessen Herstellung beizutragen: 

Ein ‚Kollektivgut‘ ist definitionsgemäß ein Gut, das, wenn es einmal hergestellt ist, 
allen Mitgliedern einer Gruppe zugute kommt. Ein „Gut“ ist alles, was Nutzen stif-
tet. Ein Kühlschrank oder die Rechtsordnung eines Landes sind demnach Güter. Im 
Gegensatz zu Privatgütern (wie z. B. Kühlschränke) ist das Besondere von Kollektiv-
gütern, daß Personen von ihrer Nutzung nicht ausgeschlossen werden können. Wenn 
z. B. jemand einen Kühlschrank gekauft hat, kann er andere von dessen Nutzung 
ausschließen. Wenn sich aber Personen z. B. erfolgreich für eine geringere Luft-
verschmutzung eingesetzt haben, dann können andere nicht von der „Nutzung“ der 
sauberen Luft ausgeschlossen werden. D.h. es profitieren auch die „Trittbrettfahrer“, 
die sich nicht engagiert haben (Opp und Finkel 2001, S. 75). 

In Bezug auf den Untersuchungsgegenstand politischer Partizipation, wiegt dieser 
Umstand umso schwerer, je geringer der individuelle Einfluss auf die Herstellung 
eines Kollektivguts ausfällt. So tendiert die Wahrscheinlichkeit mit der eigenen 
Wahlstimme einen signifikanten Einfluss auf das Wahlergebnis zu nehmen gegen 
null. Dies steht im theoretischen Widerspruch zum zentralen Definitionsmerkmal 
politischer Partizipation als die Intention, Einfluss auf die politische Entschei-
dungsfindung auszuüben. Aus handlungstheoretischer Perspektive der RCT ist 
dieses Motiv defizitär (Verba et al. 1995, S. 21). 

Es ist das vorrangige Ziel der Arbeit, politische Partizipation im Inter-
net aus der Perspektive der Rational Choice Theory (RCT) zu untersuchen. 
Dazu wurde die Frage formuliert, unter welchen Bedingungen Bürger:innen an 
Online-Konsultationsverfahren teilnehmen. Zentral für die RC-Perspektive ist die 
Kennzeichnung politischer Partizipation als Mittel zur (direkten oder indirek-
ten) Herstellung eines Kollektivguts (Verba et al. 1995, S. 99). Insofern erfüllen 
Partizipationsverfahren eine genuin politische Funktion, um individuelle oder kol-
lektive Ziele oder Interessen zu erreichen (Steinbrecher, 2009, S. 64). Es stellt 
sich allerdings die Frage, ob Partizipationsverfahren selektive Anreize anbieten, 
das heißt, ob ein individueller Nutzen aus der Partizipation resultiert, der unab-
hängig von der Herstellung des Kollektivguts ist, um das Trittbrettfahrer:in-Motiv 
zu überwinden (Olson 2004). Damit ist auch das theoretische Ziel der vorliegen-
den Arbeit abgesteckt: Mittels der RCT werden notwendige als auch ausreichende 
Bedingungen des kollektiven Handelns offengelegt (Schnabel 2003, S. 22; Beyer 
und Schnabel 2017, S. 76). Diese Bedingungen wurden durch die Grundla-
genforschung der vergangenen Jahrzehnte ausführlich bearbeitet (Hardin 1982; 
Schnabel 2003; Olson 2004). Nichtsdestotrotz ist festzustellen, dass prominente
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Ansätze des wissenschaftlichen Diskurses, beispielsweise das sozioökonomi-
sche Standardmodell, eher implizit auf Bedingungen einer RCT verweisen, wie 
Steinbrecher (2009) in seiner Studie zur politischen Partizipation anmerkt: 

Insofern unterstellt eine große Mehrheit der Arbeiten zur Erforschung politischen 
Partizipationsverhaltens den politisch Aktiven rationales Verhalten, ohne in der Regel 
die Voraussetzungen und Konsequenzen dieser Rationalität ausführlich zu erläutern 
(Steinbrecher, 2009, S. 64). 

Die Theoriebildung sieht vor, zunächst Prämissen einer RCT kritisch zu dis-
kutieren. Um Redundanzen mit der Grundlagen- und Einführungsliteratur zu 
vermeiden, werden lediglich die für die weitere Theoriearbeit wesentlichen 
Aspekte behandelt. Hiernach werde ich auf etablierte Erklärungsfaktoren der 
Partizipationsforschung entlang des Civic Voluntarism Models (CVM) blicken. 
Durch die Dimensionen der partizipationsrelevanten Ressourcenausstattung und 
spezifischen politischen Prädispositionen können so die „üblichen Verdächtigen“ 
politischer Partizipation identifiziert werden. Anschließend wird ein Perspek-
tivwechsel eingeleitet: Während das CVM auf Restriktionen basiert, werden 
nun die individuellen Vorteile, Nutzen und Präferenzen der politischen Par-
tizipation unter dem Dach der Collective Action-Ansätze betrachtet. Es wird 
argumentiert, dass positive und negative Anreize hinreichende Partizipations-
motive aktivieren können, um das Trittbrettfahrer:in-Motiv zu überwinden. Die 
Theoriebildung endet mit einer Synthese der diskutierten Erklärungsmodelle und 
der Ableitung entsprechender Hypothesen, wonach Restriktionen, Präferenzen 
oder das Zusammenspiel von Restriktionen und Präferenzen die Teilnahme an 
Online-Partizipationsverfahren erklären. Hierdurch wird der Bedingung Rech-
nung getragen, dass das Handeln eingebettet in Opportunitäten und Restrik-
tionen ist. Da Opportunitäten und Restriktionen nicht gleichverteilt sind, kann 
der Zusammenhang zur Mobilisierungs- oder Normalisierungsthese hergestellt 
werden.
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3.1 Theoretische Reflexion eines rationalen 
Handlungsmodells 

Der Anfangspunkt der theoretischen Reflexion ist durch eine Auseinanderset-
zung mit grundlegenden Annahmen einer Rational Choice Theory gekennzeichnet. 
Keineswegs handelt es sich bei RC-Theorien um einen homogenen Theorie-
ansatz (Kroneberg 2011, S. 42; Schnabel 2005, S. 278). Vielmehr wurden in 
den vergangenen Jahrzehnten kontroverse Diskussionen über mehr oder weni-
ger restriktive Modellannahmen und -erweiterungen geführt (Diekmann und Voss 
2018). Gemeinsamkeit der RC-Theorie(n) ist die direkte oder indirekte Bezug-
nahme auf ein utilitaristisches Gesellschaftsverständnis, das Akteur:innen als 
rational, individuell nutzenmaximierend begreift. Der Philosoph Thomas Hobbes 
zählt zu den frühen Wegbereitern eines Verständnisses von Handeln im Eigennutz 
und skizziert im „Leviathan“ den Naturzustand als soziales Dilemma (Voss 2020, 
S. 4–5). Selbstredend wurde dieses Verständnis nicht unhinterfragt übernommen. 
Bei Talcott Parson findet sich bereits Kritik am utilitaristischen Fundament einer 
rationalen Handlungstheorie, die im Wesentlichen auf materiellen Eigeninteres-
sen rekurriert und beispielsweise soziale Normen vollständig ignoriert (vgl. Tutić 
2020, S. 89). Das utilitaristische Verständnis von Gesellschaft wurde implizit 
bereits mit der Diskussion einer Minimaldefinition der Demokratie bei Joseph 
Schumpeter und Anthony Downs bearbeitet. Festzuhalten bleibt aber die Anmer-
kung von Voss, dass Parson trotz Kritik am Akteurstypen, das von Hobbes 
identifizierte Kooperationsproblem als „Prüfstein jeder Sozialtheorie“ würdigt 
(Voss 2020, S. 5). An diesem „Prüfstein“ werde ich ebenfalls die theoretische 
Diskussion über kausale Mechanismen des individuellen Handelns ausrichten. 
Trotz Differenzierungstendenzen können drei Axiome eines Rationalitätsbegriffs 
identifiziert werden, die Handeln aus individueller Perspektive in das Zentrum der 
Erklärung rücken und den „nomologischen Kern“ der RCT kennzeichnen (Opp 
1999, S. 173):

• Präferenzen: Handeln hat das Ziel, Präferenzen umzusetzen.
• Restriktionen: Handeln zur Umsetzung von Präferenzen unterliegt Opportuni-

täten und Einschränkungen.
• Nutzenmaximierung: Unter Opportunitäten und Einschränkungen wird dieje-

nige Handlung ausgeführt, die Präferenzen am besten umsetzt. 

Die theoretische Arbeit folgt demnach einer handlungstheoretischen Prämisse 
einer rationalen Entscheidung, das heißt einer Entscheidung, die 1) durch die 
Umsetzung von Präferenzen motiviert ist, die 2) von Restriktionen bedingt ist



3.1 Theoretische Reflexion eines rationalen Handlungsmodells 65

und 3) einer Nutzenmaximierung, das heißt, einer Kosten-Nutzen-Kalkulation 
unterliegt. Aus lediglich drei Axiomen können bereits allgemeingültige und kon-
krete Annahmen über Handeln abgeleitet und formuliert werden: So lautet die 
vorläufige Entscheidungsregel, dass unter zwei Handlungsalternativen diejenige 
Handlung ausgeführt wird, die mit dem größeren Nutzen abzüglich der Kosten 
einhergeht. Die Auswahl einer Handlungsalternative ist demnach rational, wenn 
das Handeln übereinstimmend mit den Kernannahmen erfolgt (Diekmann und 
Voss 2018, S. 675). Während Variationen jeweiliger RC-Modelle diese Kern-
annahmen teilen, sind weiterführende Zusatz- beziehungsweise Hilfsannahmen 
notwendig, um Präferenzen und Restriktionen zu spezifizieren (Bamberg et al. 
2008, S. 143). Eine bekannte (und zugleich kontroverse) Spezifizierung erfolgt 
entlang des homo oeconomicus durch den neoklassischen und ökonomischen 
Ansatz der RCT. 

3.1.1 Eine „enge“ RC-Version 

In der neoklassischen oder „engen“ RCT wird Handeln auf zwei Determinanten 
zurückgeführt: Präferenzen und Restriktionen (Opp 1983). Präferenzen spiegeln 
individuelle Bedürfnisse, Werte, Interessen, Ziele oder – formalisiert – Nutzen 
wider. Dagegen kennzeichnen Restriktionen die Beschränkungen, Hindernisse 
oder – formalisiert – Kosten zur Umsetzung von Präferenzen (Opp 1983, S. 32– 
33).1 Mit der engen Definition ist stark das Menschenbild des homo oeconomicus 
verknüpft, charakterisiert durch beständige, transitive, monetär-egoistische Präfe-
renzen sowie einer vollständigen Informiertheit über die Umwelt, vergangenes 
sowie zukünftiges Handeln (Kroneberg und Kalter 2012). Als „methodologische 
Regel“ (Kroneberg 2011, S. 45) wird Handeln zunächst einzig auf objektive 
Restriktionen wie Einkommen oder Bestrafungen zurückgeführt. Der homo oeco-
nomicus, perfekt informiert und strikt an ökonomischen Präferenzen orientiert, 
trifft seine Entscheidung (beispielsweise bei der Verkehrsmittelwahl) aufgrund 
objektiver Restriktionen wie Zeit- oder Geldressourcen mit dem Ziel der Wohl-
standsmaximierung. Auf dieser Argumentation baut die klassische Verhaltens-
ökonomie auf, um Handeln durch entscheidungsrelevante Anreize zu erklären. 
Anreize können demnach den Handlungsnutzen zugunsten einer Handlungsal-
ternative erhöhen. Klassische Beispiele für verhaltensökonomische Anreize sind

1 Es ist ein grundsätzliches Problem der RCT, dass wesentliche Begriffe nicht streng definiert 
und dadurch nicht abgrenz-, aber austauschbar sind. Dylla (2007) spricht auch von einem 
„begriffliche[n] Chaos“. 
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Kaufprämien (z. B. für Elektro-Fahrzeuge) oder Steuererhöhungen (z. B. Tabak-
steuer). Während erstes Beispiel den Kaufanreiz oder den individuellen Nutzen 
erhöht, sinkt der Anreiz zum Kauf von Tabak durch höhere Kosten. Die Annah-
men, Handlungsvariation über Veränderungen der Anreizstruktur zu erklären, ist 
eng mit der neoklassischen Preistheorie der Chicagoer Schule verknüpft (Herfeld 
2020, S. 72–77). 

Für die vorliegende Arbeit kennzeichnet ein anreiz- und zielgerichtetes Han-
deln eine wesentliche Prämisse der theoretischen Argumentation. Dies impliziert 
den ökonomischen Ansatz Gary S. Beckers (1965; 1977), wonach Handeln als 
Funktion zur Nutzenproduktion zu verstehen ist. Auf den Akteurstypen des homo 
oeconomicus angewandt, ist die Nutzenfunktion durch striktes Eigeninteresse 
definiert: „Akteure sind ausschließlich durch den eigenen materiellen Gewinn 
motiviert (‚Nutzen = eigenes Geld‘) und mehr Geld ist besser als weniger Geld“ 
(Ockenfels und Raub 2010, S. 123). Becker geht im ökonomischen Ansatz von 
drei Rationalitätsprinzipien aus: 1) Nutzenmaximierung, 2) Marktgleichgewicht 
und 3) Präferenzstabilität (Becker 1976, S. 5). Von Interesse ist insbesondere die 
Annahme der Präferenzstabilität. Hierdurch ist verankert, dass Menschen über 
eine universelle Bedürfnisstruktur verfügen, daraus folgt, dass über Gruppen, 
Status, Geschlecht usw. hinweg eine Präferenzhomogenität vorliegt. Die Erklä-
rung von Handlungsvariationen erfolgt hiernach stets aufgrund unterschiedlicher 
Restriktionen (Stigler und Becker 1977, S. 76; Tranow 2012, S. 147). Die zen-
tralen Positionen einer engen RCT können wie folgt zusammengefasst werden 
(Bamberg et al. 2008, S. 144):

• Präferenzen sind stets am Eigennutz orientiert, universell und über die Zeit 
stabil.

• Präferenzen sind nicht handlungsrelevant.
• Objektive Restriktion sind handlungsrelevant.
• Menschen sind objektiv und vollständig informiert. 

Das erste Argument zur Lösung des Kollektivgutproblems liegt in der Betrach-
tung selektiver Anreize und steht in verhaltensökonomischer Tradition einer 
engen RCT. Olson (2004) erklärt die Mitgliedschaft in politischen Organi-
sationen als Nebenprodukt der selektiven Anreize. Das durchaus kontroverse 
Argument zur Lösung des Kollektivgutproblems lautet, dass zwar das primäre 
Ziel einer Gewerkschaft höhere Löhne oder bessere Arbeitsbedingungen dar-
stellt (hier könnte man auch von kollektiven Interessen sprechen), diese aber 
nur als Nebenprodukt entstehen. Die Arbeiter:innen organisieren sich nicht, um
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ein kollektives Interesse durchzusetzen, sondern weil sie individuell von der Mit-
gliedschaft, in Olsons Terminus selektiven Anreizen, profitieren. Erst selektive 
Anreize motivieren dazu, einen Beitrag zu einem Kollektivgut zu leisten. Und 
erst die Bereitschaft einen Teil der Organisationskosten zu tragen, ermöglicht in 
der Konsequenz die Umsetzung eines Kollektivguts beziehungsweise kollektiven 
Interesses. Die Umsetzung eines primären Ziels, von einer Gewerkschaft oder 
jeder anderen Organisation oder Gruppe, die Kollektivgüter herstellt, ist dem-
nach ein Nebenprodukt der selektiven Anreize. Anreize können nach klassischer 
verhaltensökonomischer Argumentation einen positiven Einfluss auf den individu-
ellen Nutzen einer Handlungsalternative ausüben, sodass es rational begründbar 
ist, die Kosten einer Handlungsalternative zu tragen. Die grundlegende Defini-
tion (selektiver) Anreize basiert auf dieser Annahme. Anreize sind allerdings 
nur entscheidungs- beziehungsweise handlungsrelevant, wenn sie nur denjeni-
gen – selektiv – zur Verfügung stehen, die auch tatsächlich zur Herstellung eines 
Kollektivguts beitragen. In Anbetracht des Forschungsinteresses an politischen 
Online-Konsultationsverfahren stellt sich die Frage, welche selektiven Anreize 
durch das Partizipationsverfahren zur Verfügung gestellt werden können, von 
denen nur diejenigen profitieren, die auch tatsächlich am Beteiligungsverfahren 
partizipieren. 

Zu den jeweiligen Positionen, die eine enge Version der RCT konstituie-
ren, könnten nun eine Vielzahl an Kritiken, Ergänzungen oder Erweiterungen 
diskutiert werden (Green und Shapiro 1999; Mansbridge 1990). Ich möchte 
mich allerdings zunächst auf das spezifische Phänomen politischer Partizipation 
beschränken. Hauptkritik an einer engen Auffassung der RCT arbeitet sich ins-
besondere an der Erklärung von Handeln außerhalb eines ökonomischen Marktes 
ab (Kroneberg, 2011, S. 46). So kann eine enge RCT nicht widerspruchsfrei kol-
lektives Handeln vorhersagen, das heißt theoretische Annahme und empirische 
Beobachtung weichen substanziell voneinander ab. Wenn allerdings die Zusatz-
annahme, insbesondere monetär-egoistische Präferenzen, unter den Bedingungen 
eines Marktes, aber nicht unter Bedingungen eines nicht-ökonomischen Mark-
tes, das Verhalten des homo oeconomicus erklärt, dann, so der Vorwurf, muss 
die RCT den Anspruch einer umfänglichen Sozialtheorie aufgeben (Brennan und 
Lomasky 1997, S. 9; Klein 2002, S. 26). Diese Diskrepanz kann insbesondere bei 
der Wahlteilnahme beobachtet werden, die im nachfolgenden Exkurs thematisiert 
wird.
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3.1.2 Exkurs: Das Wahlparadox 

Deutlich wird die Problematik bei einem Blick auf die Wahlforschung: Wie durch 
William H. Riker und Peter C. Ordeshook (1968) im „Wahlparadox“ dargestellt, 
tendiert die Chance, durch die Abgabe der Stimme Einfluss auf das Wahlergebnis 
zu nehmen, gegen Null. Formalisiert lässt sich die Entscheidung zur Wahlteil-
nahme wie folgt darstellen (Riker und Ordeshook 1968; Facchini und Jaeck 
2021): 

R = PB + D − C > 0 (3.1) 

Die Handlungsentscheidung beziehungsweise der erwartete Nutzen (R) ergibt sich 
aus dem Produkt des instrumentellen Nutzens (B) mit der Wahrscheinlichkeit 
des Nutzeneintritts (P). Da der Nutzeneintritt – als die Chance, dass die eigene 
Wahlstimme einen entscheidenden Einfluss auf den Wahlausgang nimmt und so 
der Parteienpräferenz realisiert wird – in der Regel unwahrscheinlich ist (was 
insbesondere bei einem großen Elektorat auftritt), ist der instrumentelle Hand-
lungsanreiz zur Wahl defizitär. Da der Wahlakt mit einem Minimum an Kosten 
(C) verbunden ist, wie der Anreise zum Wahllokal, ist die Handlungsalternative 
der Wahlenthaltung nutzenmaximierend. Dieser Befund hat weitreichende Konse-
quenzen für eine enge Version der RCT. Schließlich nehmen an demokratischen 
Wahlen die Bürger:innen mehrheitlich teil.2 Riker und Ordeshook (1968) schla-
gen zur Auflösung des Paradoxons den D-Term vor, wonach Wähler:innen einen 
nicht-instrumentellen Nutzen aus dem Wahlakt ziehen – unabhängig von den 
Konsequenzen eines Wahlergebnisses. Die wesentlichen Variablen eines Nutzens 
sind demnach der nicht-instrumentelle Nutzen D und die Kosten zur Teilnahme 
C (Facchini und Jaeck 2021): 

R = D − C (3.2) 

Hierzu werden beispielsweise intrinsische Motive aufgeführt, deren Befriedigung 
sich aus dem Wahlakt heraus realisieren lassen. Gründe zum Wählen können 
hiernach bereits aus dem Wunsch resultieren, im Einklang mit normativen Erwar-
tungen einer staatsbürgerlichen Pflicht zu handeln (vgl. Klein, 2002, S. 36; vgl. 
Riker & Ordeshook, 1968, S. 28). Eine formalisierte Theorie eines outcome-
unabhängigen Nutzens findet sich auch bei Geoffrey Brennan und Loren Lomasky

2 Downs spricht hierbei auch von einer „rationalen Ignoranz“ der Wähler:innen (Downs, 
1957). 
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(1997), die einen nicht-instrumentellen, im entsprechenden Terminus „expres-
siven“ Nutzen einführen. Ein „expressiver“ Nutzen wird dabei nicht nur zur 
Erklärung der Wahlbeteiligung, sondern auch für die Wahlentscheidung – unab-
hängig eines instrumentellen Nutzens – aufgeführt (Schuessler 2000; Klein 2002). 
Kollektives Handeln fungiert hierbei nicht als Mittel zum Zweck, sondern aus 
einem Selbstzweck heraus. 

3.1.3 Eine „weite“ RC-Version 

Das Argument, dass Handeln ausschließlich aus egoistisch-materieller Motivation 
erfolgt, erreicht bei der Wahlteilnahme seine Grenzen (siehe Abschnitt 3.1.2). 
Restriktive Hilfsannahmen (z. B. streng monetär-egoistische Präferenzen) wer-
den in der nunmehr diskutierten „weiten“ RC-Version sukzessive aufgeweicht 
oder ganz aufgehoben (Kroneberg 2011, S. 45). Hierdurch ist es möglich, Han-
deln im Eigeninteresse zu verstehen, das nicht unmittelbar dem Eigennutz dient 
(Opp 1999, S. 173). In der Forschungsliteratur finden sich unterschiedliche Typo-
logien zu Handlungsmotiven. Diese gehen über eine streng egoistisch-materielle 
Motivation hinaus und diskutieren beispielsweise hedonistische, altruistische oder 
normative Motive (Lindenberg 2001b, 2008; Tranow 2014; Kroneberg und Kalter 
2012). 

Folgende Proposition ist für die weitere Argumentation zentral: In einer engen 
Version der RCT werden Präferenzen als nicht-variable betrachtet, sodass Han-
deln lediglich über variierende Restriktionen erklärt wird. Konträr hierzu wird in 
einer weiten RCT argumentiert, dass Restriktionen, Präferenzen oder das Zusam-
menspiel zwischen Restriktionen und Präferenzen Handeln bedingt (Opp 1999, 
S. 175; Bamberg et al. 2008, S. 145). Welcher Mechanismus zutrifft, muss dabei 
empirisch überprüft werden: „Aus Sicht der weiten RCT-Version ist es deshalb 
immer eine empirische Frage, ob eine Verhaltensänderung das Resultat einer 
Veränderung von wahrgenommenen Restriktionen, Präferenzen oder einer Kom-
bination beider Prozesse ist“ (Bamberg et al. 2008, S. 145). An dieser Stelle ist 
vorwegzunehmen, dass die Grundannahmen einer weiten RCT keine Aussagen 
über die Spezifizierung von Restriktionen oder Präferenzen trifft (Bamberg et al. 
2008, S. 143; Tranow 2012, S. 143–145). Hierzu müssen theoretische Erklärungs-
modelle aufgenommen werden, um zu eruieren, welche Ziele oder Interessen 
Bürger:innen durch Partizipation verfolgen. 

Während engdefinierte Annahmen über Präferenzen und Restriktionen die 
ökonomische Forschungsliteratur kennzeichnen, finden sich vielfache Anwendun-
gen der weiten RCT und entsprechende Spezifizierungen von Hilfsannahmen in
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soziologischen Fragestellungen (Tranow 2012; Kroneberg 2011; Schnabel 2003). 
Schnabel (2003) zeigt beispielsweise, wie Emotionen in eine RCT integriert 
werden, um Kollektivgutprobleme in sozialen Bewegungen, wie der Frauenbe-
wegung, zu überbrücken. Entscheidend ist hierbei, objektive Erwartungen über 
den Eintritt von Handlungskonsequenzen durch subjektive Erwartungen zu ergän-
zen. In der soziologischen Forschung ist insbesondere die Wert-Erwartungstheorie 
beziehungsweise SEU-Theorie (engl. subjective expected utility) prominent ver-
treten, um die Nutzenfunktion zu spezifizieren: 

Die SEU-Theorie besagt, dass unter mehreren Handlungsalternativen diejenige 
gewählt wird, von welcher der Akteur den höchsten Nettonutzen erwartet. Der 
Nettonutzen NN einer Handlungsalternative j wiederum kann als Summe der 
(Teil)Erwartungsnutzen aller Konsequenzen i, die der Akteur als Folge einer Ent-
scheidung perzipiert, berechnet werden. Der (Teil)Erwartungsnutzen einer einzelnen 
Handlungskonsequenz ergibt sich als Produkt aus der Wahrscheinlichkeit pi, dass die 
Konsequenz eintrifft, und dem Nutzen Ui dieser Konsequenz (Best 2007, S. 187). 

Dabei ist stets zu beachten, dass Handlungsalternativen in Konkurrenz zuein-
ander stehen, da für jede Handlung endliche Güter investiert werden müssen. 
Politische Partizipation, die qua Definition freiwillig erfolgt, konkurriert hiernach 
mit anderen Möglichkeiten der Freizeitgestaltung: Gerade im Internet erscheint 
die Frage nach Opportunitätskosten offen, schließlich ist die Konkurrenz der 
Aufmerksamkeitsökonomie, auf der beispielsweise die kommerziellen sozialen 
Medien basieren (Montag 2022), groß. Entscheidend ist allerdings, dass nicht die 
objektiven Erwartungen, sondern die Gewichtung mit subjektiven Erwartungen 
multipliziert wird. Dadurch kann theoretisch eine Über- oder Unterschätzung von 
möglichen Folgen einer Handlung in die Nutzenfunktion integriert werden.3 

Es besteht ein Zusammenhang zum Erkenntnisinteresse divergierender Fra-
gestellungen, die sich in den jeweiligen Disziplinen – Ökonomie und Soziolo-
gie – unterscheiden. So verortet Max Weber den Idealtypus des zweckrationalen 
Handelns in erster Linie auf einem ökonomischen Markt, die Erklärung außer-
halb des ökonomischen Markts bedarf weiterer Handlungsmotive (Herfeld 2020, 
S. 80). Olson thematisiert ausführlich die Grenzen einer ökonomischen Erklärung 
hinsichtlich nicht-wirtschaftlicher Lobby-Organisationen (Olson 2004, S. 156– 
163). Auch Opp argumentiert, dass die Erklärung von Verhaltensvariationen stets 
auf das zu erklärende soziale Phänomen fokussiert sein muss (1999, S. 181).

3 Die Hinzunahme subjektiver Wert-Erwartungen ist die eigentliche Herausforderung einer 
engen RCT, da die Annahme einer Entscheidung unter vollständiger Information aufgelöst 
wird. Vollständige Information ist hierbei als korrekte Kalkulation, beispielsweise der kor-
rekten Einschätzung des eigenen Beitrags zur Herstellung eines Kollektivguts, zu verstehen. 
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Im Sinne der vorliegenden Arbeit kennzeichnet die Teilnahme an politischen 
Online-Konsultationsverfahren die zu erklärende Handlung, Erklärungsanomalien 
wie das diskutierte Wahlparadox fallen demnach stärker ins Gewicht, zumindest 
stärker als beispielsweise bei der Erklärung anderer Phänomene, wie Handeln auf 
einem ökonomischen Markt. Ob nun eine enge oder weite RCT eine adäquate 
Erklärung von Handeln darstellt, hängt vom spezifischen Erkenntnisinteresse und 
der Fragestellung ab. In einer experimentellen Interventionsstudie zur Verkehrs-
mittelwahl konnten Bamberg et al. (2008) beispielsweise zeigen, dass restriktive 
Annahmen zu falschen Vorhersagen führen und dass Verkehrsmittelattribute wie 
„zuverlässig“ oder „stressfrei“ einen Einfluss auf die Verkehrsmittelwahl ausüben. 
Die zentralen drei Positionen einer weiten RCT in Abgrenzung zur engen RCT 
können wie folgt zusammengefasst werden (Bamberg et al. 2008, S. 145):

• Nicht ausschließlich Restriktionen, sondern auch Präferenzen oder das Zusam-
menspiel beider kann Handeln erklären.

• Sowohl die objektive als auch subjektive Bewertung von Handlungskonse-
quenzen ist entscheidungsrelevant.

• Menschen sind nicht zwangsläufig vollständig informiert. 

Auf den nomologischen Kern der RCT bezogen, wird nicht die Prämisse 
der Nutzenmaximierung verhandelt,4 sondern Annahmen über Präferenzen und 
Restriktionen erweitert. Dies entspricht einer Spezifizierung der Zusatzannahmen 
(Bamberg et al. 2008). Die Intuition des Arguments einer weiten Version der 
RCT lautet wie folgt: Handeln ist nicht ausschließlich auf eine strenge Mittel-
Zweck-Kalkulation zurückzuführen, sondern kann auch aus einem Selbstzweck 
heraus resultieren. Kroneberg (2011, S. 46) weist aus dieser Perspektive auf den 
Konsumnutzen einer Handlung hin, der unabhängig von einem Kollektivgut rea-
lisiert wird. Dieser Konsumnutzen wurde im erweiterten Modell von Riker und 
Ordeshook (1968) aufgezeigt, indem die Wahlteilnahme als Erfüllung einer bür-
gerschaftlichen Pflicht zu betrachten ist. Instrumentelle Handlungsmotive werden 
demnach durch nicht-instrumentelle Handlungsgründe erweitert (Kroneberg 2011, 
S. 45). Innerhalb der RCT ist es also durchaus möglich, Online-Partizipation nicht 
ausschließlich als Mittel-zum-Zweck, sondern auch als Selbstzweck zu verstehen. 
Während sich der homo oeconomicus auf der Annahme der Präferenzhomogeni-
tät stützt, ist es durch die weite RCT möglich zu untersuchen, ob Bürger:innen

4 Dies ist nur insofern korrekt, wenn Erkenntnisse zur „begrenzten Rationalität“ oder 
Framing-Effekte nicht weiter betrachtet werden. Eine zentrale Rolle spielt dabei die vollstän-
dige Informiertheit über Handlungskonsequenzen sowie eine Abgrenzung zur Nutzenmaxi-
mierung, siehe Simon 1985; Tversky und Kahneman 1981. 
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unterschiedliche Interessen und Ziele mit der Partizipation verfolgen und wie die 
Realisierung dieser Ziele einen Einfluss auf die Partizipationsbereitschaft ausübt. 

Zugleich sieht sich auch eine weite Version der RCT vielfältiger Kritik aus-
gesetzt (für einen Überblick u. a. Opp (1999)). Am schwersten wiegt hierbei, 
dass Präferenzen oder Interessen nicht mehr logisch eingegrenzt werden können, 
weshalb die Theorie nicht mehr falsifizierbar und tautologisch sei (Green und 
Shapiro 1999). Tatsächlich ist zu akzeptieren, dass durch die weite RCT unzäh-
lige Gründe, Interessen oder Ziele potenziell Handeln erklären. Dieser Kritik kann 
gewissermaßen nur der Ansatz entgegengehalten werden, Motive aus dem zu 
erklärenden Handeln abzuleiten, das heißt sich auf ein spezifisches Phänomen 
zu beschränken und die bisherige empirische Evidenz zu nutzen, um explorativ 
relevante Erklärungsfaktoren zu identifizieren (Opp 1999, S. 184). 

3.1.4 Zusammenfassung: Die „Zwickmühle“ der Kritik 

Zusammenfassend findet sich in den klassischen verhaltensökonomischen Ansät-
zen der engen RCT eine verengte Perspektive auf Präferenzen und Restriktionen 
als Verhaltensdeterminanten. Während Präferenzen sich in erster Linie in mone-
tären Einheiten offenbaren, werden variierende Restriktionen zur Erklärung von 
Verhalten hinzugezogen. Prominenteste Lösung des Kollektivgutproblems besteht 
dabei in Olsons (2004) Ableitung selektiver Anreize, von denen nur diejenigen 
profitieren, die auch tatsächlich einen Beitrag zur Herstellung eines Kollektivguts 
leisten. Allerdings scheitern Vorhersagen einer engen Version der RCT außer-
halb eines ökonomischen Marktes am empirisch beobachtbaren Verhalten, wie 
am Beispiel des Wahlparadoxons aufgezeigt. Die vorliegende Arbeit fokussiert 
deshalb eine weite Version der RCT, was ebenso einem gängigen Vorgehen inner-
halb der Partizipationsforschung entspricht (Opp 1999; Dinas und Gemenis 2013). 
Es wird also davon ausgegangenen, dass nicht nur Restriktionen, sondern auch 
die Realisierung von Präferenzen Einfluss auf eine Handlungsentscheidung aus-
üben oder eine Interaktion zwischen Restriktionen und Präferenzen besteht. Ein 
zentraler Fokus der Arbeit liegt dabei auf der Annahme der Präferenzheteroge-
nität, das heißt, dass unterschiedliche Ziele, Interessen oder Bedürfnisse mit der 
Online-Partizipation einhergehen (Bamberg et al. 2008; Opp 1999). 

Kritikpunkte variierender Tragweite konnten sowohl für die enge als auch 
für die weite Version der RCT aufgezeigt werden. Während Grundannahmen 
geteilt werden, kennzeichnet die Ausgestaltung der Hilfsannahmen die wesent-
lichen Unterschiede beider Perspektiven: Einerseits können monetär-egoistische 
Präferenzen spezifisches Handeln nicht erklären. Andererseits ist eine Integration
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sozialer oder nicht-instrumenteller Präferenzen dem Vorwurf der Inhaltsleere aus-
gesetzt. Kroneberg (2011) spricht dabei auch von einer „Zwickmühle der Kritik“ 
(S. 47, Abbildung 3.1), um sowohl die empirische als auch wissenschaftstheore-
tische Kritik einzuordnen. 

Abbildung 3.1 „Zwickmühle der Kritik“ Übernommen von Kroneberg (2011, S. 47) 

Insgesamt dürfte zur Erklärungsstärke und Prominenz im Forschungsdiskurs 
der RCT beigetragen haben, dass unterschiedliche Autor:innen nicht ausschließ-
lich Befunde bei der Theoriebildung berücksichtigen, die spezifische Annahmen 
bestätigen, sondern eben auch Erklärungsanomalien integrieren, die konträr zur 
Theorie stehen. So folgert Opp, dass enge und weite Versionen der RCT nicht 
in Konkurrenz zu sehen sind, vielmehr handelt es sich bei der engen RCT um 
einen „Spezialfall“ der weiten Version der RCT (Opp 2018, S. 66). Selbstredend 
ist dies ein Urteil zugunsten einer weiten RCT. 

Das Argument zur Erklärung politischer Online-Partizipation lässt sich wie 
folgt zusammenfassen: Eine Handlungsentscheidung basiert auf der Antizipation 
einer Situation, Handlungskonsequenzen werden entsprechend der individuel-
len Präferenz sowie der Eintrittswahrscheinlichkeit der Handlungskonsequenz 
evaluiert. Die Selektion einer Handlungsalternativen erfolgt nach einer nutzen-
maximierenden Entscheidungsregel. Die (subjektiven oder objektiven) Eintritts-
wahrscheinlichkeiten gleichen dabei den (subjektiven oder objektiven) Hand-
lungsrestriktionen (Opp 2018, S. 72). Je stärker die positive Evaluation der 
Handlungskonsequenz, desto größer die Wahrscheinlichkeit einer spezifischen 
Handlungswahl. Hierdurch sind allerdings weder Aussagen über die Prävalenz 
spezifischer Handlungsanreize noch zum Einfluss auf die tatsächliche Partizi-
pation möglich. Aus der Diskussion wird demnach deutlich, dass zusätzliche
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Erklärungsmodelle für die Untersuchung politischer Partizipation im Internet 
benötigt werden. 

3.2 Erklärungsmodelle politischer 
Online-Partizipation 

Im vorherigen Kapitel wurden Prämissen der RC-Theorie vorgestellt. Dies 
führte zur analytischen Unterscheidung zwischen einer engen und einer wei-
ten Version der RCT. Beide Varianten sehen sich mit vielfältigen Kri-
tikpunkten konfrontiert, die empirische Untersuchung politischer Online-
Partizipation kann hierbei einen Hinweis zum Erklärungsgehalt beitragen. Dieses 
Kapitel hat das Ziel, zwei Erklärungsansätze politischer Partizipation vorzustel-
len, die auf zentralen Annahmen der RCT basieren. Hierbei handelt es sich 
um Ansätze aus der Collective Action (CA) Forschung (siehe Abschnitt 3.2.2), 
die auf positive und negative Partizipationsanreize fokussieren sowie das Civic 
Voluntarism Model (CVM) (siehe Abschnitt 3.2.1), das den prominentesten Erklä-
rungsansatz der Partizipationsforschung kennzeichnet (Verba et al. 1995). Im 
Vergleich zu den CA-Ansätzen, die auf den individuellen Nutzen rekurrieren, 
betrachtet das CVM die Kosten-Seite einer Handlung. Das CVM fungiert einer-
seits als Nullmodell und zur Herleitung von Drittvariablen, um die Güte eines 
alternativen Erklärungsansatzes zu überprüfen. Andererseits ist davon auszuge-
hen, dass die Prävalenz positiver und negativer Anreize in der Sozialstruktur 
verankert ist. Hierfür wird auf die Merkmale der „üblichen Verdächtigen“ 
rekurriert (siehe Abschnitt 1.2 und Abschnitt 2.3.2), die im Sinne des CVMs 
über eine partizipationsrelevante Ressourcenausstattung und politische Motiva-
tion verfügen. Die „üblichen Verdächtigen“ politischer (Online-) Partizipation 
sind hiernach über eine hohe formale Bildung und ein hohes politisches Interesse 
charakterisiert. 

3.2.1 Warum Bürger:innen nicht partizipieren 

Mit Verba und Nie (1972) rückt der sozioökonomische Status in den Vorder-
grund der Erklärung. Die Erklärung politischer Partizipation auf Grundlage der 
sozioökonomischen Position bezieht sich indirekt auf die Ressourcenmobilisie-
rungstheorie, wie sie insbesondere zur Erklärung sozialer Bewegungen aufgeführt 
wird (Beyer und Schnabel 2017, S. 66). Die Kritik am Ressourcenmobilisie-
rungsansatz lässt sich auf die Erklärung des sozioökonomischen Standardmodells
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übertragen: Hiernach fehlt es an einem theoretisch begründeten Zusammenhang 
zwischen der sozialen Position und politischer Partizipation (Verba et al. 1995, 
S. 281; Schnabel 2003, S. 20). Diese theoretische Problemstellung führt etwa 
zwei Jahrzehnte später zur Entwicklung des Civic Voluntarism Models (CVM), 
das die (nicht-) Beteiligung pointiert auf drei Erklärungsfaktoren zurückführt: 
Die individuelle Ressourcenausstattung, die sich maßgeblich in Zeit, Geld und 
Civic Skills manifestiert, die politische Involvierung, wie das politische Interesse 
oder Selbstwirksamkeit, und die Mobilisierung durch persönliche Netzwerke oder 
Organisationen (Verba et al. 1995; Schlozman et al. 2018). Auf diese drei Erklä-
rungsfaktoren rekurriert die prominente Verba’sche Formel, warum Bürger:innen 
politisch nicht partizipieren: „because they can’t; because they don’t want to; or 
because nobody asked“ (Verba et al. 1995, S. 15). 

Der erste Erklärungsfaktor bezieht sich auf den sozioökonomischen Status 
(SES) operationalisiert als individuelle Ressourcenausstattung. Durch die Ablei-
tung der partizipationsrelevanten Ressourcen – Zeit, Geld und Civic Skills –  aus  
dem sozioökonomischen Status, spezifizieren Verba et al. (1995) den Zusam-
menhang zwischen sozialer Position und Partizipation. Sozioökonomischer Status 
und Ressourcenausstattung können dabei stärker (z. B. Geld) oder schwächer 
zusammenhängen (z. B. Zeit) (Verba et al. 1995, S. 282). Schließlich ist es nicht 
möglich, an Konsultationsverfahren teilzunehmen oder per E-Mail Abgeordnete 
zu kontaktieren, ohne die entsprechende Zeit aufzuwenden, die wiederum für die 
Arbeit oder Erholung fehlt. Zugleich kosten Mitgliedschaften in Parteien oder 
finanzielle Spenden Geld, das für den eigenen Lebensunterhalt nicht mehr zur 
Verfügung steht. Notwendigerweise müssen Bürger:innen auf ein Mindestmaß 
dieser (partizipationsrelevanten) Ressourcen zurückgreifen können, um zu parti-
zipieren. Zugleich geht die politische Partizipation mit spezifischen Fähigkeiten 
(Civic Skills) einher. Wer über diese Fähigkeiten verfügt, verringert den individu-
ellen Aufwand beispielsweise bei der Formulierung von Briefen an Abgeordnete 
oder Kommentaren in Online-Foren (Verba et al. 1995, S. 280).

Der Zusammenhang zwischen der individuellen Ressourcenausstattung und 
politischer Partizipation prägt bis in die Gegenwart den wissenschaftlichen Dis-
kurs und die empirischen Befunde (siehe Abschnitt 2.3.2). Ressourcen werden 
im CVM als Minimalvoraussetzung politischer Partizipation betrachtet und spe-
zifizieren den Zusammenhang zur sozialen Position, denn Voraussetzungen der 
Ressourcenausstattung werden in der Sozialisation sowie in der späteren insti-
tutionellen oder organisationalen Zugehörigkeit (Sekundärsozialisation) bestimmt 
(Verba et al., 1995, S. 3–4). Sodann gilt auch Bildung als wesentliche Ressource 
politischer Partizipation (Gabriel und Völkl 2008, S. 288–289) und zentraler 
Erklärungsfaktor der empirischen Partizipationsforschung (Smets und van Ham
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2013).5 Der Zusammenhang zwischen der formalen Bildung und unterschied-
lichen Formen der Partizipation ist in der Forschung konsolidiert: „If scholars 
could use only one variable to predict voting, contacting public officials, signing 
a petition, or talking with others about public affairs, it would be the level of 
education” (Willeck und Mendelberg 2022, S. 90). Wenngleich Einigkeit über 
die statistische Erklärungskraft formaler Bildung für die politische Partizipation 
in der Forschungsliteratur besteht (Norris 2007; Verba et al. 1995; Gutmann 
1999), können über den ursächlichen Erklärungsmechanismus unterschiedliche 
Positionen identifiziert werden (Willeck und Mendelberg 2022). Willeck und 
Mendelberg (2022) zählen in einem Übersichtsartikel hierzu erstens die Standard-
erklärung, wonach partizipationsrelevantes Wissen und Fähigkeiten durch formale 
Bildungswege vermittelt werden. Zweitens, das Sozialisationsmodell nach Gut-
mann (1999), welches weniger auf spezifische Fähigkeiten, sondern vielmehr auf 
demokratischen Charakter und Normen fokussiert. Durch schulische, familiäre 
und gemeinschaftliche Sozialisation werden entsprechende Werte, Einstellungen 
und Normen internalisiert, die einen Einfluss auf politische Aktivität ausüben. 
Partizipation resultiert hiernach aus einem bürgerschaftlichen Verantwortungs-
oder Pflichtgefühl, dessen Ursprung in der Sozialisation zu verorten ist. Der dritte 
Erklärungsansatz betrachtet das formale Bildungsniveau als Proxy-Faktor für den 
sozialen Status. Dieser Ansatz plausibilisiert die Beobachtung, dass das gesamt-
gesellschaftliche Bildungsniveau, insbesondere die Hochschulabschlüsse, zwar 
kontinuierlich steigen, gleichzeitig aber die politische Aktivität, zum Beispiel die 
Wahlbeteiligung, tendenziell sinkt (Willeck und Mendelberg 2022, S. 92–93). 

Durch den Rückgriff auf die individuelle Ressourcenausstattung – Zeit, Geld 
und Civic Skills sowie der formalen Bildung – können nunmehr die Bedingungen 
politischer Partizipation auf die soziale Position zurückgeführt werden, wodurch 
die soziale Verzerrung zwischen hohem SES und politischer Aktivität sowie 
niedrigem SES und politischer Inaktivität eine theoretische Grundlage in einer 
analytischen Makro-Mikro-Makro-Erklärung erhält. Die Fokussierung auf den 
individuellen Aufwand, respektive die Kosten zur Partizipation, kann in diesem 
Fall erklären, warum Bürger:innen nicht partizipieren, eine gegensätzliche Aus-
sage, warum Sie partizipieren, ist dagegen nicht möglich (Krueger 2002, S. 480). 
Der Erklärungsmechanismus basiert demnach auf Restriktionen; Präferenzen oder 
die Interaktion zwischen Restriktionen und Präferenzen werden nicht betrachtet. 

Die zweite Dimension des CVMs rekurriert auf das „political engagement“ 
(Verba et al. 1995, S. 16) und der Beobachtung, dass nicht alle Bürger:innen,

5 Hierzu heißt es bei Verba et al. 1995, S. 437: „Thus, at any moment in time, education plays 
a significant role, but over time it does not lead to more activity. We cannot solve this puzzle”. 
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die über die notwendige Ressourcenausstattung verfügen, politisch aktiv sind. 
Eine wesentliche Entwicklung zwischen dem sozioökonomischen Standardmo-
dell und dem CVM liegt in der Hinzunahme motivationaler Faktoren wie des 
politischen Interesses, der politischen Selbstwirksamkeit, des politischen Wissens 
und der Parteiidentifikation. Das political engagement wird mit „nicht wollen” der 
Verba’schen Formel zur Partizipation gleichgesetzt: „‘They don’t want to’ focuses 
attention on the absence of political engagement – little interest in politics or little 
concern with public issues, a belief that activity can make little or no difference, 
little or no knowledge about the political process, or other priorities” (Verba et al. 
1995, S. 16). Hierdurch kann die Erklärung zwischen Ressourcenausstattung und 
politischer Partizipation vermittelt werden (Steinbrecher 2009, S. 59). Zuwei-
len sorgen unterschiedliche Begriffe zum political engagement für Unklarheiten. 
Einerseits werden hierzu Synonyme, wie politische Prädisposition, politische 
Motivation oder politische Involvierung, verwendet (van Deth 2013a, S. 272), 
andererseits kann es sich bei politischen Prädispositionen und der politischen 
Involvierung um prononciertere Konzepte handeln (Schmitt-Beck 2000, S. 54).6 

Des Weiteren können auch (materialistische oder postmaterialistische) Wertori-
entierungen unter political engagement subsumiert werden (Steinbrecher 2009, 
S. 59). Von Bedeutung ist, die unterschiedlichen Dimensionen wie das politische 
Interesse oder das politisches Wissen von tatsächlicher Partizipation abzugren-
zen (van Deth 2013a, S. 272–273). Politisch involvierte Bürger:innen haben 
allerdings, bestätigt durch vielfache Studien, eine höhere Wahrscheinlichkeit der 
politischen Partizipation (Levy und Akiva 2019; Verba et al. 1995). 

Unterschiedliche Faktoren, wie die Wahrnehmung der Responsivität des poli-
tischen Systems, die politische Selbstwirksamkeit und einhergehenden Kontroll-
überzeugungen über politische Kompetenzen und Fähigkeiten oder das politische 
Interesse, spielen bei der Erklärung eine Rolle. Allerdings variiert die Bedeu-
tung der Dimensionen in Abhängigkeit der Partizipationsform (Steinbrecher 2009, 
S. 62). Die externale und internale Dimension der politischen Selbstwirksamkeit 
transzendiert dabei die „enge“ Prämisse einer RCT (Hoffmann 2020, S. 393): 
Hiernach ist nicht die objektive Wahrscheinlichkeit, sondern die subjektive Wahr-
nehmung über eine Handlungskonsequenz (beispielsweise der Einfluss auf das 
politische System) ausschlaggebend. Das politische Interesse als relevanter Erklä-
rungsfaktor und Distinktionsmerkmal politisch Partizipierender wurde bereits in 
Abschnitt 2.3.2 thematisiert und nimmt als Merkmal der „üblichen Verdächtigen“

6 Für das weitere Vorgehen wird ein pragmatischer Umgang gewählt und Synonym zum 
„political engagement“ insbesondere die Begriffe der politischen Involvierung und der poli-
tischen Prädispositionen genutzt. 
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eine zentrale Rolle für die weitere Arbeit ein. Während das politische Wissen eher 
als kognitive Fähigkeit betrachtet wird (Schäfer 2019, S. 241), wird das politische 
Interesse als wesentlicher politischer Motivator verhandelt (Smets und van Ham 
2013). Van Deth definiert das politische Interesse als den „Grad der Aufmerk-
samkeit, den ein Individuum politischen Ereignissen zumisst“ (2013a, S. 273). 
In erster Linie handelt es sich um eine Informationsaufnahme, die sich wie-
derum positiv auf die politische Partizipation auswirkt. Denn bei einer politischen 
Prädisposition handelt es sich um „eine relativ dauerhafte Neigung eines Indivi-
duums, auf bestimmte Umweltbedingungen in einer bestimmten Art und Weise 
zu reagieren“ (Schmitt-Beck 2000, S. 54). Konträr zum politischen Interesse steht 
die politische Apathie oder Gleichgültigkeit (van Deth 2013a, S. 272). Allerdings 
sind hierbei Abstufungen bis zur Politikverdrossenheit als eigenständiges Konzept 
zu beachten (Steinbrecher 2009, S. 59). Das Ausmaß des politischen Interes-
ses hängt dabei mit Individualmerkmalen wie Alter, Geschlecht und Bildung 
zusammen (van Deth 2013a, S. 293). 

Deshalb hat die Bedeutung der politischen Involvierung eine wesentliche Kon-
sequenz mit Blick auf die soziale Stratifikation politischer Partizipation: Da 
die Grundlage der Prädisposition in der Sozialisation erworben wird, korrelie-
ren soziale Positionen und wesentliche Indikatoren wie das politische Interesse 
oder die politische Selbstwirksamkeit miteinander (Finkel et al. 1989, S. 900– 
901; Smets und van Ham 2013; Stark 2019). Nach Gabriel (2004) kommt die 
politische Sozialisation, 

entweder durch die explizite Vermittlung von Wertorientierungen und Einstellungen in 
der Primärsozialisation, durch unmittelbare Erfahrungen mit der Politik oder durch 
den Erwerb bestimmter Dispositionen in nichtpolitischen Kontexten zustande (2004, 
S. 324). 

Insbesondere Bürger:innen mit hohem sozioökonomischen Status verfügen über 
ein hohes politisches Interesse oder eine Überzeugung, politischen Einfluss aus-
üben zu können. Ein theoretisches Problem der politischen Involvierung besteht 
allerdings in der Bestimmung der kausalen Richtung der Erklärung: So kann nicht 
nur politisches Interesse, politisches Wissen oder politische Selbstwirksamkeit zur 
Partizipation aktivieren, sondern auch umgekehrt, Partizipation zu einem höhe-
ren politischen Interesse, einem höheren politischen Wissen oder einer höheren 
politischen Selbstwirksamkeit führen (Verba et al. 1995, S. 344; Pateman 1970). 

Während im CVM und der entsprechenden Studie von Verba et al. (1995) 
der Fokus auf der Ressourcenausstattung und der politischen Motivation liegt,
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kennzeichnet die Integration in Netzwerken den dritten Erklärungsfaktor. Partizi-
pationsfördernde Netzwerke beziehen sich beispielsweise auf die Mitgliedschaft 
oder das Ehrenamt in Vereinen und Organisationen. Analytisch ist die Unter-
scheidung zwischen politischem und gesellschaftlichem Engagement relevant, 
wenngleich ähnliche Determinanten hierzu einen Einfluss ausüben (Hollstein 
2015). Persönliche Netzwerke können als soziales Kapital eine Ressource zur 
Partizipation darstellen, die den Aufwand zur Teilnahme reduzieren (Coleman 
1988; Petermann 2020). Zwei theoretische Wirkungszusammenhänge werden für 
die Integration in Netzwerken und politischer Partizipation identifiziert: Zum 
einen werden durch gesellschaftliches Engagement Kompetenzen erworben, die 
politische Partizipation fördern und bereits als Civic Skills diskutiert wurden 
(Verba et al. 1995, S. 331; Roßteutscher 2009, S. 165). Bürger:innen eignen sich 
soziale, kommunikative oder organisatorische Fähigkeiten durch die Vereins- oder 
Organisationsmitgliedschaft an: 

[Bürger:innen] müssen mit ihren Co-Mitgliedern Beschlüsse aushandeln, in der 
Gruppe kommunizieren und diskutieren, Veranstaltungen vorbereiten, mit anderen Ver-
einen und Unternehmen (die vielleicht Getränke für das jährliche Vereinsfest liefern) 
verhandeln, Briefe schreiben, Versammlungen leiten, vor der größeren Gruppe reden 
und überzeugen (Roßteutscher 2009, S. 165). 

Diese Fähigkeiten sind zunächst apolitischer Natur (Roßteutscher 2009, S. 167), 
fungieren im Sinne des CVMs allerdings als partizipationsrelevante Ressourcen 
(Verba et al. 1995, S. 280).7 Zum anderen rekurriert die soziale Integration 
auf den Mechanismus des „gefragt werden“, um zur politischen Partizipation 
zu mobilisieren. Das persönliche Netzwerk senkt die Informationskosten über 
ein Partizipationsverfahren, beispielsweise zu einfachen „wann“ und „wo“ bis 
hin zu themenspezifischen oder sachbezogenen Fragen (Petermann 2020, S. 6). 
Bürger:innen, die gesellschaftlich aktiv sind, können durch politisch involvierte 
Bürger:innen aufgefordert werden, an einem Partizipationsverfahren teilzuneh-
men: „Those who are asked in this way might have intended to act anyway, but 
the request was the triggering factor“ (Verba et al. 1995, S. 273). Die Auffor-
derung löst hiernach einen entsprechenden Anreiz aus, der sich förderlich auf 
die Partizipationsmotivation auswirkt. Nicht zwingend muss diese Mobilisierung

7 Es ist auf eine Kehrseite der sozialen Partizipation hinzuweisen: „Gerade in einer nicht 
demokratischen, intoleranten Umwelt, die vor allem Normen der Intoleranz kommuniziert, 
mögen solche technischen, kommunikativen Kooperationskompetenzen wahrhaft undemo-
kratische, gesellschaftsschädigende Wirkungen zeitigen“ (Roßteutscher 2009, S. 168). 
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zwischen Bürger:innen vonstattengehen. So können auch Vereine oder Organi-
sationen zur politischen Partizipation aufrufen und zum „Lobbyisten in eigener 
Sache“ werden (Roßteutscher 2009, S. 167). Dabei hat das Internet die Opportu-
nitätskosten für Organisationen durch die Möglichkeit von E-Mail-Verteilern oder 
Chat-Gruppen in Messenger-Diensten erheblich gesenkt (Krueger 2006). 

3.2.2 Warum Bürger:innen partizipieren 

Das Kapitel hat das Ziel, den Begründungszusammenhang zwischen Entschei-
dung und Handeln respektive politischer Partizipation zu spezifizieren. Die 
Erklärungsmodelle werden unter dem theoretischen Dach der Collective Action 
(CA) Ansätze betrachtet (Clark und Wilson 1961; Hardin 1982; Whiteley 
und Seyd 1996; Opp 2001; Olson 2004). Diese Betrachtung kennzeichnet die 
Erklärung politischer Partizipation auf der Individualebene. Gemeinsam ist den 
Ansätzen, dass sie implizit oder explizit das Grundproblem sozialer Kooperation 
teilen und Bedingungen zur Überwindung des Kollektivgutproblems anbieten. 
Als Lösung wird dabei dezidiert die individuelle Motivlage betrachtet, unter der 
Annahme, dass Anreize einen Einfluss auf die individuelle Präferenzbildung aus-
üben und dadurch in der Lage sind, die rationale Entscheidung zur Partizipation 
zu erklären. Durch die Hinzunahme der Erklärungsmodelle, ist es hiernach mög-
lich, eine informierte Entscheidung über potenzielle Gründe zu treffen, die mit 
der Teilnahme an lokalen Online-Partizipationsverfahren einhergehen. 

In der „Logik kollektiven Handelns“ erklärt Olson (2004) die Bereitstellung 
von Kollektivgütern über den individuellen Nutzen selektiver Anreize. Aus der 
explizit ökonomischen Perspektive werden selektive Anreize mit monetärem Nut-
zen wie zusätzlichen Versicherungen o.ä. gleichgesetzt, wie sie auch in einer 
„engen“ RC-Variante angenommen werden. Höhere materielle Anreize gehen 
hierbei mit einer höheren Bereitschaft zum Kollektivgut beizutragen einher. Das 
Motiv, Handeln auf die Realisierung monetären Eigennutzes zurückzuführen, 
wurde ausgiebig im Kapitel zur engen Version der RCT und der entsprechen-
den Spezifizierung der Hilfsannahmen diskutiert. Das Hauptargument lautet, 
dass kollektives Handeln nicht zwangsläufig (und wenn, nur unter sehr stren-
gen Bedingungen) aus kollektiven Interessen resultiert. Der Fokus liegt nunmehr 
auf der Betrachtung von Handlungsbedingungen, die über ein Motiv des streng-
monetären Eigennutzes hinausgehen. Im wissenschaftlichen Diskurs finden sich 
hierzu unterschiedliche Erklärungsmodelle, die spezifische Formen – Mitglied-
schaft und Mitarbeit in politischen Organisationen, Parteien sowie politischer 
Protest beziehungsweise Demonstrationsteilnahme – der politischen Partizipation
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betrachten (Clark und Wilson 1961; Schlozman et al. 1995; Opp und Finkel 
2001; Whiteley und Seyd 1996). In einer frühen Studie, noch vor der Ver-
öffentlichung der Logik kollektiven Handelns (Olson 2004), führen Clark und 
Wilson (1961) Anreize zur Erklärung der Mitgliedschaft in politischen Orga-
nisationen auf. Hiernach können drei wesentliche Anreize von Organisationen 
zur Verfügung gestellt werden, um zur Organisationsmitgliedschaft zu motivie-
ren: zweck- beziehungsweise zielgerichtete Anreize, materielle Anreize sowie 
solidarische Anreize. Bereits in dieser frühen Arbeit lassen sich Parallelen zur 
weiten RC-Version sowie zur grundsätzlichen Problemstellung defizitärer Hand-
lungsmotivation und des Kollektivgutproblems erkennen (Wilson 1973, S. 20). 
Knoke (1988) schließt an die Arbeit von Clark und Wilson (1961) an und 
spezifiziert den Zusammenhang zwischen individueller Motivation, organisationa-
len Anreizen und Mitgliedschaft in (politischen) Organisationen. Das Argument 
lautet, dass die drei organisationalen Anreize (utilitaristische, soziale und nor-
mative Anreize) drei Motive (Kosten-Nutzen-Kalkulation, affektive Bindung und 
normative Konformität) widerspiegeln. Relevant ist hierbei, dass die Annahme 
homogener Motive, wie sie von Olson noch hinsichtlich monetärer selektiver 
Anreize angenommen wird, entkräftet wird (Knoke 1988, S. 327). Im Gegenteil: 
Clark und Wilson (1961) als auch Knoke (1988) plädieren für eine Perspek-
tive heterogener Motive und unterstreichen, theoretisch als auch empirisch, die 
Relevanz kollektiver Motive, die entsprechend einer RCT nicht handlungsrelevant 
sein sollten: „Olson’s notion that members could be motivated only by selective-
good incentives failed to recognize that significant numbers are motivated by 
public-good inducements“ (Knoke 1988, S. 327). Sowohl bei Olson (2004), Clark 
und Wilson (1961) als auch Knoke (1988) stellt die (politische) Organisation die 
Untersuchungseinheit dar. 

Auf politisch aktive Bürger:innen fokussiert die Studie von Schlozman et al. 
(1995). Im Rückgriff auf Clark und Wilson (1961) leiten die Autor:innen vier 
unterschiedliche Anreize ab (in der Studie selbst werden diese als „Gratifikatio-
nen“ bezeichnet). Dazu zählen drei selektive Anreize: 1) materielle, 2) soziale 
und 3) gesellschaftliche (engl. civic) sowie ein vierter outcome-spezifischer, 
kollektiv-politischer Anreiz. Zwei Erkenntnisse sind hierbei von Interesse: Erstens 
zeigt sich, dass unterschiedliche Formen der Partizipation durch unterschiedli-
che Anreize erklärt werden können und dass materielle Anreize insgesamt eine 
geringe Rolle einnehmen als theoretisch vermutet. Zweitens zeigen sich erneut 
kollektiv-politische Anreize bedeutsamer als durch die Theorie vorhergesagt: 

Still, it is striking the extent to which references to doing one’s share and making the 
community or nation a better place to live run as a thread through activists’ reports
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of the concerns that animated their involvement and the number of participants who 
discuss nothing but civic motivations for their activity (Schlozman et al. 1995, S. 32). 

Bezüglich Spenden, Kontaktaufnahmen und Protest geben vier von fünf Befrag-
ten an, dass das Gemeinwohl respektive kollektive Anreize einen Grund für die 
Teilnahme darstellen (Schlozman et al. 1995, S. 21). Wie können diese Befunde 
theoretisch eingeordnet werden und unter welchen Bedingungen können aus kol-
lektivem Interesse individuelle Handlungen resultieren? Wie nun gezeigt wird, 
hängt die Einordnung der empirischen Ergebnisse von der Hilfsannahme der 
subjektiven Werterwartung einer Handlung ab, wenn ein rationales Entschei-
dungskalkül beibehalten werden soll. Hieran schließt Opp (2001, 1999) an, um 
die Teilnahme an politischem Protest und an Demonstrationen zu untersuchen. 
Die Arbeiten von Karl-Dieter Opp (und Kolleg:innen) hat sich über die Jahre 
als de facto Modell zur Erklärung der Protest- und Demonstrationsteilnahme 
aus RC-Perspektive, beispielsweise zu den Leipziger Montagsdemonstrationen 
1989, ausgezeichnet. Opp und Finkel (2001) definieren auf der Grundlage einer 
weiten RC-Version drei Anreize zum politischen Protest: 1) kollektive Anreize, 
2) moralische Anreize und 3) soziale Anreize. Die Erklärung politischen Pro-
tests steht dabei vor dem Problem, dass Teilnehmer:innen einer Demonstration 
keine monetären Anreize zur Verfügung gestellt werden können – dies ist auch 
als Unterscheidung zu früheren Erklärungsmodellen wie der Organisationsmit-
gliedschaft zu verstehen. Zunächst stehen kollektiv-politische Anreize im Fokus. 
Da der objektive, individuelle Einfluss zur Herstellung eines Kollektivguts gegen 
Null tendiert, sollte ein Kollektivgutanreiz keinen Effekt auf die Partizipations-
entscheidung ausüben. Opp und Finkel (2001) weichen diese Annahme durch 
den wahrgenommenen respektive subjektiven Einfluss auf. Hierdurch kann ein 
Kollektivgutanreiz wie Unzufriedenheit ein hinreichendes Motiv zur Teilnahme 
an einer Demonstration darstellen – auch für Großdemonstrationen an denen sich 
100.000 Menschen beteiligen und eine Teilnehmer:in mehr oder weniger keinen 
Unterschied auf den Erfolg eines Protests ausübt: 

Wenn nun in einer großen Gruppe der wahrgenommene Einfluß variiert und wenn 
angenommen wird, daß der wahrgenommene und nicht der faktische – d.h. der aus 
der Sicht eines Beobachters gegebene – Einfluß eine Rolle spielt, dann ist auch in 
großen Gruppen die Unzufriedenheit eine Determinante für das Auftreten politischen 
Engagements (Opp und Finkel 2001, S. 75). 

Zugleich deuten Befunde darauf hin, dass die lokale politische Ebene einen Ein-
fluss auf kollektive Anreize ausübt (Lilleker und Koc-Michalska 2017; Petermann 
2020; McDonnell 2020). Den Einfluss kollektiver Anreize führt Petermann (2020)
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darauf zurück, dass die politische Selbstwirksamkeit auf der lokalen Ebene ten-
denziell überschätzt wird (Petermann 2020, S. 3). So gilt insbesondere für soziale 
Bewegungen, wie die Klimaschutzbewegung das Motto „think global, act local“, 
um die Erfolgsaussicht der Beteiligung zu erhöhen (Rydin und Pennington 2000, 
S. 158). Es zeigt sich, dass die politische Selbstwirksamkeit eine individuelle 
Bedingung darstellt, um ein defizitäres Handlungsmotiv zu überbrücken (Opp 
und Finkel 2001; Finkel et al. 1989). 

Weiteren Einfluss auf die Demonstrationsteilnahme können laut Opp und Fin-
kel (2001) sowohl moralische als auch soziale Anreize haben. Die Teilnahme an 
einer Demonstration evoziert ein moralisches Pflicht- oder Verantwortungsgefühl, 
das heißt, eine internalisierte Norm wird aktiviert: „Wenn ein Individuum solche 
Normen internalisiert hat, dann tritt ein schlechtes Gewissen auf, wenn man sich 
nicht engagiert; man hat ein gutes Gewissen, wenn man an Protesten teilnimmt“ 
(Opp und Finkel 2001, S. 76).8 Der Aktivierungsmechanismus ist demnach nut-
zenfundiert hergeleitet, sodass aus Befolgung beziehungsweise Nichtbefolgung 
eines moralischen Anreizes individueller Nutzen oder Kosten resultieren. Von 
einem intrinsischen Nutzen des moralischen Anreizes ist der extrinsische Nut-
zen aus sozialen Anreizen abzugrenzen. Soziale Anreize basieren sowohl auf der 
Erwartung sozialer Belohnung als auch Sanktionierung aus dem sozialen Umfeld. 
So kann soziale Anerkennung oder Bestätigung durch den Freundeskreis aus der 
Teilnahme an einer Demonstration erfolgen (Opp und Finkel 2001, S. 76; Opp 
2001, S. 4). Es ist plausibel, dass dabei ein Unterschied zwischen einer Strategie 
sozialer Belohnung und einer Strategie der Sanktionsvermeidung besteht (Gerber 
et al. 2008). Allerdings sind die Wirkungspfade noch unklar (Bäck et al. 2013). 
Gemeinsamkeit und wesentliche Bedingung beider Anreiztypen ist die selektive 
Wirkung, der individuelle Nutzen kann demnach ausschließlich bei einem Bei-
trag zum Kollektivgut realisiert werden. Zugleich aktivieren diese Anreize ein 
hinreichendes Partizipationsmotiv unabhängig eines kollektiven Interesses oder 
politischer Selbstwirksamkeit (Bäck et al. 2013). 

Zusammenfassend hat sich gezeigt, dass die Teilnahme auf unterschiedliche 
Interessen und Ziele zurückzuführen ist, die trotz defizitärer Handlungsmotivation 
ein rationales Entscheidungskalkül unabhängig materieller Vorteile rechtfer-
tigt. Politischer Protest zählt zu den unkonventionellen und demonstrativen 
Formen der Partizipation (Barnes und Kaase 1979; Kersting 2014). Im nächs-
ten Absatz werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu einer klassischen,

8 Eine ähnliche Argumentation wurde bereits zu Beginn des Kapitels als Erklärungsfaktor 
zur Wahlteilnahme angeführt: Hiernach zählt die Erfüllung einer staatsbürgerlichen Pflicht 
oder ein demokratisches Verantwortungsgefühl als wesentlicher Erklärungsfaktor zur Wahl-
teilnahme, siehe Abschnitt 3.1.2. 
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konventionell-repräsentativen Partizipationsform – der Parteimitgliedschaft – 
untersucht. Positive und negative Anreizstrukturen nehmen für die Erklärung der 
Parteimitgliedschaft und -aktivität in der deutschsprachigen (Klein 2006; Spier 
et al. 2011; Niedermayer 1989; Bürklin 2013; Hoffmann und Springer 2019; Gerl 
et al. 2018) und internationalen (Bale et al. 2018; Poletti et al. 2019; Webb et al. 
2019; Seyd und Whiteley 1992; Whiteley et al. 1994b; Whiteley et al. 1994a) 
Parteiforschung einen wesentlichen Raum ein. Die Mitgliedschaft und Mitarbeit 
in Parteien variiert zwischen der inaktiven Mitgliedschaft der „Karteileichen“, 
ehrenamtlicher Arbeit in Ortskreisen oder an Wahl- und Kampagnenarbeiten bis 
hin zur Orientierung an politischen Ämtern oder Mandaten (Klein 2006, S. 54). 
Im Zentrum der Erklärung der In- und Aktivität sowie dem Eintritt in eine Partei 
steht das maßgeblich von Patrick Seyd und Paul Whiteley entwickelte General 
Incentive Model (1992). Das GIM konnte in den vergangenen Jahrzehnten erheb-
lich zum Verständnis innerparteilicher Partizipation beitragen und sich empirisch 
bewähren (Klein 2020, S. 387). Für die nähere Diskussion werde ich mich 
dabei weniger auf die Entwicklung des Erklärungsmodells,9 sondern vielmehr 
auf den nomologischen Kern der theoretischen Annahmen fokussieren sowie auf 
die Ableitung spezifischer, partizipationsrelevanter Anreize.10 

In der Hauptstudie Labour’s Grass Roots legen Seyd und Whiteley (1992) das 
GIM zur Erklärung des Parteibeitritts und der innerparteilichen Partizipation in 
der Labour Partei vor. Zwar wurden Erklärungsfaktoren über die folgenden Jahre 
mehr oder weniger modifiziert, im Kern besteht das GIM aber seit dieser Studie. 
Die RCT fungiert als Hauptargument des Erklärungsmodells: „The basic idea is 
that individuals are motivated to join the party, and to become active because of 
a variety of incentives which they face“ (Seyd und Whiteley 1992, S. 7). Es wird 
allerdings darauf hingewiesen, dass die Betrachtung der Anreize über eine strenge 
ökonomische Perspektive hinausgeht und auch Erklärungsfaktoren aufgenommen 
werden, die auf sozialpsychologischen Modellen basieren (Whiteley et al. 2019a, 
S. 646). Dieses Vorgehen entspricht der Argumentation einer weiten Version der 
RCT (Klein 2006, S. 40).

9 Einen Überblick bietet Rohrbach (2013) an.
10 In der deutschsprachigen Parteienforschung hatte einige Jahre zuvor bereits Oskar Nie-
dermayer ein Anreizmodell zur Erklärung innerparteilicher Partizipation vorgelegt (Nieder-
mayer 1989), das sich im internationalen Forschungsdiskurs allerdings nicht durchsetzen 
konnte (Klein 2020, S. 385). Das Erklärungsmodell hatte dabei zum Ziel, die relevanten 
Erklärungsfaktoren (Ressourcen, Prädispositionen und Anreize) aus den drei wesentlichen 
Theorien der Partizipationsforschung (sozioökonomischen Ressourcenmodell, sozialpsycho-
logischen Modell und Rational Choice Theorie) zu integrieren. 
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Anreize des Erklärungsmodells gehen über die Typologien der vergangenen 
Ansätze hinaus: Kollektiv-politische Anreize, die zielgerichtet und thematisch 
bedingt sind, grundsätzlich aber auch der Kollektivgutproblematik unterliegen; 
selektive Anreize, die in selektiv-prozessbezogen und selektiv-ergebnisbezogen 
unterteilt sind und sowohl den Geselligkeitsaspekt der Parteimitgliedschaft als 
auch potenzielle Parteikarrieren beinhalten; altruistische Anreize, die morali-
schen Anreizen als ein Pflicht- oder Verantwortungsbewusstsein gegenüber der 
Demokratie entsprechen; soziale Normen, die (nicht-) Handeln belohnen (oder 
sanktionieren) sowie expressive Anreize, die auf einer affektiv-emotionalen Bin-
dung basieren (Seyd und Whiteley 1992; Whiteley et al. 1994a).11 Neben diesen 
positiven Anreizen, werden negative Anreize aufgeführt, die einer „Kosten“-
Seite eines RC-Modells entsprechen und beispielsweise Opportunitäts- oder 
Mitgliedschaftskosten beinhalten (Klein 2006, S. 40). 

Klein (2006) zeigt, dass prozessbezogene und ergebnisbezogene Anreize einen 
stärkeren Einfluss auf die Entscheidung zur innerparteilichen Partizipation als auf 
die Entscheidung zur Parteimitgliedschaft ausüben. Allerdings wird die Rolle, die 
ergebnisbezogene Anreize einnehmen, eher überschätzt, da nur wenige Parteimit-
glieder überhaupt die Möglichkeit einer innerparteilichen Karriere in Betracht 
ziehen (Klein 2006, S. 38). Mit einem spezifischen Fokus auf innerparteiliche 
Online-Partizipation konnten Gerl et al. (2018) diese Befunde partiell bestätigen. 
Dies trifft in erster Linie auf die Bedeutung selektiv-prozessbezogener Anreize zu 
(beispielsweise der Spaß an der Parteiarbeit), während Aussichten auf innerpartei-
liche Karrieren (also selektiv-ergebnisbezogene Anreize) keinen Einfluss ausüben. 
Konträr zur klassischen innerparteilichen Partizipation, nehmen ideologische und 
kollektive Anreize die größere Bedeutung für Online-Partizipation ein. So geben 
etwa 79 Prozent der Befragten als Grund für die Nutzung einer Online-Plattform 
den „Einfluss auf Themen“ und etwa 77 Prozent den „Einfluss auf die politische 
Richtung“ der Partei an (Gerl et al. 2018, S. 108). Auch Bale et al. (2018) bele-
gen die Relevanz selektiv-prozessbezogener Anreize für die Online-Partizipation 
von Parteimitgliedern. Auf der Datengrundlage von Mitgliedern aus sechs briti-
schen Parteien konnte allerdings kein Effekt kollektiver Anreize bestätigt werden. 
Dagegen stellen die Autor:innen fest, dass expressive Anreize durch das Internet 
gefördert werden, da politische Identitäten zum Ausdruck gebracht werden kön-
nen und der Austausch mit „like-minded people“ vereinfacht wird (Bale et al.

11 In Labour’s Grass Roots zählen die beiden Autoren auch ideologische Anreize hinzu. Der 
ideologische Anreiz wird allerdings nicht stringent in weiteren Arbeiten aufgeführt, teils als 
eigenständiger Faktor oder Indikator kollektiver Anreize diskutiert und deshalb nicht näher 
betrachtet. 
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2018, S. 667). Darüber hinaus zeigt die Studie, dass lokale Faktoren für die 
Online-Partizipation eher eine untergeordnete Rolle spielen. 

Kollektive Anreize werden in unterschiedlichen Studien in den Zusammen-
hang mit der Entscheidung zum Parteieintritt gestellt, sodass Unterschiede 
zwischen Parteiaktivität- und beitritt zu verzeichnen sind (Klein 2020, 2006; Seyd 
und Whiteley 1992; Whiteley et al. 1994a; Poletti et al. 2019). Neben kollektiven 
Anreizen kennzeichnen moralische und expressive Anreize wesentliche Gründe 
für den Eintritt in eine Partei (Klein 2006; Poletti et al. 2019). Dabei unter-
scheidet sich die Bewertung der jeweiligen Anreize abhängig davon, ob Befragte 
Mitglied in einer Partei sind oder nicht. So werden kollektive, moralische 
und expressive Anreize von Parteimitgliedern höher bewertet als von Unter-
stützer:innen einer Partei. Letztere halten dagegen selektiv-prozessbezogene, 
selektiv-ergebnisbezogene sowie soziale Anreize als wichtigere Gründe zum Par-
teieintritt (Poletti et al. 2019). Zugleich gibt es Hinweise, dass kollektive und 
expressive Anreize zum Parteibeitritt mobilisieren, unabhängig soziodemografi-
scher Charakteristiken. Dahingehend deuten Whiteley et al. (2019b) den Zuwachs 
an Parteimitgliedern in der Labour-Partei nach Übernahme des Parteivorsitzes 
durch Jeremy Corbyn im Jahr 2015. Mobilisiert wurden nur bedingt die „übli-
chen Verdächtigen“, sondern eher Frauen sowie Jüngere mit niedrigerer formaler 
Bildung und niedrigerem Beschäftigungsstatus (Whiteley et al. 2019b, S. 95). Im 
Vergleich zu konkurrierenden Theorien, insbesondere dem Ressourcen- und sozi-
alpsychologischen Ansatz, variiert allerdings die Erklärungskraft des GIM (Klein 
2020; Hoffmann und Springer 2019). So stellen Hoffmann und Springer (2019) 
fest, dass lediglich negative und partiell moralische Anreize einen Einfluss auf 
den Parteibeitritt ausüben, während das politische Interesse und die politische 
Selbstwirksamkeit den stärksten Einfluss haben. 

Zusammenfassend können aus der Forschungsliteratur Ansätze identifiziert 
werden, um unterschiedliche Partizipationsformen aus der Perspektive positiver 
und negativer Partizipationsanreize zu erklären. Die umfänglichste Evidenz für 
den Einfluss divergierender Anreize zeigt sich bezüglich der Parteimitgliedschaft 
und -aktivität. In Tabelle 3.1 werden die unterschiedlichen Anreiztypen und Par-
tizipationsformen dargestellt. Aus der Diskussion geht hervor, dass unabhängig 
von semantischen Unterschieden kein generisches Anreizmodell zur Erklärung 
politischer Partizipation existiert. Zwar überschneiden sich die jeweiligen Anreiz-
modelle, beispielsweise beinhaltetet jedes Modell spezifische Formen sozialer 
Anreize, allerdings nur bedingt materielle oder monetäre Anreize. Ferner zeigt 
die Diskussion, dass die Relevanz der Anreize bezüglich der Partizipationsformen 
variiert: Selektiv-prozessbezogene und selektiv-ergebnisbezogene Anreize üben 
einen positiven Einfluss auf die innerparteiliche Partizipation aus, während soziale
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Anreize einen relevanten Einfluss auf die Demonstrationsteilnahme haben. Inter-
essant ist, dass die Gemeinsamkeit der unterschiedlichen Ansätze in der Evidenz 
kollektiver Anreize besteht, was konträr zur theoretischen Erwartung rationaler 
Entscheidungen aufzufassen ist (Schlozman et al. 1995; Klein 2006). 

Tabelle 3.1 Überblick zu unterschiedlichen Anreizmodellen in der Forschungsliteratur 

Autor:innen Anreiztypen Partizipationstypen 

Clark & Wilson 
(1961); Wilson 
(1973)

• zweck- /zielgerichtet
• materiell
• solidarisch 

Organisationen 

Knoke (1988) • utilitaristisch
• sozial
• normativ 

Organisationen 

Schlozman et al. 
(1995); 
Verba et al. (1995)

• selektiv-materiell
• selektiv-sozial
• selektiv-gemeinschaftsorientiert
• kollektiv 

Elektorat/Kontakt/Protest/ 
Engagement 

Opp & Finkel (2001) • kollektiv (x Selbstwirksamkeit)
• moralisch
• sozial  

Protest 

u. a. Seyd & 
Whiteley (1992); 
Whiteley, Seyd et al. 
(1994); Klein (2006)

• kollektiv
• selektiv-prozessbezogen
• selektiv-ergebnisbezogen
• altruistisch
• normativ
• expressiv-affektiv 

Parteimitgliedschaft/ 
innerparteiliches Engagement 

3.3 Entwicklung eines Anreizmodells 

Ziel des Kapitels ist die Entwicklung eines allgemeinen Anreizmodells, das empi-
risch am Untersuchungsgegenstand der politischen Online-Konsultation überprüft 
wird. Dazu werden im ersten Schritt die in Abschnitt 3.2.2 vorgestellten positi-
ven und negativen Partizipationsanreize für ein Anreizmodell vorgeschlagen. Im 
nächsten Schritt werden auf Grundlage des Anreizmodells drei vorläufige Hypo-
thesen formuliert: 1) Eine Prävalenzhypothese zum Zusammenhang zwischen 
formaler Bildung/politischem Interesse und die Zustimmung zu positiven und 
negativen Anreizen, 2) eine Anreizhypothese zum Einfluss der Prävalenz posi-
tiver und negativer Anreize auf die Partizipationswahrscheinlichkeit und 3) eine
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Strukturhypothese zur sozialen Stratifikation von Online-Partizipation. Analytisch 
werden demnach unterschiedliche Wirkungszusammenhänge überprüft. 

Zur Verortung dieser Zusammenhänge rekurriere ich auf Ansätze aus der For-
schung (Teorell 2006; Elster 1989; Niedermayer 1989, 2009; Inglehart 1977; 
Seyd und Whiteley 1992), um Individualmerkmale wie die Ressourcenaus-
stattung und die kognitive politische Involvierung sowie die Perzeption von 
Partizipationsanreizen im Prozess der Handlungsentscheidung zu identifizieren. 
Ein erster Vorschlag bezieht sich auf Maslow (1943) und Inglehart (1977) und 
eine hierarchische Strukturierung von materiellen und postmateriellen Bedürf-
nissen. Bürger:innen mit niedrigem sozioökonomischen Status werden vorrangig 
materielle (z. B. physische und ökonomische) Bedürfnisse befriedigen. Wenn 
diese Bedürfnisse ausreichend erfüllt sind, wie bei wohlhabenden und mate-
riell abgesicherten Bürger:innen mit hohem sozioökonomischen Status, nimmt 
die Realisierung postmaterieller Bedürfnisse eine stärkere Rolle im Handeln 
ein: „High-status individuals will have satisfied these basic needs, and will be 
more concerned with higher-level post-materialist values to do with the need 
for self-esteem, self-expression, and intellectual satisfaction“ (Seyd und White-
ley 1992, S. 66). Einen weiteren Ansatz schlägt Teorell (2006) mit Verweis auf 
Elster (1989) vor. Eine Handlungsentscheidung wird dabei als ein zweistufiger 
Filterprozess interpretiert: 

We can think of resources as the first of two successive filtering operations. Among 
the full set of actions available to an individual, resources work as a constraint that 
delimits a smaller set of feasible actions. Within this smaller set, the second filter 
determines which action will actually be carried out (Teorell 2006, S. 800). 

Niedermayer (2009) verknüpft auf Individualebene sowohl die Ressourcenaus-
stattung als auch politische Prädispositionen als Einflussfaktoren für Partizi-
pationsanreize. Grundsätzlich ist analytisch zwischen positiven und negativen 
Anreizen zu unterscheiden, die mit Vorteilen oder Nachteilen verbunden sind. 
Partizipationsrelevante Ressourcen und Prädispositionen beeinflussen dabei die 
„subjektive Situationskonstruktion“, wodurch die Erwartungen an Handlungsfol-
gen bewertet werden (Niedermayer 2009, S. 95). Das Wirkungsgefüge zwischen 
Opportunitäten und positiven wie negativen Anreizen wird in Anlehnung an die 
Darstellungen von Niedermayer (1989, S. 65) sowie Niedermayer (2009, S. 89) 
in Abbildung 3.2 zusammengefasst. Bildungsressourcen und politisches Inter-
esse definieren (respektive restringieren) den individuellen Handlungsspielraum, 
wodurch einerseits die Wahrnehmung von Anreizen und andererseits die Parti-
zipation beeinflusst wird. Letztere Annahme ist nicht von Niedermayer (2009)
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vorgesehen, integriert aber zentrale Erklärungsfaktoren auf Grundlage des CVM 
(siehe Abschnitt 3.2.1) und stellt insofern eine Modifizierung des ursprünglichen 
Modells dar. Bezüglich der Ressourcenausstattung ist es insbesondere die for-
male Bildung, die Handlungsspielräume begrenzt, sowie das politische Interesse 
als zentraler Faktor der politischen Involvierung. Dieses Faktorenbündel kenn-
zeichnet die „üblichen Verdächtigen“ mit hoher formaler Bildung und hohem 
politischen Interesse. Die gestrichelte Linie kennzeichnet diesen Zusammenhang, 
um eine potenzielle Stratifikation der Online-Partizipation zu überprüfen. Zentral 
ist der Wirkungszusammenhang zwischen der Sozialstruktur auf der einen und 
der Anreizstruktur auf der anderen Seite. Die Anreizstruktur beeinflusst dabei 
direkt die Nutzenkalkulation: Die Handlungsoption mit dem höchsten Nettonut-
zen wird entsprechend der Prämisse der Nutzenmaximierung (einer rationalen 
Handlungsentscheidung) ausgewählt. Wird ein Partizipationsmotiv (Motivation 
zur Partizipation ist größer als Motivation zur Handlungsoption) aktiviert, dann 
folgt hieraus die Teilnahme an Online-Partizipationsverfahren. Die Nutzenma-
ximierung wird als black box betrachtet, die theoretisch angenommen aber 
empirisch nicht überprüft wird. So könnte die Nutzenmaximierung in Konkurrenz 
zu alternativen Entscheidungsregeln stehen (Simon 1985). Im nächsten Kapitel 
werden relevante Partizipationsanreize erarbeitet. 

Abbildung 3.2 Postulierter Wirkungszusammenhang nach Niedermayer (1989; 2009)
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3.3.1 Ableitung eines allgemeinen Anreizmodells 

Der Einfluss positiver oder negativer Anreize auf unterschiedliche Partizipations-
formen wurde in der Forschungsliteratur vielfach berichtet (siehe Abschnitt 3.2). 
Gleichzeitig besteht weniger Einigkeit über konkrete Anreiztypen respektive 
ein allgemeines Anreizmodell politischer (Online-) Partizipation. Lediglich die 
Grundannahme wird geteilt, dass mit positiven Anreizen Nutzen und mit negati-
ven Anreizen Nachteile einhergehen, die die Handlungsmotivation beeinflussen. 
Entlang der identifizierten positiven und negativen Anreize wird nun ein Vor-
schlag für ein komplexes Anreizmodell entwickelt und im weiteren Verlauf der 
Arbeit empirisch überprüft. Insgesamt werden sechs positive und ein negativer 
Anreize abgeleitet, um die unterschiedlichen Ziele, Interessen oder Beweggründe, 
die Bürger:innen mit der Partizipation verfolgen, zu typologisieren. Hierzu zählen 
kollektiv-politische, selektiv-prozessbezogene, selektiv-ergebnisbezogene, morali-
sche, soziale und expressiv-affektive Anreize sowie negative Anreize, die durch 
Transaktions- und Opportunitätskosten gekennzeichnet sind. Die Partizipations-
motivation wird dabei als latentes Konstrukt betrachtet, dass positive und negative 
Anreize reflektiert. Es wird angenommen, dass das Anreizmodell ein multidimen-
sionales Konstrukt darstellt, das nicht allein von einem einzelnen, sondern von 
verschiedenen Anreizen positiv oder negativ beeinflusst wird. Die unterschied-
lichen Anreize zeigen sich dadurch, dass Bürger:innen unterschiedliche Ziele 
durch die Partizipation realisieren oder unterschiedliche Hürden wahrnehmen. So 
könnte sowohl die Erfüllung eines bürgerschaftlichen Verantwortungsgefühls als 
auch der Spaß an der Diskussion als Partizipationsgrund oder Desinteresse am 
Sachgegenstand des Partizipationsverfahren als Partizipationshindernis fungieren. 

Kollektiv-politische Anreize 
Kollektive Anreize beziehen sich auf die politische Zielsetzung beziehungsweise 
auf die Durchsetzung spezifischer politischer Ziele durch die Online-Beteiligung 
(Klein 2006, S. 38). Online-Konsultationsverfahren gehen dabei mit einer Zielset-
zung einher, beispielsweise die Gestaltung der zukünftigen Verkehrsinfrastruktur 
oder der Normdeliberation, die prinzipiell die Herstellung eines Kollektivgu-
tes darstellt. Bürger:innen, die aus kollektiven Anreizen partizipieren, verfolgen 
das instrumentelle Ziel, ein Kollektivgut herzustellen, zu verändern oder zu 
verhindern. So können kollektive Anreize Unzufriedenheit kanalisieren (Opp 
und Finkel 2001), wodurch beispielsweise „Critical Citizens“ profitieren (Norris 
1999). Die Forschung zeigt, dass es eher die jüngeren als die älteren „kritischen 
Bürger:innen“ sind, die im Internet partizipieren (Ritzi und Wagner 2018).
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Im Lichte der bisherigen Diskussion besteht eine Wahlverwandtschaft zu den 
zweckmäßigen Anreizen bei Clark und Wilson (1961). Auch Opp und Finkel 
(2001), Schlozman et al. (1995) oder Seyd und Whiteley (1992) beziehen sich auf 
kollektive Anreize. Theorieimmanent sollte ein kollektiver Anreiz allerdings zum 
Trittbrettfahren motivieren, da Bürger:innen vom Partizipationsergebnis profitie-
ren, ohne zur Herstellung des Kollektivguts beizutragen (Klein 2006, S. 38). Die 
Relevanz kollektiver Anreize lässt sich allerdings dadurch herstellen, dass Kon-
sultationsverfahren in erster Linie auf der lokalen Ebene durchgeführt werden und 
die Teilnehmer:innen bei kommunalen Entscheidungsprozessen ihren Einfluss 
tendenziell überschätzen (Opp und Finkel 2001; Finkel et al. 1989; Klein 2006; 
Petermann 2020). Denn erforderlich für die Handlungsrelevanz ist der subjektive 
und nicht der objektive Einfluss der Bürger:innen (Opp und Finkel 2001, S. 75). 
Dieser wahrgenommene Einfluss stellt eine notwendige Bedingung dar, damit 
ein kollektiv-politischer Anreiz ein hinreichendes Partizipationsmotiv aktiviert. 
Die Wirksamkeit muss sich ferner nicht zwingend auf das Individuum bezie-
hen, sondern kann auch als Gruppenwirksamkeit die Partizipationsbereitschaft 
beeinflussen (Finkel et al. 1989; van Zomeren 2016). 

Selektive Anreize 
Selektive Anreize kennzeichnen eine theorieimmanente Lösung zur Überwindung 
des Kollektivgutproblems. Diese stehen qua Definition nur denjenigen zur Ver-
fügung, die sich an der Herstellung eines Kollektivguts beteiligen (Olson 2004). 
Im GIM wird zwischen selektiven Anreizen unterschieden, die sich entweder auf 
einen Prozess oder auf ein konkretes Ergebnis beziehen (Klein 2006). Selektiv-
prozessbedingte Anreize beinhalten beispielsweise den Spaß an der Diskussion, 
die Einbringung eigener Expertise oder die Geselligkeit auf Veranstaltungen. 
Anreize zur Selbstverwirklichung oder intellektuellen Befriedigung stehen im 
Zusammenhang mit postmateriellen Bedürfnissen (Inglehart 1977; Seyd und Whi-
teley 1992, S. 66). Dagegen sind selektiv-ergebnisbezogene Anreize durch einen 
monetären oder materiellen Vorteil gekennzeichnet, wie die Knüpfung von beruf-
lichen Kontakten oder monetäre Vergütungen. Diese Unterscheidung ist auch 
für Konsultationsverfahren sinnvoll. So zeigen Gustafson und Hertting (2017) 
auf, dass insbesondere statushohe Bürger:innen die Teilnahme an lokalen Kon-
sultationsverfahren im Sinne einer bürgerlichen Repräsentation verstehen und 
eigene Expertise in das Verfahren einbringen (wollen) und sich hierdurch von 
anderen Bevölkerungsgruppen unterscheiden. Ferner ist es möglich, dass Online-
Partizipation das Bedürfnis nach kognitiver Betätigung oder Herausforderung 
evoziert, indem Vorschläge erarbeitet und veröffentlicht werden. Entscheidend ist,
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dass der Nutzen aus selektiv-prozessbedingten Anreizen nur dann realisiert wer-
den kann, wenn Bürger:innen tatsächlich am Konsultationsprozess teilnehmen. 
Das konkrete Ergebnis aus einem Partizipationsverfahren ist sekundär, da der Nut-
zen bereits durch die Beteiligung am Partizipationsprozess resultiert und unmittel-
bar erfolgt. Materielle oder monetäre Anreize sind aufgrund knapper finanzieller 
Ressourcen der Kommunen für ein Online-Konsultationsverfahren eher unüblich 
und unwahrscheinlich. Ein selektiv-ergebnisbezogener Anreiz könnte allerdings 
eine indirekte Positionsverbesserung betreffen (Niedermayer 2009, S. 92), wenn 
individuelle Interessen artikuliert werden können oder persönliche Kontakte durch 
die Beteiligung entstehen. Dabei bezieht sich das Entscheidungskalkül nicht auf 
ein bestimmtes Ergebnis des Partizipationsverfahrens, sondern auf die Erwar-
tung einer individuellen Verbesserung. Selektiv-ergebnisbezogene Anreize zielen 
am ehesten auf eine Entscheidung im strengen Eigennutz ab. Zuweilen wer-
den moralische, soziale oder expressiv-affektive Anreize ebenfalls als selektiv 
bezeichnet (Opp und Finkel 2001, S. 76 ff.). Allerdings erscheint es sinnvoll, 
Anreizen, die einer Zweck-Mittel-Kalkulation folgen, Anreizen gegenüberzustel-
len, die einem Selbstzweck der Partizipation entsprechen. Hierbei rekurriere ich 
auf die diskutierte weite Version einer RCT, die die Annahme über Handeln 
im strengen Eigennutz erweitert. Kollektive und selektive Anreize sind demnach 
von moralischen, sozialen und expressiv-affektiven Anreizen abzugrenzen. Letz-
tere können wie die selektiv-prozessbezogenen Anreize eher einer postmateriellen 
Bedürfnisbefriedigung zugeordnet werden (Seyd und Whiteley 1992, S. 66). 

Moralische Anreize 
Moralische Anreize spielen für unterschiedliche Partizipationsformen, Wahlen, 
Protest oder Parteimitgliedschaften eine wesentliche Rolle (Campbell et al. 1954; 
Riker und Ordeshook 1968; Opp und Finkel 2001; Seyd und Whiteley 1992; Whi-
teley et al. 1994a). Auch Online-Konsultationsverfahren öffnen den politischen 
Entscheidungsprozess für Bürger:innen. Dementsprechend sollte ein Anreiz, der 
auf die Verantwortung einer spezifischen Gruppe oder das Pflichtbewusstsein 
von Bürger:innen in einer Demokratie hinweist, eine moralische Handlungsmo-
tivation aktivieren: „Moralische Handlungen zielen darauf ab, das ‚Richtige‘ zu 
tun. Eine moralische Handlung liegt demnach vor, wenn eine Person intrinsisch 
motiviert eine Norm befolgt, weil sie dieses Verhalten als ‚geboten‘ empfin-
det“ (Tranow 2014, S. 81). Freilich müssen Bürger:innen davon ausgehen, dass 
die Beteiligung an einem Online-Partizipationsverfahren einen Weg darstellt, um 
der demokratischen beziehungsweise bürgerlichen Verpflichtung nachzukommen. 
Evidenz für moralische Anreize zur Online-Konsultation deutet der Einfluss der
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direkten beziehungsweise persönlichen Einladung zur Teilnahme an (Rottinghaus 
und Escher 2020).12 

Soziale Anreize 
Als dezidiert extrinsisches Motiv sind soziale Anreize abzugrenzen. Soziale 
Anreize resultieren aus der Anerkennung „signifikant Anderer“ beziehungsweise 
der Vermeidung von Sanktionierung, um Erwartungen des sozialen Umfelds zu 
entsprechen (Whiteley et al. 1994a, S. 11; Klein 2006, S. 39). Der externale 
Stimulus einer Belohnung beziehungsweise Sanktionsvermeidung ist ein Dis-
tinktionsmerkmal zu moralischen (intrinsischen beziehungsweise normgeleiteten) 
Anreizen (Tranow 2014, 2022). Allerdings ist ein Unterschied zwischen der 
Erwartung sozialer Anerkennung und der Vermeidung sozialer Sanktionierung 
anzunehmen (Gerber et al. 2008). In einer experimentellen Feldstudie zur Wahl-
teilnahme in den USA zeigen Gerber et al. (2008), dass die Vermeidung sozialer 
Sanktionierung einen stärkeren Einfluss auf die Wahlteilnahme ausübt als die 
Erwartung von sozialer Anerkennung oder einem demokratischen Pflichtgefühl. 
Wie Tranow (2014) anmerkt, ist es fraglich, ob Online-Konsultationsverfahren 
einen entsprechenden Sanktionierungshebel in Bewegung setzen können (Tranow 
2014, S. 82). Jedoch gibt es Hinweise darauf, dass externale Anreize stärker zur 
Online-Partizipation als internale Anreize motivieren, wenn Freund:innen poli-
tisch im Internet aktiv sind (Lilleker und Koc-Michalska 2017). Anreizrelevant 
erscheint demnach die Integration in partizipationsfördernden Netzwerken, wie 
Mitgliedschaften in Vereinen, Bezugspersonen im Freundeskreis oder Familie 
(Verba et al. 1995; Opp und Finkel 2001), die eine entsprechende Erwartungshal-
tung evozieren und Partizipation sozial belohnen. 

Expressiv-affektive Anreize 
Die Partizipationsmotivation spiegelt sich ferner durch expressiv-affektive 
Anreize wider. Bei expressiv-affektiven Anreizen handelt es sich um eine inter-
nale Motivation, die in der Forschungsliteratur im Zusammenhang mit der 
Parteienidentifikation oder expressivem Wahlverhalten diskutiert wird (Klein 
2002; Schuessler 2000; Hamlin und Jennings 2019; Riker und Ordeshook 
1968; Klein 2006). So stellt beispielsweise die Parteiidentifikation einen robus-
ten Wahl-Prädiktor dar (Smets und van Ham 2013). Bezogen auf Online-
Partizipationsverfahren ist zentral, dass die Teilnahme als Kanal fungiert, um

12 Auch aus der Umfrageforschung gibt es konsolidierte Befunde, dass ein Appell zur 
Teilnahme einen positiven Einfluss auf die Teilnahmebereitschaft ausübt (Faulbaum 2019, 
S. 533 ff.). 
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eine individuelle oder kollektive Identität auszudrücken (Tranow 2014, S. 83). 
Das heißt, „individuals do not necessarily participate in collective action in order 
to produce outcomes, but instead often do so in order to express who they 
are” (Schuessler 2000, S. 5).13 Hierbei definieren Verbundenheit beziehungs-
weise affektive Bindungen eine wesentliche Bedingung, um zur Partizipation 
zu aktivieren (Klein 2006, S. 39). Expressiv-affektive Anreize werden durch 
Online-Konsultationsverfahren aktiviert, einerseits durch die Möglichkeit, eigene 
Standpunkte über die Partizipation zu veröffentlichen. So wird der Diskussions-
teilnahme in Online-Foren mitunter ein „expressiver Charakter“ attestiert, der 
auf der Darstellung individueller Positionen und der Identitätskonstruktion beruht 
(Kersting 2016, S. 110). Andererseits könnte sich der lokale Kontext des Partizi-
pationsverfahrens positiv auf Verbundenheitsgefühle auswirken (Bühlmann 2013), 
wodurch expressiv-affektive Anreize einen individuellen Nutzen produzieren. Das 
Gemeinwesen einer Kommune, Gemeinde oder Stadtviertel könnte hierbei als 
„imaginierte Gemeinschaft“ fungieren und identitätsstiftend wirken (Anderson 
1983). 

Negative Anreize 
Das GIM führt die Partizipationsentscheidung nicht ausschließlich auf positive, 
sondern auch auf negative Anreize zurück. Diese senken die Motivation zur Par-
tizipation, da die Kosten-Seite des Entscheidungskalküls beeinflusst wird. Auch 
hierbei besteht die Herausforderung, aus einer Vielzahl an Gründen, die potenziell 
gegen eine Teilnahme sprechen, zentrale Barrieren und Hemmnisse zu identi-
fizieren. Einen Hinweis bietet die Literatur zum Digital Divide an (Hoffmann 
und Lutz 2021; Norris 2001). Internetspezifische Fähigkeiten und Kompeten-
zen sind in der Gesellschaft nicht gleichverteilt, sondern unterliegen sozialen 
Selektionsmechanismen. In Bezug auf Online-Partizipation hat sich gezeigt, dass 
Bürger:innen, die über diese spezifischen Fähigkeiten verfügen, eine höhere 
Partizipationswahrscheinlichkeit aufweisen (Büchi und Vogler 2017). Hiernach 
können langwierige Prozesse zur Registrierung, eine unübersichtliche Seiten-
navigation oder Datenschutzbedenken die Transaktionskosten erhöhen und sich 
so hemmend auf die Partizipationsbereitschaft auswirken. Ein zweiter negati-
ver Einflussfaktor stellt das spezifische Partizipationsthema dar. Desinteresse am

13 Die expressive Wahl wird in der Literatur häufig mit einer Analogie zu einer Genesungs-
karte dargestellt: Das Verschicken einer Genesungskarte beruht nicht auf der Hoffnung, dass 
eine Karte einen Einfluss auf den Gesundheitszustand einer Person ausübt (Analog zum 
outcome politischer Partizipation). Vielmehr wird eine Genesungskarte verschickt um Mitge-
fühl, Empathie und Aufmerksamkeit auszudrücken. In diesem Sinne hat das Versenden einer 
Genesungskarte einen intrinsisch-expressiven Wert. 
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Thema, die Wahrnehmung, dass kein Verbesserungsbedarf besteht oder fehlende 
Betroffenheit, sollten sich ebenfalls negativ auf die Partizipationsmotivation aus-
wirken. Schließlich steht die Zeit, die zur Partizipation investiert werden muss, 
für alternative Handlungen nicht mehr zur Verfügung. 

Die insgesamt sieben (positiven und negativen) Anreize bilden die Anreiz-
struktur zur politischen Online-Partizipation vielleicht nicht vollständig, aber den-
noch hinreichend ab, um eine Beteiligung zu erklären. Bei der Ableitung handelt 
es sich um ein vorläufiges Anreizmodell, das zur Operationalisierung von Par-
tizipationsgründen und -hindernissen genutzt wird. Diese ist Grundlage für eine 
explorative Untersuchung der Anreizstruktur in Abschnitt 5.3. Die nachfolgen-
den Hypothesen sind insofern als vorläufig zu betrachten, da die Spezifizierung 
nach Anreiztyp erst im Anschluss an ein modifiziertes Anreizmodell erfolgt. Die 
abgeleiteten Hypothesen rekurrieren demnach auf Wirkungszusammenhänge, die 
aus Prämissen einer weiten RCT resultieren. 

3.3.2 Hypothesen 

Im Rückgriff auf die in der Partizipationsforschung diskutierte Mobilisierungs-
erwartung durch das Internet (Norris 2007), lautet die zentrale These, dass das 
Internet durch positive Anreize zur Online-Partizipation aktiviert und hierdurch 
einen Beitrag zur Repräsentation sozialer Gruppen beiträgt, die im klassischen 
politischen Entscheidungsprozess unterrepräsentiert sind. Die Alternativthese lau-
tet, dass in erster Linie die „üblichen Verdächtigen“ politischer Aktivität von den 
positiven Anreizen profitieren, wodurch Muster der Stratifikation im Internet und 
in Bezug auf Online-Konsultationsverfahren verstetigt werden. 

In der Forschungsliteratur liegen konsolidierte Erkenntnisse vor, die den Ein-
fluss partizipationsrelevanter Ressourcen und politischer Involvierung auf die 
Partizipation sowie Online-Partizipation bestätigen (Verba et al. 1995; Schlozman 
et al. 2010; Escher 2013; Bödeker 2012). Es sind die „üblichen Verdächtigen“, 
die die höchste Partizipationswahrscheinlichkeit aufweisen und in Partizipations-
verfahren überrepräsentiert sind. Distinktionsmerkmale der jeweiligen Gruppen 
sind in erster Linie das formale Bildungsniveau sowie das politische Interesse. 
Hiernach stellt sich die Frage, ob ebenfalls ein Zusammenhang zu den unter-
schiedlichen Partizipationsanreizen bestehen. So könnte vermutet werden, dass 
Online-Konsultationsverfahren (unbewusst) positive Anreize setzen, von denen 
die „üblichen Verdächtigen“ stärker als andere Bevölkerungsgruppen profitie-
ren. Zugleich könnten ohnehin unterrepräsentierte oder marginalisierte Bevöl-
kerungsgruppen negative Anreize überzufällig hoch wahrnehmen. Wird dieser
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Zusammenhang bestätigt, wäre dies ein Hinweis im Sinne der Verstärkungsthese, 
nämlich dass die ohnehin überrepräsentierten Bevölkerungsgruppen, insbeson-
dere ressourcenstarke und statushohe Bürger:innen, zur Online-Partizipation 
mobilisiert werden (Schlozman et al. 2010). Der erste analytische Schritt zur 
Überprüfung des avisierten Erklärungsmodells sieht demnach eine Endogenisie-
rung der Anreizstruktur vor. Die Prävalenzhypothesen formulieren demnach einen 
deskriptiven Zusammenhang zwischen der sozialen Position, vermittelt über die 
Ressourcenausstattung sowie den politischen Prädispositionen und den unter-
schiedlichen Zielen, die Bürger:innen mit der Online-Partizipation verbinden. 
Hierzu wird überprüft, ob die Prävalenz der positiven und negativen Partizipa-
tionsanreize zufällig entlang der „üblichen Verdächtigen“ variiert oder sozialen 
Selektionsmechanismen unterliegen. 

Prävalenzhypothese 
Bürger:innen, die mit der Online-Partizipation ein konkretes Ziel verfolgen, 
zum Beispiel durch ihre Teilnahme etwas über die Verkehrsinfrastruktur ler-
nen möchten, müssen hierfür Ressourcen aufbringen. Ressourcen wie Zeit oder 
Aufmerksamkeit sind ein knappes Gut und definieren dementsprechend Restrik-
tionen zur Realisierung eines Ziels (Reddig und Tranow 2014, S. 309). Wer über 
eine stärkere Ressourcenausstattung und politisches Interesse verfügt, unterliegt 
schwächeren Restriktionen, um Ziele oder Vorteile mit der Online-Partizipation 
umzusetzen. Nach der Wert-Erwartungstheorie, entsprechen die Restriktionen 
den subjektiven Erwartungen über einen Nutzeneintritt, der bei schwächeren 
Restriktionen tendenziell stärker ausfällt (Opp 2018, S. 72).14 

In der Forschungsliteratur werden zuweilen Unterschiede zwischen Bevöl-
kerungsgruppen und den Zielen, die mit der Partizipation verbunden sind, 
festgestellt (Gustafson und Hertting 2017). Es ist davon auszugehen, dass die 
„üblichen Verdächtigen“ politischer Aktivität über eine höhere Prävalenz zu den 
positiven Anreizen vorweisen als die Vergleichsgruppen. Aufgrund partizipa-
tionsrelevanter Fähigkeiten und der Internalisierung bürgerschaftlicher Normen 
und Einstellungen, die über die Sozialisierung erworben werden, besteht für res-
sourcenstarke Bürger:innen eine stärkere Kongruenz zu den positiven Anreizen. 
Weiterhin stellt sich der Aufwand für diese Bürger:innen geringer dar als für 
Bürger:innen, die aufgrund der Ressourcenausstattung stärkeren Restriktionen 
unterliegen. Bürger:innen, die über ein politisches Interesse und somit über Infor-
mationen zu politischen Prozessen und Zusammenhängen sowie entsprechenden

14 Zum Verhältnis der RCT und Grenzen bei der Formulierung von Brückenhypothesen, 
siehe Reddig und Tranow 2014. 
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Ausdrucks- oder Kommunikationsfähigkeiten verfügen, können einfacher und 
schneller Vorteile der Online-Partizipation realisieren. Weiterhin greifen die „übli-
chen Verdächtigen“ mit hoher Wahrscheinlichkeit auf frühere Partizipationserfah-
rungen zurück, sodass die Eintrittswahrscheinlichkeit für die Nutzenrealisierung 
höher eingeschätzt wird. Ein vergleichbarer Wirkungszusammenhang ist auch 
für die negativen Anreize anzunehmen. Die negativen Anreize wie Transaktions-
oder Opportunitätskosten fallen dabei stärker ins Gewicht, wenn die notwendige 
Investition von Ressourcen höher ist oder Desinteresse an Politik besteht. Die 
entsprechende Prävalenzhypothese (H1) lautet: 

H1: Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und starkem politischen Interesse 
bewerten positive Anreize stärker und negative Anreize schwächer als Bür-
ger:innen mit niedriger formaler Bildung und/oder schwachem politischen 
Interesse. 

Weiterhin ist es plausibel, dass unterschiedliche Anreize stärkeren oder schwäche-
ren Restriktionen unterliegen. Allerdings setzen auch niederschwellige Anreize 
einen Mindesteinsatz von Ressourcen voraus, die schließlich nicht für andere 
Handlungsoptionen zur Verfügung stehen (beispielsweise Zeit). Soziale Dif-
ferenzen bei der Prävalenz unterschiedlicher Anreize könnten ferner darauf 
zurückzuführen sein, dass statushohe Bürger:innen weniger materielle, sondern 
eher postmaterielle Bedürfnisse wie die Selbstverwirklichung oder intellektuelle 
Befriedigung mit der Partizipation in Verbindung bringen (Inglehart 1977; Seyd 
und Whiteley 1992, S. 66). Der Fokus liegt aber zunächst auf allgemeinen Bezie-
hungen zwischen partizipationsrelevanten Faktoren wie der formalen Bildung/ 
politischem Interesse sowie der Anreizstruktur. Dieser allgemeine Zusammenhang 
spezifiziert noch keine divergierenden Wirkungspfade (siehe Abschnitt 5.3.4). 
Der nächste analytische Schritt sieht die Überprüfung des Erklärungsmechanis-
mus zwischen den wahrgenommenen Vorteilen respektive Nachteilen und der 
Teilnahme an politischen Online-Konsultationsverfahren vor. 

Anreizhypothese 
Das anvisierte Erklärungsmodell rekurriert auf die Annahme, dass positive und 
negative Anreize einen Einfluss auf die Partizipationsentscheidung ausüben. Das 
Hauptargument lautet, dass Online-Partizipationsverfahren positive und nega-
tive Anreize setzen, die ein ausreichendes Handlungsmotiv aktivieren, um ein 
Kooperationsproblem zu überwinden. Entsprechend dieser Argumentation sollten 
Unterschiede in der Prävalenz der positiven und negativen Anreize die Varianz 
der Partizipationsteilnahme erklären. Entsprechend der RCT resultiert Handeln
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aus dem Entscheidungskalkül von Nutzen abzüglich Kosten. Die RCT veror-
tet dieses Entscheidungskalkül unmittelbar vor der Handlungsentscheidung. Es 
ist demnach von einem kausalen Wirkungszusammenhang auszugehen. Ob die 
Anreize mit einem Vorteil einhergehen, hängt einerseits von der individuellen 
Bewertung eines Partizipationsziels oder -grundes und andererseits von der sub-
jektiven Wahrnehmung der Handlungskonsequenz ab und muss dementsprechend 
empirisch überprüft werden. Nur wenn Bürger:innen davon ausgehen, dass der 
Nutzen eines Partizipationsziels realisiert werden kann, beeinflusst der Anreiz 
die Partizipationsmotivation und hierdurch die tatsächliche Partizipation. 

Da die Partizipationsentscheidung von antizipierten Nutzen beziehungsweise 
Kosten abhängt, sollten Bürger:innen, die die Vorteile stärker wahrnehmen, auch 
eher dazu motiviert sein, an Online-Konsultationsverfahren teilzunehmen. Zwei 
Mechanismen gehen dabei mit der steigenden Wahrnehmung von positiven Par-
tizipationsanreizen einher: Erstens beeinflusst eine stärkere Wahrnehmung der 
positiven Anreize direkt die Partizipationsbereitschaft, da der Nettonutzen aus 
der Handlung höher ausfällt. Zweitens sind Bürger:innen mit hohem Nettonutzen 
ebenfalls dazu bereit, höhere Partizipationskosten zu tragen. Hieraus resultiert, 
dass die Wahrscheinlichkeit zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren 
steigt, wenn die Zustimmung zu den positiven Anreizen steigt. Überprüft wird 
erneut der allgemeine Zusammenhang, sodass alle positiven Anreize potenziell 
einen positiven Einfluss auf die Partizipationswahrscheinlichkeit ausüben sollten. 
Entgegengesetzt zu den positiven Anreizen, haben negative Anreize einen nega-
tiven Einfluss auf das Entscheidungskalkül. Wenn Bürger:innen beispielsweise 
hohe Transaktionskosten aufgrund fehlenden Themeninteresses oder Bedenken 
bezüglich des Datenschutzes äußern, dann sinkt unmittelbar der Nettonutzen 
aus der Partizipationshandlung. Folglich sinkt die Wahrscheinlichkeit zur Teil-
nahme an einem Online-Konsultationsverfahren. Entsprechend dem intendierten 
Wirkungszusammenhang lautet die Anreizhypothese (H2): 

H2: Je höher die Prävalenz der positiven Anreize, desto höher die Wahrschein-
lichkeit der Online-Partizipation und je höher die Prävalenz negativer 
Anreize, desto niedriger die Wahrscheinlichkeit der Online-Partizipation. 

Eine Ablehnung der Hypothese kann darauf hindeuten, dass Partizipations-
anreize nur bedingt zur Teilnahme motivieren, wenn Bürger:innen nicht ein 
entsprechendes Ziel verfolgen oder die Erwartung an einer Zielrealisierung 
defizitär ausfällt. Es ist denkbar, dass Bürger:innen zwar grundsätzlich einer 
bürgerschaftlichen Verantwortung zustimmen, aber die Teilnahme an einem 
Online-Konsultationsverfahren nicht damit in Verbindung bringen. Umgekehrt
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könnte der Einfluss negativer Anreize schwächer ins Gewicht fallen, da mit 
der Online-Partizipation ein geringerer Aufwand einhergeht. Divergierende Ein-
flüsse zwischen den Anreiztypen könnten wiederum mit Individualmerkmalen 
der „üblichen Verdächtigen“ zusammenhängen: Teilnehmende haben mit höherer 
Wahrscheinlichkeit einen höheren sozioökonomischen Status, sodass die primären 
Handlungsgründe dieser Gruppe charakteristisch für die Online-Konsultation sein 
könnten. Bei der Prävalenz- und Anreizhypothese handelt es sich wie erwähnt 
um vorläufige Annahmen über Wirkungszusammenhänge, die in Abschnitt 5.3.4 
spezifiziert werden. 

Strukturhypothese 
Die formale Bildung und das politische Interesse kennzeichnen zwei zentrale 
Erklärungsfaktoren politischer Online-Partizipation. Unter dem Dach des CVMs 
charakterisieren diese Faktoren die individuelle Ressourcenausstattung sowie die 
politische Involvierung (Verba et al. 1995, 334 ff.). Der substanzielle Einfluss auf 
die politische Online-Partizipation wurde in verschiedenen Studien nachgewiesen 
(Abschnitt 2.3.2). Mit der Hypothese ist das Ziel verbunden, soziale Stratifikati-
onsmechanismen mit Verankerung in der Sozialstruktur zu überprüfen. Hiernach 
sollten bereits formale Bildung und politisches Interesse als Proxy politischer und 
sozialer Ungleichheit fungieren. 

Der Erklärungsmechanismus leitet sich aus dem CVM ab: Bürger:innen, die 
über Bildungsressourcen verfügen, verfügen ebenfalls über partizipationsrelevante 
Kommunikations- oder Ausdrucksfähigkeiten, sodass hochgebildete Bürger:innen 
stärkere Handlungsspielräume (beziehungsweise geringere Restriktionen) bei der 
Partizipation haben. Zugleich werden über die schulische Bildung und später über 
das Arbeitsleben partizipationsfördernde Werte und Normen internalisiert sowie 
Fähigkeiten (z. B. Ausdrucksfähigkeiten) und Kompetenzen erlernt. Darüber 
hinaus ist anzunehmen, dass das politische Interesse eine notwendige Vorausset-
zung zur Partizipation darstellt. Bürger:innen, die sich für Politik interessieren, 
sind eher und besser über politische Zusammenhänge und Vorgänge informiert. 
Überdies sind politisch informierte und interessierte Bürger:innen eine Res-
source und normative Voraussetzung für Demokratien (van Deth 2013a, S. 271; 
Verba 2003). Umgekehrt sollte sich politisches Desinteresse oder Gleichgültig-
keit negativ auf die Partizipation auswirken, da zusätzliche Aufwendungen wie 
eine Auseinandersetzung mit dem Sachgegenstand des Partizipationsverfahrens 
entstehen. 

Zur empirischen Überprüfung wird eine Kontrastierung zwischen Bildungs-
ressourcen und politischer Involvierung vorgenommen (Abbildung 3.3). Diese 
geht ursprünglich auf Han (2009, S. 8) zurück, um die politische Mobilisierung
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jenseits der etablierten Erklärungsfaktoren (Ressourcen und politische Involvie-
rung) aufzudecken.15 Bei Bürger:innen mit hohen Bildungsressourcen und hohem 
politischen Interesse handelt es sich um die „üblichen Verdächtigen“ politischer 
Partizipation, die am ehesten an Online-Konsultationsverfahren teilnehmen („ 
+ “). Aufgrund der hohen Wahrscheinlichkeit früherer Partizipationserfahrungen 
dürften sie auch mit den Vorteilen von Online-Konsultationsverfahren besser ver-
traut sein. Bürger:innen mit niedrigen Bildungsressourcen und hohem politischen 
Interesse sind aufgrund deskriptiver Merkmale politisch eher unterrepräsentiert 
im Vergleich zum Pendant der „üblichen Verdächtigen“. Diese Bevölkerungs-
gruppe könnte (muss aber nicht zwangsläufig) von Opportunitätsstrukturen des 
Internets profitieren, da der Ressourcenaufwand zur Partizipation sinkt („o“). 
Wenn Bürger:innen partizipieren „wollen“, aber nicht „können“ (aufgrund von 
beschränkten Ressourcen), stellt dies eine Verletzung der Grundsätze politischer 
Gleichheit dar (Verba 2003). Wer über deskriptive Merkmale stärker im politi-
schen System repräsentiert ist und partizipieren „kann“, aber nicht „will“, trifft 
eine Entscheidung ohne belastbare Konsequenzen für die Bewertung politischer 
(oder sozialer) Gleichheit („-“). Dagegen sind Bürger:innen, die weder über 
Bildungsressourcen noch über ein politisches Interesse verfügen, am stärksten 
vom Risiko politischer Apathie und Marginalisierung betroffen. In Übereinstim-
mung mit der vorherrschenden Erklärung für politische Partizipation hat diese 
Gruppe die geringste Wahrscheinlichkeit an Online-Konsultationsverfahren teil-
zunehmen („- -“). Aufgrund des bedeutenden Einflusses von Bildungsressourcen 
und politischem Interesse lautet die Strukturhypothese: 

H3: Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und hohem politischen Interesse, 
haben die höchste Wahrscheinlichkeit der Online-Partizipation. 

Die Überprüfung der drei Hypothesen (Prävalenzhypothese, Anreizhypothese und 
Strukturhypothese) erfolgt unter der Kontrolle von weiteren Einflussfaktoren des 
Civic Voluntarism Models, weshalb auf die Dimensionen „können“, „wollen“ und 
„gefragt werden“ rekurriert wird. Ein Erkenntnisfortschritt muss sich an den eta-
blierten Erklärungsfaktoren messen lassen und einen unabhängigen Beitrag zur 
Varianzaufklärung politischer Online-Partizipation anbieten. Auf Grundlage der

15 Der Untersuchungskontext von Han (2009) bezieht sich auf das Wahlverhalten der Bür-
ger:innen von New Orleans nach dem Hurrikan „Katrina“ im Jahr 2005 und den darauffol-
genden Überschwemmungen, die Hunderttausende in der Stadt betroffen haben. Die Autorin 
kommt zu dem Ergebnis, dass bisher politisch marginalisierte Bevölkerungsgruppen eine 
höhere Wahlmotivation aufwiesen als in der Vergangenheit. 
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empirischen Analyse ist schließlich zu diskutieren, ob die „üblichen Verdächti-
gen“ überzufällig stark von positiven Partizipationsanreizen profitieren und ob 
die Wahrnehmung der Vor- beziehungsweise Nachteile einen Einfluss auf die 
Partizipationsentscheidung ausübt. Sodann ist es möglich zu beantworten, ob das 
Internet zu Mobilisierung politisch unterrepräsentierter und/oder marginalisierter 
Menschen beiträgt oder eine „weapon of the strong“ darstellt (Schlozman et al. 
2010). 

Abbildung 3.3 Die „un-/üblichen Verdächtigen“ politischer Online-
Konsultationsverfahren
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4Daten und Operationalisierung 

Die Überprüfung der Hypothesen erfolgt auf der Grundlage einer Sekundär-
datenanalyse. Beschreibung und methodische Implikationen der Datenerhebung 
sind Teil dieses Kapitels. Ferner ist es das dezidierte Ziel, die Datengrundlage 
vorzustellen und die zentralen Konstrukte zu operationalisieren. Damit werden 
alle notwendigen Schritte zur Reproduktion der Datenanalyse transparent und 
nachvollziehbar aufgeführt sowie eine Einschätzung der Datenqualität ermöglicht. 

4.1 Erhebungsdesign 

Die Datenerhebung wurde durch die Forschungsgruppe Citizen Involvement 
in Mobility Transitions (CIMT) durchgeführt (Holec und Escher 2024).1 

Die Forschungsgruppe untersucht Potentiale und Herausforderungen von Bür-
ger:innenbeteiligung an der Verkehrswende in deutschen Kommunen. Das 
Umfragedesign basiert auf Erhebungen in unterschiedlichen Kontexten u. a. 
Zufallsstichproben aus Melderegistern sowie Befragungen von Teilnehmenden 
konkreter Online-Konsultationsverfahren auf der lokalen Ebene (prozessbeglei-
tende Nachbefragung). Für die empirische Analyse werden die kumulierten 
Querschnittsbeobachtungen aus den Erhebungsjahren 2021 und 2022 (N = 1.504)

1 Nach Ende der Projektlaufzeit stehen die Daten unter https://www.cimt-hhu.de/ergebnisse/ 
befragungsdaten/ zur Verfügung. 

Ergänzende Information Die elektronische Version dieses Kapitels enthält 
Zusatzmaterial, auf das über folgenden Link zugegriffen werden kann 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-47441-6_4. 

© Der/die Autor(en) 2025 
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genutzt. Die zentralen Ergebnisse werden an der Stichprobe der Nachbefra-
gung (N = 255) validiert (Abschnitt 5.6). Die Beschreibung der Daten und 
Datenerhebung aus der Nachbefragung erfolgt separat in Abschnitt 4.4. 

Im Vergleich zu üblichen Sekundärdatensätzen, beispielsweise der „Allge-
meinen Bevölkerungsumfrage in den Sozialwissenschaften“ (ALLBUS), der 
„German Longitudinal Election Study“ (GLES) oder dem „European Social Sur-
vey“ (ESS), die ebenfalls Items zur politischen Online-Partizipation erheben, 
beinhaltet der vorliegende Datensatz spezifische Items zu Partizipationsmoti-
ven an Online-Konsultationsverfahren. Aufgrund der Frageformulierung, konnten 
dabei nicht nur die Partizipationsmotive der Bürger:innen gemessen werden, die 
an einem Konsultationsverfahren teilnehmen, sondern auch potenzielle (positive 
oder negative) Anreize der politisch inaktiven Bürger:innen. Die Fragebogenmo-
dule bestehen ferner aus Items zur Mobilität, Mobilitätsbedürfnissen, Vertrauen 
und Zufriedenheit mit Politik und Institutionen, politische Partizipation, Ver-
kehrspolitik, Prozessevaluation sowie Angaben zur Soziodemografie. Zur Mes-
sung spezifischer Partizipationsmotive wurden eigene Items in den Fragebogen 
integriert. Ohne Items zur Prozessevaluation (als Teil der Verfahrensevalua-
tion beziehungsweise Nachbefragung) wurden den Teilnehmenden 255 Fragen 
vorgelegt. 

Die Bevölkerungsumfragen wurden in fünf Kontexten in vier unterschied-
lichen Städten durchgeführt: Hamburg-Altona, Hamburg-Ottensen, Marburg 
(Gesamtstadt), Offenburg (Gesamtstadt) sowie Wuppertal-Heckinghausen. Damit 
liegen lediglich Daten aus westdeutschen Städten vor. Zugleich variieren die 
Kontexte bezüglich Bevölkerungszahl, Wohndichte, Infrastruktur, Industriehisto-
rie etc. sowie die Zeitpunkte der Erhebung. Innerhalb der Untersuchungskontexte 
wurde je eine Zufallsstichprobe aus dem Einwohnermelderegister gezogen, um 
Meldeadressen für die schriftliche Befragung zu erhalten. Die Grundgesamt-
heit ist durch die in Privathaushalten lebende deutschsprachige Bevölkerung ab 
18 Jahren der jeweiligen Städte (Offenburg und Marburg) respektive Stadtteilen 
(Hamburg-Altona, Hamburg-Ottensen und Wuppertal-Heckinghausen) definiert. 
Innerhalb der Untersuchungskontexte handelt es sich demnach um eine statistisch 
repräsentative Stichprobe. Aufgrund der Zusammenführung der Teilstichproben 
ist die statistische Repräsentation in der Gesamtstichprobe nicht mehr gegeben. 
Die „üblichen Verdächtigen“ beteiligen sich nicht nur überproportional politisch, 
sondern nehmen auch eher an Bevölkerungsumfragen teil. Für spätere statisti-
sche Analysen ist eine hinreichende Zellbesetzung notwendig, insbesondere bei 
Bevölkerungsgruppen, die in sozialwissenschaftlichen Umfragen häufig unterre-
präsentiert sind (zum Beispiel mit niedrigen Bildungsabschlüssen). Da der Fokus 
der Hypothesen auf Wirkungszusammenhängen liegt, werden Stichproben aus
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unterschiedlichen Kontexten und Zeitpunkten kumuliert und Einschränkungen 
bezüglich inferenzstatistischer Aussagen in Kauf genommen. 

4.2 Durchführung der Datenerhebung 

Im nachfolgenden Abschnitt werden die zentralen Aspekte der Datenerhebung 
beschrieben. Die Auswahl der Untersuchungskontexte basiert nicht auf einer 
Zufallsauswahl. Die Begründung der Kontextauswahl unterliegt dem inhaltlichen 
Interesse an der Evaluation konkreter Online-Konsultationsverfahren zu Fragen 
der infrastrukturellen Entwicklungen im Mobilitätsbereich sowie der Bereitschaft 
der Zusammenarbeit kommunaler Verwaltungen. So wurden im Zeitraum 2019 
bis 2023 in jedem Untersuchungskontext Konsultationsverfahren zum Gegenstand 
der Verkehrsinfrastruktur durchgeführt. 

Aus der praktischen Durchführung der Verfahren ergibt sich der 
Beobachtungs- beziehungsweise Erhebungszeitraum der Befragungen (eine ent-
sprechende Dokumentation findet sich in Tabelle 27 im Anhang). In folgenden 
Zeiträumen zwischen den Jahren 2021 und 2022 wurden die Bevölkerungs-
umfragen durchgeführt (chronologische Ordnung): In Wuppertal-Heckinghausen 
im ersten Quartal 2021; in Marburg im zweiten Quartal 2021; in Hamburg-
Ottensen im dritten Quartal 2021 sowie im vierten Quartal 2022; in Offenburg 
im vierten Quartal 2021; in Hamburg-Altona im vierten Quartal 2021. An dieser 
Stelle ist anzumerken, dass der Erhebungszeitraum in unterschiedliche Phasen der 
Corona-Pandemie und damit einhergehenden Maßnahmen zur Eindämmung des 
Infektionsgeschehens fällt. Aufgrund der singulären Situation im gesamten Jahr 
2021, schränkt der Erhebungszeitraum gegebenenfalls die Generalisierbarkeit der 
Befunde ein. 

Nachfolgend werden die zentralen Charakteristiken der Datenerhebung 
beschrieben. In Tabelle 28 im Anhang ist der Erhebungsprozess (Brutto-
Stichprobe, Anteil neutraler Ausfälle, Rücklaufquote etc.) dokumentiert. Für die 
Bevölkerungsbefragungen wurden Zufallsstichproben aus den Einwohnermelde-
registern, angepasst nach Einwohner:innenzahl der Stadt beziehungsweise des 
Stadtteils, gezogen. Jede Meldeadresse hatte die gleiche Chance gezogen zu wer-
den, sodass keine Quotierung auf dieser Ebene stattfand. Auf Grundlage der 
hierdurch identifizierten Meldeadressen, wurde den Bürger:innen im Erstkontakt 
ein Papierfragebogen, inklusive eines frankierten Rückumschlags, zugeschickt. 
Zwischen einer und zwei Wochen nach dem Erstkontakt wurde den Befragten 
ein Erinnerungsschreiben mit Bitte um Teilnahme zugesendet. Nach drei bis 
vier Wochen wurde erneut ein Erinnerungsschreiben inklusive eines weiteren
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Fragebogens versendet. Dieses Vorgehen folgt den Erkenntnissen der Umfragefor-
schung, wonach Reminder beziehungsweise Nachfassaktionen die Rücklaufquote 
erhöhen (Faulbaum 2019, S. 162–163). Eine Ausnahme bei der Erhebung stellt 
Hamburg-Ottensen dar. Hier wurden zwei unabhängige Stichproben zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten aus dem Melderegister gezogen (im zweiten Quartal 
2021 (T1) sowie im dritten Quartal 2023 (T2)) und anschließend schriftliche 
Befragungen durchgeführt. Diese beiden Stichproben werden für die weitere Ana-
lyse kumuliert (ein Vergleich der Bildungs- und Geschlechterverteilung für beide 
Erhebungszeiträume findet sich in Tabelle 29 im Anhang). 

Der Anteil neutraler Ausfälle variiert zwischen 1,4 Prozent (Hamburg-
Ottensen) und 5,7 Prozent (Marburg) in den Erhebungskontexten. Die Rücklauf-
quote ist in Offenburg mit knapp 26 Prozent am niedrigsten und in Hamburg-
Ottensen (T1) mit knapp 40 Prozent am höchsten. Die Fallzahl der vorläufigen 
Gesamtstichprobe beträgt 1.555, was einer mittleren Ausschöpfungsquote über 
allen Erhebungen von etwa 33,5 Prozent entspricht. Die Quote ist hoch und 
vergleichbar mit der (gewichteten) Ausschöpfungsquote des ALLBUS 2018 von 
32,4 Prozent (GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften 2019). Nach der 
Datenbereinigung verringert sich die kumulierte Stichprobe auf 1.504 Fälle. 

Zusätzlich zum Papierfragebogen bestand die Option der selbst-administrierten 
Online-Teilnahme an der Befragung. Ein Drittel der Befragten haben die Option 
gewählt, den Fragebogen online auszufüllen. Der Anteil ist in Hamburg-Altona 
mit etwa 41 Prozent am höchsten, während in Wuppertal-Heckinghausen knapp 
drei Viertel der Befragten den Papierfragebogen ausgefüllt und zurückgeschickt 
haben (Tabelle 30 im Anhang). Die durchschnittliche Antwortzeit für den Online-
Fragebogen beträgt etwa 32 Minuten. Die Option der Online-Teilnahme entspricht 
einem Mixed Mode Survey Design (Leitgöb und Wolbring 2021, S. 10). Den 
Befragten den Beantwortungs-Modus aus ihren entsprechenden Präferenzen aus-
wählen zu lassen, übt einen positiven Einfluss auf die Responsivität aus (Olson 
et al. 2012; Baghal und Kelley 2017). Auch gibt es Hinweise darauf, dass sich 
Satisficing im Antwortverhalten verringern lässt (Leitgöb und Wolbring 2021; 
Smyth et al. 2014). Zugleich stellt die Messäquivalenz über unterschiedliche 
Modi ein Problem dar (Hox et al. 2015). In Tabelle 4.1 ist die Nettostichprobe je 
Erhebungskontext dokumentiert. Etwas mehr als ein Viertel der Befragten kommt 
aus Hamburg-Altona, während der geringste Anteil auf Wuppertal-Heckinghausen 
entfällt (9,1 Prozent).
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Tabelle 4.1 Stichprobenverteilung der Befragten je Erhebungskontext 

Altona Marburg Offenburg Ottensen Wuppertal Gesamt 

N 407 395 238 327 137 1504 

Anteil in % 27,1 26,3 15,8 21,7 9,1 100 

Anmerkung: N = 1.504. Werte gerundet; für HH-Ottensen wurden die Stichproben aus T1 
und T2 kumuliert 

4.3 Beschreibung der Stichprobe 

Für die Darstellung zentraler Individualmerkmale der Gesamtstichprobe wird 
die Verteilung soziodemografischer Eigenschaften beschrieben. Dies erfolgt vor 
dem Hintergrund der Generalisierbarkeit der empirischen Ergebnisse. Wie bereits 
angemerkt, basiert die Gesamtstichprobe nicht auf einer Zufallsauswahl. Aus fünf 
unterschiedlichen Kontexten wurden Zufallsstichproben gezogen. Innerhalb der 
Kontexte können die Stichproben (mit Ausnahme der kumulierten Stichprobe 
aus HH-Ottensen) als statistisch repräsentativ gelten. Die Inferenz auf die deut-
sche Grundgesamtheit ist bei der Analyse der Gesamtstichprobe bereits durch 
das Erhebungsdesign eingeschränkt. Die Untersuchungskontexte wurden gezielt 
ausgewählt und beschränken sich auf westdeutsche Städte beziehungsweise 
Stadtteile. 

In Tabelle 4.2 werden zentrale soziodemografische Individualmerkmale 
(Geschlechterverteilung, Bildungsabschlüsse, Altersverteilung, Migrationshinter-
grund, Haushaltsnettoeinkommen sowie Erwerbstätigkeit) der Gesamtstichprobe 
dokumentiert. Bezüglich der Geschlechterverteilung sind 51,6 Prozent der Befrag-
ten weiblich, 47,9 Prozent männlich, 0,1 Prozent divers und 0,4 Prozent haben 
keine Angabe nach Geburtenregister. Etwa drei Viertel der Befragten habe 
mindestens die Fachhochschulreife oder Abitur, knapp 13 Prozent einen Real-
schulabschluss und 8 Prozent einen Volks- bzw. Hauptschulabschluss. Das 
durchschnittliche Alter in der Stichprobe beträgt 49 Jahre. Bei 23 Prozent der 
Befragten ist mindestens ein Elternteil nicht in Deutschland geboren. 57 Pro-
zent der Befragten verfügen über ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen von 
mindestens 3.000 Euro. Bei etwa 8 Prozent der Befragten liegt das Haushalts-
nettoeinkommen unter 1.000 Euro. In der Stichprobe sind etwa zwei Drittel der 
Befragten erwerbstätig. Die Verteilung nach Erhebungskontext ist im Anhang 
unter Tabelle 31 hinterlegt. In Wuppertal-Heckinghausen sind die Befragten eher 
männlich (52,3 Prozent) und etwa 30 Prozent haben ein Abitur. Der Anteil von
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Abiturient:innen beträgt in Hamburg-Altona oder -Ottensen ca. 73 beziehungs-
weise 69 Prozent. In Offenburg sind die Befragten mit 54 Jahren durchschnittlich 
etwas älter als in der Universitätsstadt Marburg (durchschnittlich 45 Jahre). Der 
Anteil an Befragten mit Migrationshintergrund ist in allen Kontexten vergleichbar. 
Lediglich 3 Prozent der Befragten im Stadtteil Heckinghausen verfügen monat-
lich über ein Haushaltseinkommen von mehr als 7.500 Euro. Dagegen beträgt der 
Anteil in Altona 14,5 Prozent. Auch der Anteil erwerbstätiger Personen ist in der 
Stichprobe von Heckinghausen mit 50,8 Prozent am niedrigsten. 

Tabelle 4.2 Verteilung von Individualmerkmalen in der Gesamtstichprobe 

Individualmerkmal Gesamtstichprobe 

Geschlecht 

Weiblich 51,6 

Männlich 47,9 

Divers 0,1 

Ohne Angabe (nach Geburtenregister) 0,4 

Höchster Schulabschluss 

Keinen allgemeinen Schulabschluss 0,6 

Volks- bzw. Hauptschulabschluss 8,1 

Realschulabschluss (mittlere Reife) 12,9 

Fachhochschulreife/Abschluss einer Fachoberschule 15,3 

Abitur 61,1 

Anderen Schulabschluss 2,0 

Alterskategorien 

18–24 8,4 

25–34 18,8 

35–49 23,4 

50–64 27,8 

>65 21,6 

Durchschnittliches Alter (in Jahren) 49 

Migrationshintergrund 23,1 

Netto-Haushaltseinkommen 

Unter 1.000 Euro 8,2 

1.000 bis unter 1.500 Euro 6,6

(Fortsetzung)
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Tabelle 4.2 (Fortsetzung)

Individualmerkmal Gesamtstichprobe

1.500 bis unter 2.000 Euro 10,4 

2.000 bis unter 3.000 Euro 16,7 

3.000 bis unter 4.000 Euro 17,3 

4.000 bis unter 5.000 Euro 14,7 

5.000 bis unter 7.500 Euro 17,2 

Über 7.500 Euro 8,9 

Erwerbstätig 61,5 

Anmerkung: N = 1.504. Angaben in Prozent und Werte gerundet 

Neben kontextabhängigen Variationen sind Abweichungen zwischen Gesamt-
stichprobe und deutscher Grundgesamtheit zu verzeichnen. Der Vergleich zur 
Grundgesamtheit lässt eine Bewertung der potenziellen Stichprobenverzerrung 
entlang ausgewählter Merkmale (Geschlecht, Bildung und Alter) zu (Faulbaum 
2019, 399 ff.). Hierfür wird die Verteilungen aus der Stichprobe mit Daten 
aus dem Zensus 2011 (Statistisches Bundesamt 2011) kontrastiert (Tabelle 32 
sowie Tabelle 33 und Tabelle 34 zur Bevölkerungsverteilung je Kontexteinheit 
im Anhang).2 Männliche und weibliche Befragte sind in der Gesamtstichprobe 
annährend gleichverteilt, was der Verteilung in der Grundgesamtheit entspricht. 
Die Verteilung der Altersgruppen stimmt weitestgehend mit der Verteilung in der 
Grundgesamtheit überein, wenngleich Befragte mittleren bis höheren Alters über-
repräsentiert sind. Eine Verzerrung der Stichprobe offenbart sich hinsichtlich der 
formalen Bildung: Etwa drei Viertel der Befragten sind durch ein hohes formales 
Bildungsniveau (mindestens Fachhochschulreife) charakterisiert. In der Grundge-
samtheit beträgt der Anteil hoher formaler Bildung etwa 28 Prozent. Lediglich 
ca. 9 Prozent der Befragten weisen ein niedriges formales Bildungsniveau im 
Vergleich zu ca. 42 Prozent in der Bevölkerung auf (keinen Schulabschluss/ 
Volks- oder Hauptschulabschluss). Eine Stichprobenverzerrung zugunsten von 
hochgebildeten Befragten ist demnach zu konstatieren. Dies schränkt die Genera-
lisierbarkeit der empirischen Analyse (unabhängig vom Erhebungsdesign) ein, 
da bezüglich des formalen Bildungsabschlusses keine Strukturgleichheit von 
Stichprobe und Grundgesamtheit vorliegt (Faulbaum 2019, S. 464).

2 Auch innerhalb der Erhebungskontexte sind die Stichproben zugunsten von Befragten mit 
höherer formaler Bildung verzerrt. 
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4.4 Datenerhebung und Beschreibung der 
Stichprobe aus der Nachbefragung 

Die Analyse der Daten aus der Nachbefragung ermöglicht eine Kreuzvalidie-
rung der auf Grundlage der kumulierten Bevölkerungsumfrage eruierten Befunde 
zu Partizipationsanreizen (Abschnitt 5.6). Datengrundlage der empirischen Ana-
lyse ist allerdings die Bevölkerungsumfrage, weshalb beide Stichproben separat 
vorgestellt werden. In jedem Untersuchungskontext wurden spezifische Online-
Konsultationsverfahren zum Thema Verkehrsinfrastruktur und Mobilität und 
entsprechende Nachbefragungen zur Prozessevaluierung durchgeführt (für einen 
Überblick zu den Partizipationsverfahren siehe Tabelle 35 im Anhang). Die jewei-
ligen Verfahren unterscheiden sich zwar hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung 
und Umsetzung, alle Verfahren beinhalten allerdings konsultativ-dialogische 
Elemente im Internet mit dem Ziel, Bürger:innen in den politischen Entschei-
dungsprozess einzubeziehen. Hiernach besteht eine gerechtfertigte Ähnlichkeit 
der Konsultationsverfahren. Die Teilnehmenden wurden im Anschluss an die 
Partizipationsverfahren mit einem Online-Fragebogen kontaktiert. 

Die Feld- beziehungsweise Erhebungsphase der Nachbefragung steht in 
Abhängigkeit zur Durchführung der Partizipationsverfahren: In Wuppertal-
Heckinghausen im 2. Quartal 2021; in Marburg im 2. Quartal 2021 sowie 
3. Quartal 2022; in Hamburg-Ottensen im 2., 3. und 4. Quartal 2021 sowie 
im 1. Quartal 2022; in Offenburg im 4. Quartal 2021 sowie 4. Quartal 2022 
und in Hamburg-Altona im 4. Quartal 2021. Die Rekrutierung erfolgte im 
Anschluss über unterschiedliche Kanäle (Mail, Newsletter sowie Hinweise auf 
den beziehungsweise über die Veranstaltungen). Für die Teilnehmenden stand 
ausschließlich die Option zur Verfügung, den Fragebogen online zu beantworten. 
Knapp 60 Prozent der Befragten wurden in Hamburg-Ottensen und lediglich zwei 
Prozent in Wuppertal-Heckinghausen rekrutiert (Tabelle 36 im Anhang). Über 60 
Prozent der Teilnehmenden sind männlich, knapp die Hälfte ist zwischen 50 und 
64 Jahren alt und mehr als 90 Prozent verfügen über eine hohe formale Bildung 
(Tabelle 37 im Anhang). 

4.5 Operationalisierung 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Erklärung der unterschiedlichen Wahrneh-
mung politischer Online-Konsultationsangebote. Als zentrale Erklärungsfaktoren 
wurden unterschiedliche Partizipationsgründe und -hindernisse identifiziert, die 
unmittelbar eine Entscheidung zur Teilnahme beeinflussen. Freilich handelt



4.5 Operationalisierung 111

es sich hierbei nicht um direkt beobachtbare Eigenschaften. Zwar bietet die 
Forschungsliteratur unterschiedliche Ansätze an, um positive und negative Partizi-
pationsanreize zu erheben, ein allgemeingültiges Anreizmodell existiert allerdings 
nicht. Auf der Grundlage bestehender Forschung wurden deshalb Frageitems zu 
Partizipationsanreizen erarbeitet und getestet. Die Einschätzung der Güte der 
Messung (Objektivität, Reliabilität und Validität) ist zentral für das nachfol-
gende Kapitel. Für die Operationalisierung der weiteren Modell- beziehungsweise 
Kontrollvariablen werden etablierte Instrumente verwendet. 

4.5.1 Politische Online-Partizipation 

Als spezifische Form der Online-Partizipation steht die Teilnahme an Beteili-
gungsverfahren mit konsultativ-dialogischen Elementen im Fokus der vorliegen-
den Arbeit. Für die Operationalisierung ist das Spezifikum des Erhebungsdesigns 
aufgrund der Verfügbarkeit der Bevölkerungs- und Teilnehmenden-Befragung zu 
beachten. Da die Bürger:innen für die Nachbefragung über konkrete Online-
Konsultationsverfahren rekrutiert wurden, beinhaltet die Stichprobe ausschließlich 
Teilnehmer:innen. 

Innerhalb der Bevölkerungsumfrage, die die Datengrundlage für den Hypothe-
sentest darstellt, wurden die Bürger:innen nach der politischen Aktivität gefragt. 
Der Frageblock wurde dabei in die klassischen Formen der Offline-Partizipation, 
wie die Teilnahme an einer Demonstration oder Spenden an politische Par-
teien, sowie Formen der Online-Partizipation unterteilt. Der erste Fragestimulus 
führt in den Frame der politischen Aktivität ein und fragt nach politischer 
Beteiligung außerhalb des Internets: „Und nun zum Thema politische Beteili-
gung außerhalb des Internets. Wenn Sie einmal an die letzten zwölf Monate 
zurückdenken, haben Sie die folgenden Dinge getan, um politischen Einfluss zu 
nehmen und Ihren Standpunkt zur Geltung zu bringen?“. Hierauf folgen neun 
unterschiedliche Partizipationsformen außerhalb des Internets. Der anschließende 
Fragestimulus aktiviert den Frame politischer Aktivität im Internet: „Und nun 
zum Thema politische Beteiligung im Internet. Hier sind einige Möglichkeiten, 
online politisch aktiv zu sein. Bitte geben Sie zu jeder Möglichkeit an, ob Sie 
diese in den letzten zwölf Monaten genutzt haben“. Aus zehn weiteren Partizi-
pationsformen konnten die Bürger:innen auswählen, ob sie diese genutzt („Ja“) 
oder nicht genutzt („Nein“) haben.3 Die Beteiligung wurde demnach mittels

3 Die entsprechenden Antwortmöglichkeiten lauten: eigene politische Beiträge in sozialen 
Medien gepostet, getwittert oder über Mailverteiler verschickt; politische Beiträge anderer 
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forced-choice und den Antwortvorgaben „Ja“ und „Nein“ gemessen. Für die Ope-
rationalisierung der zentralen abhängigen Variablen überwiegt an dieser Stelle das 
inhaltliche Interesse an spezifischen Beteiligungsformen der konsultativen bezie-
hungsweise dialogorientierten Online-Partizipation. Eine Auswahl der Indikatoren 
erfolgt deshalb nicht auf Grundlage einer empirischen Typologisierung der Par-
tizipationsformen, sondern entlang einer inhaltlichen Plausibilisierung. Während 
Partizipationsformen in sozialen Medien eine eigenständige Dimension der poli-
tischen Partizipation darstellen (Theocharis 2015; Theocharis und van Deth 
2016), entsprechen auch Kommentare, Leserbriefe, Artikel, Online-Petitionen 
oder der Kontakt zu Politiker:innen nicht dem Verständnis einer konsultativen 
Online-Beteiligung (siehe Abschnitt 2.2.2). 

Der erste Indikator konsultativer Online-Partizipation betrifft die Akti-
vität auf einer Top-down organisierten Bürger:innenbeteiligungsplattform 
(„Bürgerbeteiligungs-Plattformen von staatlichen Stellen im Internet genutzt, 
z. B. Bürgerhaushalte, Online Konsultationen o.ä.“). Potenziell erfasst dieser Indi-
kator Online-Konsultationsverfahren auf verschiedenen Ebenen des politischen 
Systems. Der zweite Indikator zielt auf die spezifische Nutzung einer Beteili-
gungsplattform der eigenen Stadt ab („eine Beteiligungsplattform der Stadt [x] 
genutzt“). Beide Indikatoren wurden zur zentralen abhängigen Variablen „kon-
sultative Online-Partizipation“ mit den Ausprägungen keine Teilnahme (Wert 
0) und Teilnahme (Wert 1) zusammengefasst. Darüber hinaus liegen für die 
Befragten aus Hamburg-Altona, -Ottensen und Offenburg Informationen zur 
Online-Beteiligung an den spezifischen Konsultationsverfahren zur Verkehrsin-
frastruktur vor („Haben Sie zur Beteiligung (aktiv oder passiv) auch das Internet 
genutzt?“). Hier zeigen sich teilweise Inkonsistenzen in den Angaben zu den 
Partizipationsitems. Wenn die Befragten angegeben haben, das Internet zur Betei-
ligung genutzt zu haben, zählt dies als Teilnahme, auch wenn die Items zuvor 
verneint oder nicht beantwortet wurden (n = 47).4 

Personen in sozialen Medien weitergeleitet oder geteilt; bei politischen Beiträgen in sozialen 
Medien Gefällt mir angeklickt; Kommentare zu politischen Beiträgen, Artikeln oder Sen-
dungen verfasst, z. B. in Nachrichtenportalen; einen Leserbrief zu einem politischen Thema 
verfasst, z. B. über E-Mail; Artikel über politische Themen für einen Blog geschrieben; sich 
an Onlinepetitionen oder Unterschriftenaktionen im Internet beteiligt; Bürgerbeteiligungs-
Plattformen von staatlichen Stellen im Internet genutzt, z. B. Bürgerhaushalte, Online Kon-
sultationen o.ä.; Politikerinnen und Politiker über das Internet kontaktiert; eine Beteiligungs-
plattform der Stadt [x] genutzt.
4 Für diesen Teil gibt es eine Überschneidung zwischen der Bevölkerungsbefragung und der 
Nachbefragung. Die Befragten wurden daher den Bevölkerungsdaten zugeordnet. 
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Bei der näheren Untersuchung des Antwortverhaltens zeigt sich ferner, dass 
die Befragten von der Intention der forced-choice Antwortvorgabe partiell abwei-
chen und die Fragen im Sinne einer check-all Antwortvorgabe bearbeiten (Smyth 
et al. 2006). Das heißt, Befragte haben zwar „ja“ angegeben, wenn sie eine spe-
zifische Aktivität genutzt, aber nur bedingt „nein“ angegeben, wenn sie eine 
spezifische Aktivität nicht genutzt haben.5 Dieses Muster im Antwortverhalten 
führt zur pragmatischen Entscheidung, um Befragte nicht vorschnell aus dem 
Sample auszuschließen, fehlende Werte der Indikatoren als nicht-Teilnahme zu 
kodieren. 

4.5.2 Die „un-/üblichen Verdächtigen“ politischer 
Online-Partizipation 

Im Laufe der Arbeit wurde die Bedeutung der formalen Bildung sowie des 
politischen Interesses zur Partizipation herausgestellt. Beide Erklärungsfaktoren 
referieren auf die Erklärungskraft des Civic Voluntarism Models und die Dimen-
sionen der individuellen Ressourcenausstattung und der politischen Involvierung 
(Verba et al. 1995). Um diese beiden Faktoren in das anvisierte Erklärungsmodell 
zu integrieren, wurde vorgeschlagen, vier Typen der „üblichen“ beziehungsweise 
„unüblichen Verdächtigen“ der politischen Partizipation zu bilden. Die Typologi-
sierung der vier Erklärungstypen basiert auf einer Kreuztabellierung der Variablen 
formales Bildungsniveau und politisches Interesse. 

Der formale Bildungsgrad wurde über eine Selbsteinstufung erhoben.6 Der 
Stimulus zum entsprechenden Item lautet: „Welchen höchsten allgemeinen Schul-
abschluss haben Sie? Wie ist das bei Ihren Eltern? Ordnen Sie bitte im 
Ausland erworbene Abschlüsse einem gleichwertigen deutschen Abschluss zu.“ 
Die Angabe zur formalen Bildung beinhaltet demnach nicht nur die Einord-
nung der Befragten, sondern auch die Einordnung der beiden Elternteile. Für die 
Operationalisierung der „un-/üblichen Verdächtigen“ wird lediglich der formale 
Bildungsgrad der Befragten herangezogen. Entsprechend der Standardisierung 
zur Erhebung der Bildungsabschlüsse (Schneider 2016) lauten die Antwortkate-
gorien „keinen allgemeinen Schulabschluss“; „Volks- bzw. Hauptschulabschluss 
bzw. POS 8. Klasse“; „Realschulabschluss (mittlere Reife) bzw. POS 10. Klasse“; 
„Fachhochschulreife/ Abschluss einer Fachoberschule“; „Abitur“ sowie „anderen

5 Zum Vergleich von forced-choice und check-all Frageformulierungen in der Umfragefor-
schung, siehe Callegaro et al. 2015; Smyth et al. 2006. 
6 Bei der Operationalisierung besteht kein Unterschied zur Nachbefragung.
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Schulabschluss“. Die Dichotomisierung der Bildungsvariablen erfolgt entspre-
chend dem Übergang zur (gymnasialen) Oberstufe. Befragte mit einem Realschul-
oder niedrigerem beziehungsweise keinem Schulabschluss werden zusammenge-
fasst und gegenüber Befragten mit mindestens Fachhochschulreife kontrastiert. 
Befragte, die angegeben haben, über einen anderen Schulabschluss zu verfügen, 
wurden aus der weiteren Analyse ausgeschlossen, da keine Zuordnung möglich 
ist. 

Die zweite Dimension der Erklärungstypen betrifft das politische Interesse der 
Befragten. Der Indikator bezieht sich allgemein auf die Politik und fragt, „wie 
stark interessieren Sie sich für Politik?“. Das Item wurde auf einer fünf-stufigen 
Likert-Skala mit verbalisierten Abstufungen (1. „Überhaupt nicht“; 2. „Wenig“; 3. 
„Mittel“; 4. „Stark“; 5. „Sehr stark“) gemessen. Die Messung über einen Einzelin-
dikator ist in der politikwissenschaftlichen Umfrage- und Wahlforschung gängig 
(Otto und Bacherle 2011). Zur Kreuztabellierung wurde der Indikator dichoto-
misiert, der Schwellenwert durch den Median definiert. Befragte mit einem Wert 
kleiner als der Median, werden der Kategorie mit einem niedrigen politischen 
Interesse zusammengefasst. Das Verhältnis zwischen niedrigem (45 Prozent) und 
hohem politischen Interesse (55 Prozent) ist annähernd gleichverteilt. 

Auf Grundlage einer Kreuztabellierung können nunmehr die Dimensionen 
der „un-/üblichen Verdächtigen“ gebildet werden: Die erste Dimension kenn-
zeichnet Befragte mit hoher formaler Bildung und hohem politischen Interesse. 
Befragte mit niedriger formaler Bildung und hohem politischen Interesse mar-
kieren die zweite Dimension. Variiert das politische Interesse bei hoher formaler 
Bildung kennzeichnet dies die dritte Dimension. Bürger:innen mit niedriger for-
maler Bildung und niedrigem politischen Interesse werden zur vierten Dimension 
zusammengefasst (siehe Abschnitt 3.3.2). 

4.5.3 Positive und negative Partizipationsanreize 

Die Messung von Handlungsanreizen zur Teilnahme an Online-
Konsultationsverfahren, das heißt Partizipationsgründen und -hindernissen, 
stellt den methodischen Kern der vorliegenden Arbeit dar. Da in der Forschung 
kein etabliertes Instrument zur Messung partizipationsrelevanter Anreize besteht, 
wurden, orientiert an vergleichbaren Erhebungsinstrumenten u. a. aus der Partei-
und Protestforschung, eigene Items formuliert. Dementsprechend wird die 
Operationalisierung durch die kritische Einordnung der Frageformulierung sowie 
Pretests ergänzt.
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4.5.3.1 Operationalisierung der Anreizstruktur 
Die Auswahl relevanter Indikatoren zur Operationalisierung positiver und 
negativer Partizipationsanreize folgt der Diskussion der Forschungsliteratur 
und der Ableitung eines allgemeinen Anreizmodells (siehe Abschnitt 3.3.1). 
Hierdurch wurden kollektiv-politische, selektiv-prozessbezogene, selektiv-
ergebnisbezogene, moralische, soziale, expressive und negative Anreize identi-
fiziert. Gemeinsam kennzeichnen diese Anreize die Anreizstruktur zur Online-
Partizipation. Die Formulierung der Items greift dabei auf vorherige Studien, 
insbesondere der deutschsprachigen Parteienforschung, zurück (Kunz und Gabriel 
2000; Klein 2006; Spier et al. 2011; Jers 2014; Rottinghaus und Escher 2020). 
Freilich können die Items nicht ohne weiteres übernommen werden, sodass 
spezifische Anpassungen notwendig sind. Ein Beispiel dieser Anpassung verdeut-
lichen materielle beziehungsweise selektiv-ergebnisbezogene Anreize: Während 
die Möglichkeit zur Parteikarriere oder Ausführung eines Mandats ein relevan-
tes Motiv zur Parteimitgliedschaft darstellt (Seyd und Whiteley 1992, S. 60; 
Klein 2006, S. 37–38), ist es nur schwerlich vorstellbar, dass die Teilnahme an 
einem Konsultationsverfahren eine berufliche Karriere in der lokalen Verwaltung 
ermöglicht. 

Für die Bevölkerungsumfrage wurde als Fragestimulus eine hypothetische 
Situation zu einem Online-Konsultationsverfahren formuliert, um einen kogni-
tiven Frame der politischen Partizipation zu aktivieren. Hierdurch können nicht 
nur Partizipationsgründe oder -hindernisse von politisch aktiven, sondern auch 
von politisch inaktiven Bürger:innen erhoben werden (Tabelle 4.3).7 Dabei wurde 
der Hinweis, dass unterschiedliche Gründe sowohl für oder gegen eine Teil-
nahme sprechen können, durch Unterstreichung hervorgehoben. Hiernach sollten 
die entsprechenden Items von den Befragten bewertet werden.

7 Ein Beispiel zur Messung von Handlungsmotiven entlang einer hypothetischen Situation 
findet sich bei Price et al. (2002). Für Bürger:innen der Nachbefragung bezieht sich der Fra-
gestimulus auf das konkrete Verfahren, siehe Tabelle 38 im Anhang. Dabei weichen die For-
mulierungen der Anreize zwischen Bevölkerungs- und prozessbegleitender Nachbefragung 
leicht voneinander ab. 
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Tabelle 4.3 Fragestimulus zur Erhebung von Partizipationsanreizen 

Fragestimulus 

Angenommen, die Verwaltung Ihrer Stadt möchte die Bürgerinnen und Bürger bei der 
Planung zum Thema öffentlichen Verkehr durch ein Beteiligungsverfahren einbeziehen. 
Dafür hat die Verwaltung eine Plattform im Internet erstellt. Dort können von den 
Bürgerinnen und Bürgern konkrete Vorschläge zum Thema gemacht, diskutiert und 
bewertet werden. Ziel des Verfahrens ist die Auswahl von Vorschlägen, die in die 
zukünftige Planung des öffentlichen Verkehrs einfließen sollen. 
Unabhängig davon, ob Sie selbst am Verfahren teilnehmen würden, gibt es einige Gründe, 
die für oder gegen eine Beteiligung sprechen. Einige Standpunkte dazu sind nachfolgend 
aufgeführt. Bitte geben Sie anhand der Skala an, inwiefern die Aussagen Ihrer Meinung 
nach zutreffen. 

Anmerkung: Unterstreichung im Original 

Insgesamt wurden zur Messung der sieben theoretischen Dimensionen der 
Anreizstruktur 17 entsprechende Items formuliert. Dabei stellen 12 Items Indi-
katoren positiver und fünf Items Indikatoren negativer Partizipationsanreize dar. 
Alle Items wurden auf einer fünfstufigen Skala mit verbalisierten Zwischenwer-
ten gemessen (1. „Stimme überhaupt nicht zu“; 2. „Stimme eher nicht zu“; 3. 
„Teils/Teils“; 4. „Stimme eher zu“; 5. „Stimme voll und ganz zu“). Die mittlere 
Antwortkategorie kennzeichnet eine Indifferenz der Befragten hinsichtlich des 
(positiven oder negativen) Anreizes. 

Die Dimension der kollektiv-politischen Anreize wurde durch den Indika-
tor der politischen Einflussnahme zur Herstellung eines Kollektivguts opera-
tionalisiert, der die „politische Veränderung“ sowie die „Einflussnahme auf 
politische Entscheidungen“ beinhaltet. Für die selektiven Anreize wurde die 
analytische Unterscheidung zwischen prozess- und ergebnisbezogene Anreize 
gewählt. Prozessbezogene Anreize werden durch die Indikatoren abgebildet, die 
„persönliche Fähigkeiten“ in ein Beteiligungsverfahren einzubringen, „Sachver-
stand“ für politische Fragen zu entwickeln oder der persönliche „Spaß“ an 
einer Online-Diskussion teilzunehmen. Während die prozessbezogenen Anreize 
unmittelbar mit dem Partizipationsverfahren zusammenhängen, gehen ergebnis-
bezogene Anreize mit einem individuellen Nutzen einher, der nicht zwangsläufig 
von der Herstellung des Kollektivguts abhängt. Wie eingangs erläutert, stellen 
beispielsweise die Parteikarriere oder ein politisches Mandat einen ergebnisbezo-
genen Anreiz dar. Diese Art des individuellen Nutzens ist ähnlich zu materiellen 
oder monetären Anreizen. So bezieht sich ein klassisches Beispiel bei Olson 
(2004) auf zusätzliche oder vergünstigte Versicherungen von Arbeiter:innen als 
Anreiz zur Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft. Clark und Wilson (1961)
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argumentieren, dass materielle Anreize nur bedingt mit monetärer Vergütung 
gleichzusetzen sind. In erster Linie kommt es darauf an, dass die individuelle 
Position respektive Ressourcen verbessert werden – unabhängig vom Erfolg des 
Partizipationsverfahrens. Ein ergebnisbezogener Anreiz geht demnach mit der 
Erwartung einher, einen „individuellen Vorteil“ durch die Beteiligung zu erlangen 
oder spezifische „individuelle Interessen“ durchzusetzen. 

Ferner beinhaltet das intendierte Erklärungsmodell moralische, soziale und 
expressiv-affektive Anreize, die einer „weiten“ RC-Variante zuzurechnen sind. 
Eine Gemeinsamkeit der unterschiedlichen theoretischen Ansätze zur moralischen 
Motivation ist der Indikator eines Pflicht- beziehungsweise Verantwortungsbe-
wusstseins. Der moralische Anreiz wird deshalb über eine „Verantwortung als 
Bürgerin oder Bürger“ sowie über das Engagement für die „eigene Stadt“ gemes-
sen. Eine weitere Dimension der Anreizstruktur kennzeichnen soziale Anreize. 
In der theoretischen Diskussion wurden zwei wesentliche Mechanismen (Beloh-
nung und Sanktionierung) aufgeführt. Als Indikatoren zur Messung sozialer 
Anreize werden „Akzeptanz und Anerkennung“ sowie eine Erwartungshaltung 
von „Freunden und/oder Familie“ verwendet. Abschließend stellt die Annahme 
eines expressiv-affektiven Anreizes die Bedeutung eines Zugehörigkeitsgefühls 
mit einer Stadt, Stadtviertel oder Gemeinde heraus. Zur Messung eines expres-
siven Anreizes wird in der Forschung zuweilen die Parteiidentifikation als 
Proxy-Messung verwendet (Klein 2006). Für die vorliegende Arbeit wird ein 
expressiv-affektiver Anreiz als single item über das Gefühl der „Verbundenheit 
mit der Gemeinde“ operationalisiert. 

Grundlegend gehen die theoretischen Annahmen von einer Kosten-Nutzen-
Kalkulation der Bürger:innen aus, die vor der Entscheidung einer Teilnahme 
oder nicht-Teilnahme an einem Online-Partizipationsverfahren stehen. Demnach 
beinhaltet das Erklärungsmodell negative Anreize, die ein Hemmnis oder eine 
Barriere zur Partizipation markieren. Hierzu zählen einerseits Transaktionskosten, 
andererseits der kognitive Aufwand. Transaktionskosten werden erstens durch die 
„Zeit“ operationalisiert, die zur Partizipation investiert werden muss. Ein spe-
zifischer Kostenfaktor der Online-Partizipation ist die „Sorge um den Schutz 
persönlicher Daten“. Teilnehmer:innen eines Konsultationsverfahrens müssen sich 
gegebenenfalls auf der Online-Plattform registrieren und dabei eine Mail-Adresse 
oder persönliche Daten zur Verifizierung hinterlassen. Zweitens beinhalten nega-
tive Anreize den kognitiven Aufwand der Partizipation. Bürger:innen könnten 
die Beteiligung als „langweilig“ betrachten. In diese Richtung zielt auch das 
„Desinteresse“ am Thema des Partizipationsverfahrens, beispielsweise zur nach-
haltigen Mobilität, ab. Ferner dürfte der kognitive Aufwand steigen, wenn
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Bürger:innen „keinen Verbesserungsbedarf“ beim entsprechenden Partizipations-
gegenstand wahrnehmen. Die Frageformulierungen sind in Tabelle 4.4 dokumen-
tiert. Als zusätzliche Informationen sind in der ersten Spalte die Frageposition 
(basierend auf einer einmaligen Randomisierung, um Reihenfolgeeffekte konstant 
zu halten) sowie theoretisch intendierter Anreiztyp notiert. Wenn Frageformulie-
rungen aus früheren Studien übernommen wurden, wurde dies durch Fußnoten 
mit Verweis auf den Ursprung markiert. 

Tabelle 4.4 Frageformulierung zur Messung der Anreizstruktur 

Position Frageformulierung Anreiztyp 

17 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren kann 
ich politisch etwas verändern.1; a 

kollektiv-politisch 

7 Die Beteiligung an diesem Verfahren ist ein 
geeigneter Weg, um persönlich Einfluss auf die 
Politik auszuüben.2 

kollektiv-politisch 

1 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren kann 
ich meine persönlichen Fähigkeiten einbringen.1; a 

selektiv-prozessbezogen 

9 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren kann 
ich Sachverstand für politische Fragen 
entwickeln.2; a 

selektiv-prozessbezogen 

11 Die Beteiligung an diesem Verfahren macht mir 
Spaß.2; 3 

selektiv-prozessbezogen 

8 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren kann 
ich persönliche Vorteile haben oder erlangen.6; a 

selektiv-ergebnisbezogen 

10 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren kann 
ich meine eigenen Interessen durchsetzen.1 

selektiv-ergebnisbezogen 

12 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren tue ich 
etwas für meine Stadt.1; a 

moralisch 

15 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren komme 
ich meiner Verantwortung als Bürgerin oder Bürger 
nach.3; a 

moralisch 

2 Mein Freundeskreis/meine Familie finden die 
Beteiligung an diesem Verfahren wichtig.6; a 

sozial 

6 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren kann 
ich mit Akzeptanz oder Anerkennung rechnen.2 

sozial

(Fortsetzung)
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Tabelle 4.4 (Fortsetzung)

Position Frageformulierung Anreiztyp

4 Durch die Beteiligung an diesem Verfahren fühle 
ich mich als Teil eines Gemeinwesens. 4;  a  

expressiv-affektiv 

3 Die Beteiligung an diesem Verfahren ist für mich 
sehr langweilig.2; a 

negativer Anreiz 

12 Das Thema des Verfahrens interessiert mich nicht.5 negativer Anreiz 

13 Ich habe keine Zeit mich an diesem Verfahren zu 
beteiligen.6 

negativer Anreiz 

14 Ich habe bei diesem Verfahren Sorge um die 
Sicherheit meiner persönlichen Daten.5; a 

negativer Anreiz 

16 Beim öffentlichen Nahverkehr sehe ich keinen 
Verbesserungsbedarf.5 

negativer Anreiz 

Anmerkung: Die erste Spalte kennzeichnet die Position im Fragebogen 
1 Konrad-Adenauer-Stiftung, Herbststudie 1997, siehe Kunz und Gabriel (2000). 
2 Potsdamer Parteimitgliederstudie 1998, siehe Klein (2006). 
3 Parteimitgliederstudie 2009, siehe Spier et al. (2011). 
4 Jers (2014). 
5 Raddialog 2017, siehe Rottinghaus und Escher (2020). 
6 eigene Formulierung. 
a Teil des Pretests, siehe Abschnitt 4.5.3.3. 

4.5.3.2 Kritik und Einordnung der Messung 
Die Qualität der Messung muss zwei wesentlichen Kritikpunkten der Forschungs-
literatur standhalten. Die erste Kritik ist empirisch begründet und bezieht sich 
auf die Frage, inwiefern Handlungsmotive direkt gemessen werden können (Best 
2007, S. 184–186). Bei der direkten Messung ist zu hinterfragen, ob sich die 
Bürger:innen über die entsprechenden Handlungsmotive bewusst sind. Da sowohl 
Teilnehmende als auch nicht-Teilnehmende eines Online-Partizipationsverfahrens 
befragt werden, muss hierbei zwischen zweierlei Aspekten unterschieden wer-
den: Befragte, die an einem Konsultationsverfahren teilgenommen haben, müssen 
retrospektiv unterschiedliche Gründe zur damaligen Teilnahme bewerten. Es ist 
nun plausibel anzumerken, dass beispielsweise monetäre oder materielle Motive 
aufgrund sozialer Erwünschtheit tendenziell unterschätzt und kollektive Motive 
tendenziell überschätzt werden. In eine ähnliche Richtung kann die kritische 
Betrachtung auch auf die Befragung der nicht-Teilnehmenden übertragen wer-
den. Die Befragten werden hierbei aufgefordert, ihre hypothetischen Gründe für



120 4 Daten und Operationalisierung

eine Beteiligung offenzulegen. Auch hierbei kann es zu Tendenzen der Über-
oder Unterschätzung spezifischer Handlungsmotive sowie Effekten der sozialen 
Erwünschtheit kommen. Einen Hinweis auf die Unterschätzung sozialer Anreize 
merkt Klein (2006) an, da soziale Normen zuweilen unterbewusst auf Handeln 
wirken. Als zweiter Kritikpunkt ist anzuführen, ob auf hypothetische Formu-
lierungen komplett zu verzichten sei (Porst 2014, 104 f). Hierbei ist in erster 
Linie zu beurteilen, wie stark (oder schwach) ein Online-Konsultationsverfahren 
an Alltagserfahrungen der Befragten anknüpft. Die jeweiligen Kritikpunkte kön-
nen nicht in Gänze ausgeräumt werden. Allerdings stellt die direkte Messung von 
Handlungsanreizen ein etabliertes Vorgehen, beispielsweise in der Parteienfor-
schung oder in der Forschung zur Teilnahme an Demonstrationen dar – nicht nur 
in der deutschsprachigen, sondern auch in der internationalen Forschung (Finkel 
et al. 1989; Opp und Finkel 2001; Klein 2006; Spier et al. 2011). Um potenzi-
ellen Problemen bei der direkten Messung der Partizipationsanreize vorzugreifen 
und Assoziationen mit der hypothetischen Partizipationssituation zu überprüfen, 
wurden Pretests durchgeführt. 

4.5.3.3 Pretest 
Die Notwendigkeit des Pretests wird durch Spezifika der Operationalisierung 
begründet. Da die Befragten die Partizipationsgründe und -hindernisse zu 
einem hypothetischen Partizipationsverfahren angeben, wurde das Verständnis 
des Fragestimulus überprüft. Bei hypothetischen Beschreibungen müssen sich die 
Befragten in eine bestimmte Situation versetzen. Kritisch ist zu beachten, wie 
weit oder fern die hypothetische Situation von der Lebensrealität entfernt ist: „Ist 
die Situation zwar hypothetisch, aber durchaus vorstellbar, weil man sich mit dem 
Gegenstand einer Frage auf die eine oder andere Weise schon auseinandergesetzt 
hat, kann man damit durchaus umgehen“ (Porst 2014, S. 104). Zur Einschätzung 
dieses Umstands wurden kognitive Pretests durchgeführt (Porst 2014, 193 ff.; 
Faulbaum et al. 2009, 93 ff.).
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Der Pretest wurde in die Gesamtkonstruktion des Fragebogens integriert, 
so dass die Items zu den Mobilitätsbedürfnissen, Einstellungen zu verkehrsbe-
zogenen Maßnahmen, Verbundenheitsgefühlen, Funktionen lokaler Demokratie 
sowie den Teilnahmemotiven getestet wurden. Aufgrund des begrenzten Umfangs 
für den Pretest fand vorab eine Auswahl der Items zu den Partizipationsanrei-
zen statt, die hinsichtlich ihrer Formulierung als überprüfungswürdig eingestuft 
wurden. Methodisch wurden Interviews mit entsprechenden Pretesttechniken 
wie Paraphrasierung oder think aloud gewählt (Porst 2014, S. 194). Hierdurch 
lässt sich einerseits das Frageverständnis überprüfen, andererseits ermöglicht die 
Methodik Einblicke in den Entscheidungsprozess des Antwortverhaltens. Die 
Auswahl der Teilnehmenden für den Pretest basierte auf einer Quotierung hin-
sichtlich Alter (niedrig/mittel/hoch), formales Bildungsniveau (hoch/niedrig) und 
Geschlecht (Mann/Frau). Die Anzahl an durchgeführten Interviews betrug 13. Für 
jede Dimension wurde mindestens eine Person gezielt rekrutiert. Die Interviews 
wurden online durchgeführt, den Befragten wurden jeweils die Items über den 
Bildschirm angezeigt und das Antwortverhalten dokumentiert. Die Teilnahme an 
dem Pretest wurde mit 10 Euro vergütet. 

Die Befragten waren in der Lage, die wesentlichen Aspekte des hypotheti-
schen Konsultationsverfahrens wiederzugeben. Für die finale Formulierung des 
Fragestimulus wurden allerdings wichtige Aspekte visuell durch Unterstreichung 
hervorgehoben. Für die Frageitems wurden geringfügige Veränderungen vorge-
nommen: So wurde das ursprüngliche Item „durch die Beteiligung kann ich 
sozial oder politisch etwas verändern“ auf „durch die Beteiligung kann ich poli-
tisch etwas verändern“ gekürzt, um die Assoziation zu vereinfachen und um 
einen doppelten Stimulus zu vermeiden. Eine „Pflicht“ zur Beteiligung wurde 
entschärft und als „Verantwortung“ umformuliert. Weiterhin wurde die Mehrzahl 
der Items mit der Spezifizierung „bei diesem Verfahren“ oder „an diesem Verfah-
ren“ ergänzt, um die Erinnerung an die hypothetische Situationsbeschreibung zu 
unterstützen.
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4.5.4 Operationalisierung der Kontrollvariablen 

Der Erklärungsgehalt eines Anreizmodells sollte sich nicht nur an der Integration 
der Faktoren Bildung und politisches Interesse orientieren, sondern darüber hin-
aus zu einem Mehrwert zur Varianzaufklärung politischer Online-Partizipation 
beitragen. Einerseits werden Bildungsressourcen sowie das politische Interesse 
durch die Typen der „un-/üblichen Verdächtigen“ in das Modell aufgenommen. 
Andererseits müssen die Ergebnisse unter der Kontrolle von weiteren Faktoren 
des CVMs (Verba et al. 1995) (Ressourcenausstattung, politische Involvierung 
sowie Integration in Netzwerken) robust sein und einen Erklärungsgehalt vorwei-
sen. Demnach erfolgt die Auswahl der Drittvariablen theoriegeleitet. Zusätzlich 
wird in den Erklärungsmodellen für den Untersuchungskontext kontrolliert. 

Die individuelle Ressourcenausstattung stellt den Zusammenhang zwischen 
sozialem Status und politischer Partizipation her. In den Regressionsanalysen 
wird deshalb für demografische und sozioökonomische Eigenschaften der Befrag-
ten als Indikatoren der Ressourcenausstattung, unabhängig von der formalen 
Bildung, kontrolliert.8 Eine zentrale Dimension der Ungleichheit politischer Par-
tizipation stellt das Geschlecht der Befragten dar (Schöttle 2019). Den Befragten 
war es dabei möglich, sich in vier unterschiedliche Antwortkategorien einzuord-
nen: männlich, weiblich, divers sowie ohne Angabe (nach Geburtenregister). Für 
die Analyse wurde allerdings nur die Einordnung zum männlichen oder weibli-
chen Geschlecht untersucht.9 Das Geschlecht wird demnach als Dummy-Variable 
gemessen mit weiblichen Befragten als Referenzkategorie. Da der Fokus der 
Arbeit auf politischer Partizipation im Internet abzielt, gilt es, das Spezifikum 
des Partizipationsmodus im empirischen Modell abzubilden. Der Zusammenhang 
zwischen internetspezifischen Ressourcen und politischer Online-Partizipation 
wurde unter dem Stichwort des digital divide bereits diskutiert. Als Proxy zur 
Operationalisierung unterschiedlicher Fähigkeiten der Internetnutzung, im Sinne

8 Das Alter der Befragten kann aufgrund des ungewöhnlich hohen Anteils fehlender Werte 
(n = 455) nicht zur Operationalisierung der Demografie herangezogen werden, da ein 
Nonresponse-Fehler nicht ausgeschlossen werden kann, siehe Faulbaum 2014, S. 446. Das 
Alter der Befragten wird zwar in unterschiedlichen Studien als relevanter Faktor diskutiert, 
für die weitere empirische Analyse allerdings ausgeschlossen und lediglich zur Charakteri-
sierung der Stichproben herangezogen. 
9 Dies ist auf die niedrige Fallzahl innerhalb der Kategorien „divers“ und „ohne Angabe 
(nach Geburtenregister) zurückzuführen. 
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einer internetspezifischen Ressourcenausstattung, wird die Häufigkeit der Inter-
netnutzung herangezogen. Es ist davon auszugehen, dass Befragte, die regelmäßig 
das Internet nutzen, auch über höhere internetspezifische Fähigkeiten verfügen, 
beispielsweise Seitennavigation, Downloads etc. Der Fragestimulus lautet: „Wie 
häufig nutzen Sie das Internet für private Zwecke?“.10 Die Befragten konnten 
die Internetnutzung auf einer sechsstufigen, verbalisierten Skala angeben: „mehr-
mals täglich“; „etwa einmal täglich“; „mehrmals die Woche“; „etwa einmal die 
Woche“; „seltener“; „nie“. Zur intuitiven Interpretation der Skala wurde das 
Item rekodiert, sodass höhere Werte eine häufigere Internetnutzung (mit einem 
Minimalwert 0 für „Nie“ und mit dem Maximalwert 5 für „mehrmals täglich“) 
markieren. 

Einen zentralen Erklärungsfaktor politischer Involvierung stellt das politi-
sche Interesse dar. Wie das formale Bildungsniveau wird auch diese Variable 
bereits durch die Operationalisierung der „un-/üblichen Verdächtigen“ abgebildet. 
Unabhängig des politischen Interesses können weitere Faktoren der politischen 
Involvierung identifiziert werden. Hierzu zählen die Wahrnehmung der Wichtig-
keit, Bürger:innen in die politische Entscheidungsfindung einzubeziehen, sowie 
die politische Selbstwirksamkeit (internal/external). Der erste Faktor kennzeich-
net die individuelle Wahrnehmung über die Wichtigkeit der Involvierung von 
Bürger:innen in den lokalen, politischen Entscheidungsfindungsprozess.11 Bür-
ger:innen sollten eine stärkere Prädisposition bezüglich politischer Beteiligung 
aufweisen, wenn die Involvierung als wichtig erachtet wird. Der Fragestimulus 
lautet: „Wie wichtig ist Ihnen in Ihrer Stadt, …“. Hiernach folgen drei Abstu-
fungen, angelehnt an der „Ladder of Citizen Participation“ (Arnstein 1969), zur 
Involvierung in die politische Entscheidungsfindung: „…dass die lokale Politik 
den Bürgerinnen und Bürgern ihre Entscheidungen erklärt?“, „…dass die lokale

10 Die vorgeschaltete Frage lautet: „Nutzen Sie selbst zumindest gelegentlich das Internet 
für private Zwecke?“. Dieses Item wurde als Plausibilitätscheck herangezogen: Befragte, die 
die Frage verneinten, aber in der folgenden Frage mindestens eine „seltene“ Nutzung des 
Internets angegeben haben, wurden aus der weiteren Analyse ausgeschlossen (n = 3). 
11 Neben dieser „sollens“-Dimension, beinhaltet der Fragebogen auch die Wahrnehmung 
zum „ist“-Zustand der Involvierung der Bürger:innen in den Entscheidungsprozess. Bei der 
Überprüfung der Items ist aufgefallen, dass im Kontext Hamburg-Ottensen und bei der Frage 
zur direkten Abstimmung, der Anteil fehlender Werte über 45 Prozent beträgt (in den übrigen 
Kontexten liegt der Anteil fehlender Werte zwischen 2 Prozent und 7 Prozent), siehe Fußnote 
45. Die Variable wurde deshalb nicht verwendet. 
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Politik den Bürgerinnen und Bürgern bei wichtigen Entscheidungen die Mög-
lichkeit gibt, ihre Einstellungen und ihr Wissen in die Entscheidungsfindung 
einzubringen?“, „Die Bürgerinnen und Bürger haben in [Stadt] bei wichtigen 
lokalpolitischen Fragen durch direkte Abstimmung das letzte Wort.“. Die Ein-
schätzung erfolgt entlang einer fünfstufigen, verbalisierten Skala mit den Werten 
1. „Völlig unwichtig“; 2. „Eher unwichtig“; 3. „Teils/Teils“; 4. „Eher wichtig“; 
5. „Sehr wichtig“. Die Indikatoren werden zu einem Mittelwertindex zusam-
mengefasst, sodass die ursprüngliche Skalierung erhalten bleibt. Zwar geht 
die Indexbildung mit einem Informationsverlust über die Abstufungen einher 
(beispielsweise zwischen Information und direkte Abstimmung), von Interesse 
ist aber die mittlere Wahrnehmung über die Relevanz respektive Wichtigkeit. 
Die politische Selbstwirksamkeit wird über die Konstrukte der internalen und 
externalen Selbstwirksamkeit operationalisiert. Hierfür steht das etablierte Mess-
instrument der „Political Efficacy Kurzskala“ (PEKS) zur Verfügung (Beierlein 
et al. 2012; Vetter 1997). Durch die internale Selbstwirksamkeit wird der Grad 
der Selbstüberzeugung politischer Handlungsmöglichkeiten gemessen. Während 
die internale Selbstwirksamkeit ein Persönlichkeitsmerkmal darstellt, handelt es 
sich bei der externalen Selbstwirksamkeit um die Wahrnehmung der Responsivi-
tät des politischen Systems (Beierlein et al. 2012, S. 7). Die Kurzskala beinhaltet 
vier Indikatoren; je zwei Indikatoren bilden die unabhängigen Dimensionen ab. 
Folgende Items der PEKS wurden erhoben, in Klammern wird die Position im 
Fragebogen markiert: „Wichtige politische Fragen kann ich gut verstehen und ein-
schätzen“ (1); „Ich traue mir zu, mich an einem Gespräch über politische Fragen 
aktiv zu beteiligen“ (3) (beide internale Selbstwirksamkeit); „Die Politikerinnen 
und Politiker kümmern sich darum, was einfache Leute denken“ (2); „Die Politi-
ker bemühen sich um einen engen Kontakt zur Bevölkerung“ (4) (beide externale 
Selbstwirksamkeit). Die Beantwortung erfolgt auf einer fünfstufigen, verbalisier-
ten Skala von 1. „Stimme überhaupt nicht zu“; 2. „Stimme eher nicht zu“; 3. 
„Teils/Teils“; 4. „Stimme eher zu“; 5. „Stimme voll und ganz zu“. Die jewei-
ligen Indikatoren der internalen oder externalen Selbstwirksamkeit werden zu 
Mittelwertindizes zusammengefasst.
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Den dritten Erklärungsblock bildet die Integration in Netzwerken. Der inten-
dierte Einfluss rekurriert auf das Mobilisierungspotenzial von Organisationen, 
Vereinen etc. Wie in vergleichbaren Forschungsarbeiten (Schöttle 2019) wird das 
Mobilisierungspotenzial respektive die Integration in Netzwerken über ehrenamt-
liche Mitgliedschaften operationalisiert. Der entsprechende Frageblock umfasst 
12 unterschiedliche Vereine, Vereinigungen oder Organisationen sowie eine 
Residualkategorie „sonstige“ ab.12 Der Fragestimulus lautet: „Sind Sie derzeit 
Mitglied einer Organisation oder eines Vereins? Gehen Sie bitte diese Liste durch 
und geben Sie jeweils an, ob Sie sich an den Aktivitäten des Vereins beteiligen 
oder ob Sie sogar ein Ehrenamt in diesem Verein innehaben.“ Die Befragten 
konnten auswählen, ob sie „kein Mitglied“, „passives Mitglied“, „aktives Mit-
glied“ sind oder ein „Ehrenamt“ bekleiden. Auch für diese Antwortkategorien 
wurde eine Informationsreduktion vorgenommen, sodass zwischen „kein Mit-
glied“ und „Mitglied“ (beinhaltet die Kategorien „passives Mitglied“, „aktives 
Mitglied“ und „Ehrenamt“) kontrastiert wurde. Für die Analyse wurde ein Zäh-
lindex erstellt. Die Rationale dahinter besagt, dass das Mobilisierungspotenzial 
umso stärker ausfällt, je höher die Anzahl an Mitgliedschaften ist. Der Index 
enthält einen Minimalwert von 0, der keine Mitgliedschaft indiziert, und einen 
theoretischen Maximalwert von 13. 

Aufgrund der unterschiedlichen Erhebungskontexte, die nicht zufällig, sondern 
bewusst ausgewählt wurden, wird in den multiplen (linearen und logistischen) 
Modellen hierauf kontrolliert. Damit können aggregierte Niveauunterschiede 
geschätzt und infrastrukturelle, soziale und historische Kontextunterschiede 
modelliert werden. Ein weiteres inhaltliches Interesse an der Interpretation besteht 
dabei nicht, sofern Kontexteinheiten die Outcome-Variablen beeinflussen.13 Als 
Referenzkategorie wird „Hamburg-Altona“ mit der höchsten Fallzahl in der 
Stichprobe ausgewählt.

12 Die Mitgliedschaft in einer Partei wurde ausgeschlossen. Eine Übersicht findet sich in 
Tabelle 39 im Anhang. 
13 Für ein ähnliches Vorgehen zur statistischen Kontrolle von unterschiedlichen Erhebungs-
kontexten, siehe Rottinghaus und Escher 2020. 



126 4 Daten und Operationalisierung

Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Inter-
national Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, welche 
die Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem 
Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle 
ordnungsgemäß nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifügen und angeben, 
ob Änderungen vorgenommen wurden. 

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben-
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts 
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Com-
mons Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt 
ist, ist für die oben aufgeführten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des 
jeweiligen Rechteinhabers einzuholen.

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de


5Empirische 
Analysen – Wirkungszusammenhänge 
zur politischen Online-Partizipation 

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der empirischen Analyse erläutert 
und diskutiert. Vorangestellt ist die Beschreibung des methodischen Vorgehens, 
um einen Überblick zum Analysedesign zu erhalten. Anschließend wird die 
deskriptive Verteilung zentraler Variablen betrachtet. Der Fokus des Kapitels liegt 
einerseits auf der empirischen Identifizierung eines Anreizmodells politischer 
Online-Konsultationsverfahren, andererseits auf dem Test der Hypothesen zu den 
intendierten Wirkungszusammenhängen. Die Validierung der Befunde findet im 
abschließenden Kapitel der empirischen Analyse statt. 

5.1 Methodik 

Die Analyse beginnt mit der uni- und bivariaten Verteilung der zentralen Varia-
blen.1 Ein Teil der deskriptiven Analyse ist die Untersuchung der Stratifikation 
politischer Online-Konsultationsverfahren entlang der identifizierten Individual-
merkmale der „üblichen Verdächtigen“ (formales Bildungsniveau und politisches 
Interesse). Neben (prozentualen) Häufigkeiten wird ein Logged Representation 
Scale (LRS) berechnet (Verba et al. 1995, S. 182), um Gruppenanteile ins 
Verhältnis zum Anteil in der Stichprobe zu setzen.

1 Soweit nicht anders vermerkt gilt für alle Tabellen und Abbildungen: eigene Darstellung/ 
eigene Berechnung. 

Ergänzende Information Die elektronische Version dieses Kapitels enthält 
Zusatzmaterial, auf das über folgenden Link zugegriffen werden kann 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-47441-6_5. 

© Der/die Autor(en) 2025 
M. Wähner, Die „guten Gründe“ politischer Partizipation im Internet, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-47441-6_5 
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Da die Forschungsliteratur kein allgemeines Anreizmodell politischer 
(Online-) Partizipation anbietet, wurden ausgehend von theoretischen Überle-
gungen umfangreiche Partizipationsgründe und -hindernisse abgeleitet. Aus der 
hypothetisch infiniten Anzahl an Partizipationsgründen gilt es, relevante Indi-
katoren theoretisch informiert zu extrahieren. Im ersten Analyseschritt bietet 
sich deshalb eine explorative Faktorenanalyse (EFA) an, um zu ermitteln, wel-
che empirischen Dimensionen den Daten unterliegen. Das explorative Vorgehen 
ermöglicht die Entwicklung eines modifizierten Anreizmodells für Online-
Konsultationsverfahren. Auf Grundlage der Ergebnisse werden Mittelwertindizes 
zu positiven und negativen Partizipationsanreizen gebildet. Hiernach steht die 
Prävalenz der Partizipationsanreize im Fokus, um die Frage zu beantworten, ob 
sich die Gruppen der „un-/üblichen Verdächtigen“ politischer Online-Partizipation 
bezüglich der Partizipationsanreize unterscheiden (Prävalenzhypothesen). Dem-
entsprechend wird die Anreizstruktur analytisch endogenisiert. Die Angemes-
senheit der Analysemethode wird sowohl durch das Erkenntnisinteresse an 
zentralen Einflussfaktoren als auch durch die Skalierung der abhängigen Varia-
blen begründet. In bivariaten und multiplen linearen Regressionsmodellen werden 
die Einflussfaktoren auf die Prävalenz der Partizipationsanreize geschätzt. 

Die These, dass die Prävalenz der Anreize einen Einfluss auf die Parti-
zipationswahrscheinlichkeit ausübt, wird im nächsten Analyseschritt überprüft 
(Anreizhypothesen). Abschließend wird untersucht, ob sich soziale Selektions-
mechanismen entlang der Kontrastierung von formalem Bildungsniveau und 
politischem Interesse bestätigen (Strukturhypothese). Hierbei steht die Partizi-
pationsentscheidung zur Teilnahme an einem Online-Konsultationsverfahren als 
zentrale Outcome-Variable im Vordergrund. Aufgrund der binären Skalierung der 
abhängigen Variablen (Teilnahme/keine Teilnahme) werden bivariate und mul-
tiple logistische Regressionsmodelle geschätzt. Datengrundlage für die Analyse 
sind ausschließlich die Daten aus der kumulierten Stichprobe (N = 1.504). 

Die empirische Analyse schließt mit einem Kapitel zur Kreuzvalidierung der 
Befunde ab. Hierzu wird die Stichprobe aus der Nachbefragung (N = 255) 
analysiert. Mittels konfirmatorischer Faktorenanalyse kann die Faktorstruktur 
aus der explorativen Faktorenanalyse an einer alternativen Stichprobe getestet 
werden. Hiernach werden Mittelwertindizes aus den positiven und negativen 
Partizipationsanreizen berechnet und die Verteilung überprüft. 

Das methodische Vorgehen ermöglicht die Beantwortung der forschungslei-
tenden Frage, warum Bürger:innen an Online-Konsultationsverfahren teilnehmen. 
Durch die Gesamtbewertung der Ergebnisse können divergierende Wirkungspfade 
zur Online-Partizipation zwischen Bürger:innen offengelegt werden, die variie-
rende Bildungsressourcen oder politisches Interesse verfügen. Die statistischen
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Berechnungen und Datenvisualisierungen wurden mit der nicht-proprietären 
Statistik- und Programmiersprache „R“ (Version 4.3) durchgeführt (R Core Team 
2023).2 

5.2 Deskriptive Verteilung zentraler Variablen 

Die Beschreibung der zentralen Variablen entlang von Häufigkeiten, Lage-
und Streuungsmaßen bietet Informationen über die statistische Verteilung der 
zentralen Variablen, die eine Bedingung für die Interpretation der späteren Schätz-
verfahren (siehe Abschnitt 5.3 und Abschnitt 5.4) darstellt. Die deskriptive 
Analyse erfolgt getrennt zu den Drittvariablen. In der bivariaten Analyse wird die 
soziale Stratifikation durch die Kontrastierung von formaler Bildung und politi-
schem Interesse untersucht. Hierfür wird die Logged Representation Scale (LRS) 
genutzt (Verba et al. 1995, 182 ff.; 571 ff.), um den Anteil der „un-/üblichen 
Verdächtigen“ politischer Partizipation ins Verhältnis der Stichprobenanteile zu 
setzen. Aussagen über die Verteilung in der Grundgesamtheit sind aufgrund der 
verzerrten Stichprobe (insbesondere durch Überrepräsentation von Hochgebil-
deten siehe Abschnitt 4.3) nur unter Einschränkung möglich. Die Fallzahl der 
Stichprobe beträgt N = 1.504. 

5.2.1 Univariate Verteilung der zentralen Variablen 

Die zentrale abhängige Variable stellt die Teilnahme an einem konsultativen 
Online-Verfahren dar. Etwa ein Fünftel der Befragten (20 Prozent) in der 
Stichprobe haben in den vergangenen 12 Monaten an einem konsultativen 
Online-Partizipationsverfahren teilgenommen. Der Anteil ist dabei höher als in 
vergleichbaren Studien, der beispielsweise bei Schöttle 13 Prozent beträgt (2019, 
S. 251). Tabelle 40 (im Anhang) beinhaltet die absoluten und prozentualen 
Häufigkeiten der Online-Partizipation in der Stichprobe. 

Auf Grundlage der Überlegungen zu zentralen Einflussfaktoren der politischen 
Online-Partizipation – formales Bildungsniveau sowie politisches Interesse – 
wurde eine 2 x 2 Matrix erstellt. Die Dimensionen der Matrix wurden durch 
die Dichotomisierung in höhere und niedrigere formale Bildung sowie höheres

2 Der R-Code der empirischen Analyse ist über ein GitHub-Repository verfügbar. Der 
Zugang erfolgt nach Rücksprache mit dem Autor. 
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und niedrigeres politisches Interesse gebildet (je Median-Split). Bei der Zellbe-
setzung der Matrix zeigt sich (Tabelle 5.1), dass 43 Prozent der Befragten sowohl 
über eine hohe formale Bildung als auch über ein hohes politisches Interesse 
verfügen. Der Anteil der Befragten mit hoher formaler Bildung und niedrigem 
politischen Interesse beträgt 35 Prozent. Lediglich 10 Prozent der Befragten mit 
niedriger formaler Bildung haben angegeben, über ein hohes politisches Inter-
esse zu verfügen. 12 Prozent der Befragten haben eine niedrige formale Bildung 
und niedriges politisches Interesse. Wichtig ist hier allerdings, die Ergebnisse 
unter der Restriktion der Stichprobe zu betrachten. Dies betrifft in erster Linie 
den überproportionalen Anteil von Befragten mit hoher formaler Bildung sowie 
die unterdurchschnittliche Repräsentation von Befragten mit niedriger formaler 
Bildung. Die Randverteilung zeigt den Anteil der entsprechenden Ausprägun-
gen zum Bildungsniveau und politischen Interesse in der Stichprobe. Der Anteil 
fehlender Werte beträgt knapp neun Prozent. 

Tabelle 5.1 Verteilung 
von Bildungsressourcen 
und politischem Interesse 
der „un-/üblichen 
Verdächtigen“ 

Politisches Interesse Bildung 

Hoch Niedrig(er) Gesamt 

Hoch 43 10 53 

Niedrig(er) 35 12 47 

Gesamt 78 22 100 

100 

Anmerkung: N = 1.369. Angaben in Prozent und Werte 
gerundet. Der Anteil fehlender Werte beträgt 8,9 Prozent 

Die Verteilung der Wahrnehmung über positive und negative Partizipati-
onsanreize, das heißt Partizipationsgründe und -hindernisse, gibt Auskunft zur 
individuellen Prävalenz. Die unterschiedlichen Anreize werden im Sinne der 
Übersichtlichkeit nachfolgend getrennt diskutiert. Die Verteilung der Anreize 
bezieht sich auf vollständige Fälle (N = 1.233) mit Angaben zu Indikatoren 
positiver und negativer Anreize. Der Anteil fehlender Werte schwankt zwischen 
sieben und neun Prozent, ein systematischer Ausfall (Item-Nonresponse)  ist  nicht  
zu v erzeichnen. 

In der deskriptiven Betrachtung zeigt Tabelle 41 (Anhang), dass 68 Prozent 
der Befragten „tue ich etwas für meine Stadt“ und 61 Prozent der Befragten 
„Verantwortung als Bürgerin oder Bürger“ als Partizipationsgründe zustimmen 
oder voll und ganz zustimmen. Beide Indikatoren kennzeichnen moralische 
Anreize. Hierauf folgen mit 58 Prozent „Teil Gemeinwesen“ und 55 Prozent
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„persönlicher Einfluss“. Knapp die Hälfte der Befragten führen die „persönli-
chen Fähigkeiten“ oder „Sachverstand“ als Partizipationsgründe an (je 47 Prozent 
beziehungsweise 48 Prozent). Die Indikatoren „politisch etwas verändern“ (36 
Prozent) „Freundeskreis/Familie“ (31 Prozent), „eigene Interessen“ (28 Prozent) 
oder „Spaß“ (23 Prozent) spielen bei der Zustimmung bereits eine untergeordnete 
Rolle. Die „Akzeptanz oder Anerkennung“ oder „persönliche Vorteile“ weisen 
mit maximal 18 Prozent die geringste Zustimmung auf, um an einem Online-
Partizipationsverfahren teilzunehmen. Selektiv-ergebnisbezogenen und sozialen 
Anreizen wird als Partizipationsgründen tendenziell weniger zugestimmt. Hin-
sichtlich der negativen Anreize stimmen 29 Prozent, und damit fast ein Drittel 
der Befragten, der „fehlenden Zeit“ zu, während „Langeweile“ (16 Prozent), 
„Sorge um Daten“ (12 Prozent), die fehlende Wahrnehmung eines „Verbesse-
rungsbedarfs“ (8 Prozent) oder fehlendes „Interesse“ (9 Prozent) mehrheitlich 
nicht als Partizipationshindernis betrachtet wird. Während ein relevanter Anteil 
der Befragten den zeitlichen Aufwand durchaus als hinderlich wahrnimmt (ein 
weiteres Drittel stimmt dem Indikator überhaupt nicht oder eher nicht zu), wei-
sen die weiteren Indikatoren zunächst nicht eindeutig auf Partizipationsbarrieren 
hin. Dass die Indikatoren zum fehlenden „Verbesserungsbedarf“ oder fehlendem 
„Interesse“ eine starke Ablehnung der Befragten verzeichnen, dürfte dabei auf 
den thematischen Fokus der Umfrage und der Variation der Betroffenheit der 
Bürger:innen zurückgeführt werden (siehe Abschnitt 4.1). 

Neben der Häufigkeitsanalyse bieten Maße der zentralen Tendenz Auskunft 
über die univariate Verteilung der Indikatoren an (Tabelle 5.2). Berichtet wird 
das arithmetische Mittel (MW), die Standardabweichung (SD), der Median (MD) 
sowie Minimum (Min) und Maximum (Max) der Skalenausprägung. Festzuhalten 
ist, dass die Antworten zu Indikatoren der moralischen und expressiven Anreize, 
die die stärkste prozentuale Zustimmung erhalten, erwartungsgemäß auch im 
Mittel eine stärkere Zustimmung signalisieren (MW zwischen 3,48 bis 3,68). 
Dies gilt auch für den Indikator „persönlicher Einfluss“ (MW = 3,41; SD = 
1) mit einem Median von 4. Hinsichtlich der Indikatoren „politisch etwas ver-
ändern“, „persönliche Fähigkeiten“, „Sachverstand“, „Spaß“, „eigene Interessen“ 
und „Freundeskreis/Familie“ deutet der Median auf eine Indifferenz der Befragten 
(Skalenpunkt 3) hin. Dagegen wird den Indikatoren der „persönlichen Vorteile“ 
sowie „Akzeptanz/Anerkennung“ tendenziell eher nicht zugestimmt (MW = 2,4; 
SD = 1), indiziert durch einen Median von 2. Die Streuung des arithmetischen 
Mittels von etwa +/- einer Standardabweichung ist über alle Indikatoren ähnlich 
und weist auf Heterogenität im Antwortverhalten hin. Den Indikatoren der nega-
tiven Anreize wird im Mittel eher nicht zugestimmt, sodass der Median lediglich
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für den negativen Anreiz „Zeit“ im indifferenten Bereich der Antwortkategorie 
„teils/teils“ liegt (MW = 2,8, SD = 1,1). 

Zusätzlich zu den Verteilungsmaßen wurden Korrelationen zwischen den 
Anreizvariablen berechnet. Die Indikatoren der positiven und negativen Parti-
zipationsanreize korrelieren statisch signifikant und positiv respektive negativ 
miteinander (p < 0,05). Die Dokumentation der Korrelationskoeffizienten findet 
sich in Tabelle 42 (im Anhang). Allerdings variiert die Stärke des Zusammen-
hangs zwischen den jeweiligen Partizipationsanreizen. So besteht beispielsweise 
zwischen den Indikatoren kollektiv-politischer Anreize „persönlicher Einfluss“ 
sowie „politisch etwas verändern“ ein substanzieller Zusammenhang (r = 0,60; 
p < 0,001). Dagegen ist der Zusammenhang zwischen den Indikatoren der sozia-
len Anreize zwar signifikant, allerdings mit r = 0,32 (p < 0,001) deutlich 
schwächer. Die negativen Anreize korrelieren mehrheitlich negativ mit den posi-
tiven Partizipationsanreizen: Wenn die Wahrnehmung der Vorteile steigt, dann 
sinkt zugleich die Wahrnehmung der Nachteile – und vice versa. Eine Ausnahme 
stellen der Indikator „persönliche Vorteile“ sowie partiell soziale Anreize dar. 
Hierbei variieren die Korrelationskoeffizienten nahe 0 mit den Indikatoren der 
negativen Anreize. Ein statistischer Zusammenhang besteht d emnach nicht. 

Tabelle 5.2 Lagemaße der positiven und negativen Partizipationsanreize 

MW SD MD Min Max 

Kollektivpolitische Anreize 

Persönlicher Einfluss 3,41 1,0 4 1 5 

Politisch etwas verändern 3,06 1,0 3 1 5 

Selektiv-prozessbezogene Anreize 

persönlichen Fähigkeiten 3,26 1,0 3 1 5 

Sachverstand 3,27 1,0 3 1 5 

Spaß 2,86 1,0 3 1 5 

Selektiv-ergebnisbezogene Anreize 

Persönliche Vorteile 2,41 1,1 2 1 5 

Eigenen Interessen 2,86 1,0 3 1 5 

Moralische Anreize 

Tue ich etwas für Stadt 3,68 0,9 4 1 5 

Verantwortung 3,58 0,9 4 1 5

(Fortsetzung)
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Tabelle 5.2 (Fortsetzung)

MW SD MD Min Max

Soziale Anreize 

Freundeskreis/Familie 2,94 1,0 3 1 5 

Akzeptanz/Anerkennung 2,41 1,0 2 1 5 

Expressive Anreize 

Teil Gemeinwesen 3,48 1,0 4 1 5 

Negative Anreize 

Langweilig 2,50 1,0 2 1 5 

Keine Zeit 2,83 1,1 3 1 5 

Sorge Daten 2,17 1,0 2 1 5 

Kein Verbesserungsbedarf 1,85 1,0 2 1 5 

Kein Interesse 2,19 1,0 2 1 5 

Anmerkung: N = 1.233 

5.2.2 Univariate Verteilung der Kontrollvariablen 

Während die Indikatoren der formalen Bildung und des politischen Interesses 
eine zentrale Rolle im Untersuchungsdesign spielen und gesondert aus der Per-
spektive der „un-/üblichen Verdächtigen“ in die Analyse einfließen, bilden die 
Kontrollvariablen die Dimensionen Ressourcenausstattung („können“), politische 
Involvierung („wollen“) und Integration in Netzwerke („gefragt werden“) ab 
(Verba et al. 1995, S. 15–16). Die zentralen Kennwerte werden in Tabelle 5.3 
sowie Cronbachs α (tau-äquivalente Reliabilität siehe Cho (2016)) als Maßzahl 
der internen Konsistenz in Tabelle 43 (im Anhang) dargestellt. Die Berechnung 
wurde mit dem Psych-Package durchgeführt (William Revelle 2023). 

Die Erklärungsdimension „können“ wird durch sozioökonomische und
-demografische Merkmale operationalisiert. Die Internetnutzung, als Proxy inter-
netspezifischer Fähigkeiten, variiert zwar zwischen den Befragten, das arithmeti-
sche Mittel deutet aber auf eine tägliche bis mehrmals tägliche Internetnutzung 
hin (MW = 4,54; SD = 1,1). Demografische Merkmale werden anhand des binä-
ren Geschlechts betrachtet. Hier ist annäherungsweise eine Gleichverteilung von 
je 52 Prozent weiblichen zu 48 Prozent männlichen Befragten in der Stichprobe
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festzustellen.3 Die Dimension „wollen“ decken die drei Konstrukte zur Wahr-
nehmung der Wichtigkeit der Partizipation im politischen Entscheidungsprozess, 
die internale Selbstwirksamkeit und die externale Selbstwirksamkeit ab. Cron-
bachs α beträgt für die Wichtigkeit politischer Partizipation 0,59, was auf eine 
geringe interne Konsistenz hindeutet.4 An dieser Stelle überwiegt allerdings das 
inhaltliche Interesse an der durchschnittlichen Wahrnehmung über alle Indikato-
ren. Das arithmetische Mittel indiziert mit 4,06 eine hohe Zustimmung unter den 
Befragten (SD = 0,6). Die internale Selbstwirksamkeit weist ein Cronbachs α 
von 0,73 und ein arithmetisches Mittel von 3,72 auf (SD = 0,8). Für die exter-
nale Selbstwirksamkeit wird ein Cronbachs α von 0,72 festgestellt. Im Vergleich 
zur internalen Selbstwirksamkeit ist die Zustimmung zur Responsivität des politi-
schen Systems mit 2,42 im arithmetischen Mittel deutlich schwächer (SD = 0,7). 
Die dritte Dimension „gefragt werden“ betrifft die individuelle Mitgliedschaft in 
Vereinen oder Organisationen. Durchschnittlich sind die Befragten in der Stich-
probe Mitglied in zwei Organisationen oder Vereinen (MW = 2,12; SD = 1,8). 
Etwa 19 Prozent der Befragten weisen keine Mitgliedschaft auf, während 22 
Prozent der Befragten in mindestens einem Verein oder einer Organisation enga-
giert sind. Statistisch signifikante Korrelationen sind u. a. zwischen der internalen 
Selbstwirksamkeit und Geschlecht (r = 0,257; p < 0,001) sowie internale Selbst-
wirksamkeit und Mitgliedschaften (r = 0,189; p < 0,001) festzustellen (Tabelle 
44 im Anhang). 

Tabelle 5.3 Univariate Verteilung der Kontrollvariablen 

Gültige Fälle MW SD Min Max 

Internetnutzung 1453 4,54 1,0 0 5 

Geschlecht: Männlich 1459 0,48 0,5 0 1 

Wichtigkeit 1453 4,06 0,6 1,3 5 

Internale Selbstwirksamkeit 1464 3,72 0,8 1 5 

Externale Selbstwirksamkeit 1458 2,42 0,7 1 5 

Mitgliedschaft Verein/Organisation 1504 2,12 1,8 0 13 

Anmerkung: Fallzahl variiert entsprechend der gültigen Fälle

3 Die Angaben „divers“ sowie „ohne Angabe (nach Geburtenregister)“ wurden aufgrund der 
Fallzahl aus der weiteren Analyse ausgeschlossen. 
4 Cronbachs α steigt tendenziell mit der Anzahl der Indikatoren und fällt niedriger aus, 
wenn nur für wenige Indikatoren die durchschnittliche Interkorrelation berechnet wird, siehe 
Diekmann 2010, 254 ff . 



5.2 Deskriptive Verteilung zentraler Variablen 135

5.2.3 Deskription zur Stratifikation politischer 
Online-Partizipation 

Die Untersuchung der bivariaten Verteilung politischer Online-Partizipation lässt 
wichtige Rückschlüsse auf die soziale Stratifikation der politisch aktiven Bür-
ger:innen zu. Zentrale partizipationsrelevante Charakteristika wurden dabei in 
eine 2 x 2 Matrix hinsichtlich formaler Bildung und politischem Interesse 
übertragen. Zunächst wird die Zellbesetzung betrachtet. Die politische Online-
Partizipation entspricht der Zeilenvariablen (Tabelle 5.4). 

Innerhalb der Gruppe politisch inaktiver Bürger:innen entfallen 30 Prozent auf 
die Gruppe mit hoher formaler Bildung sowie politischem Interesse. Weitere 30 
Prozent verfügen über eine hohe formale Bildung und niedriges politisches Inter-
esse. Der höchste Stichprobenanteil unter Befragten, die politisch im Internet 
aktiv sind, betrifft erwartungsgemäß die Gruppe mit hoher formaler Bildung und 
hohem politischen Interesse (14 Prozent). Ein Anteil von etwa einem Prozent 
entfällt auf die Gruppe mit niedriger formaler Bildung und niedrigem politi-
schen Interesse, die dennoch politisch aktiv ist. Hierbei handelt es sich, angelehnt 
an die Tonalität der Arbeit, um „unübliche Verdächtige“ der politischen Online-
Partizipation. Ähnlich niedrig ist der Anteil von im Internet aktiven Bürger:innen, 
die eine niedrige formale Bildung und hohes politische Interesse aufweisen (2 
Prozent). 

Tabelle 5.4 Zellenprozent zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren der „un-/ 
üblichen Verdächtigen“ 

Hohe 
formale 
Bildung/ 
hohes 
politisches 
Interesse 

Niedrige 
formale 
Bildung/ 
hohes 
politisches 
Interesse 

Hohe 
formale 
Bildung/ 
niedriges 
politisches 
Interesse 

Niedrige 
formale 
Bildung/ 
niedriges 
politisches 
Interesse 

Gesamt 

Nicht-Teilnahme 30 8 30 11 79 

Teilnahme 14 2 5 1 21 

44 10 35 12 100 

100 

Anmerkung: N = 1.369. Angaben in Prozent und Werte gerundet. Der Anteil fehlender Werte 
beträgt 8,9 Prozent
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Aufschlussreich ist die Verteilung innerhalb der Gruppen der zentralen Erklä-
rungsfaktoren formale Bildung und politisches Interesse durch die Betrachtung 
der Spaltenprozente (Tabelle 5.5). Dies betrifft sowohl die Dimension der 
hohen formalen Bildung und hohem politischen Interesse mit der Erwartung 
politischer Aktivität als auch die Dimension mit niedriger formaler Bildung 
und niedrigem politischen Interesse mit der Erwartung politischer Inaktivität. 
Diese Annahme kann hinsichtlich der bivariaten Verteilung bestätigt werden: 
32 Prozent der Befragten mit hohen Bildungsressourcen und hohem politischen 
Interesse sind politisch aktiv. Befragte mit niedrigeren Bildungsressourcen, aber 
hohem politischen Interesse (17 Prozent) partizipieren prozentual häufiger als 
Befragte mit hoher formaler Bildung und niedrigem politischen Interesse (14 
Prozent). Dagegen partizipieren sieben Prozent der Bürger:innen mit niedri-
ger formaler Bildung und niedrigem politischen Interesse. Im Umkehrschluss 
nehmen 93 Prozent der Bürger:innen aus dieser Gruppe nicht an politischen 
Online-Konsultationsverfahren teil. 

Tabelle 5.5 Spaltenprozente zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren der „un-/ 
üblichen Verdächtigen“ 

Hohe formale 
Bildung/hohes 
politisches 
Interesse 

Niedrige formale 
Bildung/hohes 
politisches 
Interesse 

Hohe formale 
Bildung/niedriges 
politisches Interesse 

Niedrige 
formale 
Bildung/ 
niedriges 
politisches 
Interesse 

Nicht-
Teilnahme 

68 83 86 93 

Teilnahme 32 17 14 7 

Anmerkung: N = 1.369. Angaben in Prozent und Werte gerundet
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Aus Tabelle 5.6 wird deutlich, dass es sich bei Bürger:innen mit hohem 
Bildungsniveau und hohem politischen Interesse tatsächlich um die „üblichen 
Verdächtigen“ politischer Online-Partizipation handelt. Es wird der Anteil von 
Teilnehmer:innen je hohen/niedrigen Bildungsressourcen und hohem/niedrigem 
politischen Interesse dargestellt: Zwei Drittel der Teilnehmer:innen an politi-
schen Online-Konsultationsverfahren verfügen sowohl über ein hohes formales 
Bildungsniveau als auch über ein hohes politisches Interesse – der Anteil in der 
Gesamtstichprobe beträgt 44 Prozent (vgl. Randverteilung Tabelle 5.4). Dagegen 
haben vier Prozent der Teilnehmer:innen weder ein hohes formales Bildungsni-
veau noch ein hohes politisches Interesse, während der Anteil dieser Gruppe in 
der gesamten Stichprobe 12 Prozent (vgl. Randverteilung Tabelle 5.4)  beträgt.  
Wird das formale Bildungsniveau als zentrale Dimension deskriptiver Reprä-
sentation betrachtet, dann ist der Anteil der politisch aktiven Bürger:innen mit 
niedriger formaler Bildung mit 12 Prozent im Vergleich zu 22 Prozent in der 
Stichprobe deutlich unterrepräsentiert (vgl. Randverteilung Tabelle 5.4). Um die 
Frage zu beantworten, wer das Internet zur Online-Konsultation nutzt, wird 
abschließend der Anteil der politisch aktiven Bürger:innen in den spezifischen 
Gruppen ins Verhältnis der Gruppenanteile in der Stichprobe gesetzt. Für die 
Analyse wurden diese Verhältnisse logarithmiert. Entsprechend zeigen positive 
Werte einen überproportionalen Anteil und negative Werte einen unterproportio-
nalen Anteil innerhalb der Stichprobe an. Dies entspricht dem Ansatz der Logged 
Representation Scale (LRS) (Verba et al. 1995, 182 ff.; 571 ff.), um die Reprä-
sentation spezifischer Charakteristiken und Eigenschaften entlang der politischen 
Online-Partizipation zu schätzen (Escher 2012; Verba et al. 1995). Der LRS hat 
die Eigenschaft, Werte im Bereich – unendlich bis + unendlich anzunehmen und 
der Wert null indiziert, dass kein Unterschied besteht. Negative Werte zeigen 
an, dass politisch aktive Bürger:innen mit den entsprechenden Merkmalsausprä-
gungen unterrepräsentiert sind. Umgekehrt entspricht ein positiver Wert einer 
Überrepräsentation, gegeben dem Anteil in der Stichprobe.5 

5 Der LRS berechnet sich durch die logarithmierte Division eines Anteils eines bestimmten 
Merkmals innerhalb einer Gruppe durch den Anteil einer Gruppe in der Stichprobe bezie-
hungsweise Population. Ein LRS von +0,3 entspricht dem Faktor 2, das heißt innerhalb 
einer Gruppe ist die Wahrscheinlichkeit der Merkmalsausprägung doppelt so hoch wie in 
der Gesamtstichprobe beziehungsweise Population (Verba et al. 1995, S. 184; 571 ff.). Der 
Faktor berechnet sich durch Potenzieren des LRS zur Basis 10, das Verhältnis ist nicht addi-
tiv, sodass ein LRS von +0,3 dem Faktor 2 und ein LRS von +1 dem Faktor 10 entspricht 
(Escher 2012, S. 86). Eine Unterrepräsentation durch den Faktor 4, entspricht dann ¼ = 0,25. 
Ein inferenzstatistischer Test wird erst unter Kontrolle von Drittvariablen durchgeführt. 
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Tabelle 5.6 Die „un-/üblichen Verdächtigen“ und Teilnahme an Online-
Konsultationsverfahren 

Hohe formale 
Bildung/hohes 
politisches 
Interesse 

Niedrige formale 
Bildung/hohes 
politisches 
Interesse 

Hohe formale 
Bildung/niedriges 
politisches 
Interesse 

Niedrige formale 
Bildung/niedriges 
politisches 
Interesse 

Teilnahme 66 8 22 4 

Anmerkung: N = 285 (Subgruppe der Teilnehmer:innen). Angaben in Prozent und Werte 
gerundet 

In Abbildung 5.1 sind die Werte der Logged Representation Scale in einem 
Balkendiagramm abgetragen. Wenig überraschend und wie bereits durch die in 
Tabelle 5.6 dargestellten Ergebnisse angedeutet, sind die „üblichen Verdächtigen“ 
politischer Aktivität unter den Teilnehmer:innen überrepräsentiert (LRS = 0,24). 
Die Repräsentation nimmt ab, wenn Ressourcenausstattung respektive das poli-
tische Interesse sinken. Das Verhältnis zwischen Befragten, die entweder über 
ein hohes Bildungsniveau oder über ein hohes politisches Interesse verfügen, ist 
ähnlich. Die Verteilung bestätigt sich, wenn jeweils Bildungsniveau oder poli-
tisches Interesse betrachtet wird (LRS = 0,07 für hohe Bildung und LRS = 
0,19 für hohes politisches Interesse). Dagegen zeigt sich die Marginalisierung 
von Bürger:innen, die weder über Bildungsressourcen noch Interesse verfügen. 
Die Unterrepräsentation entspricht annährungsweise dem Faktor 4 (LRS =  −  
0,54). Zusammenfassend beschreibt die bivariate Untersuchung eine Stratifikation 
politischer Online-Partizipation entlang der Dimensionen des formalen Bildungs-
niveaus und des politischen Interesses. In erster Linie nutzen die „üblichen 
Verdächtigen“ das Internet, um Einfluss auf die politische Entscheidungsfindung 
auszuüben. Im Vergleich hierzu sinkt die (deskriptive) Repräsentation im Verfah-
ren, wenn die Ressourcenausstattung und/oder politisches Interesse abnehmen. 
Dies gilt in erster Linie für Bürger:innen mit niedrigen Bildungsressourcen.
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5.3 Die „guten Gründe“ eines allgemeinen 
Anreizmodells 

Das forschungsleitende Interesse ist dadurch gekennzeichnet, aus der Vielzahl 
der möglichen Faktoren, diejenigen zu identifizieren, die die Handlungsentschei-
dung zur Online-Partizipation beeinflussen. Im Sinne der Sparsamkeit eines 
Erklärungsmodells sind weniger die separaten Indikatoren der positiven und/ 
oder negativen Anreize relevant, sondern die (theoretisch vermuteten) latenten 
Faktoren der motivationalen Disposition, die die Teilnahme an einem Online-
Konsultationsverfahren begünstigen (oder nicht begünstigen). Empirisch stellt 
sich die Frage nach der Zuordnung der 17 Indikatoren (siehe Abschnitt 4.5.3) 
zu den Konstrukten der positiven und negativen Anreize. A priori  konnten 
sechs positive Anreize (kollektiv-politische, selektiv-prozessbezogene, selektiv-
ergebnisbezogene, moralische, soziale und expressiv-affektive Anreize) sowie 
ein negativer Anreiz identifiziert werden. Es handelt sich demnach um eine 
multidimensionale Struktur der motivationalen Disposition. Das aus der Theo-
rie intendierte Anreizmodell wird verwendet, um ein spezifisches Anreizmodell 
der politischen Online-Konsultation zu entwickeln. Hierzu wird eine explorative 
Faktorenanalyse (EFA) berechnet. 

Eine alternative Analysestrategie bietet die konfirmatorische Faktorenana-
lyse (CFA) an. Im Vergleich zur EFA handelt es sich aufgrund von modellin-
härenten Restriktionen um ein hypothesentestendes Verfahren. Die Auswahl des 
Analyseverfahrens orientiert sich an der Strenge der theoretischen Fundierung 
zur Beziehung der manifesten Variablen (Hurley et al. 1997). Wird angenommen, 
dass latente Konstrukte die Varianz der Einzelindikatoren erklären (im Sinne eines 
reflektiven Messmodells), dann handelt es sich bei der CFA um eine restriktive 
Modellschätzung der Faktorenanalyse. Dagegen ist die EFA weniger restriktiv, 
sodass ebenfalls Kreuzladungen zwischen latenten Faktoren untersucht werden 
können. Auch wenn es sich bei der EFA um ein strukturaufdeckendes Verfah-
ren handelt, ist es sinnvoll, über ein theoretisches Vorgehen zu verfügen, um die 
identifizierten Faktoren inhaltlich zu interpretieren und eine post hoc Rationalisie-
rung zu vermeiden (Hurley et al. 1997). Die Kombination von EFA und CFA auf 
der gleichen Stichprobe geht mit einem begrenzten Erkenntnisgewinn einher und 
wird dementsprechend kritisiert (Hurley et al. 1997; Fokkema und Greiff 2017). 
Da in der Forschungsliteratur kein allgemeingültiges Anreizmodell politischer 
Partizipation existiert und Studien auf eine Abweichung zwischen theoretischer 
Komplexität und Empirie der Anreizstruktur hinweisen (Rohrbach 2013; Gerl 
et al. 2018), wird eine explorative Analysestrategie gewählt.
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Unter explorativen Faktorenanalysen sind Verfahren zur Identifizierung von 
Merkmalszusammenhängen von Indikatoren zu verstehen. Dabei handelt es sich 
um Verfahren zur Aufdeckung von empirischen Dimensionen in den Daten sowie 
zur Aufdeckung beziehungsweise Reduzierung der Dimensionalität (Bortz und 
Schuster 2010, 385 ff.). Ein alternatives, ebenfalls datenreduzierendes Verfahren 
stellt die Hauptkomponentenanalyse (kurz: PCA; engl. für Principal Component 
Analysis) dar. Zwar unterliegen beide Verfahren unterschiedlichen Grundannah-
men, fallen hinsichtlich der Anwendung und der Ergebnisse aber in aller Regel 
vergleichbar aus (Edwards und Bagozzi 2000; Wolff und Bacher 2010, S. 333). 
Für die Analyse fiel die Wahl auf die explorative Faktorenanalyse aufgrund der 
inhaltlichen Überlegungen zu latenten Faktoren sowie der formalen Ähnlichkeit 
zur konfirmatorischen Faktorenanalyse (CFA). Diese drückt sich in der metho-
dischen Unterteilung von gemeinsamer und spezifischer Varianz respektive eines 
Fehlervarianzanteils aus. Die manifesten Indikatoren werden demnach nicht als 
messfehlerfrei betrachtet (Bortz und Schuster 2010, S. 427; Wolff und Bacher 
2010, 348 ff.).6 Dies führt allerdings dazu, dass eine Lösung der Faktorwerte 
mittels Maximum-Likelihood-Methode geschätzt werden muss. Im ersten Analy-
seschritt wird die Anzahl latenter Faktoren bestimmt (die Anzahl spezifischer 
Faktoren entspricht der Anzahl der Indikatoren).7 Die Extraktion der Faktoren 
folgt der Herangehensweise von Wolff und Bacher (2010), durch die Gegenüber-
stellung der Eigenwerte (aus einer unrotierten PCA) und der Ergebnisse einer 
Parallelanalyse (Bortz und Schuster 2010, S. 427–428). Bezüglich der Eigenwerte 
gilt das gängige Kaiser-Guttmann-Kriterium (Eigenwert > 1), um die Anzahl der 
Komponenten auszuwählen (Bortz und Schuster 2010, 415 ff.). 

Weil ausschließlich Indikatoren mit vollständigen Werten verwendet werden, 
verringert sich die Stichprobe auf N = 1.233. Der Anteil der Beobachtungen 
mit fehlenden Werten beträgt etwa 18 Prozent. Die Dezimierung der Stichprobe 
ist auf den paarweisen Ausschluss fehlender Werte der positiven und negativen 
Anreize zurückzuführen. Die analytische Stichprobe ist demnach eine Teilmenge 
mit gültigen Fällen aus der Gesamtstichprobe (siehe Tabelle 45 Anhang). Die

6 Unterschiede zwischen PCA und EFA zeigen sich i.d.R. entlang der Faktorladungen, wäh-
rend die Lösung der Komponenten gleich ausfällt. Die EFA gilt als konservativeres Verfahren 
zur Bestimmung der Ladungen. Unterschiede und Gemeinsamkeiten der beiden Verfahren 
werden von Wolff und Bacher 2010, S. 348–349 diskutiert. 
7 Das Kaiser-Meyer-Olkin-Kriterium (KMO) liegt im Annahmebereich (Intervall [0;1]). Der 
Bartlett-Test ist hochsignifikant (χ2 = 7169,707 p < 0,001), sodass die Nullhypothese abge-
lehnt werden kann. Zur Prüfung der Voraussetzungen, siehe Weiber und Mühlhaus 2014, 131 
ff . 
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identifizierten Faktoren auf der Grundlage der explorativen Faktorenanalyse infor-
mieren schließlich die Entwicklung eines modifizierten Anreizmodells politischer 
Online-Konsultation. Hierzu werden Mittelwertindizes berechnet und die deskrip-
tive Verteilung betrachtet. Anschließend werden theoretische Schlussfolgerungen 
für ein modifiziertes Anreizmodell diskutiert, um die Wirkungszusammenhänge 
für die weitere Analyse zu spezifizieren. 

5.3.1 Explorative Faktorenanalysen zur Identifizierung 
der Anreizstruktur 

Wie zuvor beschrieben, wird ein exploratives Vorgehen gewählt, um die Fak-
torstruktur der positiven und negativen Partizipationsanreize zu identifizieren. In 
Tabelle 5.7 sind die Eigenwerte für die ersten sieben Faktoren (entsprechend 
der theoretischen Typologisierung) dargestellt. Hiernach erfüllen lediglich die 
ersten drei Faktoren das Kriterium eines Eigenwerts > 1. Etwa 52 Prozent der 
erklärten Varianz geht auf diese drei Faktoren zurück. Basierend auf der empiri-
schen Verteilung werden bei der Parallelanalyse durch wiederholtes Ziehen von 
Zufallsdaten simulierte und gemittelte Eigenwerte berechnet. Die Eigenwerte der 
Stichprobe (i.d.R. sind die Eigenwerte der EFA aufgrund der Fehlervarianz nied-
riger als bei der PCA) werden mit den Zufallseigenwerten verglichen, um jene 
Faktoren zu identifizieren, deren Eigenwerte über den Zufallseigenwerten liegen 
(Wolff und Bacher 2010, S. 343). Hiernach erklären vier Faktoren der EFA einen 
höheren Varianzanteil als eine Zufallsanalyse – bei fünf Faktoren kehrt sich das 
Verhältnis von 0,08 (Eigenwert) zu 0,09 (Zufallseigenwert) um. 

Die gewählten Verfahren kommen demnach zu unterschiedlichen Ergebnissen 
hinsichtlich der Anzahl der zu extrahierenden Faktoren. Als Entscheidungsgrund-
lage wird die inhaltliche Interpretierbarkeit herangezogen und das Modell mit vier 
extrahierten Faktoren ausgewählt. Hiervon unabhängig ist allerdings die substan-
zielle Abweichung von den theoretischen Annahmen, die von sieben Faktoren 
ausgeht. Die theoretische Komplexität kann durch ein strukturaufdeckendes Ver-
fahren demnach nicht abgebildet werden. Dennoch findet die theoriegeleitete 
Konzeption einer allgemeinen, multidimensionalen Anreizstruktur Unterstützung 
in den Daten, wenn im nächsten Analyseschritt ein Rotationsverfahren angewandt 
wird. Aufgrund der Korrelation zwischen den Indikatoren wird eine oblique (oder 
schiefwinklige) Promaxrotation ausgewählt (Weiber und Mühlhaus 2014, S. 133; 
Bortz und Schuster 2010, S. 419). Bei der Interpretation der Faktorladungen wer-
den gängige Schwellenwerte hinzugezogen: Ob Faktorladungen als bedeutsam 
interpretiert werden, variiert innerhalb der Forschungsliteratur zwischen Werten



5.3 Die „guten Gründe“ eines allgemeinen Anreizmodells 143

von 0,3 bis 0,6 (Wolff und Bacher 2010, S. 346). Zu beachten ist, ob bedeut-
same Ladungen zwischen zwei oder mehr Faktoren (sogenannte Zwischen- oder 
Kreuzladungen) bestehen. Ein weiteres Kriterium stellen die Kommunalitäten (h2) 
als Anteil erklärter Varianz dar. Als niedrige Kommunalitäten gelten gemeinhin 
Werte ≤ 0,4 (Wolff und Bacher 2010, S. 361), bei konservativer Betrachtung 
Werte ≤ 0,5 (Weiber und Mühlhaus 2014, S. 132). Die jeweiligen Schwellen-
werte dürfen jedoch nicht über deren Subjektivität hinwegtäuschen, sodass die 
inhaltliche Interpretation ein relevantes Entscheidungskriterium bleibt. 

Tabelle 5.7 Ergebnisse der Eigenwerte aus PCA und Parallelanalyse für sieben Faktoren 

Parallelanalyse 

Faktoren Eigenwert 
PCA 

% erklärte 
Varianz 

% kumulierte 
Varianz 

Eigenwert EFA Zufalls-
eigenwert 

1 5,91 34,76 34,76 5,31 0,39 

2 1,81 10,65 45,41 1,02 0,18 

3 1,17 6,88 52,29 0,39 0,15 

4 0,94 5,53 57,82 0,22 0,12 

5 0,85 5,00 62,82 0,08 0,09 

6 0,82 4,82 67,64 0,06 0,07 

7 0,74 4,35 71,99 0,00 0,05 

Anmerkung: N = 1.233. Für die Parallelanalyse wurden Eigenwerte aus 1.000 Zufallsdaten-
sätzen simuliert (95. Perzentil) 

In Tabelle 5.8 werden die rotierten Faktorladungen und Kommunalitäten dar-
gestellt. Der erste Faktor wird durch zwei Indikatoren der kollektiv-politischen 
Anreize „persönlicher Einfluss“ und „politisch etwas verändern“, zwei Indikato-
ren der moralischen Anreize „tue ich etwas für Stadt“ sowie „Verantwortung“ 
und dem Einzelindikator der expressiven Anreize „Teil Gemeinwesen“ gekenn-
zeichnet. Die Faktorladungen sind jeweils substanziell (≥ 0,5), trotz partieller 
Zwischenladungen auf dem dritten beziehungsweise vierten Faktor. Die Kom-
munalitäten sind ebenfalls bedeutsam (h2 ≥ 0,5). Bei dem extrahierten Faktor 
handelt es sich um eine internale Disposition, die auf einer Eigen- beziehungs-
weise Selbstmotivation basiert. Gleichzeitig kann die theoretische Unterscheidung 
der Anreize, insbesondere zwischen kollektiven und moralischen Anreizen, hier 
empirisch nicht nachvollzogen werden. Ebenso ist anzumerken, dass die Fak-
torladungen der moralischen Indikatoren deutlich höher sind. Der zweite Faktor
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kennzeichnet negative Anreize. „Langweilig“, „keine Zeit“ sowie „kein Inter-
esse“ weisen substanzielle Faktorladungen (≥ 0,5) auf. Zugleich variieren die 
Kommunalitäten zwischen h2 = 0,30 und h2 = 0,60, was einen hohen Feh-
lervarianzanteil signalisiert. Die Varianz der gemeinsamen Indikatoren erscheint 
bezüglich Transaktions- und Opportunitätskosten plausibel. Ausgeschlossen wer-
den die beiden anderen negativen Anreize, die keine Zuordnung hinsichtlich 
Faktorladung und Ko mmunalität erlauben. 

Bei den beiden weiteren Faktoren handelt es sich um externale Anreize 
zur Online-Partizipation. Die Indikatoren der selektiv-ergebnisbezogenen sowie 
sozialen Anreize laden auf zwei unabhängigen Faktoren. Der dritte Faktor 
reflektiert die Indikatoren „persönliche Vorteile“ sowie „eigene Interessen“. Die 
jeweiligen Faktorladungen (≥ 0,7) sowie Kommunalitäten (h2 > 0,5) sind sub-
stanziell. Soziale Anreize kennzeichnen den vierten Faktor durch die Indikatoren 
„Freundeskreis/Familie“ und „Akzeptanz/Anerkennung“, wenngleich die Faktor-
ladungen hier niedriger ausfallen (≥ 0,4). Auch weisen die Indikatoren einen 
hohen Fehleranteil auf (h2 ≤ 0,5). Allerdings überwiegt das inhaltliche Interesse 
an einer eindeutigen Zuordnung zu einem Faktor der sozialen Anreize, zumal 
keine relevanten Zwischenladungen bestehen. Keine eindeutige Zuordnung ist 
für die Indikatoren selektiv-prozessbezogener Anreize möglich. Die Indikatoren 
„persönliche Fähigkeiten“, „Sachverstand“ und „Spaß“ weisen Faktorladungen 
(≤ 0,5) auf unterschiedlichen Faktoren auf, eine gemeinsame Varianzaufklärung 
durch ein latentes Konstrukt ist nicht gegeben. Dies spiegelt sich ebenfalls in den 
niedrigen Kommunalitäten (≤ 0,5) wider. Da weder eine empirische noch inhalt-
liche Zuordnung möglich ist, werden die drei Indikatoren für die weitere Analyse 
ausgeschlossen.8 

Zusammenfassend können folgende Schlüsse aus der Datenstruktur gezo-
gen werden: Durch das explorative Vorgehen wird eine Multidimensionalität 
der Anreizstruktur politischer Online-Partizipation offengelegt. Der erste Faktor 
kennzeichnet sowohl kollektive sowie internale Motive, um einen Anreiz zur Par-
tizipation zu erhalten. Indikatoren der kollektiv-politischen, moralischen sowie 
expressiven Anreize laden auf diesem Faktor. Der zweite latente Faktor ist durch 
negative Anreize der Partizipation charakterisiert. Der dritte Faktor kennzeichnet 
selektiv-ergebnisbezogene Anreize, im Sinne individualisierter Vorteile, die aus 
der Teilnahme resultieren. Der vierte Faktor kann unter der Bezeichnung sozialer 
Anreize subsumiert werden. Hierunter fallen Anreize aus der Akzeptanz, Aner-
kennung oder der Erwartungshaltung von Freund:innen oder Familie. Zugleich

8 Bei einer erneuten Berechnung der EFA unter Ausschluss dieser Indikatoren, bestätigt sich 
die Faktorstruktur. 
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bilden die Indikatoren der selektiv-prozessbezogenen Anreize weder einen eigen-
ständigen latenten Faktor noch ist eine Zuordnung zu weiteren Faktoren möglich, 
was zum Ausschluss aus der weiteren Analyse führt. Nachfolgend werden Mittel-
wertindizes berechnet, um einen ersten Eindruck zur Prävalenz der motivationalen 
Anreizstruktur zu erhalten. 

Tabelle 5.8 Ergebnis der promaxrotierten Faktorladungsmatrix (EFA) 

Faktor h2 

1 2 3 4 

1) Persönlicher Einfluss 0,55 0,04 0,29 0,07 0,58 

2) Politisch etwas verändern 0,58 0,02 0,24 0,00 0,54 

3) persönlichen Fähigkeiten 0,30 −0,05 0,03 0,36 0,36 

4) Sachverstand 0,45 0,06 0,28 0,12 0,48 

5) Spaß 0,10 −0,37 0,16 0,26 0,43 

6) Persönliche Vorteile −0,16 0,02 0,76 0,08 0,52 

7) Eigenen Interessen 0,17 −0,02 0,70 −0,08 0,60 

8) Tue ich etwas für Stadt 0,85 0,09 −0,04 0,11 0,68 

9) Verantwortung 0,78 0,08 −0,16 0,20 0,55 

10) Freundeskreis/Familie 0,11 −0,11 −0,09 0,58 0,41 

11) Akzeptanz/Anerkennung 0,03 0,06 0,15 0,47 0,31 

12) Teil Gemeinwesen 0,53 −0,10 −0,05 0,30 0,55 

13) Langweilig 0,18 0,81 −0,07 −0,16 0,60 

14) Keine Zeit 0,12 0,57 0,09 −0,14 0,30 

15) Sorge Daten −0,16 0,23 −0,05 0,18 0,12 

16) Kein Verbesserungsbedarf −0,24 0,18 0,08 0,10 0,11 

17) Kein Interesse −0,03 0,66 −0,02 −0,01 0,47 

Anmerkung: N = 1.233. Hervorhebung der Ladung für entsprechenden F aktor 

5.3.2 Verteilung der motivationalen Anreizstruktur 

Für die weitere Analyse werden ungewichtete Mittelwertindizes basierend auf 
der identifizierten Faktorstruktur verwendet. Die Skalierung der ursprünglichen 
Indikatoren bleibt hierdurch erhalten. Die Auswahl der jeweiligen Indikato-
ren ist sowohl durch die Faktorladung als auch sachlogischen Abwägungen
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begründet. Kritisch zu bewerten ist die Messinvarianz sowie Äquivalenz bei Mit-
telwertindizes (Davidov et al. 2014, S. 60).9 Zugleich hat jeder Indikator einen 
gleichwertigen Einfluss auf den Mittelwertindex, während die Faktorenanalyse 
unterschiedlich starke Faktorladungen identifiziert hat. 

Nachfolgend wird die univariate Verteilung der motivationalen Anreizstruk-
tur beschrieben (Tabelle 5.9). Die erste Dimension der Anreizstruktur umfasst 
kollektive, moralische und expressiv-affektive Anreize. Die Indikatoren „per-
sönlicher Einfluss“, „politisch etwas verändern“, „tue ich etwas für Stadt“, 
„Verantwortung“ sowie „Teil Gemeinwesen“ werden zu einem Mittelwertin-
dex zusammengefasst (α = 0,86). Das arithmetische Mittel beträgt 3,44 (SD 
= 0,7), was einer tendenziellen Zustimmung entspricht. Die zweite Dimension 
reflektiert selektiv-ergebnisbezogene Anreize durch die Möglichkeit, „persönli-
che Vorteile“ zu erlangen oder „eigene Interessen“ durchzusetzen (α = 0,69). 
Die mittlere Zustimmung unter den Befragten ist etwa 0,8 Skalenpunkte niedri-
ger als zu kollektiv-internalen Anreizen und beträgt 2,62 (SD 0,9) Skalenpunkte. 
Das arithmetische Mittel signalisiert eher eine Ablehnung unter den Befrag-
ten, wie bereits bei der separaten Betrachtung der Indikatoren angedeutet. 
Unter sozialen Anreizen wird ein Mechanismus sozialer Belohnung substitu-
iert. Der Index aus den Indikatoren „Freundeskreis/Familie“ und „Akzeptanz/ 
Anerkennung“ hat ein arithmetisches Mittel von 2,67 (SD 0,8). Die durchschnitt-
liche Zustimmung beziehungsweise Ablehnung ist in etwa auf dem Niveau des 
selektiv-ergebnisbezogenen Anreizes. Kritisch ist das niedrige Cronbachs α zu 
beurteilen (α = 0,48). Möglicherweise ist dies darauf zurückzuführen, dass nur 
zwei Indikatoren in die Berechnung eingeflossen sind (siehe Fußnote 4 im Kapitel 
5). 

Komplementär zu den positiven Anreizen, die durch Vorteile charakterisiert 
sind, hemmen negative Anreize die Teilnahme an Online-Partizipationsverfahren. 
Der Index beinhaltet die Indikatoren „langweilig“, „keine Zeit“ und „kein Inter-
esse“ (α = 0,67). Das Konstrukt der negativen Anreize umfasst Dispositionen, 
die aus individueller Perspektive gegen eine Teilnahme sprechen, weil das Inter-
esse an der Thematik oder die Zeit zur Teilnahme fehlt. Es handelt sich demnach 
um ein gemeinsames Konstrukt von Transaktions- und Opportunitätskosten. Das

9 Mittels EFA können factor scores berechnet werden, um gewichtete Indizes der motivatio-
nalen Anreizstruktur zu erstellen. Indikatoren mit einer stärkeren Faktorladung fließen dabei 
stärker in den jeweiligen Index ein. Allerdings wird hierdurch auch die inhaltliche Interpre-
tation erschwert: Ähnlich einer Z-Standardisierung erhalten die gewichteten Indizes einen 
normierten Mittelwert von 0. Zugleich korrelieren factor scores und Indizes stark miteinan-
der. Der Unterschied zwischen beiden ist eher „im Detail“ zu verordnen und bietet aus meiner 
Sicht keinen inhaltlichen Mehrwert, siehe beispielsweise Krause 2018, S. 241. 
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arithmetische Mittel beträgt 2,50 (SD 0,8) und zeigt, dass die Befragten den nega-
tiven Anreizen eher indifferent gegenüberstehen. Die Korrelationen zwischen den 
positiven Anreizen sind überzufällig, positiv und von mittlerer Stärke (Tabelle 
46 im Anhang). Steigt die Zustimmung zu einem positiven Anreiz, dann steigt 
auch die Zustimmung zu den anderen positiven Anreizen. Umgekehrt verhält 
es sich bei den negativen Anreizen: Wenn ein positiver Anreiz steigt, dann 
sinkt der negative Anreiz – und umgekehrt. Lediglich der Zusammenhang zwi-
schen selektiv-ergebnisbezogenen und negativen Anreizen ist gering, wenngleich 
ebenfalls statistisch signifikant. 

Tabelle 5.9 Lagemaße der Anreiztypen eines modifizierten Anreizmodells 

MW SD Min Max 

kollektiv-moralisch-affektive Anreize 3,44 0,7 1 5 

Selektiv-ergebnisbezogene Anreize 2,62 0,9 1 5 

Soziale Anreize 2,67 0,8 1 5 

Negative Anreize 2,50 0,8 1 5 

Anmerkung: N = 1.256 

5.3.3 Zusammenfassung und Diskussion der Ergebnisse 

In der Forschungsliteratur existiert kein allgemeingültiges Anreizmodell politi-
scher (Online-) Partizipation. Gleichfalls können positive und negative Anreize 
für unterschiedliche Partizipationsformen extrahiert werden. Durch diese Befunde 
informiert, wurden sieben Anreizformen eruiert und durch entsprechende Indika-
toren operationalisiert. Durch eine explorative Faktorenanalyse wurde untersucht, 
welcher Dimensionalität das Indikatoruniversum (der 17 positiven/negativen 
Anreize) unterliegt. Hierdurch konnten vier – inhaltlich als auch empirisch trenn-
scharfe – Faktoren der Anreizstruktur festgestellt werden. Auch wenn es sich 
bei der explorativen Faktorenanalyse strenggenommen nicht um ein hypothesen-
testendes Verfahren handelt, wurden a priori  Annahmen zum Zusammenhang 
zwischen den Indikatoren und einem Anreizmodell erarbeitet (Hurley et al. 1997). 
Nur partiell konnten die theoretisch formulierten Zusammenhänge durch die 
Daten bestimmt werden. 

Bürger:innen, die aus kollektiv-moralisch-affektiven Motiven partizipieren, 
beziehen einen intrinsischen Wert daraus, sich für politische Veränderung ein-
zusetzen, aus der Erfüllung eines Verantwortungs- oder Pflichtbewusstseins oder
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durch eine expressiv-affektive Verbundenheit. Es handelt sich demnach eher um 
einen kollektiven und politischen Anreiztypen und weniger um einen persönli-
chen Vorteil. Unterschiedliche Gründe können dafür verantwortlich sein, dass die 
Indikatoren auf einem gemeinsamen Faktor laden. Einerseits könnte ein Mangel 
an semantischer Trennschärfe zur Kongruenz im Antwortverhalten führen. Ande-
rerseits ist eine gemeinsame motivationale Disposition inhaltlich plausibel. So 
besteht eine gewisse Übereinstimmung zu „zweckmäßigen Anreizen“ bei Clark 
und Wilson (1961) und Wilson (1973) als „intangible rewards that derive from the 
sense of satisfaction of having contributed to the attainment of a worthwhile cau-
se“ (Wilson 1973, S. 34). Ein „lohnendes Ziel“ der Partizipation könnte dabei mit 
einem Verantwortungsbewusstsein oder einem bestimmten Selbstbild einhergehen 
und zur Partizipation motivieren. Es hat sich bestätigt, dass diese Indikatoren zu 
thematisch eindeutigen Konstrukten zusammengefasst werden können, obwohl 
theoretisch von einer analytischen Trennung auszugehen ist. 

Die stärkste Abweichung zwischen theoretischen Annahmen und explorati-
ver Analyse ist für selektiv-prozessbezogene Anreize zu konstatieren: Aufgrund 
niedriger Haupt- und hoher Zwischenladungen wurden die entsprechenden Indi-
katoren aus der weiteren Analyse ausgeschlossen. Durch die Faktorenanalyse 
konnten prozessbezogene Anreize nicht als Disposition identifiziert werden. 
Es ist nicht auszuschließen, dass Bürger:innen andere Anreize wahrnehmen, 
die im Zusammenhang mit dem Partizipationsprozess stehen. Möglicherweise 
hätten spezifischere Frageformulierungen, welche die Online-Umgebung stär-
ker einbeziehen (z. B. „Spaß einen Kommentar im Internet zu schreiben“), zu 
einer Identifizierung geführt. Der Ausschluss der Indikatoren sollte demnach 
nicht zum Ausschluss der theoretischen Mechanismen prozessbezogener Anreize 
führen. Ferner können die Annahmen bestätigt werden, dass sowohl selektiv-
ergebnisbezogene als auch soziale Anreize einen Beitrag zum Erklärungsmodell 
leisten. Beide Dispositionen werden external aktiviert, entweder durch einen indi-
viduellen Vorteil oder durch soziale Belohnung und kennzeichnen eher eine 
persönliche als eine politische Motivation. Die Anreize sind dennoch getrennt 
und unabhängig zu betrachten, da die Faktoren auf unterschiedlichen latenten 
Konstrukten laden. Ein eigenständiger Faktor ist für die negativen Anreize zu 
konstatieren, der zugleich statistisch signifikant und negativ mit den positiven 
Anreizen korreliert. Negative Anreize reflektieren Partizipationshemmnisse, die 
sich in erster Linie durch individuelle Präferenzen wie das Themeninteresse, 
Langeweile oder fehlende Zeit ausdrücken und auf eine fehlende Betroffenheit 
durch den Partizipationsgegenstand hindeuten. Da plattformspezifische Hemm-
nisse lediglich über die „Sorge um persönliche Daten“ einfließen, konnte kein 
entsprechender Faktor identifiziert werden.
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Die univariate Verteilung der positiven und negativen Anreize hat gezeigt, 
dass Bürger:innen eher Beweggründen zustimmen, die Partizipation aus kollektiv-
moralisch-affektiven Anreizen charakterisieren. Partizipation erfolgt aus der 
Vorstellung politisch etwas zu verändern, internalisierten Verantwortungs- oder 
Pflichtgefühlen sowie einer affektiven Verbundenheit zu einer Gemeinschaft. 
Externale Anreize wie individuell-materiellen Vorteilen oder sozialer Beloh-
nung spielen dagegen eine untergeordnete Rolle. Ferner stimmen Bürger:innen 
durchschnittlich den negativen Anreizen eher nicht zu. 

Insgesamt markiert die Ablehnung selektiv-prozessbezogener Anreize eine 
Abweichung von vorherigen Studien der Online-Konsultation (Aitamurto et al. 
2017; Font et al. 2021). Die Komplexität des vormals intendierten Anreizmo-
dells, insbesondere an den Anreiztypen des General Incentive Models angelehnt, 
wurde durch die Daten nicht bestätigt. Dies kann auf unterschiedliche Ursa-
chen zurückgeführt werden: In den Grundstudien von Seyd und Whiteley (1992) 
werden die Dimensionen der positiven und negativen Anreize ausschließlich theo-
retisch abgeleitet, allerdings keiner empirischen Überprüfung unterzogen. Dies 
gilt auch für spätere Studien (Seyd und Whiteley 1992; Pattie et al. 2003; Whi-
teley et al. 1994a) sowie die deutschen Parteimitgliederstudien (Klein 2006; 
Hoffmann und Springer 2019). Wird die Dimensionalität des Anreizmodells 
empirisch überprüft, weichen die Ergebnisse von der theoretischen Komplexi-
tät ab (Rohrbach 2013; Gerl et al. 2018). Beispielsweise extrahieren Gerl et al. 
(2018) mittels Hauptkomponentenanalyse drei positive (ideologische, selektiv-
prozessbezogene und selektiv-ergebnisbezogene) Anreize, die durch das GIM 
theoretisch gedeckt sind. Rohrbach (2013) muss aufgrund der Modellgüte das 
Messmodell des GIM ablehnen. Nach der Modelmodifikation bilden moralische 
und soziale Anreize (Rohrbach nutzt das Wording der altruistischen und normati-
ven Anreize) einen gemeinsamen Faktor ab, expressive Anreize werden teilweise 
den selektiv-prozessbezogenen Anreizen zugeordnet. Die Untersuchung positiver 
und negativer Anreizstrukturen in unterschiedlichen Stichproben führt demnach 
zu unterschiedlichen Ergebnissen bezüglich der Faktorstruktur. In Abschnitt 5.6 
werden die extrahierten Faktoren mittels konfirmatorischer Faktorenanalyse an 
der Stichprobe aus der Nachbefragung erneut überprüft, um die Befunde zu 
validieren. 

Trotz der Diskrepanz zur erwarteten theoretischen Komplexität ist die 
Anschlussfähigkeit zu Anreizmodellen in der Forschungsliteratur hervorzuhe-
ben. Die stärkste Übereinstimmung besteht dabei zu Clark und Wilson (1961), 
die „zweckmäßige“, „materielle“ und „solidarische“ Anreize identifizieren. Fer-
ner besteht Kongruenz zu den „Gratifikationen“ bei Schlozman et al. (1995). 
Eine Abgrenzung ist insbesondere bei der Differenzierung zwischen kollektiven,
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moralischen und expressiven Anreizen festzustellen (Opp 2001; Aitamurto et al. 
2017). Um die gemeinsame motivationale Disposition dieser Anreize zu kenn-
zeichnen, schlage ich in Anlehnung an Schlozman et al. (1995) den Begriff der 
gemeinwohlorientierten Anreize vor. Hierdurch wird sowohl die kollektive als 
auch politische Charakteristik des Anreiztypens berücksichtigt. Unabhängig hier-
von sind selektiv-ergebnisbezogene Anreize und soziale Anreize zu nennen, die 
ein individuelles oder persönliches Motiv der Partizipation kennzeichnen. Ein 
latentes Konstrukt negativer Anreize konnte ebenfalls identifiziert werden und 
komplementiert die Anreizstruktur. Ein geringeres Interesse am Partizipations-
thema geht einher mit einer geringeren Bereitschaft, Zeit für Partizipation zu 
investieren und einem stärkeren Gefühl der Langeweile. 

5.3.4 Schlussfolgerung für ein empirisch modifiziertes 
Anreizmodell 

Das modifizierte Anreizmodell basiert auf vier distinkten Anreiztypen: Gemein-
wohlorientierten, selektiv-ergebnisbezogenen, sozialen und negativen Anreizen. 
Der intendierte Wirkungszusammenhang zur Erklärung politischer Online-
Partizipation aus Abschnitt 3.3 wird nun entsprechend den Erkenntnissen aus 
dem vorherigen Kapitel spezifiziert. 

Prävalenzhypothese 
Entsprechend der Prävalenzhypothese (H1) ist davon auszugehen, dass mit 
hoher formaler Bildung und starkem politischen Interesse die Prävalenz positiver 
Anreize steigt und die Zustimmung zu negativen Anreizen sinkt. Die Sozialisa-
tion spielt eine vermittelnde Rolle beim Aufbau von Bildungsressourcen. Durch 
den Aufbau von Bildungsressourcen werden partizipationsrelevante Fähigkeiten 
erlernt, sodass Vorteile kostengünstiger erzielt werden können und Nachteile bei 
der Nutzenkalkulation schwächer einfließen. Zusätzlich sind Bürger:innen, die 
sich für Politik im Allgemeinen interessieren, auch eher über Politik informiert, 
haben eher Kenntnisse über politische Zusammenhänge und weisen eine höhere 
politische Kompetenz auf (siehe Abschnitt 3.2.1 und Abschnitt 3.3.2). In der Kon-
sequenz sinkt der kognitive Aufwand zur Realisierung von Partizipationsvorteilen 
und sinkt die Wahrnehmung von Transaktionskosten. Des Weiteren können Unter-
schiede in der Prävalenz der Anreiztypen auf unterschiedliche Wertorientierungen 
zurückgeführt werden. Hiernach besteht ein hierarchisches Verhältnis zwischen 
den Partizipationsanreizen. Nach Maslow (1943) und Inglehart (1977) könnte 
es sich bei gemeinwohlorientierten und sozialen Anreizen um die Befriedigung
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postmaterialistischer Bedürfnisse handeln. Die grundlegenden (ökonomischen) 
Bedürfnisse statushoher Bürger:innen sind eher erfüllt, sodass untergeordnete 
postmaterielle Ziele durch die Partizipation verfolgt werden (Seyd und Whiteley 
1992, S. 66). Dagegen sollten Bürger:innen, die nicht über hohe Bildungsressour-
cen verfügen, eher eine Positionsverbesserung im Sinne materialistischer Ziele 
verfolgen. Selektiv-ergebnisbezogene Anreize können hierbei als niederschwel-
lige Anreize betrachtet werden, um individuelle Vorteile aus der Partizipation 
zu erhalten, die als Vergütung oder Entschädigung fungieren. Folglich üben Bil-
dungsressourcen und das politische Interesse einen schwächeren Effekt auf die 
Wahrnehmung des Vorteils aus, wovon politisch unterrepräsentierte Bevölke-
rungsgruppen profitieren. Soziale Anreize als ein Bedürfnis sozialer Belohnung 
sind ebenfalls als postmaterialistisch einzuschätzen, die eher von statushohen 
Bürger:innen verfolgt werden und einer ähnlichen Stratifikation wie gemein-
wohlorientierten Anreizen unterliegen. Zugleich sind Bürger:innen mit hohen 
Bildungsressourcen eher in sozialen Netzwerken integriert, was eine soziale 
Belohnung stärker unterstützt. Schließlich nehmen die „üblichen Verdächtigen“ 
die negativen Anreize weniger stark wahr, da Bildungsressourcen und politisches 
Interesse den kognitiven Aufwand zur Teilnahme verringern. Differenzen sind 
auch darauf zurückzuführen, dass diese Gruppe am ehesten über Partizipationser-
fahrung verfügt. Diese vorherige Erfahrung hat einen Einfluss darauf, dass die zu 
investierende Zeit und der kognitive Aufwand (respektive Langeweile), weniger 
stark als Beteiligungshemmnis wahrgenommen werden. Zusätzlich ist es möglich, 
dass das Themeninteresse beziehungsweise ein Bewusstsein für die individu-
elle Betroffenheit durch den Beteiligungsgegenstand des Partizipationsverfahrens 
stärker innerhalb dieser Gruppe ausgeprägt ist. Die Prävalenzhypothese kann 
entsprechend der Anreiztypen in vier Unterhypothesen spezifiziert werden: 

H1.a: Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und hohem politischen Interesse, 
stimmen gemeinwohlorientierten Anreizen stärker zu als Bürger:innen mit 
niedriger formaler Bildung und/oder niedrigem politischen Interesse. 

H1.b: Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung stimmen selektiv-
ergebnisbezogenen Anreizen stärker zu als Bürger:innen mit hoher 
formaler Bildung. 

H1.c: Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und hohem politischen Inter-
esse, stimmen sozialen Anreizen stärker zu als Bürger:innen mit niedriger 
formaler Bildung und/oder niedrigem politischen Interesse. 

H1.d: Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und hohem politischen Interesse, 
stimmen negativen Anreizen schwächer zu als Bürger:innen mit niedriger 
formaler Bildung und/oder niedrigem politischen Interesse.
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Wenn Bürger:innen unabhängig von den „üblichen Verdächtigen“ von Partizipa-
tionsanreizen profitieren, könnte dies einen Hinweis zur Mobilisierung politisch 
unterrepräsentierter Gruppen andeuten. Nachfolgend ist zu überprüfen, ob die 
Prävalenz tatsächlich zur Partizipation motiviert. 

Anreizhypothese 
Der zweite Schritt der Wirkungsanalyse untersucht den Zusammenhang zwischen 
der Prävalenz positiver und negativer Anreize und die Teilnahmewahrscheinlich-
keit an politischen Online-Konsultationsverfahren (Anreizhypothese H2). Allge-
mein ist davon auszugehen, dass die Partizipationswahrscheinlichkeit umso höher 
ist, je stärker die Prävalenz zu positiven Anreizen ausfällt. Umgekehrt sinkt die 
Partizipationswahrscheinlichkeit umso stärker, je höher negative Anreize wahr-
genommen werden. Zur wichtigsten Erkenntnis zählt bisher, dass Bürger:innen 
unterschiedliche Anreize zur Partizipation antizipieren, es handelt sich dem-
nach mitnichten um ein uni-, sondern multidimensionales latentes Konstrukt. An 
den intendierten Wirkungszusammenhängen sollte sich prinzipiell dennoch nichts 
verändern. Die unterschiedlichen Anreize – gemeinwohlorientierte, selektiv-
ergebnisbezogene, soziale und negative Anreize – basieren auf internal oder 
external motivierten Vorteilen respektive Nachteilen als Konsequenz aus einer 
Partizipationshandlung. Aus einer internalen Motivation resultiert Partizipation 
aus einem kollektiven Interesse, aus einem bürgerlichen Verantwortungs- sowie 
Pflichtbewusstsein oder einer expressiv-affektiven Gefühlsbindung. Selektiv-
ergebnisbezogene Anreize charakterisieren individualisierte Vorteile, die mit 
einer Positionsverbesserung einhergehen. Soziale Anreizen basieren auf sozialen 
Belohnungs- oder Sanktionierungsmechanismen durch Freund:innen, Familien 
und anderen relevanten Personenkreisen. Bei selektiv-ergebnisbezogenen und 
sozialen Anreizen handelt es sich demnach um external aktivierte Vorteile. Unter 
negativen Anreizen wurden Partizipationsbarrieren identifiziert, die ein gemein-
sames Konstrukt von Transaktions- und Opportunitätskosten subsumieren und 
kognitive (Langeweile und Themeninteresse) sowie ressourcenbasierende (Zeit) 
Faktoren beinhalten. Die gemeinsame Varianz weist auf eine individuelle Betrof-
fenheit durch die Partizipation hin, und wer weniger betroffen ist, dürfte auch 
weniger motiviert sein an Konsultationsverfahren teilzunehmen. 

Das Internet könnte wiederum die Bedingungen zur Prävalenz der unter-
schiedlichen Anreize und in der Konsequenz die Partizipationswahrscheinlichkeit 
beeinflussen: Da die Vorteile durch die orts- und zeitunabhängige Partizipation 
mit einem geringeren Ressourceneinsatz verbunden sind, sollte die Antizipa-
tion der Vorteile unabhängig von strukturellen oder kognitiven Faktoren sein,
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sodass jenseits der „üblichen Verdächtigen“ alle Bürger:innen von positiven Par-
tizipationsanreizen profitieren. Ein vergleichbarer Mechanismus ist auch für die 
negativen Anreize anzunehmen: Die Bedeutung des Faktors Zeit könnte ebenso 
abnehmen, wie der niederschwellige Zugang zu Informationen durch das Inter-
net zunimmt (Boulianne 2009), sodass der Einfluss der Opportunitätsstruktur 
sinkt. Umgekehrt muss die Online-Partizipation unterschiedliche (und je nach 
Anreiztyp variierende) Bedingungen erfüllen: Bezüglich gemeinwohlorientier-
ter Anreize, muss ein Online-Konsultationsverfahren als eine Beteiligungsform 
wahrgenommen werden, um gesellschaftliche Verantwortungs- oder expressiv-
affektive Bindungsgefühle zu realisieren. Unabhängig vom tatsächlichen Ergebnis 
des Beteiligungsverfahrens soll durch die Teilnahme eine innere Befriedigung bei 
der Wahrnehmung demokratischer Verantwortung oder die Zufriedenheit, einen 
persönlichen Beitrag zur Gemeinschaft geleistet zu haben, erreicht werden. Da 
der Anreiz eine Komponente der kollektiven Verbesserung beinhaltet, unterliegt 
dieser tendenziell einer Trittbrettfahrer:in-Logik und in der Konsequenz einer 
defizitären Handlungsmotivation. Für selektiv-ergebnisbezogene Anreize ist rele-
vant, dass es sich um einen individuellen Nutzen handelt, der ausschließlich bei 
der Partizipation erzielt wird. Es ist allerdings zu überprüfen, ob die erzielten 
Vorteile die antizipierten Teilnahmekosten übersteigen. Insbesondere dann, wenn 
keine direkten (wie bei einer monetären Vergütung), sondern indirekte materielle 
Vorteile erzielt werden können, weil Partikularinteressen durch das Partizipations-
verfahren platziert werden. Eine wesentliche Rolle bei der Antizipation von sozia-
len Anreizen dürfte spielen, ob Belohnungs- oder Sanktionierungsmechanismen 
aus der Alltagserfahrung in die Online-Umgebung übertragen werden können. 
Während Belohnungssysteme beispielsweise bei sozialen Medien gezielt aktiviert 
werden (Montag 2022), unterliegen Online-Konsultationsverfahren gegebenen-
falls variierenden Bedingungen. So stellt sich die Frage nach der Anonymität der 
Teilnahme respektive der individuellen Zurechnung der Teilnahme als Strukturbe-
dingung, um soziale Belohnung zu erzielen. Alles in allem sollten alle positiven 
Anreize einen positiven Einfluss auf die Partizipation ausüben, während nega-
tive Anreize als Partizipationshindernis fungieren. Die Anreizhypothesen werden 
entsprechend spezifiziert: 

H2.a Je höher die Prävalenz gemeinwohlorientierter Anreize, desto höher die 
Wahrscheinlichkeit der Online-Partizipation. 

H2.b Je höher die Prävalenz selektiv-ergebnisbezogener Anreize, desto höher die 
Wahrscheinlichkeit der Online-Partizipation. 

H2.c Je höher die Prävalenz sozialer Anreize, desto höher die Wahrscheinlichkeit 
der Online-Partizipation.
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H2.d Je höher die Prävalenz negativer Anreize, desto niedriger die Wahrschein-
lichkeit der Online-Partizipation. 

Strukturhypothese 
Die Anschlussfähigkeit zur Diskussion des Mobilisierungspotenzials politischer 
Online-Partizipation wird einerseits dadurch hergestellt, dass divergierende Wir-
kungszusammenhänge entlang von Bildungsressourcen und politischem Inter-
esse diskutiert werden. Andererseits sollte sich entsprechend der Strukturhy-
pothese (H3) zeigen, dass weiterhin die „üblichen Verdächtigen“ in Online-
Konsultationsverfahren überproportional repräsentiert sind. Die Hypothese bleibt 
unverändert. Das in Abschnitt 3.3 adaptierte Schaubild nach Niedermayer (1989, 
2009) wird nunmehr entlang der identifizierten Anreiztypen modifiziert (Abbil-
dung 5.2). Hieraus ergibt sich eine Spezifizierung der in Abschnitt 3.3.2 abge-
leiteten Wirkungszusammenhänge. Zusammenfassend wird angenommen, dass (I) 
die Prävalenz der Anreizstruktur entlang von Bildungsressourcen und politischem 
Interesse variiert (Prävalenzhypothesen); (II) die Prävalenz einen Einfluss auf die 
Partizipation ausübt (Anreizhypothesen) und (III) die „üblichen Verdächtigen“ in 
Online-Konsultationsverfahren überrepräsentiert sind (Strukturhypothese). 

Abbildung 5.2 Postulierte Wirkungszusammenhänge eines modifizierten Anreizmodells
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5.4 Die sozialstrukturelle Verankerung eines 
modifizierten Anreizmodells 

Im Anschluss an die Modifizierung des Anreizmodells wird der Zusammenhang 
zu Bildungsressourcen und politischem Interesse der „un-/üblichen Verdächtigen“ 
mittels bivariater und multipler linearer Regression überprüft (Prävalenzhypothe-
sen). Für die weitere Analyse werden die ungewichteten Mittelwertindizes auf der 
Grundlage des modifizierten Anreizmodells verwendet (siehe Abschnitt 5.3.2). 
Da die Analysen nun unter Kontrolle weiterer Variablen erfolgt, reduziert sich 
die Stichprobe auf N = 1.131 (listenweise Ausschluss fehlender Werte). Die Ver-
teilung der soziodemografischen Merkmale ist in Tabelle 5.10 dargestellt (zur 
detaillierten Verteilung der zentralen Variablen siehe Tabelle 47 bis Tabelle 52 
im Anhang). Die analytische Stichprobe ist zugunsten der Hochgebildeten ver-
zerrt. Über 78 Prozent der Befragten verfügen über eine hohe formale Bildung 
(etwa ein halber Prozentpunkt höher als in der ursprünglichen Stichprobe). Männ-
liche und weibliche Befragte sind annähernd gleichverteilt. Befragte zwischen 50 
und 64 Jahren sind im Vergleich zur Grundgesamtheit über- und Befragte über 
65 Jahren unterrepräsentiert (siehe Abschnitt 4.3). 

Tabelle 5.10 Verteilung 
soziodemografischer 
Merkmale in der 
analytischen Stichprobe 

Analytische Stichprobe 

Geschlecht 

Weiblich 50,4 

Männlich 49,6 

Alterskategorien 

18-29 17,3 

30-49 35,8 

50-64 28,4 

>65 18,5 

Formale Bildung 

Niedrig 8,1 

Mittel 13,3 

Hoch 78,6 

Anmerkung: N = 1.131. Anteil in Prozent und Werte gerun-
det
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5.4.1 Prävalenz positiver und negativer Anreize 

Es ist vorerst zu überprüfen, ob die Prävalenz der positiven und negativen 
Anreize entlang formaler Bildung und politischem Interesse variiert. Die „üb-
lichen Verdächtigen“ sollten (mit Ausnahme selektiv-ergebnisbezogener Anreize) 
eine höhere Prävalenz der positiven Anreize vorweisen als die Vergleichsgruppen, 
da die Bürger:innen dieser Gruppe am ehesten einen Vorteil aus den Beweggrün-
den ziehen. Im Gegensatz dazu sollte die Wahrnehmung negativer Anreize in 
dieser Bevölkerungsgruppe schwächer ausfallen. 

Unter allen Befragten der analytischen Stichprobe ist die Zustimmung zu 
gemeinwohlorientierten Anreizen am höchsten (trotz listenweisem Ausschluss 
fehlender Werte sind die Differenzen zur Gesamtstichprobe marginal, siehe 
Abschnitt 5.3.2). Im Mittel beträgt die Zustimmung 3,47 Skalenpunkte (Tabelle 
5.11). Selektive und soziale Anreize variieren um die mittlere Antwortkategorie, 
sodass eine Indifferenz der Befragten naheliegt. Im Mittel stimmen Bürger:innen 
den negativen Anreizen mit MW = 2,50 (SD = 0,8) eher weniger zu. 

Tabelle 5.11 Lagemaße der Anreiztypen in der analytischen Stichprobe 

MW SD Min Max 

Gemeinwohlorientierte Anreize 3,47 0,7 1 5 

Selektiv-ergebnisbezogene Anreize 2,63 0,9 1 5 

Soziale Anreize 2,66 0,8 1 5 

Negative Anreize 2,50 0,8 1 5 

Anmerkung: N = 1.131 

Weiterhin ist der Anteil unter Befragten, die die zentralen Merkmale der „üb-
lichen Verdächtigen“ teilen, mit über 44 Prozent hoch (Tabelle 49 im Anhang). 
Drei Viertel der Befragten haben ein hohes formales Bildungsniveau. Etwa 9,5 
Prozent der Befragten verfügen über niedrige Bildungsressourcen, interessieren 
sich aber für Politik, während bei knapp 12 Prozent weder Bildungsressourcen 
noch politisches Interesse zu verzeichnen sind. 

Überzufällige Gruppenunterschiede für die Prävalenz der Anreize kön-
nen für gemeinwohlorientierte (F = 26,68***; η2 = 0,07) und selektiv-
ergebnisbezogene Anreize (F = 4,75**; η2 = 0,01) sowie negative Anreize
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(F = 9,176***; η2 = 0,02) festgestellt werden.10 Zur besseren Übersicht wur-
den die gruppierten Mittelwerte und +/− einer Standardabweichung visualisiert 
(Abbildung 5.3). Bezüglich gemeinwohlorientierter Anreize sind die Differen-
zen vernachlässigbar, wenn Befragte über eine hohe formale Bildung und/oder 
über politisches Interesse verfügen. Gruppenunterschiede sind auf Bürger:innen 
zurückzuführen, die nicht über Bildungsressourcen oder Interesse verfügen (siehe 
zusätzlich Tabelle 54 im Anhang). Innerhalb dieser Gruppe beträgt die mitt-
lere Zustimmung 3 Skalenpunkte und ist damit etwa einen halben Skalenpunkt 
niedriger als in den Vergleichsgruppen. Die höchste Zustimmung zu selektiv-
ergebnisbezogenen Anreizen ist für Bürger:innen zu konstatieren, die über eine 
hohe formale Bildung verfügen, aber politisch desinteressiert sind. Innerhalb die-
ser Gruppe beträgt die mittlere Zustimmung 2,75 Skalenpunkte. Bürger:innen 
ohne partizipationsrelevante Ressourcenausstattung oder Interesse nehmen nega-
tive Anreize am stärksten wahr. Die durchschnittliche Zustimmung in dieser 
Gruppe liegt bei 2,7 und damit rund einen halben Skalenpunkt höher als bei den 
Befragten, die ein hohes politisches Interesse angeben. Das bedeutet, dass nega-
tive Anreize weniger mit der Ressourcenausstattung korrespondieren und stärker 
vom politischen Interesse abhängen. So nehmen Bürger:innen mit niedrigen Bil-
dungsressourcen und hohem Interesse die negativen Anreize am geringsten wahr 
(MW = 2,30). 

Teilweise können statistisch signifikante Korrelationen zwischen den analyti-
schen Gruppen (Bildungsressourcen/politisches Interesse) sowie der Anreizstruk-
tur und den Kontrollvariablen aus dem CVM konstatiert werden (Tabelle 55 
und Tabelle 56 im Anhang). Im Vergleich zu allen anderen Befragten besteht 
eine negative Assoziation zwischen niedrigen Bildungsressourcen und der durch-
schnittlichen Internetnutzung. Ein Zusammenhang ist für weibliche Befragte und 
der Zugehörigkeit zur Gruppe mit hoher formaler Bildung und niedrigem politi-
schen Interesse feststellbar. Demgegenüber besteht ein positiver Zusammenhang 
zwischen männlichen Befragten und der Gruppe mit hoher formaler Bildung und 
hohem politischen Interesse. Mit dieser Gruppe korreliert auch die politische 
Selbstwirksamkeit positiv und substanziell (r = 0,51; p < 0,05). Dagegen ist 
dieser Zusammenhang für Bevölkerungsgruppen negativ, die sich nicht für Poli-
tik interessieren (unabhängig vom formalen Bildungsniveau). Die Internetnutzung 
ist positiv mit gemeinwohlorientierten und selektiven Anreizen assoziiert. Zusam-
menhänge zum Geschlecht können dagegen nicht festgestellt werden. Mit einer

10 Als Zusammenhangsmaß wurde Eta Quadrat (η2) berechnet. Grundlage für die Methoden-
auswahl ist das Skalenniveau der Variablen. Hier und im weiteren Verlauf gilt: * p ≤ 0,05; 
** p ≤ 0,01; *** p ≤ 0,001. Die Dokumentation findet sich in Tabelle 53 im Anhang. 
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Ausnahme korrelieren die Indikatoren der politischen Involvierung positiv mit 
allen positiven Anreiztypen. Dagegen sind negative Zusammenhänge zwischen 
der politischen Involvierung und negativen Anreizen zu beobachten. Korrelatio-
nen zwischen negativen Anreizen und der Internetnutzung sowie Geschlecht sind 
statistisch nicht signifikant. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Prävalenz der positiven und negativen Anreize 
zwischen den Gruppen mit Bildungsressourcen oder starkem politischen Interesse 
vernachlässigbar variiert. Die Mittelwerte streuen vergleichbar zwischen allen 
Gruppen. Zugleich zeigt sich innerhalb der Gruppen eine stärkere Heteroge-
nität als erwartet: Teilsegmente in der Gruppe der Bürger:innen mit niedrigen 
Bildungsressourcen und geringem Interesse stimmen durchaus den positiven Par-
tizipationsanreizen zu, wenngleich das Niveau unterhalb der Vergleichsgruppen 
verbleibt (+ eine Standardabweichung). Gruppenunterscheide sind am ehesten 
für gemeinwohlorientierte Anreize zu konstatieren. Evident sind die Unterschiede 
für Bürger:innen, die weder über Bildungsressourcen noch entsprechendes Inter-
esse verfügen.11 Ferner zeigen sich Unterschiede in der Wahrnehmung negativer 
Anreize. Nicht alle Bürger:innen nehmen gleichermaßen ein Interesse am Partizi-
pationsgegenstand wahr oder sind gewillt Zeit, für die Partizipation zu investieren. 
Ferner besteht kein wesentlicher Unterschied in der Rangfolge der Prävalenz zu 
positiven oder negativen Anreizen. Wenngleich die Prävalenz partiell variiert, sind 
zielgruppenspezifische Anreize nicht zu erkennen. Der nächste analytische Schritt 
ist die Überprüfung der Hypothesen unter Kontrolle von Drittvariablen.

11 Diese Feststellung wird unterstrichen, wenn man den Anteil der Befragten betrachtet, die 
den Anreizen zustimmen oder sehr zustimmen. Der Anteil der Befragten mit hoher formaler 
Bildung und/oder politischem Interesse, der den gemeinwohlorientierten Anreizen zustimmt 
oder sehr zustimmt, liegt zwischen 31 Prozent und 37 Prozent. Demgegenüber stimmen 
lediglich 11 Prozent der Befragten aus der Gruppe ohne entsprechende Bildungsressourcen 
oder politischem Interesse zu oder sehr zu. 
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5.4.2 Bivariate und multiple lineare Regressionsanalyse 

Entsprechend der extrahierten Dimensionen der Anreizstruktur zur politischen 
Online-Konsultation, werden vier separate Hauptmodelle mittels multipler linea-
rer Regression geschätzt (Wolf und Best 2010; Kühnel und Krebs 2014, 506 ff.). 
Methodisch ist von einem linearen Zusammenhang zwischen den Prädiktoren 
und den abhängigen Variablen der positiven und negativen Anreize auszugehen. 
Analytisch werden die Anreiztypen endogenisiert (siehe 5.3.4). Als Effektkoeffi-
zienten werden die unstandardisierten b-Koeffizienten berichtet. Die Auswahl der 
Drittvariablen erfolgt auf der Grundlage des CVMs. Aufgrund des Erhebungs-
designs ist die statistische Kontrolle des Erhebungskontextes naheliegend, um 
aggregierte Niveauunterschiede zu modellieren. Hierfür wird die Referenzkate-
gorie Hamburg-Altona mit der höchsten Zellbesetzung gewählt. Die Aufnahme 
ist demnach methodisch und nicht inhaltlich begründet. Effektkoeffizienten zei-
gen aggregierte Niveauunterschiede zwischen den Kontexten an. Wird lediglich 
der gerichtete Zusammenhang zwischen den Gruppen und der Prävalenz der 
Anreize geschätzt (Modell 1.1, 2.1, 3.1 und 4.1), entspricht die Konstante dem 
arithmetischen Mittel der Referenzgruppe der „üblichen Verdächtigen“. Negative 
respektive positive Effektkoeffizienten sind ein Indiz für soziale Selektionsme-
chanismen entsprechend der Kontrastierung von formalem Bildungsniveau und 
politischem Interesse. Die Diskussion der Modelle bezieht sich auf Tabelle 5.12.12 

12 Entlang des gängigen Kriteriums der empirischen Sozialwissenschaften wurde eine Irr-
tumswahrscheinlichkeit von fünf Prozent, in der Abstufung der p-Wert von ≤ 0,05; ≤ 0,01 
und ≤ 0,001 ausgewählt. Interpretiert werden allerdings auch Effektstärken mit einem p-Wert 
von ≤ 0,1. Die Modelle wurden auf Anwendungsvoraussetzungen überprüft, dazu zählen 
Multikollinearität, Varianzhomogenität, Normalverteilung der Residuen und Unkorreliert-
heit der Residuen, siehe Diaz-Bone 2019, 202 ff. Die Bedingungen sind für alle Modelle 
hinreichend erfüllt. 
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Die Modelle 1.1 und 1.2 bestätigen teilweise die Prävalenzhypothese (H1a). 
Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung und niedrigem politischen Inter-
esse äußern im Vergleich zur Referenzgruppe eine schwächere Zustimmung zu 
gemeinwohlorientierten Anreizen. Der Effekt ist bei Hinzunahme der Drittvaria-
blen statistisch signifikant und substanziell. Konkret zeigt das Modell (1.2), dass 
die Prävalenz um 0,3 Skalenpunkte für diese Gruppe (im Vergleich zur Referenz-
kategorie) sinkt. Auch für Bürger:innen, die über eine niedrige formale Bildung 
und über ein hohes politisches Interesse verfügen, können Unterschiede zur Refe-
renzgruppe festgestellt werden. Allerdings heben sich diese Unterschiede auf, 
wenn das Modell um weitere Indikatoren der Ressourcenausstattung und politi-
scher Involvierung erweitert wird. Hieraus lässt sich schlussfolgern, dass sowohl 
die partizipationsrelevante Ressourcenausstattung als auch die politische Involvie-
rung einen positiven Einfluss auf die Prävalenz gemeinwohlorientierter Anreize 
ausüben. Die Relevanz der Drittvariablen wird durch den Anstieg der erklärten 
Varianz unterstrichen. Der Anteil steigt von etwa 6 Prozent auf knapp 19 Prozent 
(adjustiertes R2). 

Annahmen zur Ausdifferenzierung von selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen 
zeigen sich nicht entsprechend der Hypothese (H1.b). Im Gegenteil: Befragte, 
die sich nicht für Politik interessieren, aber über hohe Bildungsressourcen verfü-
gen, stimmen selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen etwa 0,1 Skalenpunkte stärker 
zu als die Referenzgruppe. Unter Kontrolle der Drittvariablen ist der Effektko-
effizient zwar weiterhin positiv, jedoch nicht statistisch signifikant (p = 0,14). 
Gruppenunterschiede bezüglich Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung/ 
niedrigem politischen Interesse bestehen im bivariaten Zusammenhang. Dabei 
sinkt die Prävalenz für diese Gruppe um −0,1 Skalenpunkte. Weitere Unter-
schiede konnten nicht festgestellt werden. Der Anteil erklärter Varianz ist mit 
ca. 5 Prozent als gering einzuschätzen. Ferner zeigt sich zwar eine negative 
und statistisch signifikante Assoziation zwischen niedrigen Bildungsressourcen 
sowie schwachem politischen Interesse und der Prävalenz sozialer Anreize (H1.c), 
bei Hinzunahme der Kontrollvariablen in Modell 3.2 hebt sich diese allerdings 
auf. Varianz in der Prävalenz sozialer Anreize kann durch die Kontrastierung 
zwischen formaler Bildung und politischem Interesse nicht erklärt werden. Im 
Gesamtmodell beträgt der Anteil erklärter Varianz etwa 4 Prozent. Insgesamt 
können die Ergebnisse des Schätzmodells lediglich geringfügig dazu beitragen, 
Gruppenunterschiede in der Prävalenz unterschiedlicher Partizipationsgründe zu 
erklären.
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Der Effekt der Kontrollvariablen auf die positiven Anreize zeigt sich über 
alle Modelle als überwiegend robust und substanziell. Internetspezifische Res-
sourcen haben einen positiven Einfluss auf die Prävalenz gemeinwohlorientierter 
und selektiv-ergebnisbezogener Anreize. Geschlechterunterschiede konnten dage-
gen nicht festgestellt werden. Die Ergebnisse unterstützen die vorherigen Befunde 
(siehe Abschnitt 5.4.1), dass gemeinwohlorientierte Anreize und partiell selektiv-
ergebnisbezogene Anreize einer stärkeren strukturellen Einbindung unterliegen, 
während soziale Anreize keiner sozioökonomischen oder -demografischen Aus-
differenzierung folgen. Relevant sind allerdings die weiteren Indikatoren der 
politischen Involvierung aus dem CVM. Bürger:innen, die Partizipation als wich-
tig erachten, stimmen allen drei positiven Anreizen stärker zu. Ferner beeinflusst 
die internale politische Selbstwirksamkeit die Zustimmung zu gemeinwohlori-
entierten Anreizen statistisch signifikant. Bürger:innen die einen Vorteil aus 
gemeinwohlorientierten Anreizen ziehen, nehmen an, dass Partizipation einen 
Unterschied auf die politische Entscheidungsfindung ausübt. Der Effekt die-
ser internen Kontrollüberzeugung kann für die weiteren positiven Anreize nicht 
beobachtet werden, was die theoretische Interpretation eher unterstützt. Die 
Wahrnehmung der Partizipationsvorteile steigt allerdings, wenn Bürger:innen das 
politische System für responsiv halten. Im Umkehrschluss zeigt dieser Befund, 
dass Bürger:innen, die dem politischen System kritischer gegenüberstehen, eine 
geringere Partizipationsmotivation aufweisen. Auf diese Beobachtung werde ich 
in der Zusammenfassung der Ergebnisse nochmals eingehen. Ein Zusammenhang 
zwischen der sozialen Integration in Netzwerken und positiven Partizipations-
gründen konnte nicht festgestellt werden. Bürger:innen, die sich in Vereinen oder 
Organisationen engagieren, unterscheiden sich in der Prävalenz nicht von ande-
ren Bürger:innen in der Stichprobe. Dabei wäre ein Zusammenhang zu sozialen 
Anreizen durchaus plausibel: Wer stärker in sozialen Netzwerken integriert ist, hat 
nicht nur eine höhere Chance zur politischen Mobilisierung. Der Mechanismus 
„gefragt werden“ könnte mit einer höheren Prävalenz sozialer Anreize einherge-
hen. Die Effektrichtung des Koeffizienten unterstützt zwar diese Annahme, ist 
mit p = 0,20 statistisch allerdings nicht signifikant.



5.4 Die sozialstrukturelle Verankerung eines … 163

Hypothese H1.d vermutet einen Zusammenhang zwischen der Verteilung von 
Bildungsressourcen sowie politischem Interesse und der Wahrnehmung negativer 
Anreize (Tabelle 5.13). Negative Anreize reflektieren in erster Linie ein schwä-
cheres Interesse am Thema, weniger Zeit und Langeweile für beziehungsweise 
bei Teilnahme an einem Online-Konsultationsverfahren. Der Zusammenhang 
kann lediglich bivariat bestätigt werden. Im Vergleich zur Referenzgruppe, stei-
gen negative Anreize um 0,1 respektive 0,3 Skalenpunkte, wenn Befragte kein 
Interesse an der Politik haben. Die Differenz ist dabei stärker, wenn Befragte 
zusätzlich über ein niedriges formales Bildungsniveau verfügen. Die Prävalenz 
negativer Anreize allein durch eine Gruppenzugehörigkeit zu erklären, kann bei 
Hinzunahme der Kontrollvariablen allerdings nicht aufrechterhalten werden. Dies 
ist in erster Linie auf Faktoren der politischen Involvierung zurückzuführen, da 
ein Zusammenhang zwischen sozioökonomischen und demografischen Merkma-
len und negativen Anreizen nicht besteht. Die Wahrnehmung negativer Anreize 
ist niedriger, wenn Bürger:innen Partizipation für wichtig erachten und über Kon-
trollüberzeugungen zum politischen Einfluss verfügen. Dieser Effekt ist nicht 
für die Wahrnehmung politischer Responsivität zu verzeichnen. Bürger:innen, 
die in sozialen Netzwerken integriert sind, nehmen ebenfalls die negativen 
Anreize schwächer wahr, wenngleich die Effektstärke schwächer im Vergleich 
zur Wichtigkeit und internalen Selbstwirksamkeit ist.
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Das freiwillige Engagement in Vereinen oder Organisationen könnte dazu füh-
ren, dass die Zeit für die Partizipation als geringfügiger wahrgenommen oder 
sich schneller für Themen interessiert wird. Indes ist der geringe Anteil erklärter 
Varianz von neun Prozent im Hauptmodell zu beachten. Es ist zu konstatie-
ren, dass die Variation negativer Anreize entlang der Gruppen nicht in dem 
Maße besteht, wie durch die Theorie vermutet. Ein Selektionsmechanismus ist 
augenscheinlich nicht festzustellen, denn im Vergleich zur Gruppe der „üblichen 
Verdächtigen“ sind auch Bürger:innen mit niedrigem formalen Bildungsniveau 
oder niedrigerem politischen Interesse keiner systematischen Benachteiligung 
durch negative Anreize ausgesetzt. Dennoch sollte der Zusammenhang zur kogni-
tiven politischen Involvierung beachtet werden. Im bivariaten Modell variiert die 
Zustimmung mit dem politischen Interesse, im multiplen Modell ist dies für die 
weiteren Indikatoren politischer Involvierung – Wichtigkeit und Selbstwirksam-
keit – zu konstatieren. Es könnten hierbei Wechselwirkungen bestehen, sodass 
direkte Effekte des politischen Interesses nicht geschätzt werden können. 

Tabelle 5.13 Ergebnisse der Regressionsmodelle negativer Partizipationsanreize 

Modell 4 
Negative Anreize 

Modell 4.1 Modell 4.2 

b (S.E.) b (S.E.) 

Konstante 2,411 *** (0,03) 4,261 *** (0,25) 

Niedrige Bildung/ 
hohes pol. Interesse 

−0,111 (0,08) −0,122 (0,08) 

Hohe Bildung/ 
niedriges pol. 
Interesse 

0,166 ** (0,05) −0,030 (0,06) 

Niedrige Bildung/ 
niedriges pol. 
Interesse 

0,320 *** (0,07) 0,055 (0,09) 

Internetnutzung 0,014 (0,02) 

Geschlecht: Männlich 0,057 (0,04) 

Wichtigkeit −0,241 *** (0,03)

(Fortsetzung)
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Tabelle 5.13 (Fortsetzung)

Modell 4
Negative Anreize

Modell 4.1 Modell 4.2

b (S.E.) b (S.E.)

Internale 
Selbstwirksamkeit 

−0,201 *** (0,03) 

Externale 
Selbstwirksamkeit 

−0,015 (0,03) 

Mitgliedschaft −0,029 * (0,01) 

Marburg −0,012 (0,06) 

Offenburg −0,023 (0,07) 

HH-Ottensen 0,023 (0,06) 

W-Heckinghausen −0,161 + (0,09) 

Adjustiertes R2 0,02 0,09 

Anmerkung: N = 1.131. Unstandardisierte b-Koeffizienten mit + p ≤ 0,1; * p ≤ 0,05; ** p 
≤ 0,01; *** p ≤ 0,001 
Referenzkategorien: hohe Bildung/ hohes pol. Interesse; weiblich; HH-Altona. S.E. = Stan-
dard Err or 

5.4.3 Schlussfolgerung zur Prävalenz von 
Partizipationsanreizen 

Das Kapitel hat das Ziel, die variierende Prävalenz unterschiedlicher Par-
tizipationsgründe und Partizipationshindernisse zu überprüfen. Hierzu wurde 
angenommen, dass die Zustimmung respektive Ablehnung im Zusammenhang 
mit der formalen Bildung und dem politischen Interesse steht. Die Überprü-
fung der Hypothesen erfolgt spezifiziert entlang des modifizierten Anreizmodells 
und den angenommenen Wirkungszusammenhängen aus Abbildung 5.2.  In  der  
Rundschau der Befunde zeigen sich Hinweise auf die partielle Annahme von 
Hypothese 1.a, während die Hypothesen H1.b – H1.d durch die Daten abgelehnt 
werden. Tabelle 5.14 bietet einen Überblick zu den untersuchten Hypothesen an. 
Insgesamt zeigt sich, dass die Prävalenz der Partizipationsgründe zwischen Bür-
ger:innen variiert, Gruppenunterschiede aber nur partiell auf die Kontrastierung 
von formaler Bildung und politischem Interesse zurückzuführen sind. Überzufäl-
lige Gruppenunterschiede können für gemeinwohlorientierte und in der bivariaten 
Analyse für selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize festgestellt werden.
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Befragte mit niedrigen Bildungsressourcen und niedrigem politischen Interesse 
weisen im Vergleich zu den „üblichen Verdächtigen“ eine niedrigere Prävalenz 
für gemeinwohlorientierte Anreize auf. Zusätzlich spielen sowohl die erweiterte 
Ressourcenausstattung wie internetspezifische Fähigkeiten als auch die politische 
Involvierung eine relevante Rolle. Bedeutsam ist der Einfluss der politischen 
Selbstwirksamkeit. Die individuelle Überzeugung politischer Kompetenz erhöht 
die Zustimmung zu gemeinwohlorientierten Anreizen. Der Effekt ist für die 
weiteren positiven Anreize nicht zu verzeichnen. Spezifiziert auf gemeinwohlori-
entierte Anreize, stellt dieser Befund eine Bestätigung von Hypothese 1.a durch 
die Daten dar. 

Bürger:innen mit hoher formaler Bildung, die sich nicht für Politik interes-
sieren, bewerten individuelle Vorteile durch selektiv-ergebnisbezogene Anreize 
stärker als die Referenzgruppe. Wer sich nicht für Politik interessiert, aber 
über ein hohes formales Bildungsniveau verfügt, erwartet eine individuelle 
Entschädigung (im Sinne eines materiellen Vorteiles oder einer potenziellen 
Positionsverbesserung) von der Partizipation. Für Bürger:innen mit niedrigen 
Bildungsressourcen und schwachem politischen Interesse zeigt sich eine gegen-
läufige Effektrichtung. Im Vergleich zur Referenzgruppe sinkt die Prävalenz zu 
selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen. Dies deutet auf Unterschiede in der Bewer-
tung hin, durch die Partizipation individuelle Vorteile zu realisieren: Entweder 
überschätzen Bürger:innen die Möglichkeit, materielle oder monetäre Vorteile zu 
erzielen, oder unterschätzen diese im Sinne einer Risikoaversion (Tutić 2020, 
S. 106). Ferner zeigt sich, dass Bürger:innen mit internetspezifischen Fähigkei-
ten einen höheren Anreiz zur Partizipation haben. Hiernach sinkt der Aufwand, 
wenn internetspezifische Fähigkeiten steigen, was wiederum die Prävalenz sowohl 
zu gemeinwohlorientieren als auch selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen beein-
flusst. Dies verdeutlicht, dass beide Anreize Handlungsrestriktionen unterliegen, 
die durch das Internet bedingt werden. Wenngleich die Bedeutung der forma-
len Bildung für selektiv-ergebnisbezogene Anreize nicht direkt auftritt, so sind 
internetspezifische Fähigkeiten nicht zufällig in der Gesellschaft verteilt (Krue-
ger 2002; Büchi und Vogler 2017). Die formale Bildung kann sowohl direkt als 
auch indirekt über diese Fähigkeiten wirken und beispielsweise einen Einfluss 
auf Online-Partizipation ausüben (Wähner 2019). Die Daten können Hypothese 
H1.b nicht bestätigen, insofern stellen selektiv-ergebnisbezogene Anreize kein 
niederschwelliges Partizipationsmotiv dar. 

Bezüglich sozialer Anreize zeigt sich eine Ausdifferenzierung entlang von 
Bildungsressourcen und politischem Interesse ebenfalls nur in der bivariaten 
Analyse. Unabhängig von Bildungsressourcen, sinkt die Zustimmung, wenn Bür-
ger:innen kein Interesse an Politik haben. Die Tendenz, dass soziale Anreize
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um die mittlere Antwortkategorie variieren, könnte darauf hindeuten, dass sich 
die Befragten nicht sicher sind, ob mit einer sozialen Belohnung bei Online-
Konsultationsverfahren zu rechnen sei. Ferner könnte die Zustimmung davon 
abhängen, ob die Befragten in Vereinen oder Organisationen engagiert sind. 
Wer in sozialen Netzwerken integriert ist, profitiert vermutlich eher von sozia-
ler Belohnung beziehungsweise hat bereits in der Vergangenheit von sozialer 
Belohnung aufgrund von ehrenamtlichen Engagements profitiert (Poletti et al. 
2019). Eine höhere Prävalenz zugunsten dieses externalen Anreizes wäre die 
Folge. Indes kann dieser Zusammenhang durch die Daten nicht bestätigt wer-
den und auch Hypothese H1.c wird abgelehnt. Eher zeigt sich sowohl für 
selektiv-ergebnisbezogene als auch soziale Anreize eine statistisch signifikante 
Assoziation zur Wahrnehmung der Wichtigkeit politischer Partizipation und 
zur externalen Selbstwirksamkeit. Die Ergebnisse deuten auf eine statistische 
Unabhängigkeit der beiden Anreiztypen von Bildungsressourcen im Vergleich 
zu gemeinwohlorientierten Anreizen hin. Ausgehend von den „üblichen Ver-
dächtigen“ unterliegen selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize einer 
schwächeren soziodemografischen Verankerung. Bürger:innen mit niedrigen Bil-
dungsressourcen könnten dabei von internetspezifischen Fähigkeiten profitieren, 
um stärkere Anreize zu erhalten. 

Im Vergleich zu den „üblichen Verdächtigen“ konnten im bivariaten Modell 
Prävalenzunterschiede bezüglich negativer Anreize konstatiert werden. Bei Hin-
zunahme der Drittvariablen haben sich diese Gruppenunterschiede allerdings 
nicht behauptet. Erneut hat die kognitive politische Involvierung – Wichtigkeit 
der Partizipation und politische Selbstwirksamkeit – einen wesentlichen Einfluss 
auf die Wahrnehmung der negativen Anreize. Das Modell bestätigt demnach 
nicht, dass Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung und schwachem poli-
tischen Interesse negativen Anreizen stärker als die Vergleichsgruppe ausgesetzt 
sind, wenn für die politische Involvierung kontrolliert wird. Folglich wird die 
Hypothese H1.d durch die Daten abgelehnt. Vermutlich kann das Internet hier 
Gruppenunterschiede in der Wahrnehmung negativer Anreize ausgleichen, da 
weniger Ressourcen zur Online-Partizipation aufgebracht werden müssen. Diese 
Interpretation wird dadurch gestützt, dass die weiteren Indikatoren der Res-
sourcenausstattung keinen Effekt auf die Prävalenz negativer Anreize ausüben. 
Zugleich nimmt die Bedeutung der kognitiven politischen Involvierung zu.
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Tabelle 5.14 Übersicht Prävalenzhypothesen 

Hypothesen: H1 Bestätigt Abgelehnt 

H1.a Gemeinwohlorientierte Anreize X 

H1.b Selektiv-ergebnisbezogene Anreize X 

H1.c Soziale Anreize X 

H1.d Negative Anreize X 

Einen interessanten Nebenfund offenbart der Einfluss der externalen Selbst-
wirksamkeit auf die positiven und negativen Partizipationsanreize. Bürger:innen, 
die dem politischen System kritischer gegenüberstehen und das politische Sys-
tem tendenziell als weniger responsiv wahrnehmen, antizipieren weniger Vorteile 
aus der Online-Partizipation. Überraschend ist, dass die negativen Anreize nicht 
variieren, gleichermaßen ein Interesse an der Thematik oder ausreichend Zeit vor-
liegt. Der Erwartungshorizont, einen Vorteil aus politischer Online-Partizipation 
zu erhalten, scheint für Bürger:innen mit einer niedrigen Wahrnehmung politi-
scher Responsivität bereits vorstrukturiert zu sein. Dies könnte auf internalisierte 
Vorbehalte zurückzuführen sein, sodass die Erwartungshaltung an Top-down orga-
nisierten Beteiligungsverfahren skeptischer und die Vorteile aus der Partizipation 
geringer ausfallen. 

Insgesamt weisen die Hauptmodelle einen eher geringen Anteil erklärter Vari-
anz auf.13 Dies indiziert, dass Faktoren einen Einfluss auf die Prävalenz positiver 
und negativer Anreize ausüben, die durch das Erklärungsmodell und den ent-
sprechenden Prädiktoren nicht bedacht werden. Eine Ausnahme bildet lediglich 
das Modell gemeinwohlorientierter Anreize mit zufriedenstellender Güte. Hierbei 
zeigt sich, dass die „üblichen Verdächtigen“ tendenziell von gemeinwohlorien-
tierten Anreizen profitieren. Entlang der Kontrastierung von formaler Bildung 
und politischem Interesse bestätigt sich nur partiell eine Stratifikation der posi-
tiven und negativen Anreize. Die Kontrastierung von Bildungsressourcen und 
politischem Interesse zeigt eine stärkere Heterogenität innerhalb der Gruppen 
bezüglich der Ziele, die mit der Partizipation verfolgt werden, als theoretisch 
vermutet. Allerdings kann erst im nächsten Analyseschritt überprüft werden, ob 
die Prävalenz tatsächlich einen Einfluss auf die Partizipationsentscheidung ausübt.

13 Zur Überprüfung der Robustheit wurden die vier Hauptmodelle für die Teilstichprobe aus 
Hamburg-Altona separat geschätzt. Relevante Unterschiede zur Schätzung der Gesamtstich-
probe wurden nicht festgestellt, sodass die Hauptbefunde bestätigt werden konnten. 
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5.5 Überprüfung des Anreizmodells zur Erklärung 
der Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren 

Die vorherigen Kapitel haben gezeigt, dass Bürger:innen ähnliche Ziele und 
Gründe mit der Teilnahme an einem Online-Konsultationsverfahren in Verbin-
dung bringen. Unterschiede in der Prävalenz der Anreize können nur partiell 
durch die Kontrastierung von Bildungsressourcen und politischem Interesse 
erklärt werden. Im nachfolgenden Kapitel werden die Anreizhypothesen (H2.a – 
H2.d) sowie Strukturhypothese (H3) schrittweise überprüft. Das analytische 
Sample verändert sich im Vergleich zum vorherigen Kapitel nicht (N = 1.131). 
Knapp 22 Prozent der Befragten haben an einem Online-Konsultationsverfahren 
teilgenommen (Tabelle 57 im Anhang). Zunächst wird die deskriptive Verteilung 
zwischen positiven und negativen Partizipationsanreizen und der Teilnahme an 
politischen Online-Konsultationsverfahren untersucht. Mittels bivariater und mul-
tipler logistischer Regressionsanalyse werden hiernach die Hypothesen g etestet. 

5.5.1 Partizipationsanreize im Vergleich 

Anfangs wird überprüft, inwieweit Dimensionen der positiven und negativen 
Partizipationsanreize zwischen Teilnehmenden und nicht-Teilnehmenden poli-
tischer Online-Konsultationsverfahren variieren. In Bezug auf die Hypothesen 
sollte sich zeigen, dass die Teilnehmenden eine stärkere Zustimmung der Par-
tizipationsvorteile und eine schwächere Zustimmung der negativen Anreize 
aufweisen. 

Bei der Betrachtung der gemeinsamen Verteilung von positiven Anreizen 
und der Online-Konsultation zeigt sich ein differenziertes Bild zu den theo-
retischen Annahmen (Abbildung 5.4). Die Prävalenz gemeinwohlorientierter 
Partizipationsanreize ist für Teilnehmende (MW = 3,68; SD = 0,7) höher 
als für nicht-Teilnehmende (MW = 3,41; SD = 0,7). Die Mittelwertdifferenz 
beträgt ca. 0,3 Skalenpunkte, die Streuung ist mit SD = 0,7 vergleichbar. Die 
punktbiseriale Korrelation ist mit r = 0,14 schwach, aber statistisch signifi-
kant (p < 0,001; siehe Tabelle 58 im Anhang). Zwischen nicht-Teilnehmenden 
und Teilnehmenden kann lediglich ein marginaler Mittelwertunterschied für die 
selektiv-ergebnisbezogenen Anreize bestimmt werden, der Korrelationskoeffizi-
ent ist folglich statistisch nicht signifikant (r =  −0,03; p > 0,05). Bürger:innen, 
die an Online-Konsultationsverfahren partizipieren, unterscheiden sich bezüg-
lich der selektiv-ergebnisbezogenen Anreize nicht von den politisch inaktiven 
Bürger:innen. Auch die mittlere Zustimmung zu sozialen Anreizen variiert nur
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schwach zwischen teilnehmenden und nicht teilnehmenden Befragten (r = 0,01; 
p > 0,05). Es kann davon ausgegangen werden, dass die soziale Belohnung (oder 
Sanktionierung) keinen hinreichenden Nutzen darstellt und sich daher nicht zwi-
schen den teilnehmenden und den nicht teilnehmenden Personen unterscheidet. 
Eine Ursache der nicht-Teilnahme ist in der stärkeren Wahrnehmung negativer 
Anreize zu verorten. Im Mittel bewerten die nicht-Teilnehmenden die negativen 
Anreize mit 2,58 Skalenpunkten (SD = 0,8). Die Differenz zu den Teilnehmen-
den beträgt knapp einen halben Skalenpunkt (Teilnehmende MW = 2,21; SD = 
0,7) und die punktbiseriale Korrelation ist statistisch signifikant (r =  −0,18; p < 
0,05). Teilnehmende interessieren sich demnach stärker für den Partizipationsge-
genstand, was mit einer geringeren Langeweile und einer stärkeren Bereitschaft 
Zeit zu inv estieren einhergeht. 

Abbildung 5.4 Prävalenz positiver/negativer Partizipationsanreize nach Teilnahme an 
Online-Konsultationsverfahren 

In Abschnitt 5.4 wurde die Verteilung der Partizipationsmotive in Abhän-
gigkeit von Bildungsressourcen und politischem Interesse untersucht. Ergän-
zend wird nun die Teilstichprobe der Bürger:innen betrachtet, die an Online-
Konsultationsverfahren partizipiert haben (N = 247; Tabelle 5.15). In allen
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Gruppen äußern die Befragten die stärkste Zustimmung zu gemeinwohlorien-
tierten Anreizen. Wenngleich sich diese Zustimmung leicht unterscheidet, sind 
Gruppenunterschiede statistisch nicht signifikant (F = 0,635; η2 = 0,00). Auch 
bei den selektiven (F = 0,629; η2 = 0,00) und sozialen (F = 0,709; η2 = 
0,00) Anreizen gibt es keine statistisch signifikanten Unterschiede. Lediglich 
bei negativen Anreizen sind signifikante Gruppenunterschiede festzustellen (F = 
4,092**; η2 = 0,05). Hierbei sind es die Bürger:innen mit niedrigen Bildungs-
ressourcen und niedrigem politischen Interesse, die negativen Anreizen stärker 
zustimmen (MW = 2,52; SD = 0,6). Dies ist aber weniger auf Bildungsressour-
cen als auf mangelndes politisches Interesse zurückzuführen, da die Differenz 
zwischen niedrigen Bildungsressourcen und niedrigem/hohem Interesse über 
einen halben Skalenpunkt beträgt. Wenngleich Gruppenunterschiede statistisch 
nicht signifikant sind, fällt auf, dass die Gruppe mit niedrigen Bildungsressour-
cen und niedrigem Interesse selektiv-ergebnisbezogene Anreize etwas stärker 
(MW = 2,86; SD = 0,6) und gemeinwohlorientierte Anreize etwas schwächer 
wahrnimmt (MW = 3,47; SD = 0,7). Für eine unterschiedliche Wahrnehmung 
selektiv-ergebnisbezogener Anreize spricht auch der Vergleich zu den nicht-
Teilnehmenden (Tabelle 59 im Anhang). Unter den nicht-Teilnehmenden stimmen 
die meisten Personen den individuellen Vorteilen etwas stärker zu. Dies deutet 
darauf hin, dass Nicht-Teilnehmende die individuellen Vorteile als Gründe für die 
Partizipation betrachten, ohne selbst aktiv zu werden. Nur für Bürger:innen mit 
niedriger formaler Bildung und niedrigem politischen Interesse ist das Verhältnis 
umgekehrt, denn die Teilnehmenden (MW = 2,86; SD = 0,6) stimmen selektiven 
Anreizen knapp einen halben Skalenpunkt stärk er zu als die nicht-Teilnehmenden 
(MW = 2,41; SD = 0,8).

Etwa zwei Drittel der Teilnehmenden teilen die Merkmale der „üblichen 
Verdächtigen“ (Tabelle 60 im Anhang). Wird der Anteil der Bürger:innen mit 
hoher formaler Bildung, die sich nicht für Politik interessieren, addiert, verfügen 
ca. 88 Prozent der Teilnehmende in der Stichprobe über hohe Bildungsressour-
cen. Der Anteil unter Teilnehmenden mit politischem Interesse und niedrigen 
Bildungsressourcen beträgt knapp sieben Prozent und unter 25 Teilnehmenden 
findet sich lediglich eine Person mit niedrigen Bildungsressourcen und politi-
schem Desinteresse (4,5 Prozent). In Referenz zu allen anderen Befragten gibt 
es eine positive statistische Korrelation zwischen der Zugehörigkeit zu den „übli-
chen Verdächtigen“ und der Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren (Tabelle 
61 im Anhang). Unabhängig von der formalen Bildung ist die Assoziation 
negativ, wenn Befragte sich nicht für Politik interessieren. Der Korrelationsko-
effizient variiert gegen null, wenn Befragte sich für Politik interessieren, aber



174 5 Empirische Analysen – Wirkungszusammenhänge …

nicht auf Bildungsressourcen zurückgreifen können.14 Trotz des Interesses an 
Politik, können diese Befragten im Vergleich zu allen anderen Befragten nicht 
zusätzlich zur Teilnahme mobilisiert werden. Ohne Kontrolle von Drittvariablen 
zeigt sich, dass Befragte in der Stichprobe, die an Online-Konsultationsverfahren 
teilnehmen, gemeinwohlorientierte Anreize höher und negative Anreize schwä-
cher wahrnehmen. Bezüglich selektiv-ergebnisbezogener und sozialer Anreize 
konnten lediglich marginale Unterschiede zwischen Teilnehmenden und nicht-
Teilnehmenden konstatiert werden. Erst bei einer Ausdifferenzierung bezüglich 
des formalen Bildungsniveaus und des politischen Interesses zeigen sich schwa-
che Unterschiede bei der Prävalenz zu selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen. Das 
Ergebnis wird dadurch eingeschränkt, dass die Zellbesetzung mit (n = 11) gering 
ist. Zur Überprüfung der Hypothesen wird nun der Einfluss der Anreizstruktur 
unter Kontrolle von Drittvariablen geschätzt. 

Tabelle 5.15 Differenzierte Prävalenz der Anreize unter Teilnehmenden an Online-
Konsultationsverfahren 

Hohe 
Bildung/ 
hohes 
pol. 
Interesse 

Niedrige 
Bildung/ 
hohes 
pol. 
Interesse 

Hohe 
Bildung/ 
niedriges 
pol. 
Interesse 

Niedrige 
Bildung/ 
niedriges 
pol. 
Interesse 

MW SD MW SD MW SD MW SD 

Gemeinwohlorientierte 
Anreize 

3,72 0,6 3,65 0,8 3,62 0,6 3,47 0,7 

Selektiv-ergebnisbezogene 
Anreize 

2,53 0,9 2,68 1,0 2,63 0,8 2,86 0,6 

Soziale Anreize 2,73 0,8 2,79 0,7 2,58 0,8 2,50 0,7 

Negative Anreize 2,13 0,7 1,92 0,6 2,44 0,7 2,52 0,6 

Anmerkung: N = 247

14 Bezüglich der Kontrollvariablen wurden statistisch signifikante Korrelationen für die 
Internetnutzung, Wichtigkeit der Partizipation, internale Selbstwirksamkeit und Mitglied-
schaften in Vereinen oder Organisationen konstatiert, siehe Tabelle 62 im Anhang. 
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5.5.2 Bivariate und multiple logistische 
Regressionsmodelle 

Im Zentrum der Arbeit steht die Frage, warum Bürger:innen an Online-
Konsultationsverfahren teilnehmen. Der Entscheidungsprozess impliziert, dass 
Partizipation durch ein oder mehrere Motive hervorgerufen wird. Die abhängige 
Variable der Online-Partizipation hat die Ausprägungen „keine Teilnahme“ (y 
= 0) und Teilnahme (y = 1). Aufgrund der binären Ausprägungen der abhän-
gigen Variablen wird die Eintrittswahrscheinlichkeit y = 1 mittels logistischer 
Regression geschätzt (Menard 2002; Pampel 2021; Best und Wolf 2010). Die 
Analyse ist dabei wie folgt aufgebaut: Im ersten Schritt wird ein Modell der 
Anreizstruktur auf die abhängige Variable der politischen Online-Partizipation 
geschätzt (Modell 1). Im zweiten Schritt wird das Modell um die Kontrastie-
rung von formalem Bildungsniveau und politischem Interesse erweitert (Modell 
2). Als Referenzkategorie fungieren abermals die „üblichen Verdächtigen“ mit 
hohen Bildungsressourcen und starkem politischen Interesse. Sowohl die Anreiz-
struktur als auch die Gruppenzugehörigkeit werden in Modell 3 als Prädiktoren 
aufgenommen. Modell 4 kennzeichnet das Hauptmodell der Analyse unter Kon-
trolle der Drittvariablen. Der Hypothesentest bezieht sich auf dieses Modell. 
Das Vorgehen ist demnach weitestgehend simultan zur Analyse im vorheri-
gen Kapitel.15 In den Modellen werden die logarithmierten Odds, sogenannte

15 Da im vorherigen Kapitel gezeigt wurde, dass Varianz in der Prävalenz der positiven und 
negativen Anreize durch entsprechende Variablen erklärt werden konnte, sind die Modelle 
auf Multikollinearität zu überprüfen. Der VIF (Variance Inflation Factor) schätzt die Stärke 
der Multikollinearität zwischen den Prädiktoren. Ein hoher VIF-Wert, typischerweise über 
10, deutet darauf hin, dass die Varianz eines Prädiktors durch andere Modellvariablen erklärt 
wird. Alle Regressionsmodelle wurden mittels VIF überprüft, eine Verzerrung bezüglich 
Multikollinearität konnte nicht festgestellt werden. 
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Logits (im englischen auch häufig Log Odds) für die abhängige Variable berich-
tet.16 Der erste Teil der logistischen Regressionsanalyse überprüft,17 ob die 
Prävalenz der positiven und negativen Anreize einen Einfluss auf die Wahrschein-
lichkeit zur Online-Partizipation ausübt (Prävalenzhypothese). Bürger:innen, die 
den unterschiedlichen positiven Partizipationsgründen stärker zustimmen, sollten 
eine höhere Wahrscheinlichkeit zur Online-Partizipation aufweisen. Gleichfalls 
hemmen negative Anreize die Partizipationsmotivation, weshalb die Wahrschein-
lichkeit sinken sollte. Der Zusammenhang bestätigt sich dadurch, dass die 
Logits der abhängigen Variablen steigen, wenn sich die Prävalenz der positiven 
Anreize erhöht. Umgekehrt sollten die Logits sinken, wenn die Wahrnehmung 
der negativen Anreize steigt. 

In der bivariaten logistischen Regression zeigt sich ein statistisch signifikanter 
positiver Effekt gemeinwohlorientierter Anreize sowie ein statistisch signifikan-
ter negativer Effekt negativer Anreize. Die Logits der selektiv-ergebnisbezogenen 
und sozialen Anreize variieren gegen null und sind statistisch nicht signifikant 
(Tabelle 63 im Anhang). Tabelle 5.16 dokumentiert den schrittweisen Aufbau der 
Regressionsmodelle. Die Ergebnisse der Modelle weichen partiell von der theo-
retischen Erwartung der Wirkungszusammenhänge ab. Im Modell 1 zeigen sich 
signifikante Effekte für alle positiven und negativen Anreize. Allerdings kann nur 
für gemeinwohlorientierte und negative Anreize die angenommene Effektrichtung

16 Die Logit-Skala nimmt einen Wertebereich von – unendlich bis + unendlich an. Dies führt 
zur Eigenschaft der Logits, dass Odds zwischen 0 und 1 (was einer Wahrscheinlichkeit < 
0,5 entspricht) einen Wertebereich – unendlich bis < 0 annehmen. Im Gegenzug erhalten die 
Logits einen Wertebereich zwischen 0 bis + unendlich, wenn die Odds zwischen 1 und + 
unendlich liegen (was einer Wahrscheinlichkeit > 0,5 entspricht), siehe Best und Wolf 2010, 
S. 830. Nur in Bezug auf die Logits und nicht in Bezug auf die Eintrittswahrscheinlichkei-
ten liegt ein linearer Zusammenhang vor. Der Einfluss der Effektkoeffizienten auf die Logits 
der abhängigen Variablen wird hinsichtlich der Effektrichtung und statistischen Signifikanz 
interpretiert. Auf den ersten Blick handelt es sich hierbei um eine oberflächliche Interpreta-
tion der Befunde, es sei allerdings darauf hingewiesen, dass bei der logistischen Regression 
spezifische Eigenschaften der Schätzung zu beachten sind. Dazu zählt, dass verschachtelte 
Modelle aufgrund unbeobachteter Heterogenität (Varianz der Fehlerterme) hinsichtlich der 
Effektkoeffizienten nicht miteinander verglichen werden können. Die zuweilen gängige Her-
angehensweise, die exponierten Logits, sogenannte Odds Ratios, heranzuziehen, wird in der 
entsprechenden Literatur kritisiert und abgelehnt, siehe Mood 2010; Breen et al. 2018; Best 
und Wolf 2012; Auspurg und Hinz 2011. 
17 Entlang des gängigen Kriteriums der empirischen Sozialwissenschaften wurde eine Irr-
tumswahrscheinlichkeit von fünf Prozent, in der Abstufung der p-Wert von ≤ 0,05; ≤ 0,01 
und ≤ 0,001 ausgewählt. Interpretiert werden allerdings auch Effektstärken mit einem p-Wert 
vo n ≤ 0,1. 
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konstatiert werden. Die Logits der Online-Partizipation steigen, wenn die Zustim-
mung zu gemeinwohlorientierten Anreizen steigt. Der Koeffizient beträgt 0,570. 
Entgegen der theoretischen Annahme, sinkt die Partizipationswahrscheinlich-
keit um −0,275, wenn die Zustimmung zu selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen 
steigt. Eine negative Effektrichtung weisen ebenfalls soziale Anreize auf, sodass 
die Logits um −0,209 sinken: Je stärker Bürger:innen selektiv-ergebnisbezogene 
respektive soziale Ziele mit der Online-Partizipation verfolgen, desto niedriger 
die Partizipationswahrscheinlichkeit. Gleichfalls sinken die Logits um −0,457, 
wenn die Wahrnehmung negativer Anreize zunimmt. 

In Modell 2 wird die Online-Partizipation in Abhängigkeit zur Gruppenzuge-
hörigkeit geschätzt. Im Vergleich zur Referenzkategorie der „üblichen Verdächti-
gen“ zeigt die Analyse negative und statistisch signifikante Gruppenunterschiede. 
Wird zur Referenzkategorie (hohe formale Bildung/hohes politisches Interesse) 
die Bildungsressource variiert, sinken die Logits um −0,936; wird das politische 
Interesse variiert, sinken die Logits um −1,015. Wenn sowohl Bildungsressourcen 
als auch politisches Interesse abnehmen, dann sinken die Logits um −1,673. In 
Tabelle 64 (im Anhang) sind die jeweiligen Differenzen der Gruppen bezüglich 
der vorhergesagten Partizipationswahrscheinlichkeit abgetragen.18 Hierdurch wird 
deutlich, dass die Partizipationswahrscheinlichkeit für jede Gruppe im Vergleich 
zu den „üblichen Verdächtigen“ sinkt, sobald formale Bildung und/oder politi-
sches Interesse variieren. Die vorhergesagte Wahrscheinlichkeit zur Partizipation 
verringert sich um 17 beziehungsweise 18 Prozentpunkten im Vergleich zur Refe-
renzgruppe, wenn die Befragten entweder über eine hohe formale Bildung oder 
ein starkes politisches Interesse verfügen.19 Für Bürger:innen ohne Bildungsres-
sourcen oder politisches Interesse sinkt die vorhergesagte Wahrscheinlichkeit um 
24 Prozentpunkte (deltaP). 

In Modell 3 wird der Einfluss der positiven und negativen Anreize unter 
Kontrolle der Gruppenzugehörigkeit überprüft. Aufgrund unbeobachteter Hete-
rogenität ist ein Vergleich der Effektkoeffizienten über unterschiedliche Modelle

18 Ein gutes Erklärungsmodell kann, muss aber nicht zwangsläufig mit einer präzisen Vor-
hersage einhergehen. Umgekehrt können präzise Vorhersagemodelle einen defizitären Erklä-
rungsgehalt aufweisen. Letzteres stellt eine methodische Herausforderung für Modelle des 
maschinellen Lernens dar, siehe Engel 2021. 
19 Hierdurch wird deutlich, dass der Unterschied zwischen den Logits der Gruppen nur zum 
marginalen Unterschied der Wahrscheinlichkeit führt (das Verhältnis zwischen Logits und 
Wahrscheinlichkeit ist nicht-linear). Diese tabellarische Darstellung ist allerdings nur für den 
Fall eines einzelnen Prädiktors sinnvoll, werden Modelle unter Kontrolle weiterer Variablen 
geschätzt, muss der Effektverlauf entweder visuell oder über AMEs erschlossen werden. Für 
Modell 2 sind die Differenzen zwischen den vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten (deltaP) 
und die AMEs annähernd identisch. 
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problematisch (Mood 2010; Best und Wolf 2012). Durch die Ableitung von Aver-
age Marginal Effects (AME) ist allerdings die korrekte Interpretation möglich.20 

Weiterhin sind die Koeffizienten der positiven und negativen Anreize statistisch 
signifikant. Allerdings entsprechen nur die Vorzeichen von gemeinwohlorien-
tierten und negativen Anreizen den theoretischen Annahmen. Entsprechend der 
AMEs nimmt die Effektstärke der gemeinwohlorientierten Anreize von 0,09 
AME-Punkten auf 0,06 AME-Punkten etwas ab. Steigt die Zustimmung zu 
gemeinwohlorientierten Anreizen, dann steigt die Partizipationswahrscheinlich-
keit im Mittel um 6 Prozentpunkte für durchschnittliche Befragte. Die Effekt-
koeffizienten von selektiv-ergebnisbezogenen, sozialen und negativen Anreizen 
sind weitestgehend unabhängig von der Aufnahme der Bildungsressourcen und 
politischem Interesse in das Modell. Allerdings nimmt die Differenz zur Refe-
renzgruppe der „üblichen Verdächtigen“ für alle weiteren Gruppen ab. Für 
Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung und schwachem politischen Interesse 
sinkt der AME von 0,24 Punkten auf 0,20 Punkte ab, wenn die Gruppenzuge-
hörigkeit gemeinsam mit den Anreizen in einem Modell geschätzt wird. Dies 
lässt den Rückschluss zu, dass Bürger:innen aller Gruppen von spezifischen Par-
tizipationsvorteilen profitieren, während sich der Effekt von negativen Anreizen 
auf alle Gruppen ähnlich oder stärker auf die „üblichen Verdächtigen“ aus-
wirkt. Der direkte Effekt von Bildungsressourcen und politischem Interesse als 
Erklärungsfaktoren politischer Online-Konsultation nimmt demnach ab. 

Modell 4 stellt das Hauptmodell zur empirischen Überprüfung der Hypothesen 
dar. Im Vergleich zu den Vormodellen, sinkt erneut die Effektstärke für gemein-
wohlorientierte Anreize und steigt der Standardfehler an, wenn auf Drittvariablen 
kontrolliert wird. Der Koeffizient beträgt 0,311 mit einem p-Wert ≤ 0,05. Dies 
ist hauptsächlich auf Hinzunahme von Prädiktoren der politischen Involvierung 
zurückzuführen. Der Effekt gemeinwohlorientierter Anreize entspricht der theore-
tischen Wirkungsannahme: Je stärker die Zustimmung zu gemeinwohlorientierten 
Anreizen, desto höher die Partizipationswahrscheinlichkeit. Ferner zeigt sich 
unter Betrachtung der AMEs, dass sich für durchschnittliche Bürger:innen der

20 Der AME drückt in einer Maßzahl den durchschnittlichen Effekt einer unabhängigen 
Variablen xi auf die Eintrittswahrscheinlichkeit P(y = 1|x) aus. Ein kurzes Beispiel veran-
schaulicht die Interpretation: Ein Average Marginal Effect von 0,1 AME-Punkten bedeutet; 
wenn eine Einheit von xi steigt, dann steigt y durchschnittlich um 10 Prozentpunkte über alle 
Fälle, siehe Breen et al. 2018, S. 48. Bei der Interpretation ist allerdings zu beachten, dass 
es sich um ein Durchschnittseffekt unter Ausklammerung des nicht-linearen Verlaufs der 
Wahrscheinlichkeitskurve handelt, siehe Best und Wolf 2012, S. 383. Die deutsche Bezeich-
nung „durchschnittlicher marginaler Effekte“ ist eher unüblich. Zur Berechnung wurde das 
margins-Package genutzt (Leeper 2021). 



5.5 Überprüfung des Anreizmodells zur Erklärung … 179

Stichprobe die Partizipationswahrscheinlichkeit im Mittel um 4 Prozentpunkte pro 
Zustimmungspunkt für gemeinwohlorientierte Anreize erhöht (AME = 0,04; p ≤ 
0,05). Weiterhin sind selektiv-ergebnisbezogene Anreize (p ≤ 0,1) und soziale 
Anreize (p ≤ 0,05) statistisch signifikant mit politischer Online-Partizipation 
assoziiert. Die Effektrichtung ist konträr zur theoretischen Erwartung: Je höher 
die Zustimmung zu selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen oder sozialen Anrei-
zen, desto niedriger die Partizipationswahrscheinlichkeit. Steigt die Zustimmung, 
dann sinken die Logits im Hauptmodell um −0,186 beziehungsweise −0,218. 
Die Effekte betragen je 0,02 beziehungsweise 0,03 AME-Punkte. Wie erwähnt, 
widerspricht dieser Befund den theoretischen Annahmen, wonach die Wahr-
scheinlichkeit mit der Zustimmung steigen sollte. Der Koeffizient zeigt vielmehr 
an, dass die Teilnahme unabhängig von extrinsischen (selektiv-ergebnisbezogenen 
und sozialen) Anreizen motiviert ist. Ergänzend wurde angenommen, dass die 
Partizipationswahrscheinlichkeit sinkt, wenn die Wahrnehmung negativer Anreize 
steigt. Die Logits sprechen für den intendierten Wirkungsmechanismus. Erhöht 
sich die Zustimmung negativer Anreize um eine Einheit, dann sinken die Logits 
der abhängigen Variablen um −0,413 (p < 0,001). Der Effekt ist für alle Modelle, 
auch unter Kontrolle von Drittvariablen, statistisch signifikant. Die Effektstärke 
der negativen Anreize sinkt zwar bei Hinzunahme weiterer Modellvariablen, 
bleibt aber im Hauptmodell mit 0,05 A ME-Punkten robust. 

Gemäß der Erwartung über die Online-Partizipation der „üblichen Verdäch-
tigen“ sinkt oder steigt die Partizipationswahrscheinlichkeit, wenn die Bil-
dungsressourcen und/oder das politische Interesse variieren. Hierbei sollten sich 
Gruppenunterschiede zugunsten der Bürger:innen zeigen, die sowohl über Bil-
dungsressourcen als auch politisches Interesse verfügen. Die Annahme bestätigt 
sich trotz Hinzunahme der Drittvariablen. Im Gegensatz zu den „üblichen Ver-
dächtigen“ verringert sich die Partizipationswahrscheinlichkeit für Bürger:innen 
in den drei weiteren Gruppen. Allerdings gleichen sich die negativen Logits bei 
der Erweiterung der Modelle zunehmend an. So kann lediglich eine gering-
fügige Differenzierung festgestellt werden, wenn Bürger:innen entweder über 
eine hohe formale Bildung oder über politisches Interesse verfügen. Im Ver-
gleich zur Referenzgruppe, sinkt die Partizipationswahrscheinlichkeit für Befragte 
mit hoher formaler Bildung und niedrigem politischen Interesse durchschnitt-
lich um 9 Prozentpunkte (AME = 0,09). Unabhängig des politischen Interesses 
beträgt die Differenz für Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung im Mit-
tel 10 Prozentpunkte (AME = 0,10). Für diese Gruppen ist kein Unterschied 
in Referenz zu den „üblichen Verdächtigen“ in Abhängigkeit des politischen 
Interesses zu konstatieren. Der p-Wert für die Gruppe mit niedrigen Bildungs-
ressourcen und niedrigem politischen Interesse beträgt p = 0,06 und übersteigt
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damit die gängige Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent. Dies ist vermutlich 
auf die geringe Zellbesetzung zurückzuführen. Es ist auch nicht auszuschließen, 
dass sich die Gruppenunterschiede bei höherer Zellbesetzung deutlicher zeigen. 
Gleichzeitig ist die Differenz zu Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und 
niedrigem politischen Interesse nicht so deutlich, um die Schlussfolgerung zu 
unterstützen, dass Bildungsressourcen einen stärkeren Einfluss auf die Online-
Partizipation ausüben als politisches Interesse. Für diese Gruppe verringert sich 
die Wahrscheinlichkeit durchschnittlich um 9 Prozentpunkte (AME = 0,09). Die 
Ergebnisse verdeutlichen dennoch, dass die „üblichen Verdächtigen“, das heißt 
Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und starkem politischem Interesse, 
eher an Online-Konsultationsverfahren teilnehmen als andere Bevölkerungsgrup-
pen. Allein durch die Kontrastierung von formaler Bildung und politischem 
Interesse werden Mechanismen sozialer Stratifikation bei der Erklärung der 
Online-Beteiligung sichtbar . 

Auf Grundlage des Hauptmodells werden nun die Einflüsse der Kontroll-
variablen entlang sozioökonomischer und -demografischer Merkmale der Res-
sourcenausstattung, Prädiktoren der kognitiven politischen Involvierung und der 
Integration in Netzwerke durch die Mitgliedschaft in Vereinen oder Organisa-
tionen beschrieben.21 Die Dimensionen implizieren die Erklärung der Online-
Partizipation durch das „können“, „wollen“ oder „gefragt werden“ des CVMs 
(Verba et al. 1995). Grundsätzlich ist zu konstatieren, dass die Effekte der 
Kontrollvariablen kaum zwischen den Modellen variieren, was zugleich auf 
einen konstanten und substanziellen Einfluss der etablierten Erklärungsfaktoren 
hindeutet. 

Bezüglich der ersten Dimension „können“, zeigen sich entlang sozioökono-
mischer und demografischer Charakteristiken gemischte Effekte: Eine stärkere 
Internetnutzung hat einen positiven und statistisch signifikanten Einfluss auf die 
Logits der abhängigen Variablen. Der Effekt ist unabhängig weiterer Modell-
variablen, sodass die Chance zur Partizipation mit der Internetnutzung steigt. 
Genderdifferenzen können im Hauptmodell durch die Daten nicht nachvoll-
zogen werden. Das Vorzeichen des Koeffizienten deutet allerdings auf eine 
Stratifikation zugunsten männlicher Befragter hin. Bezüglich sozialer Ungleich-
heitsdimensionen kann demnach geschlussfolgert werden, dass Selektionseffekte 
bezüglich der Intensität der Internetnutzung respektive internetspezifischen Fähig-
keiten bestehen. Die zweite Dimension „wollen“ untersucht den Einfluss der

21 Niveauunterschiede zwischen den Erhebungskontexten tragen ebenfalls zur Varianzauf-
klärung bei. 



5.5 Überprüfung des Anreizmodells zur Erklärung … 181

politischen Involvierung. Hierzu können statistisch signifikante und substanzi-
elle Effekte festgestellt werden – unabhängig des politischen Interesses der 
Befragten. Der Effekt der Wahrnehmung der Wichtigkeit von politischer Parti-
zipation ist statistisch signifikant und positiv. Etwas stärker ist der Einfluss der 
internalen politischen Selbstwirksamkeit. Hiernach steigt die Partizipationswahr-
scheinlichkeit, wenn die politische Selbstwirksamkeit steigt. Im Hauptmodell 
konnte kein Zusammenhang zwischen der Wahrnehmung der externalen poli-
tischen Selbstwirksamkeit und der Partizipationswahrscheinlichkeit beobachtet 
werden. Ferner zeigt sich, dass der Einfluss gemeinwohlorientierter Anreize 
abnimmt, wenn das Modell um Prädiktoren der kognitiven politischen Involvie-
rung erweitert wird. Dies ist nicht überraschend, da bereits der Zusammenhang 
zwischen der politischen Involvierung und gemeinwohlorientierter Anreize iden-
tifiziert wurde (siehe Abschnitt 5.4.2). Neben Einflüssen der sozioökonomischen 
und -demografischen Charakteristiken sowie Einstellungsmerkmalen, bestätigen 
die Daten einen Zusammenhang zwischen der Dimension „gefragt werden“ und 
der Teilnahme. Entsprechend der theoretischen Erklärung führen Mitgliedschaften 
in Organisationen oder Vereinen zur Mobilisierung und Aktivierung und somit zur 
höheren Wahrscheinlichkeit der Teilnahme: Wer mindestens eine Mitgliedschaft 
in einem Verein oder einer Organisation aufweist, hat eine statistisch signifikant 
höhere Wahrscheinlichkeit, politisch im Internet aktiv zu werden.

Grundsätzlich leisten die Drittvariablen auf der Grundlage des CVMs einen 
wesentlichen Beitrag zur Güte des Erklärungsmodells (Tabelle 5.17).22 Im 
Vergleich zur separaten Betrachtung der Anreizstruktur (Model 1) oder der Grup-
penvergleiche (Modell 2) verbessert sich die Modellgüte in einem gemeinsamen 
Schätzmodell (Modell 3). So steigen Nagelkerke-R2 und Pseudo-R2 auf 0,14 
beziehungsweise 0,09, der AIC sinkt auf 1094. Mittels Log-Likelihood-Test 
bestätigt sich die signifikante Modellverbesserung sowohl zu Modell 1 als auch zu 
Modell 2 für die analysierte Stichprobe. Die Relevanz der zusätzlichen Variablen 
aus dem CVM wird durch die statistisch signifikante Verbesserung der Modell-
güte bekräftigt. Im Hauptmodell steigen Nagelkerke-R2 auf 0,21 und Pseudo-R2 

auf 0,14. Im Sinne der Sparsamkeit eines Erklärungsmodells unterliegt die zusätz-
liche Aufnahme der Variablen des Anreizmodells einer Begründungspflicht. Ein 
Erklärungsmodell mit positiven und negativen Anreizen sollte für die Stichprobe 
eine bessere Modelgüte als ein Modell ohne diese Prädiktoren aufweisen. Der 
Modellvergleich bestätigt, dass die Aufnahme der Anreizstruktur zur Modellgüte

22 Ungleich zur linearen Regression können Nagelkerke-R2 und Pseudo-R2 nicht als Anteil 
erklärter Varianz interpretiert werden, siehe Best und Wolf 2010, S. 844. AIC nimmt einen 
theoretischen Wertebereich von 0 bis + unendlich ein, weshalb ein sinkendes AIC einen 
besseren Modellfit s ignalisiert. 
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und hierdurch zur Erklärungskraft beiträgt. Die Modellgüte des Hauptmodells mit 
Anreizstruktur ist statistisch signifikant besser als die Modellgüte ohne positive 
und negative Anreize (der entsprechende Test ist statistisch signifikant und AIC 
steigt). Die Ergebnisse zum Vergleich der Modellgüte können als Bestätigung des 
intendierten Erklärungsmodells auf der Grundlage positiver und negativer Anreize 
gedeutet werden. 

Tabelle 5.17 Vergleich der Güte der unterschiedlichen logistischen Regressionsmodelle 

Modell Log-Likelihood AIC Modellvergleich 

χ2 P-Wert 

Modell 1 −562,01 1134,019 

Modell 2 −562,51 1133,027 1,0078 p = 0,315 
Modell 3 −539,07 1094,132 Referenz: Modell 1 

45,887 p < 0,001 

Referenz: Modell 2 

46,895 p < 0,001 

Hauptmodell −508,28 1052,558 Referenz: Modell 3 

61,574 p < 0,001 

Hauptmodell ohne 
Anreizstruktur 

−528,07 1078,550 Referenz: Hauptmodell 

39,592 p < 0,001 

Anmerkung: Ein p-Wert ≤ 0,05 signalisiert eine statistisch signifikante Verbesserung der 
Güte im Vergleich zum Referenzmodell 

5.5.3 Schlussfolgerung für ein modifiziertes Anreizmodell 
zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren 

Zusammengefasst zeigen die Ergebnisse, dass die Hinzunahme von positiven 
und negativen Partizipationsanreizen zwar einen Erklärungsbeitrag zur Varianz 
politischer Online-Partizipation leistet, die Effektrichtungen aber nur bedingt den
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Wirkungszusammenhängen aus den Anreizhypothesen entsprechen.23 Die Struk-
turhypothese zur politischen Partizipation der „un-/üblichen Verdächtigen“ kann 
dagegen vorläufig bestätigt werden. 

Die Hypothese H2.a kann durch die Daten unterstützt werden. Bei einer 
stärkeren Zustimmung zu gemeinwohlorientierten Anreizen, steigt die Parti-
zipationswahrscheinlichkeit. Varianz in der Prävalenz gemeinwohlorientierter 
Partizipationsanreize erklärt hiernach Variation in der Teilnahme an Online-
Konsultationsverfahren. Effekte der selektiv-ergebnisbezogenen sowie sozialen 
Anreize sind über alle Befragten hinweg statistisch signifikant und negativ. Dies 
steht im Gegensatz zu den Hypothesen H2.b und H2.c, die durch die Daten 
abgelehnt werden. 

Die Ursachen für die negativen Koeffizienten müssen näher betrachtet werden: 
Im Vergleich zur separaten Schätzung der positiven und negativen Anreize (siehe 
Abschnitt zur bivariaten logistischen Regression sowie Tabelle 65 im Anhang) 
ändert sich zwar nicht die negative Effektrichtung selektiver und sozialer Anreize, 
doch sind die Koeffizienten erst im Hauptmodell (Modell 4) statistisch signifikant. 
Bezüglich selektiv-ergebnisbezogener Anreize ist dies mutmaßlich auf den Ein-
fluss der gemeinwohlorientierten Anreize und für soziale Anreize zusätzlich auf 
negative Anreize zurückzuführen.24 Die signifikanten/nicht-signifikanten Zusam-
menhänge in Abhängigkeit einer gemeinsamen oder unabhängigen Schätzung 
könnten darauf zurückzuführen sein, dass politisch inaktive Befragte dazu neigen, 
alle positiven Anreize mit der mittleren Antwortkategorie zu bewerten. Zusätzlich 
hat sich bei der deskriptiven Überprüfung gezeigt, dass selektiv-ergebnisbezogene 
und soziale Anreize kaum zwischen Teilnehmenden und nicht-Teilnehmenden 
variieren, während die Wahrnehmung der gemeinwohlorientierten (und negativen 
Anreize) zwischen beiden Gruppen auseinandergeht. Dementsprechend sind es 
die Differenzen in der Wahrnehmung gemeinwohlorientierter Anreize, die Partizi-
pation hauptsächlich (positiv) beeinflussen. Dagegen spielen selektive und soziale 
Anreize vermutlich keine Rolle für die Partizipation, was in beiden Gruppen

23 Die Robustheit der Modellschätzung wurde durch eine wiederholte Analyse mit der Teil-
stichprobe aus Hamburg-Altona überprüft. Die Effektkoeffizienten bestätigen das Hauptmo-
dell, allerdings überschreiten einzelne Parameter die Irrtumswahrscheinlichkeit von p ≤ 0,1. 
Da keine Bürger:innen in Altona die Merkmale niedriger formaler Bildung, niedriges poli-
tisches Interesse und Teilnahme aufweisen, konnte aufgrund des perfekten Zusammenhangs 
kein sinnvoller Koeffizient geschätzt w erden. 
24 In einem linearen Regressionsmodell wurde der Einfluss der jeweiligen positiven und 
negativen Anreize untereinander geschätzt (hierzu ebenfalls die Korrelationstabelle im 
Anhang Tabelle 52). Die Ergebnisse zeigen statistisch signifikante Einflüsse. Der VIF der 
Modelle überschreitet allerdings nicht das Cut-Off Kriterium von > 10, wenngleich diese 
Kriterien mit Vorsicht verwendet werden müssen (Diaz-Bone 2019, 207). 
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zur Indifferenz im Antwortverhalten führt. Aufgrund der Verteilung von keiner 
Teilnahme/Teilnahme (etwa 80/20) führt dies zum negativen Effekt. In Summe 
unterstreichen die Modelle die Bedeutung gemeinwohlorientierter und negativer 
Anreize. 

Es ist zu erörtern, warum selektive und soziale Anreize kaum zwischen 
Teilnehmenden und nicht-Teilnehmenden variieren. Der negative Effekt selektiv-
ergebnisbezogener Anreize könnte mit der geringen Erwartung der Teilnehmen-
den zusammenhängen, individuell-materielle Vorteile zu erzielen. Bezüglich der 
konsultativen Online-Partizipation ist diese Bewertung nachvollziehbar, da die 
Verfahren nur bedingt den individuellen Vorteil fokussieren und eine direkte 
Transferleistung, beispielsweise eine monetäre Entschädigung eher nicht vor-
sehen. Weiterhin ist es möglich, dass selektiv-ergebnisbezogene Anreize kein 
Primärziel der Online-Partizipation darstellen: Da politisch aktive Bürger:innen 
eher formal hochgebildet und politisch interessiert sind, spielen diese Anreize 
eine untergeordnete Rolle, weil die antizipierten Vorteile nicht zu einer wesent-
lichen Positionsverbesserung beitragen. Der Befund von Gustafson und Hertting 
(2017), wonach politisch unterrepräsentierte Gruppen bevorzugt zur Durchset-
zung von Eigeninteresse partizipieren, stimmt nur bedingt mit der untersuchten 
Stichprobe überein: Für die Identifizierung eines potenziellen Mobilisierungs-
mechanismus spricht, dass Teilnehmer:innen mit niedrigen Bildungsressourcen 
und niedrigem politischen Interesse am stärksten den selektiv-ergebnisbezogenen 
Anreizen zustimmen (siehe Abschnitt 5.5.1). Demgegenüber ist der negative 
Haupteffekt über alle Befragten aufzuführen. Allerdings verringert sich der Unter-
schied für diese Gruppe etwas stärker (0,04 AME-Punkte in Modell 3) zu 
den „üblichen Verdächtigen“, was partiell auf die Prävalenz respektive Prä-
ferenz zu selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen zurückgeführt werden könnte. 
Diese Interpretation unterliegt der Restriktion, dass die Zellbesetzung inner-
halb der Gruppe von Teilnehmer:innen mit niedriger formaler Bildung und 
schwachem politischen Interesse mit N = 11 äußerst gering ausfällt. Entspre-
chende Interaktionseffekte zwischen Bildungsressourcen/politisches Interesse und 
selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen können deshalb nicht modelliert werden, 
um divergierende Effektstärken zu überprüfen. 

Ferner zeigen die Ergebnisse, dass die Partizipationswahrscheinlichkeit sinkt, 
wenn die Zustimmung zu sozialen Anreizen steigt. Hierbei könnte das Inter-
net als hemmend betrachtet werden, da potenzielle soziale Belohnungen aus den 
klassischen Netzwerken keinen positiven Einfluss auf die Online-Partizipation 
ausübt. Soziale Belohnungsmechanismen aus der Offline-Welt scheinen sich nicht 
in die Online-Welt zu übertragen. Obwohl sich die Partizipationsverfahren auf die
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lokale Ebene beziehen, ist keine Mobilisierung durch entsprechende Netzwerkres-
sourcen zu konstatieren (Petermann 2020). Unter Umständen hätten Indikatoren, 
die auf spezifischen Belohnungssystemen von Online-Plattformen basieren (z. B. 
Zustimmungsindikatoren wie likes oder „gefällt mir“-Angaben), zu einem ande-
ren Ergebnis geführt. Zuvorderst ist festzustellen, dass für Bürger:innen mit einer 
Präferenz für soziale Anreize Online-Konsultationsverfahren kein entsprechendes 
Motiv aktivieren. Es ist allerdings nicht auszuschließen, dass sowohl das Eigenin-
teresse als auch soziale Anreize als Partizipationsmotiv von den Teilnehmer:innen 
aufgrund sozialer Erwünschtheit (bewusst oder unbewusst) unterschätzt wird. 

Die Ergebnisse schließen an vorherige Forschungsbefunde an, wonach 
Anreize, die tendenziell einem defizitären Trittbrettfahrer:in-Motiv unterliegen, 
Partizipation erklären und zur Partizipation aktivieren (Klein 2006; Schloz-
man et al. 1995). So stellt beispielsweise Klein (2006) fest, dass kollektive, 
moralische (entlang des GIM wird der Begriff altruistisch verwendet) und 
expressive Anreize die größte Bedeutung für den Parteibeitritt haben, während 
selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize als eher untergeordnete Ziele 
auftreten (Klein 2006, S. 49). Bezüglich der Anreizstruktur weisen Online-
Konsultationsverfahren demnach eine Ähnlichkeit zu Parteibeitrittsmotiven auf. 
Hierbei könnten die Initiierung durch Verwaltungen und die Charakterisierung als 
Top-down Verfahren sowie der Grad der Institutionalisierung eine Rolle spielen. 

Hypothese 2.d wird durch die Daten vorläufig bestätigt, denn die Partizi-
pationswahrscheinlichkeit sinkt, wenn die Wahrnehmung der negativen Anreize 
steigt. Bürger:innen beziehen das Themeninteresse, die Zeit oder einen fehlen-
den Unterhaltungswert in die Kalkulation der Partizipationsentscheidung ein. Der 
Effekt ist über alle Modelle robust und unabhängig von Drittvariablen wie der 
politischen Involvierung. 

Ferner ist eine vorläufige Bestätigung der Strukturhypothese (H3) festzustel-
len, da die Kontrastierung zwischen Bildungsressourcen und politischem Interesse 
als Proxy-Messung für die soziale Stratifikation politischer Partizipation fungiert: 
Verglichen mit den „üblichen Verdächtigen“ sinkt die Partizipationswahrschein-
lichkeit für alle anderen Bürger:innen. Zwischen den Bürger:innen, die über 
eine niedrige formale Bildung verfügen, können keine Differenzen festgestellt 
werden – unabhängig des politischen Interesses.25 Dies würde gegen eine Mobi-
lisierung politisch unterrepräsentierter Bevölkerungsgruppen sprechen, wenn das

25 Dies bestätigt sich auch, wenn die Referenzkategorie gewechselt wird. Ein signifikanter 
Unterschied besteht stets zu den „üblichen Verdächtigen“ mit hoher formaler Bildung/hohem 
politischen Interesse. Unterschiede zwischen den anderen Gruppen bestehen dagegen nicht. 
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politische Interesse keinen Unterschied bezüglich der Partizipationswahrschein-
lichkeit ausübt. Das Ergebnis ist allerdings unter der Restriktion der niedrigen 
Zellbesetzung beider Gruppen zu betrachten. Auch zeigen frühere Studien, dass 
das politische Interesse und die internale Selbstwirksamkeit interagieren und 
gemeinsam zur politischen Partizipation motivieren (Levy und Akiva 2019). Die 
Modelle würden folglich den Effekt des politischen Interesses unterschätzen. 

Zusammenfassend zeigen die Befunde (Tabelle 5.18), dass die Mehrzahl der 
Bürger:innen nicht an Online-Partizipationsverfahren teilnimmt, um selektive Vor-
teile oder soziale Belohnung zu realisieren: Bürger:innen, die diese Ziele im 
Internet verfolgen, werden entweder andere Partizipationsformen wählen oder 
politisch inaktiv bleiben. Gleichzeitig unterstreicht das Erklärungsmodell, dass 
Bürger:innen negativen Anreizen ausgesetzt sind und diese, trotz der low cost 
Bedingungen des Internets, eine kognitive Barriere beziehungsweise Hürde dar-
stellen und folglich die Partizipationswahrscheinlichkeit sinkt. Zugleich stellt 
das Internet Bedingungen zur Verfügung, um eine Teilnahme aus einer gemein-
wohlorientierten Perspektive, das heißt einer intrinsischen Motivation, zu stimu-
lieren. Dieses Ergebnis wird bei der Diskussion der Befunde erneut aufgegriffen. 
Nach wie vor profitieren die „üblichen Verdächtigen“ am ehesten von Online-
Partizipationsverfahren, um Einfluss auf die politische Entscheidungsfindung aus-
zuüben. Nachfolgend werden die Ergebnisse mit den Partizipationsgründen von 
Bürger:innen verglichen, die an einem konkreten Online-Konsultationsverfahren 
auf der lokalen Ebene teilgenommen haben. Dieses Vorgehen entspricht einer 
Kreuzvalidierung der Befunde, um die Robustheit und Aussagekraft eines 
Anreizmodells politischer Online-Konsultation einzuschätzen. 

Tabelle 5.18 Überblick Anreizhypothesen und Strukturhypothese 

Hypothesen: H2 Bestätigt Abgelehnt 

H2.a Gemeinwohlorientierte Anreize X 

H2.b Selektiv-ergebnisbezogene Anreize X 

H2.c Soziale Anreize X 

H2.d Negative Anreize X 

Hypothese: H3 

H3 Struktur „übliche Verdächtige“ X



5.6 Kreuzvalidierung der Befunde 189

5.6 Kreuzvalidierung der Befunde 

Neben Daten aus einer Bevölkerungsumfrage liegen ferner Informationen über 
eine prozessbegleitende Nachbefragung von Teilnehmenden konkreter Online-
Konsultationsverfahren auf der lokalen Ebene vor. Hierbei wurden die Bür-
ger:innen dezidiert gefragt, welche Gründe aus ihrer Sicht für oder gegen die 
Teilnahme am konkreten Partizipationsverfahren sprechen. Die Indikatoren zu 
den Partizipationsgründen oder -hindernissen entsprechen den Indikatoren aus der 
Bevölkerungsumfrage. Die Stichprobe beinhaltet N = 255 Fälle. Ein Überblick 
zur Verteilung von Individualmerkmalen der Stichprobe findet sich in A bschnitt 
4.4 sowie in Tabelle 37 im Anhang. Durch die Kreuzvalidierung wird überprüft, 
ob die vorherigen Befunde über maßgebliche positive und negative Anreize in 
einer neuen Stichprobe reproduziert werden können. 

Im ersten Schritt werden die extrahierten latenten Konstrukte des modifizier-
ten Anreizmodells aus Abschnitt 5.3 mittels konfirmatorischer Faktorenanalyse 
(CFA) überprüft. Bei der Anwendung einer CFA interessiert es, inwiefern die 
theoretisch abgeleitete Kovarianzmatrix von der empirischen Kovarianzmatrix 
abweicht (Arzheimer 2016; Weiber und Mühlhaus 2014; Steinmetz 2015). Im 
Vergleich zum explorativen Vorgehen (siehe Abschnitt 5.3.1), handelt es sich 
um eine theoriegeleitete Analyse, das heißt, die latenten Faktoren werden auf 
Basis des modifizierten Anreizmodells vorgegeben. Die Fallzahl der Stichprobe 
reduziert sich auf N = 219, da ausschließlich gültige Fälle in die Berechnung 
einbezogen w erden. 

In der Forschungsliteratur finden sich Gütekriterien mit Schwellenwerten, um 
Aussagen zu treffen, ob die theoretischen Annahmen zur Faktorstruktur Unter-
stützung in der empirischen Kovarianzmatrix erhalten oder ob das Messmodell 
abgelehnt werden muss.26 Letzteres würde die Gültigkeit der empirischen Ana-
lyse einschränken. Die Faktorstruktur der explorativen Faktorenanalyse bildet 
die Grundlage für die konfirmatorische Faktorenanalyse. Das Grundmodell der 
Anreizstruktur (Tabelle 5.19) zeigt eine Abweichung der empirischen von der 
theoretischen Kovarianzmatrix aufgrund eines hochsignifikanten χ2-Tests an (χ2 
= 106,878; DF = 48; p < 0,001). Ein signifikanter χ2-Test ist allerdings gängig

26 Zu den wesentlichen Gütekriterien zählen der χ2- Wert sowie die Fit-Indizes Root Mean 
Square Error of Approximation (RMSEA), der Comparative Fit-Index (CFI) sowie Stan-
dardized Root Mean Square Residual (SRMR). Weitere Informationsmaße sind das Akaike 
Information Criterion (AIC) und das Bayesian Information Criterion (BIC) (Arzheimer 2016, 
62 ff.). Für einen Überblick zu unterschiedlichen Schwellenwerten in der Literatur, siehe 
Weiber und Mühlhaus 2014, S. 222. 
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und kann u. a. auf die Samplegröße zurückgeführt werden. In der Forschungs-
literatur wird deshalb empfohlen, ein theoretisches Modell, trotz Abweichung 
der theoretischen und empirischen Kovarianzmatrix, nicht vorschnell abzulehnen 
(Arzheimer 2016, S. 63; Davidov 2009, S. 67). So sprechen die weiteren Gütekri-
terien für eine geeignete Passung des Modells. Die Gütekriterien quantifizieren 
die Abweichung zwischen empirischer und theoretischer Matrix. Dabei gilt, je 
geringer die Abweichung, desto geringer die Fehlspezifikation (Steinmetz 2015, 
S. 29). Für den RMSEA gelten Werte ≤ 0,1 als akzeptabel und Werte ≤ 0,05 
als sehr gut (Arzheimer 2016, S. 64; Steinmetz 2015, S. 29). Mit 0,075 liegt der 
RMSEA im Anreizmodell im akzeptablen Bereich. Für den CFI werden Cutoff-
Werte nahe 0,98 (Steinmetz 2015, S. 29) und mindestens ≥ 0,90 (Weiber und 
Mühlhaus 2014, S. 222) berichtet. Hier kann das Modell mit CFI = 0,940 einen 
hinreichenden Wert aufweisen. Als passabel gilt ein SRMR im Wertebereich ≤ 
0,08 (Steinmetz 2015, S. 29) und mindestens ≤ 0,1 (Weiber und Mühlhaus 2014, 
S. 222). Auch der SRMR liegt im Annahmebereich mit 0,055, sodass die Modell-
güte als insgesamt akzeptabel bewertet werden kann.27 Fehlervarianz (Tabelle 66) 
und Varianz/Kovarianz-Matrix (Tabelle 67) des Anreizmodells werden im Anhang 
berichtet. 

Tabelle 5.19 Modellgüte der konfirmatorischen Faktorenanalyse an Daten der Nachbefra-
gung 

Modell χ2 DF p-Wert RMSEA CFI SRMR 

Anreizmodell 106,878 48 < 0,001 0,075 0,940 0,055 

Anmerkung: N = 219 

Ferner zeigt sich, dass alle Faktorladungen der latenten Konstrukte statistisch 
signifikant (p ≤ 0,001) und substanziell (λ ≥ 0,5) sind (Tabelle 68 im Anhang), 
das heißt Varianz der Einzelindikatoren kann durch die Varianz des latenten 
Konstrukts erklärt werden. Lediglich für die Indikatoren der negativen Anreize

27 In der Forschungspraxis wird zuweilen vorgeschlagen, Modifikationsindizes zu betrach-
ten, um potenzielle Verbesserungen des Modellfits zu überprüfen. In der Tat indizieren die 
Modifikationsindizes Korrelationen zwischen unterschiedlichen Fehlertermen der manifes-
ten Indikatoren. Die Korrelationen sind ein Hinweis darauf, dass die entsprechenden Indi-
katoren gemeinsam variieren, unabhängig des latenten Konstrukts. Die Verbesserung der 
Modellgüte weist demnach auf Kovarianzen zwischen den Indikatoren hin, die durch die 
theoretischen Annahmen nicht abgedeckt sind. Allerdings handelt es sich bei der Modifika-
tion der Modelle um ein Vorgehen, dass eher daten- als theoriegetrieben erfolgt, da zusätz-
liche Schätzparameter und Pfade einbezogen werden, die gegebenenfalls theoretisch nicht 
begründet sind. Auf eine Modifikation wird daher verzichtet. 
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sind etwas niedrigere Faktorenladungen mit λ > 0,4 zu verzeichnen. Dass die 
Dimensionen der Anreizstruktur nicht vollkommen unabhängig voneinander fun-
gieren, bestätigen die statistisch signifikanten Korrelationen (p < 0,001) zwischen 
den latenten Konstrukten (Tabelle 67 im Anhang). Entsprechend der Erwartung 
korrelieren die gemeinwohlorientierten, selektiv-ergebnisbezogenen und sozialen 
Anreize positiv miteinander. Hinsichtlich der antizipierten negativen Anreize der 
Partizipation sind negative Korrelationen zu konstatieren: Steigt/fällt die Wahr-
nehmung von Vorteilen, dann steigt/fällt die Wahrnehmung der Nachteile der 
Online-Pa rtizipation. 

Entsprechend des modifizierten Anreizmodells werden Mittelwertindizes 
zu gemeinwohlorientierten, selektiv-ergebnisbezogenen, sozialen und negativen 
Anreizen berechnet (simultan zum Vorgehen in Abschnitt 5.3.2). Die deskrip-
tive Verteilung der positiven und negativen Anreize sollte dabei einen Hinweis 
auf zentrale Partizipationsmotive anbieten.28 Zusätzlich werden die Partizipati-
onsmotive entlang der „un-/üblichen Verdächtigen“ gruppiert. Hierfür werden 
ausschließlich vollständige Fälle betrachtet (N = 216). Die Überprüfung der Zell-
besetzung zeigt, dass lediglich vier Befragte in der Stichprobe der Gruppe mit 
niedriger formaler Bildung und schwachem politischem Interesse zugeordnet wer-
den können (entspricht ca. 2 Prozent in der Stichprobe (Tabelle 5.20). Einerseits 
verdeutlicht die absolute Häufigkeit die Unterrepräsentation dieser Bevölkerungs-
gruppe in lokalen Online-Konsultationsverfahren, andererseits sind Mittelwerte 
für diese Gruppe nur wenig aussagekräftig. Dagegen verfügen knapp 70 Prozent 
der Befragten sowohl über hohe Bildungsressourcen als auch über ein hohes poli-
tisches Interesse. Insgesamt haben ca. 90 Prozent der Teilnehmer:innen ein hohes 
formales Bildungsniveau.

28 Das Vorgehen zur Validierung der Befunde über einen Vergleich der positiven und nega-
tiven Partizipationsanreize aus unterschiedlichen Stichproben ist angelehnt an das Vorgehen 
bei Klein (2006). 
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Im Mittel stimmen die Teilnehmenden den gemeinwohlorientierten Anreizen 
mit 3,7 Skalenpunkten zu, was die Bedeutung zur Online-Partizipation unter-
stützt. Eine untergeordnete Rolle nehmen selektiv-ergebnisbezogene Anreize ein. 
Diesen wird im Mittel mit 2,6 Skalenpunkten zugestimmt. Etwas stärker ist 
die Zustimmung zu sozialen Anreizen mit einem arithmetischen Mittelwert von 
2,8 Skalenpunkten. Bei selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen besteht demnach 
eine Tendenz zur Ablehnung und bei sozialen Anreizen zur Indifferenz. Die 
deskriptive Verteilung zeigt abermals, dass Bürger:innen mit hoher formaler Bil-
dung an Online-Konsultationsverfahren teilnehmen und gemeinwohlorientierte 
Anreize hierbei einen zentralen Partizipationsgrund darstellen. Dies unterstützt 
die Befunde der empirischen Analyse. Des Weiteren sind zwischen den Stichpro-
ben Unterschiede bezüglich negativer Anreize zu konstatieren: Die Wahrnehmung 
der negativen Anreize beträgt im Mittel 1,8 Skalenpunkte und ist damit etwa 
einen halben Skalenpunkt niedriger als die Wahrnehmung der Teilnehmenden 
aus der Bevölkerungsumfrage (und 0,8 Skalenpunkte niedriger als bei den Nicht-
Teilnehmenden). Die Differenz und die tendenziell niedrige Zustimmung können 
durch das Interesse an der Thematik erklärt werden. Die Partizipationsverfahren 
hatten allesamt Aspekte der zukünftigen Verkehrsinfrastruktur als Gegenstand der 
Konsultation. Themeninteresse, Zeit und Langeweile variieren gemeinsam durch 
das latente Konstrukt der negativen Anreize, sodass eine Kongruenz zur Thema-
tik mit der Bereitschaft einhergeht, die notwendige Zeit zur Online-Partizipation 
zu investieren. Vermutlich nehmen Bürger:innen mit hoher formaler Bildung eine 
höhere Betroffenheit mit der Thematik wahr. Im Bereich der Radverkehrsinfra-
struktur gibt es entsprechende Befunde, die diesen Zusammenhang nahelegen 
(Hudde 2022). Insgesamt bestärkt die Verteilung der positiven und negativen 
Anreize unter den Teilnehmer:innen eines Online-Konsultationsverfahrens auf 
lokaler Ebene die Ergebnisse der vorherigen empirischen Analyse. 

Die gruppierten Mittelwerte zur positiven und negativen Anreizstruktur offen-
baren lediglich geringfügige Differenzen zwischen den Teilnehmer:innen. Die 
niedrigere Zustimmung zu selektiv-ergebnisbezogenen und stärkere Zustimmung 
zu sozialen Anreizen unter Bürger:innen, die über eine niedrigere formale Bil-
dung und hohes politisches Interesse verfügen, spiegelt sich nur bedingt in den 
vorherigen Ergebnissen wider. Der Zusammenhang konnte in der Stichprobe 
der Bevölkerungsumfrage nicht beobachtet werden. Es könnte sich demnach 
um ein Spezifikum der prozessbegleitenden Nachbefragung handeln, zumal die 
Zellenbesetzung mit 15 Fällen eher gering ist. Ähnliches gilt für Bürger:innen 
in der Gruppe mit niedriger formaler Bildung und niedrigem politischen Inter-
esse. In dieser Gruppe kennzeichnen sowohl gemeinwohlorientierte als auch 
selektiv-ergebnisbezogene Anreize die maßgeblichen Partizipationsgründe. Unter
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Berücksichtigung der niedrigen Zellbesetzung zeigt sich, dass die Zustimmung 
zu individuellen Vorteilen durch selektive Anreize in dieser Gruppe am höchs-
ten ist (MW = 3,12, SD = 0,6) und etwa einen halben Skalenpunkt über der 
durchschnittlichen Zustimmung aller Befragten liegt. Dies deckt sich mit dem 
deskriptiven Befund zur Prävalenz der „unüblichen Verdächtigen“ unter den 
Teilnehmer:innen aus der Bevölkerungsumfrage (siehe Abschnitt 5.5.1). Auch 
wenn unter Kontrolle von Drittvariablen keine entsprechenden Zusammenhänge 
festgestellt werden konnten, könnte dies auf einen möglichen Mobilisierungs-
mechanismus hindeuten, sodass gemeinwohlorientierte Anreize durch selektive 
Vorteile unterstützt werden. 

Insgesamt unterstützt die Verteilung der positiven und negativen Partizi-
pationsanreize der Nachbefragung die Befunde aus der Bevölkerungsumfrage. 
Systematische Unterschiede zwischen den unterschiedlichen Stichproben konnten 
nicht konstatiert werden, was die Aussagekraft der Ergebnisse bestärkt.

Tabelle 5.20 Lagemaße der Partizipationsanreize in der Nachbefragung 

Hohe 
Bildung/ 
hohes 
pol. 
Interesse 

Niedrige 
Bildung/ 
hohes 
pol. 
Interesse 

Hohe 
Bildung/ 
niedriges 
pol. 
Interesse 

Niedrige 
Bildung/ 
niedriges 
pol. 
Interesse 

Gesamt 

MW SD MW SD MW SD MW SD MW SD 

Gemeinwohlorientierte 
Anreize 

3,67 0,8 3,63 0,8 3,77 0,6 3,90 0,2 3,69 0,7 

Selektiv-
ergebnisbezogene 
Anreize 

2,55 1,0 2,13 1,1 2,77 1,0 3,12 0,6 2,58 1,0 

Soziale Anreize 2,77 0,9 2,97 1,1 2,88 0,9 2,75 0,2 2,81 0,9 

Negative Anreize 1,75 0,7 1,69 0,7 1,84 0,7 1,75 0,5 1,77 0,6 

N 150 15 47 4 216 

Anteil in % 69 7 22 2 100 

Anmerkung: N = 216. Grundlage der Stichprobe ist die Nachbefragung; prozentuale Werte 
gerundet
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6Diskussion – Gute Gründe reichen 
nicht 

Die zentralen Ergebnisse der empirischen Analyse werden zusammengefasst 
und gemeinsam diskutiert, um Implikationen für das theoretische Erklä-
rungsmodell im Allgemeinen und der Teilnahme an politischen Online-
Konsultationsverfahren im Speziellen herauszuarbeiten. Verschiedene Handlungs-
optionen und -empfehlungen für die Praxis werden abgeleitet. Hiernach wird die 
Generalisierbarkeit der empirischen Analyse diskutiert. 

6.1 Zentrale Ergebnisse im Überblick 

Entlang der bestehenden Forschung wurden positive und negative Partizipations-
anreize identifiziert. Auf der Grundlage dieser theoretischen Vorüberlegungen 
konnten durch eine explorative Faktorenanalyse vier trennscharfe Dimensionen 
einer Anreizstruktur extrahiert werden (siehe Abschnitt 5.3). Die Ergebnisse wur-
den verwendet, um ein modifiziertes Anreizmodell zu entwickeln und die Wir-
kungszusammenhänge zu spezifizieren. Im nächsten Analyseschritt wurden die 
Anreiztypen endogenisiert und der Zusammenhang zu Bildungsressourcen und 
politischem Interesse untersucht (Prävalenzhypothesen; Abschnitt 5.4). Schließ-
lich wurde Varianz in der Online-Partizipation durch Varianz in der Prävalenz 
der positiven und negativen Anreize erklärt (Anreizhypothesen; Abschnitt 5.5) 
und eine Mobilisierung zur Partizipation jenseits der „üblichen Verdächtigen“ 
überprüft (Strukturhypothese; Abschnitt 5.5).
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Durch die explorative Faktorenanalyse hat sich gezeigt, dass Bürger:innen 
unterschiedliche Ziele durch die Online-Partizipation verfolgen, die wiederum 
auf gemeinsame latente Faktoren zurückzuführen sind. Indikatoren der kollekti-
ven, moralischen und expressiv-affektiven Anreize bilden einen gemeinsamen, 
gemeinwohlorientierten Anreiztypen. Dieser Anreiztyp ist sowohl durch kol-
lektive als auch intrinsische Partizipationsmotive charakterisiert. Hiervon sind 
selektiv-ergebnisbezogene Anreize abzugrenzen, die auf individuelle Vorteile 
rekurrieren. Als dritter Anreiztyp wurden soziale Anreize identifiziert. Hier-
nach sollte die soziale Belohnung (respektive Sanktionierung) durch Familie 
oder Freund:innen die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren incentivieren. 
Beide Anreiztypen spiegeln ein individualisiertes und persönliches Partizipations-
motiv wider. Zuletzt signalisieren negative Anreize eine individuelle Hürde oder 
Barriere aufgrund fehlender Zeit, fehlendem Themeninteresse oder Langweile 
bei der Partizipation. Die gemeinsame Varianz dieser drei Indikatoren deutet 
auf einen Faktor der individuellen Betroffenheit hin. Durch die konfirmatorische 
Faktorenanalyse wurde das modifizierte Anreizmodell, das auf diese Anreiz-
typen – gemeinwohlorientierte, selektiv-ergebnisbezogene, soziale und negative 
Anreize – rekurriert, empirisch auf Grundlage einer alternativen Stichprobe 
bestätigt (siehe Abschnitt 5.6). 

Anschließend hat die Analyse der Prävalenz der modifizierten positiven 
und negativen Anreize gezeigt, dass die Wahrnehmung über partizipationsbezo-
gene Vorteile oder Nachteile zwar sozial strukturiert ist, die Varianz aber nur 
geringfügig über die Kontrastierung von Bildungsressourcen und politischem 
Interesse erklärt werden kann. Eine Ausnahme bildet der gemeinwohlorientierte 
Anreiz: Die „üblichen Verdächtigen“ stimmen den gemeinwohlorientierten Anrei-
zen stärker als die Vergleichsgruppen mit niedriger formaler Bildung zu. Unter 
Kontrolle der Drittvariablen zeigt sich, dass der Niveauunterschied für Bür-
ger:innen mit niedriger formaler Bildung und schwachem politischen Interesse 
weiterhin Bestand hat. Für selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize konnte 
unter Kontrolle der Drittvariablen keine gemeinsame Variation konstatiert wer-
den. Unabhängig von der formalen Bildung, nehmen Bürger:innen mit niedrigem 
politischen Interesse die negativen Anreize stärker wahr. Dieser Effekt hält der 
Kontrolle von Drittvariablen nicht stand, was in erster Linie auf Faktoren der
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politischen Involvierung zurückzuführen ist. Die Daten bestätigen die Prävalenz-
hypothese für gemeinwohlorientierte Anreize (H1.a), dagegen wird die Hypothese 
für selektiv-ergebnisbezogene (H1.b), soziale (H1.c) und negative Anreize (H1.d) 
abgelehnt. 

Summa summarum trägt das modifizierte Anreizmodell zur Varianzaufklärung 
politischer Online-Partizipation bei. Es zeigt sich, dass eine stärkere Prävalenz 
zu gemeinwohlorientierten Anreizen zu einer höheren Partizipationswahrschein-
lichkeit führt. Zugleich sinkt die Partizipationswahrscheinlichkeit, wenn die 
negativen Anreize wie Desinteresse am Thema, fehlende Zeit oder Langeweile 
zunehmen. Entgegen der theoretischen Erwartung sinkt allerdings die Parti-
zipationswahrscheinlichkeit, wenn Bürger:innen selektiv-ergebnisbezogene oder 
soziale Anreize mit der Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren verbinden. 
Zwar können beide Anreiztypen ein (theoretisch) hinreichendes Partizipations-
motiv aktivieren, Online-Konsultationsverfahren unterstützen diese Anreize aller-
dings unzureichend. Der negative Effekt kommt vermutlich dadurch zustande, 
dass sich Teilnehmende und nicht-Teilnehmende kaum in der Zustimmung die-
ser beiden Anreiztypen unterscheiden. Aufgrund des überproportionalen Anteils 
der nicht-Teilnehmenden in der Stichprobe schätzen die Modelle einen nega-
tiven Koeffizienten. Insgesamt führt die Hinzunahme des Anreizmodells auch 
unter Kontrolle von Drittvariablen zur verbesserten Modellgüte: Unabhängig von 
der individuellen Ressourcenausstattung, der politischen Involvierung sowie der 
Integration in Netzwerken, trägt das intendierte Erklärungsmodell zur höhe-
ren Varianzaufklärung bei. Durch die Daten wurde die Anreizhypothese für 
gemeinwohlorientierte (H2.a) und negative Anreize (H2.d) vorläufig bestätigt 
und für selektiv-ergebnisbezogene (H2.b) und soziale Anreize (H2.c) wider-
legt. Zuletzt wurde durch die Daten bestätigt, dass die „üblichen Verdächtigen“ 
mit hohen Bildungsressourcen und politischem Interesse tatsächlich eher an 
Online-Partizipationsverfahren teilnehmen als die Vergleichsgruppen. Sowohl Bil-
dung als auch politisches Interesse spielen weiterhin eine zentrale Rolle für die 
Mobilisierung zur politischen Beteiligung. Dieser Befund entspricht der theoreti-
schen Annahme der Strukturhypothese (H3). Einen Überblick zu den überprüften 
Hypothesen findet sich in Tabelle 6.1.
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Tabelle 6.1 Überblick zu den überprüften Hypothesen der empirischen Analyse 

Hypothesen Bestätigt Abgelehnt 

H1 Prävalenzhypothesen 

H1.a Gemeinwohlorientierte Anreize X 

H1.b Selektiv-ergebnisbezogene Anreize X 

H1.c Soziale Anreize X 

H1.d Negative Anreize X 

H2 Anreizhypothesen 

H2.a Gemeinwohlorientierte Anreize X 

H2.b Selektiv-ergebnisbezogene Anreize X 

H2.c Soziale Anreize X 

H2.d Negative Anreize X 

H3 Strukturhypothese X 

Die durch das CVM eruierten Drittvariablen üben substanzielle Einflüsse 
auf die Erklärungskraft der Modelle aus und unterstreichen die Dimensionen 
„können“, „wollen“ und „gefragt werden“ (Verba et al. 1995, S. 15). Die 
zentralen Erkenntnisse werden zusammengefasst und eingeordnet. Die Internet-
nutzung hat einen statistisch signifikanten positiven Effekt auf die Wahrnehmung 
gemeinwohlorientierter und selektiv-ergebnisbezogener Anreize. Der direkte posi-
tive Effekt auf die Online-Partizipation unterstreicht die Bedeutung der Inter-
netnutzung als Proxy der internetspezifischen Fähigkeiten und Kompetenzen. 
Geschlechterdifferenzen konnten für Online-Konsultationsverfahren nicht direkt 
festgestellt werden, was auch vorherigen Befunden aus Evaluationsstudien ent-
spricht (siehe Abschnitt 2.3.3). Die empirischen Ergebnisse von Schöttle (2019, 
S. 335) lassen allerdings vermuten, dass Männer eher durch die politische Ein-
flussnahme zur Online-Partizipation motiviert sind als Frauen. In diese Richtung 
führen beispielsweise die Befunde von Gustafson und Hertting (2017), wonach 
Frauen eher aus Kompetenz- als aus Gemeinwohl-Motiven partizipieren. Auf-
grund der Bedeutung gemeinwohlorientierter Anreize ist es also möglich, dass die 
Modelle Geschlechterdifferenzen unterschätzen. Entsprechende direkte Effekte 
konnten aber nicht festgestellt werden. 

Die Indikatoren der politischen Involvierung haben einen substanziellen 
Einfluss auf die Wahrnehmung der Partizipationsanreize und auf die Online-
Partizipation. Bürger:innen, die den Einbezug in den politischen Willensbildungs-
prozess als wichtig erachten, sich selbst als politisch kompetent beurteilen und das
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politische System für responsiv halten, stimmen gemeinwohlorientierten Anrei-
zen stärker und negativen Anreizen (mit Ausnahme der Responsivität) schwächer 
zu. Bürger:innen mit einem stärkeren Wunsch nach politischer Involvierung und 
mit stärkeren Kontrollüberzeugungen über eigene politische Kompetenzen und 
Fähigkeiten nehmen signifikant häufiger an Online-Konsultationsverfahren teil. 
Offen bleiben etwaige Interaktionsbeziehungen zum politischen Interesse, die in 
den Modellen nicht untersucht wurden. 

Schließlich hat die soziale Integration durch Mitgliedschaften in Organisatio-
nen oder Vereinen keinen statistisch signifikanten Einfluss auf die Wahrnehmung 
positiver Anreize. Dagegen werden negative Anreize von Vereins- oder Orga-
nisationsmitgliedern etwas weniger stark wahrgenommen. Für jede der drei 
Dimensionen konnten Effekte sowohl auf die Prävalenz der Partizipationsanreize 
als auch auf die Online-Partizipation konstatiert werden, was die Bedeutung und 
Erklärungskraft des CVMs untermauert. Im nächsten Kapitel werden Implikatio-
nen der Ergebnisse für die Online-Partizipation thematisiert. 

6.2 Implikationen der Ergebnisse für die 
Untersuchung von Online-Partizipation 

Nach einer Übersicht zu den zentralen Ergebnissen werden nun die Impli-
kationen für die Forschung zur Online-Partizipation im Allgemeinen und zu 
Online-Konsultationsverfahren im Speziellen diskutiert. Zunächst werden die 
empirischen Ergebnisse unter Berücksichtigung des Anreizmodells beurteilt. 
Hiernach werden die Ergebnisse der Analyse hinsichtlich der Mobilisierungs-
fähigkeit zur Online-Partizipation betrachtet. Im Anschluss wird die präskriptive 
Frage nach „besseren“ Gründen beantwortet. Schlussendlich werden praktische 
Implikationen für Online-Konsultationsverfahren vorgeschlagen. 

6.2.1 Interpretation der Ergebnisse entlang eines 
Anreizmodells politischer Online-Konsultation 

Die Theorie der rationalen Entscheidung bietet eine allgemeingültige Erklärung 
an, um Handlungsbedingungen und Handlungen zu verstehen. Auf dieser theo-
retischen Grundlage konnte ein Anreizmodell abgeleitet werden und empirisch 
am Gegenstand der politischen Online-Konsultation überprüft werden. Dabei 
zeigt sich, dass eine „weite“ Version der RCT zum Erkenntnisgewinn beiträgt, 
weil positive und negative Anreize sowohl theoretisch als auch empirisch einen
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Erklärungsgehalt aufweisen. Dies zeigt sich insbesondere durch die Geltung 
gemeinwohlorientierter sowie negativer Anreize. Die Ergebnisse werden nun 
unter Berücksichtigung des intendierten Anreizmodells diskutiert. 

Erstens konnte die theoretisch intendierte Komplexität eines Anreizmodells 
zunächst nicht durch die Daten unterstützt werden. Abweichungen, insbesondere 
zum General Incentive Model (Seyd und Whiteley 1992), sind bezüglich der 
(modifizierten) gemeinwohlorientierten und selektiv-prozessbezogenen Anreize 
zu konstatieren. Einerseits bilden kollektive, moralische und expressive Anreize 
einen gemeinsamen Anreiztypen der Gemeinwohlorientierung, der durch eine 
internale Motivation gekennzeichnet ist. Der Anreiztyp transzendiert instru-
mentelle Partizipationsziele, indem moralische und expressiv-affektive Anreize 
gemeinsam mit kollektiven Anreizen variieren. Bisherige Studien haben zwar 
die Bedeutung kollektiver und moralischer Anreize hervorgehoben, diese aller-
dings als analytisch distinkt betrachtet (Opp und Finkel 2001; Aitamurto et al. 
2017). Die gemeinsame Variation in den Daten könnte ein Hinweis darauf 
sein, dass kollektive Anreize allein kein hinreichendes Partizipationsmotiv dar-
stellen, sondern mit einem intrinsischen Verantwortungsgefühl oder affektiven 
Bindungen einhergehen müssen, um ein Trittbrettfahrer:in-Motiv zu überwinden. 
Andererseits konnte kein selektiv-prozessbezogener Anreiz identifiziert werden. 
Hierdurch konnte ein zentraler Anreiztyp, der von unterschiedlichen Studien 
als relevant eingeschätzt wurde (Gustafson und Hertting 2017; Aitamurto et al. 
2017), durch die Daten nicht repliziert werden. Es ist anzunehmen, dass die 
Messung selektiver Anreize, die sich auf die Einbringung persönlicher Fähig-
keiten oder Erzielung eines thematischen Sachverstandes beziehen, spezifischer 
das Online-Medium beachten sollten. Weiterführende Forschung sollte demnach 
an diese Befunde anknüpfen und die Messung weiterentwickeln. Auch ist es 
möglich, dass der „Spaß“ an der Diskussion analytisch von Kompetenzmotiven 
(Sachverstand und Fähigkeiten) getrennt werden muss (Aitamurto et al. 2017, 
S. 1256). Konzeptionell bietet sich hierbei der Rückgriff auf die Forschung 
zur Gamification in Online-Umwelten an (Hoffmann 2020), um durch spiele-
rische Elemente einen selektiven Partizipationsanreiz zu stimulieren. Spaß an der 
Diskussion oder der Problemlösung, Zeitvertreib und Kreativität könnten entspre-
chende Anreize darstellen. Trotz der Abweichung zur intendierten Komplexität 
besteht Anschlussfähigkeit und Überschneidung zu in der Forschung verwende-
ten Anreiztypen (Clark und Wilson 1961; Wilson 1973; Schlozman et al. 1995; 
Gustafson und Hertting 2017). 

Zweitens konnten zentrale Faktoren durch das Anreizmodell identifiziert 
werden, die zur politischen Online-Partizipation motivieren. Bürger:innen par-
tizipieren aufgrund gemeinwohlorientierter Anreize, während negative Anreize
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die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren hemmen. Der gemeinwohlori-
entierte Anreiz reflektiert das Bedürfnis nach politischer Einflussnahme, das 
gemeinsam mit Verantwortungs- und Bindungsgefühlen variiert. Einflussnahme 
kann hier auch mit Unzufriedenheit, zum Beispiel mit der gegenwärtigen Ver-
kehrsinfrastruktur, einhergehen, sofern es sich um die Bereitstellung eines Kol-
lektivguts handelt. Bemerkenswerterweise tritt das Bedürfnis nach Einflussnahme 
dabei unabhängig von der rechtlichen Unverbindlichkeit der Online-Konsultation 
auf (siehe Abschnitt 2.2.3). Die Teilnahme erfolgt aber nicht aus einem „sym-
bolischen“ Charakter (Ritzi und Wagner 2016, S. 309), sondern aus einem 
genuin politischen Motiv (Kaase und Marsh 1979, S. 42). Der negative Anreiz 
reflektiert die individuelle Betroffenheit durch den Partizipationsgegenstand. Des-
interesse am Thema geht mit einer geringeren Bereitschaft einher, notwendige 
Zeit zu investieren, und die Teilnahme wird eher als langweilig wahrgenommen. 
Im Umkehrschluss partizipieren Bürger:innen, weil sie das Thema interessiert, 
die Partizipation deshalb nicht als langweilig betrachten und bereit sind, Zeit 
in die Teilnahme einzubringen. Die Bedeutung der beiden Faktoren für Teil-
nehmer:innen an Online-Konsultationsverfahren schließt an Befunde vorheriger 
Studien an (Rottinghaus und Escher 2020; Gustafson und Hertting 2017). 
Beide Motive entkräften zu einem gewissen Grad die skeptische Perspektive 
deskriptiver Demokratietheorien auf die Rolle der Bürger:innen: Weder verfolgen 
Bürger:innen striktes, egoistisches Eigeninteresse noch sind die Teilnehmenden 
politisch uninformiert oder gleichgültig gegenüber dem Partizipationsgegenstand. 

Dieser Befund hat allerdings einen nicht unerheblichen Preis: Gemeinwohlori-
entierte Anreize sind sozial stratifiziert und bilden Bedürfnisse statushoher 
Bürger:innen ab. Nach Maslow (1943) und Inglehart (1977) liegt die Interpreta-
tion nah, dass es sich bei gemeinwohlorientierten Anreizen um die Befriedigung 
postmaterialistischer Bedürfnisse handelt. Die grundlegenden (ökonomischen) 
Bedürfnisse statushoher Bürger:innen sind eher erfüllt, sodass postmaterielle 
Ziele durch die Partizipation verfolgt werden. Der postmaterialistische Cha-
rakter der gemeinwohlorientierten Anreize wird durch die Korrelation mit der 
Wahrnehmung der Wichtigkeit der politischen Involvierung von Bürger:innen 
unterstützt. Letzteres ist ebenfalls ein zentrales Merkmal postmaterialistischer 
Wertorientierung (Inglehart 1977, 21 ff.). Für alle Befragten konnte eine negative 
Assoziation zwischen Bildungsressourcen und gemeinwohlorientierten Anreize 
zwar nur bivariat festgestellt werden, in der Gesamtbewertung der Ergebnisse 
zeigt sich aber, dass die „üblichen Verdächtigen“ eher von positiven Anrei-
zen profitieren, während negative Anreize annäherungsweise zwischen diesen 
Gruppen gleichverteilt sind. Denn in Bezug auf negative Anreize ist keine Ver-
zerrung zugunsten der „üblichen Verdächtigen“ festzustellen. Dies ist insofern
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überraschend, weil status-hohe Bürger:innen von spezifischen Themen der Infra-
struktur wie dem Radverkehr tendenziell stärker betroffen sind (Hudde 2022). 
Dass die negativen Anreize nicht entsprechend der formalen Bildung variieren, 
könnte aber auf vorherige Selektionsmechanismen bei der Befragung hindeuten. 
Die Bedeutung der Gemeinwohlorientierung und Betroffenheit könnte teilweise 
durch die Gelegenheitsstruktur der lokalen Ebene bedingt werden. Vermutlich übt 
die unmittelbare Alltagserfahrung mit dem Partizipationsgegenstand einen Ein-
fluss auf die Betroffenheit (reflektiert durch den negativen Anreiz) aus. Zugleich 
nehmen Bürger:innen nicht nur den eigenen politischen Einfluss, sondern auch 
die Responsivität auf der lokalen Ebene stärker wahr (McDonnell 2020). Aller-
dings ist der Einfluss der externalen Selbstwirksamkeit auf die Teilnahme an 
Online-Konsultationsverfahren unklar: Zwar steigt die Wahrnehmung positiver 
Anreize, wenn die Wahrnehmung der Responsivität steigt, aber ein Einfluss 
auf negative Anreize konnte genauso wenig beobachtet werden wie ein direk-
ter Effekt auf die Partizipationswahrscheinlichkeit. Möglicherweise bezieht sich 
die Wahrnehmung der Responsivität eher auf höhere Ebenen des politischen 
Systems wie die Landes- oder Bundesebene. Insofern spielt diese für lokale 
Konsultationsverfahren keine Rolle. 

Drittens zeigt sich, dass selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize zwar 
distinkte Anreiztypen markieren, Bürger:innen, die diesen individualisierten 
oder persönlichen Motiven zustimmen, aber eine niedrigere Partizipationswahr-
scheinlichkeit aufweisen, insofern konnten nur marginale Unterschiede zwi-
schen Teilnehmenden und nicht-Teilnehmenden konstatiert werden. Wie bereits 
umschrieben, unterliegen gemeinwohlorientierte Anreize einer stärkeren sozia-
len Stratifikation als selektiv-ergebnisbezogene, soziale oder negative Anreize. 
Gemeinwohlorientierte Anreize als Hauptgrund der Teilnahme reflektiert in ers-
ter Linie die Motivation der „üblichen Verdächtigen“, die über eine ausreichende 
materielle Ausstattung verfügen. Im Vergleich hierzu hätten sich aber deutli-
chere Befunde bezüglich der selektiv-ergebnisbezogenen Anreize zeigen müssen, 
um Mobilisierungspotenziale der Online-Partizipation der „unüblichen Verdäch-
tigen“ zu identifizieren. Gustafson und Hertting (2017) schlussfolgern, dass das 
Eigeninteresse ein zentrales Motiv zur Teilnahme an Konsultationsverfahren für 
Gruppen darstellt, die politisch eher unterrepräsentiert sind. Unter der Berücksich-
tigung schwacher Hinweise, dass Bürger:innen mit niedrigen Bildungsressourcen 
und niedrigem politischen Interesse tendenziell die selektiven Anreize etwas 
mehr betonen, kann dieser Befund nur unzureichend repliziert werden. Die 
Ergebnisse zu selektiv-ergebnisbezogenen Anreizen sind dahingehend zu inter-
pretieren, dass Online-Konsultationsverfahren keine hinreichenden Motive zur
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individuellen Positionsverbesserung aktivieren oder Bürger:innen keine Erwar-
tung an eine Positionsverbesserung haben. Ähnliches gilt für soziale Anreize, 
die zu einer Verbesserung des sozialen Prestiges führen, da Beteiligung durch 
Freund:innen belohnt wird. Soziale Anreize, zumindest in der Operationalisie-
rung der vorliegenden Arbeit, wirken allerdings nicht in die Online-Umwelt 
hinein. Die Bedeutung sozialer Anreize zeigt sich in Grundzügen beim Ver-
gleich zwischen Bevölkerungs- und Nachbefragung, da in allen Gruppen die 
Zustimmung zu sozialen Anreizen in der Stichprobe der Nachbefragung etwas 
stärker ist. Insbesondere Bürger:innen mit niedrigen Bildungsressourcen und 
hohem politischen Interesse weisen eine höhere Prävalenz auf. Dies könnte darauf 
zurückgeführt werden, dass die Konsultationsverfahren sowohl Online- als auch 
Offline-Elemente kombiniert haben. Letztere könnten die Wahrnehmung sozia-
ler Anreize durch „soziale Informationen“ über andere Teilnehmer:innen positiv 
beeinflussen (Margetts et al. 2011). Soziale Informationen könnten auf Online-
Plattformen dagegen defizitär sein, wenn die Online-Diskussion überwiegend 
anonym geführt wird, sodass stichhaltige Marker über die Beteiligung anderer 
Menschen fehlen. Ein ähnlicher Mechanismus wurde bereits für Mitgliedschaf-
ten in Organisationen und Vereinen vermutet, allerdings konnte kein statistisch 
signifikanter Effekt zwischen Mitgliedschaften und sozialen Anreizen festgestellt 
werden. 

In der Gesamtbetrachtung bedeuten die Ergebnisse, dass Bürger:innen spe-
zifische Partizipationsziele verfolgen und diese einen substanziellen Beitrag 
zur Erklärung der Teilnahme anbieten: Während gemeinwohlorientierte Anreize 
die Teilnahme positiv beeinflussen, hemmen negative Anreize, insbesondere 
durch eine mangelnde wahrgenommene Betroffenheit, die Partizipationswahr-
scheinlichkeit. Die empirische Analyse zeigt aber auch, dass „gute Gründe“ 
allein nicht ausreichen, um Variation in der Teilnahme aufzuklären. Online-
Konsultationsverfahren sind in erster Linie durch gemeinwohlorientierte Anreize 
charakterisiert, gleichzeitig werden hierdurch Merkmale der „üblichen Verdäch-
tigen“ wie hohe Bildungsressourcen und politisches Interesse reflektiert. Im 
nächsten Kapitel werden die Konsequenzen mit Blick auf die politische Mobili-
sierung erörtert und das Profil der Teilnehmenden (und nicht-Teilnehmenden) an 
Online-Konsultationsverfahren geschärft.
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6.2.2 Politische Online-Partizipation jenseits der 
„üblichen Verdächtigen“? 

Die Interpretation der empirischen Analyse steht im Zusammenhang mit der 
Frage, ob das Internet einen Einfluss auf die Mobilisierung von Bevölkerungs-
gruppen ausübt, die am ehesten dem Risiko politischer Apathie, Marginalisierung 
und fehlender Responsivität ausgesetzt sind. Als Fixpunkt fungiert die Normali-
sierungsthese, wonach die „üblichen Verdächtigen“ entsprechend den bekannten 
Stratifikationsmustern am wahrscheinlichsten partizipieren. Das Internet könnte 
dabei zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren motivieren, jenseits der 
Faktoren der politischen Involvierung und notwendigen Bildungsressourcen. Die 
empirischen Hinweise sind allerdings schwach und Bürger:innen mit politischem 
Interesse und niedrigen Bildungsressourcen sehen sich weiterhin strukturellen 
Hindernissen ausgesetzt. 

Die empirische Analyse unterstreicht, dass die „üblichen Verdächtigen“ 
in Relation zu allen Vergleichsgruppen stärker zur politischen Online-
Partizipation mobilisiert werden. Etwa zwei Drittel der Teilnehmenden an 
Online-Konsultationsverfahren verfügen über hohe Bildungsressourcen und hohes 
politisches Interesse. Bei der Diskussion der uni- und bivariaten Verteilung hat 
sich dieses Muster bereits herauskristallisiert (Abschnitt 5.2.3), sodass Personen 
mit niedriger Bildung nicht entsprechend ihrem Anteil in der Stichprobe Online 
partizipieren. In Anbetracht des Forschungsstandes zur Online-Partizipation ist 
das wenig überraschend. In der Konsequenz sind die „üblichen Verdächtigen“ 
überproportional hoch in Online-Konsultationsverfahren vertreten. Die Forschung 
hat gezeigt, dass Bürger:innen mit niedriger formaler Bildung einem höheren 
Risiko politischer Marginalisierung durch schwächere Responsivität ausgesetzt 
sind (Schäfer 2010). Personen, die nicht über eine hohe formale Bildung oder 
hohes politisches Interesse verfügen, sind etwa um den Faktor 4 in diesen Ver-
fahren unterrepräsentiert. Der proportionale Anteil von Bürger:innen mit niedriger 
Bildung steigt, wenn ein hohes politisches Interesse besteht. Aus beiden Grup-
pen sind zwar Partizipierende vertreten, im Sinne der deskriptiven Repräsentation 
wird aber nicht der Anteil in der Bevölkerung respektive Stichprobe erreicht. 
Die soziale Selektivität folgt den Befunden zur unkonventionellen Partizipation, 
sodass die deskriptive Repräsentation schwächer ausgeprägt ist als in konventio-
nellen Partizipationsformen (Ritzi und Wagner 2016; Schäfer 2010). Bezüglich 
des formalen Bildungsniveaus fungiert die Online-Partizipation demnach als 
„weapon of the strong“ (Schlozman et al. 2010). 

Nach Verba könnten die Befunde für das normative Ideal politischer Gleich-
heit bisweilen eine untergeordnete Rolle spielen, wenn Bürger:innen aufgrund
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politischen Desinteresses oder fehlender Betroffenheit nicht partizipieren (2003, 
S. 666–667). Gleichzeitig sind Bürger:innen in Online-Konsultationsverfahren 
mit niedrigen Bildungsressourcen auch dann tendenziell unterrepräsentiert, wenn 
diese ein Interesse an Politik haben (LRS = 0,1; siehe Abschnitt 5.2.3). Für 
eine Mobilisierung durch das Internet hätte gesprochen, wenn deutlichere Unter-
schiede zwischen Bürger:innen mit hohen Bildungsressourcen und niedrigem 
politischen Interesse zu verzeichnen wären. Stattdessen deuten die Ergebnisse 
darauf hin, dass ressourcenbasierte Barrieren auch unter den Bedingungen des 
Internets stabil bleiben und neue Formen annehmen (van Deursen und van Dijk 
2019). 

Durch die Kontrastierung von Bildungsressourcen und politischem Inter-
esse konnte gezeigt werden, dass Bürger:innen, die partizipieren „wollen“, 
auch im Internet stärkeren Teilnahme-Restriktionen unterliegen als Bürger:innen 
mit hohen Bildungsressourcen. Es ist nicht die fehlende Betroffenheit oder 
Zeit (negative Anreize sind annähernd gleichverteilt über die Gruppen), die 
die Online-Partizipation hemmen. Die Online-Konsultation erfordert spezifische 
Ausdrucksfähigkeiten, um Vorschläge oder Standpunkte zu formulieren, die wie-
derum durch Bildungsressourcen positiv beeinflusst werden. Ferner könnten die 
Befunde auf einen second-level digital divide hindeuten (van Deursen und van 
Dijk 2019). Einerseits beeinflussen internetspezifische Fähigkeiten die Online-
Partizipation positiv. Andererseits könnte die Nutzung verschiedener Endgeräte 
im Zusammenhang mit Online-Konsultationsplattformen stehen. Aufgrund unter-
schiedlicher Funktionen (z. B. Kartenmarkierungen) und Diskussionsforen oder 
Threads sind die Plattformen in der Regel nicht für Smartphones optimiert. Auch 
könnte eine Vielzahl von Kommentaren zur Unübersichtlichkeit der Plattform 
führen, sodass die Teilnahme über einen Laptop oder Desktop-Computer ein-
facher ist. Bürger:innen, die ausschließlich das Smartphone als Internetzugang 
nutzen, könnten demnach weniger von Online-Plattformen profitieren als Bür-
ger:innen, die eher oder zusätzlich über einen Laptop verfügen (Napoli und Obar 
2014). Sodann gibt es empirische Hinweise auf einen second-level digital divide, 
da die Nutzung unterschiedlicher Endgeräte mit dem sozialen Status zusammen-
hängt beispielsweise Personen mit hoher formaler Bildung eher einen Laptop 
besitzen (van Deursen und van Dijk 2019). Napoli und Obar (2014, S. 323) 
folgern hieraus eine „mobile internet underclass“. Das Internet ermöglicht also 
nicht per se eine niederschwellige Teilnahme an Konsultationsverfahren. Neben 
den Einflüssen der generellen Internetnutzung markiert der Zugang über verschie-
dene Geräte eine Distinktionsgrenze. Dies könnte ebenfalls erklären, warum die 
Differenz zwischen Bürger:innen mit hoher formaler Bildung/niedrigem Interesse 
und niedriger formaler Bildung/hohem Interesse nur geringfügig ausfällt. Erstere
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profitieren bei hoher Betroffenheit vom Partizipationsgegenstand trotz fehlendem 
politischen Interesse eher von der Opportunitätsstruktur des Internets als Letztere. 

Die Diskussionsergebnisse sind nun nützlich, um das Profil der „üblichen 
Verdächtigen“ in politischen Online-Konsultationsverfahren zu schärfen: Teil-
nehmende an Online-Konsultationsverfahren zeichnen sich sowohl durch hohe 
Bildungsressourcen als auch durch politisches Interesse aus. Durch die regel-
mäßige Nutzung des Internets verfügen sie über digitale Fähigkeiten und 
Kompetenzen und profitieren so von der Zeit- und Ortsunabhängigkeit der Online-
Plattform. Darüber hinaus nehmen die „üblichen Verdächtigen“ die Beteiligung 
an politischen Entscheidungsprozessen als wichtig wahr, trauen sich zu, politische 
Prozesse zu verstehen und an politischen Diskussionen teilzunehmen. Zugleich 
sind sie durch Mitgliedschaften in Vereinen oder Organisationen stärker sozial 
integriert, was die Wahrscheinlichkeit erhöht, zur Partizipation aufgefordert zu 
werden. Die „üblichen Verdächtigen“ nennen als primäres Partizipationsziel die 
Gemeinwohlorientierung, das heißt die politische Einflussnahme und das Gefühl 
der Verpflichtung und Verbundenheit mit der Stadt oder Gemeinde und nehmen 
eine stärkere Betroffenheit durch den Partizipationsgegenstand wahr, die sich in 
Themeninteresse, weniger Langeweile und einer höheren Bereitschaft, Zeit für 
Partizipation zu investieren, ausdrückt. 

Jenseits der zentralen Erklärungsfaktoren Bildungsressourcen und politisches 
Interesse sind die gemeinwohlorientierten und negativen Anreize zentral, um 
nachzuvollziehen, warum Bürger:innen teilnehmen – und warum nicht. Bür-
ger:innen, die sich nicht an Online-Konsultationsverfahren beteiligen, bewerten 
die Möglichkeit der politischen Einflussnahme, das Gefühl gesellschaftlicher 
Verantwortung und die Verbundenheit grundsätzlich (und über alle Gruppen hin-
weg) niedriger als Teilnehmer:innen an diesen Verfahren. Nicht-Teilnehmende 
fühlen sich auch weniger von dem Partizipationsgegenstand betroffen, sodass 
Partizipation eher als langweilig betrachtet wird und diese Personen weniger 
gewillt sind, Zeit für die Partizipation zu investieren. Wenngleich direkte Effekte 
in den Regressionsmodellen nicht nachgewiesen werden konnten, deuten die 
deskriptiven Befunde auf mögliche Mobilisierungsmechanismen der „unübli-
chen Verdächtigen“ durch selektiv-ergebnisbezogene Anreize hin. Einerseits ist 
die Prävalenz nicht durch die Gruppenzugehörigkeit zu den „un-/üblichen Ver-
dächtigen“ beeinflusst. Andererseits hat sich in der deskriptiven Analyse der 
Partizipationsmotive von Teilnehmenden gezeigt (Abschnitt 5.5.1), dass Bür-
ger:innen mit niedrigen Bildungsressourcen und niedrigem politischen Interesse 
einer potenziellen Positionsverbesserung am stärksten zustimmen. Dieser Befund 
wird durch die Untersuchung der Stichprobe der Nachbefragung unterstrichen: 
Im Vergleich zu allen anderen Befragten stimmen die „unüblichen Verdächtigen“
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dem selektiv-ergebnisbezogenen Anreiz am stärksten zu. Jenseits der Faktoren 
Bildung und Interesse könnte dieser Anreiz Bürger:innen motivieren, die am 
ehesten politischer Apathie und Marginalisierung ausgesetzt sind. 

6.2.3 Gibt es „bessere“ Gründe zur Online-Partizipation? 

Das entwickelte Anreizmodell rekurriert auf den theoretischen Rahmen der 
„guten Gründe“ (Beyer und Schnabel 2017, S. 75) einer individuellen Handlungs-
entscheidung. Damit wurde die Prämisse formuliert, dass Online-Partizipation 
durch die Antizipation von Vor- und Nachteilen bedingt ist. Die empirischen 
Ergebnisse bieten einen Hinweis an, dass Prävalenz und Einfluss von Partizipati-
onsanreizen im Zusammenhang zur Sozialstruktur stehen. Neben der deskriptiven 
beinhaltet die Diskussion über ein Anreizmodell auch eine präskriptive Perspek-
tive. Letztere wird nun beleuchtet, denn die Frage nach „guten“ Gründen legt 
analogisch die Frage nach „besseren“ Gründen nahe. 

Aufgrund der Terminologie könnten gemeinwohlorientierte Anreize als wün-
schenswert und selektiv-ergebnisbezogene Anreize als egoistisch und damit 
gesellschaftlich als weniger wünschenswert beurteilt werden. Unabhängig der 
Diskussion von richtigen oder falschen Bedürfnissen eines „eindimensionalen 
Menschen“ (Marcuse 1967), sollten Werturteile über Anreiztypen nicht vorschnell 
getroffen werden. Einerseits hat die Arbeit gezeigt, dass Partizipationsziele sozial 
verankert und von der materiellen Basis abhängig sind. Andererseits, mit Ver-
weis auf Mansbridge (1990), kann vom identifizierten Motiv nicht automatisch 
auf eine wünschenswerte Handlung geschlossen werden: 

Although most moral systems praise acts done for the good of others, acting from self-
interest does not automatically generate either bad consequences or bad character. 
Nor do duty and love, which can produce tyrannical consequences and personalities, 
deserve only praise (Mansbridge 1990, S. 12). 

Im vorherigen Kapitel wurde argumentiert, dass selektiv-ergebnisbezogene 
Anreize vermutlich „unübliche Verdächtige“ zur Partizipation mobilisieren könn-
ten. Hieran schließt sich allerdings die (definitorische) Frage an, inwiefern 
direkt-monetäre Anreize das Partizipationsmerkmal der Freiwilligkeit verletzen 
(Kaase und Marsh 1979, S. 42). Nicht nur auf selektive Anreize bezogen, sondern 
in der Gesamtbetrachtung ist ferner die Frage zu stellen, ob es gesellschaftlich 
wünschenswert ist oder zur Entmündigung führt, wenn Verwaltung und Politik
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die Teilnahme durch nudges beeinflussen (Thaler und Sunstein 2008). Die Dis-
kussion über libertär-paternalistische Eingriffe nimmt durch das Internet, Apps 
oder Smartphones und einhergehenden User Experience Designs an Bedeutung 
zu (Mühlhoff 2018; Montag 2022). Die Bewertung dürfte dabei umso kritischer 
ausfallen, je stärker sozialer Status und Ressourcen einen Einfluss auf die nicht-
Beteiligung ausüben. Es stellt sich demnach eine Dilemma-Situation ein zwischen 
der Mobilisierung und Repräsentation auf der einen Seite und der Beeinflussung, 
Manipulation und Nudging auf der anderen Seite. 

Obwohl es keine „besseren“ Gründe für Partizipation gibt, hat der Nach-
weis von „guten Gründen“, die über die instrumentelle Funktion der politi-
schen Einflussnahme und Betroffenheit hinausgehen, eine wichtige Implikation: 
Eine rein instrumentelle Funktion der Online-Partizipation unterschlägt, dass 
gemeinwohlorientierte Anreize mit sozialen Verantwortungs- und Verbunden-
heitsgefühlen einhergehen. Pateman (1970, S. 108) hat darauf hingewiesen, dass 
Partizipation durch Partizipation gelernt wird und dass die Institutionalisierung 
politischer Einflussnahme einen wichtigen Beitrag zur Sozialisierung demokrati-
scher Werte und Normen leistet. Politische Online-Konsultationsverfahren – trotz 
sozialer Stratifikation – können eine wichtige didaktische Funktion erfüllen, 
die über die Artikulation und Aggregation von Interessen oder Präferenzen 
hinausgeht. 

6.2.4 Praktische Implikationen des Anreizmodells 

Die empirischen Ergebnisse können genutzt werden, um praktische Implika-
tionen für die Durchführung von Online-Konsultationsverfahren vorzuschla-
gen. Inklusion und die Mobilisierung von politikfernen oder marginalisierten 
Bevölkerungsgruppen sind wichtige Erfolgskriterien bei der Beurteilung von 
Konsultationsverfahren durch die Initiator:innen (Abschnitt 2.2.3). 

Hierbei hat die Forschung bereits gezeigt, dass personalisierte Einladun-
gen einen Einfluss auf die Mobilisierung ausüben, indem Informationskosten 
gesenkt werden (Rottinghaus und Escher 2020). Der Effekt könnte verstärkt wer-
den, wenn gemeinwohlorientierte, selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize 
adressiert werden: Für die Anbieter:innen von Online-Konsultationsverfahren 
dürfte die Aktivierung gemeinwohlorientierter Anreize den kostengünstigsten 
Mobilisierungspfad darstellen, wovon die „üblichen Verdächtigen“ zwar am ehes-
ten profitieren, da jedoch die Zustimmung über alle Gruppen hoch ist, werden 
tatsächlich alle Bürger:innen angesprochen. Hierbei ist es wichtig, den politischen 
Einfluss hervorzuheben und an die Verantwortung als Bürger:in zu appellieren
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einen Beitrag für die Gemeinschaft der Stadt oder Gemeinde zu leisten. Eine 
klassische Mobilisierung führt über die monetäre Incentivierung (Baron 2023). Es 
dürfte aber wenig praktikable sein, direkte finanzielle Beiträge an Bürger:innen 
auszuzahlen. Vermutlich könnten bereits Verlosungen von Gutscheinen dazu bei-
tragen, einen selektiv-ergebnisbezogenen Anreiz zu aktivieren, um Bürger:innen 
jenseits partizipationsrelevanter Ressourcen zu mobilisieren und die Repräsen-
tation der „unüblichen Verdächtigen“ zu fördern. Aber auch nicht-monetäre 
Anreize tragen zur Mobilisierung bei, wenn individuelle Vorteile oder Vorteile 
für bestimmte, abgrenzbare Zugehörigkeitsgruppen betont werden (Gustafson und 
Hertting 2017). 

Die Aktivierung sozialer Anreize setzt spezifische Bedingungen voraus. Dies 
hängt mit fehlenden sozialen Informationen auf den Konsultationsplattformen 
zusammen. Wenn Beiträge auf einer Plattform nicht individuell zurechenbar 
sind (beispielsweise aufgrund anonymer Nutzer:innenprofile), sind soziale Beloh-
nungsmechanismen eher unwirksam. Wie in der Praxis häufig unternommen 
und unter dem Stichwort „blended participation“ diskutiert (Kersting 2016, 
S. 111), stärkt die Einbindung der Online-Konsultationsverfahren in vor Ort Ver-
anstaltungen vermutlich die Relevanz sozialer Anreize. Ferner hat der Effekt 
negativer Anreize gezeigt, dass der Partizipationsgegenstand beziehungsweise die 
Thematik beeinflusst, wer (nicht) an Online-Konsultationsverfahren teilnimmt. 
Beteiligungsangebote zur „Oper der Zukunft“ (siehe Abschnitt 1.1) sind vermut-
lich weniger geeignet, um jenseits der „üblichen Verdächtigen“ Bürger:innen zu 
motivieren und zu mobilisieren. Von Vorteil wiederum ist die lokale Ebene, die 
weniger abstrakte Problemlagen (höherer politischer Ebenen), sondern vielmehr 
die unmittelbare Lebenswelt der Bürger:innen betrifft. Diese sind wahrscheinlich 
eher kleinräumig als großräumig und beziehen sich auf nahegelegene Parkan-
lagen, Einkaufsmöglichkeiten oder Kindertagesstätten. Dies impliziert, dass die 
Zielsetzung der Konsultationsverfahren aus Perspektive der Initiator:innen (Poli-
tik oder Verwaltung) weniger auf Effizienz- als vielmehr auf Akzeptanzsteigerung 
und didaktische Potenziale der Partizipation fokussiert.
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6.3 Limitation und Generalisierbarkeit eines 
Anreizmodells 

Wie jede wissenschaftliche Untersuchung unterliegt auch die vorliegende Arbeit 
Limitationen, die die Generalisierbarkeit der Ergebnisse vermindert. Dies betrifft 
in erster Linie Fehlerquellen auf Mess- und/oder Repräsentationsebene (Groves 
2011; Faulbaum 2014; Sen et al. 2021). 

Kritisch zu bewerten ist die Erhebung von Partizipationsgründen (und
-hindernissen) eingebettet in einer hypothetischen Situation eines Online-
Konsultationsverfahrens zum Thema der Verkehrsinfrastruktur. An unterschied-
lichen Stellen der Arbeit wurden potenzielle Fehlerquellen und Verzerrungen 
hierzu thematisiert, auszuschließen sind diese dadurch nicht. Weiterhin könnte 
das Konstrukt gemeinwohlorientierter Anreize durch die Indikatoren der kol-
lektiven, moralischen und expressiven Anreize auf eine fehlende semantische 
Trennschärfe zurückgeführt werden. Auch die Operationalisierung expressiver 
Anreize über einen Einzelindikator kann zur fehlerbehafteten Messung füh-
ren. Zukünftige Forschung sollte stärker auf die Bedingungen des Internets für 
selektiv-prozessbezogene Anreize eingehen. Es ist nicht auszuschließen, dass 
selektiv-prozessbezogene Anreize eine Rolle zur Partizipationsentscheidung ein-
nehmen, die durch das modifizierte Anreizmodell nicht berücksichtigt wurde. 
Das Ergebnis, dass sich die Indikatoren nicht in ein Faktorraster einordnen 
lassen, ist nicht gleichbedeutend damit, dass diese für die Entscheidung über 
eine Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren irrelevant sind. Ferner ist es 
möglich, dass die Erhebung der positiven und negativen Partizipationsanreize 
Effekten sozialer Erwünschtheit unterliegt (Klein 2006, S. 49). Oder, dass 
die Zustimmung zu Indikatoren gemeinwohlorientierter Anreize insbesondere 
dem (postmaterialistischem) Selbstbild der „üblichen Verdächtigen“ als poli-
tisch verantwortungsbewusste Bürger:innen mit Gemeinschaftssinn entspricht. 
Dies könnte dazu führen, dass selektiv-ergebnisbezogene oder soziale Anreize 
(bewusst oder unbewusst) unterschätzt werden. 

Zudem beruht die Operationalisierung der „üblichen Verdächtigen“ auf einer 
einfachen Kreuztabellierung von formaler Bildung und politischem Interesse. Die 
Dichotomisierung der Ausprägungen geht dabei mit einem Informationsverlust 
einher. Auch sollten weitere Indikatoren der sozioökonomischen und kognitiven 
Ressourcenausstattung wie das Haushaltseinkommen oder der Migrationshinter-
grund zur prononcierten Betrachtung herangezogen werden. Aufgrund der Daten 
konnte das Alter der Befragten nicht in die Modelle aufgenommen werden (siehe 
Fußnote 45). Entsprechend der Studienlage ist allerdings von Mobilisierungsme-
chanismen zugunsten jüngerer Bürger:innen auszugehen (Di Gennaro 2006; Oser
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et al. 2013). Zu einem begrenzten Anteil konnte dieser Effekt durch die Inter-
netnutzung kontrolliert werden, da insbesondere jüngere Menschen das Internet 
nutzen und über entsprechende Fähigkeiten verfügen (Di Gennaro 2006; Escher 
2013, S. 462). Des Weiteren könnte die vorherige Partizipationserfahrung (Online 
oder Offline) der „üblichen Verdächtigen“ einen relevanten Einflussfaktor für die 
Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren darstellen. Frühere Ergebnisse deu-
ten auf diesen Einfluss hin (Rottinghaus und Escher 2020). Da aber auch diese 
partizipatorische Erfahrungen von Bildungsressourcen und politischem Interesse 
abhängen, ist es fraglich, ob entsprechende Effekte separiert werden können oder 
die vorherige Partizipation lediglich sozioökonomische Merkmale reflektiert. 

Trotz dieser Kritikpunkte hat sich allerdings auch gezeigt, dass die 
Hauptbefunde durch die alternative Stichprobe einer Nachbefragung von 
Online-Konsultationsverfahren reproduziert werden konnten. Ferner konnten 
Unterschiede (und Gemeinsamkeiten) zwischen Teilnehmenden und nicht-
Teilnehmenden eruiert werden. Insofern bietet die empirische Analyse einen 
Erklärungsbeitrag an, da vorherige Studien zur Online-Konsultation (mit wenigen 
Ausnahmen) vorrangig Teilnehmende untersuchen. Die dargelegten Limitatio-
nen betreffen in erster Linie die Mess- und Konstruktebene des Anreizmodells. 
Potenzielle Fehlerquellen auf Repräsentationsebene werden nun diskutiert, denn 
die Datengrundlage der empirischen Analyse lässt nur eingeschränkt Aussagen 
über die deutsche Grundgesamtheit zu. Obwohl die Ergebnisse robust sind, wenn 
die Analyse nur in einer Kontexteinheit durchgeführt wird (siehe Fußnote 63 
und Fußnote 73), ist die Übertragbarkeit auf die Grundgesamtheit kritisch zu 
hinterfragen. 

Erstens wurden die Kontexteinheiten der Datenerhebung nicht zufällig ausge-
wählt, eine statistische Repräsentation ist nur innerhalb der Kontexte, aber nicht in 
der kumulierten Stichprobe gegeben. Außerdem hat die Datenerhebung in unter-
schiedlichen Zeiträumen stattgefunden. An dieser Stelle soll noch einmal auf die 
Zusammenführung der beiden Stichproben aus Hamburg-Ottensen hingewiesen 
werden. Hier wurden zwei Stichproben unabhängig voneinander gezogen und 
die Daten im Abstand von ca. einem Jahr erhoben. Für die Auswertung wurden 
beide Erhebungen zusammengefasst. Zweitens finden sich unter den untersuch-
ten Kontexten keine ostdeutschen Städte. So unterscheidet sich weiterhin die ost-
von der westdeutschen Population beispielsweise bei der Zufriedenheit mit der 
Demokratie (Westle 2022). Da insbesondere gemeinwohlorientierte Anreize einen 
Einfluss auf die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren ausüben, die direkt 
oder indirekt mit demokratisch-gesellschaftlichen Werten und Normen zusam-
menhängen, ist die Generalisierbarkeit der Effekte problematisch. Drittens könnte 
das spezifische Framing der Umfrage, nämlich individuelle Mobilitätsbedürfnisse
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und die zukünftige Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur, zu Selektionseffekten 
führen (Faulbaum 2019, 135 ff.; Voogt und Saris 2005). Von spezifischen The-
men des Individualverkehrs wie dem Radverkehr sind Bürger:innen mit hoher 
formaler Bildung stärker betroffen (Hudde 2022). Dies könnte die ohnehin ver-
zerrte Repräsentation bei (schriftlichen) Bevölkerungsumfragen zugunsten von 
Hochgebildeten zusätzlich verstärken (Faulbaum 2019, 561 ff.). Umgekehrt führt 
die Unterrepräsentation von Bürger:innen mit niedrigerer formaler Bildung zu 
methodischen Problemen. So hat sich bei der Analyse gezeigt, dass die Zellbeset-
zung für Befragte mit niedrigen Bildungsressourcen und schwachem politischen 
Interesse gering ist. Es ist möglich, dass Effektkoeffizienten unterschätzt wer-
den oder bei niedriger Fallzahl einen zu großen statistischen Fehler aufweisen, 
sodass Hypothesen voreilig abgelehnt werden. In der Konsequenz war es nicht 
möglich, separate Modelle für die jeweiligen Gruppen der „un-/üblichen Verdäch-
tigen“ oder Interaktionseffekte zwischen Anreiztypen und Gruppenzugehörigkeit 
zu berechnen. Entsprechende Analysen hätten womöglich dazu beigetragen, 
divergierende Wirkungszusammenhänge unmittelbar offenzulegen. 

Da Informationen über (potenzielle) Partizipationsmotive und Partizipations-
handlungen der Bürger:innen aufgrund des Querschnittsdesigns lediglich für 
einen Zeitpunkt vorliegen, gehen spezifische Einschränkungen über die mögli-
che Kausalität der untersuchten Zusammenhänge einher. Neben der gängigen 
Forderung nach Panel-Befragungen könnte zukünftige Forschung eine Bevöl-
kerungsumfrage mit experimentellen Elementen in Betracht ziehen (Masch und 
Rosar 2020). Dieser Vorschlag wird im nächsten Kapitel zu Forschungsdesidera-
ten näher erläutert. Trotz der Limitationen können auf Grundlage der untersuchten 
Daten Rückschlüsse zur Stratifikation und (deskriptiven) Repräsentation politi-
scher Online-Partizipation sowie zu partizipationsspezifischen Anreizen gezogen 
werden. Die Kumulation der unterschiedlichen Stichproben wurde damit begrün-
det, dass weniger inferenzstatistische Aussagen als vielmehr Wirkungszusammen-
hänge im Fokus der Arbeit stehen und damit eine ausreichende Zellenbesetzung 
angestrebt wurde. Wie im vorherigen Absatz dargestellt, war dieses Vorgehen not-
wendig. Die Robustheit und Generalisierbarkeit der Ergebnisse muss schließlich 
durch zukünftige Forschung unter Beweis gestellt werden.



6.3 Limitation und Generalisierbarkeit eines Anreizmodells 213

Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Inter-
national Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, welche 
die Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem 
Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle 
ordnungsgemäß nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifügen und angeben, 
ob Änderungen vorgenommen wurden. 

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben-
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts 
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Com-
mons Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt 
ist, ist für die oben aufgeführten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des 
jeweiligen Rechteinhabers einzuholen.

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de


7Schluss – Bedeutung eines 
Anreizmodells für die politische 
Soziologie 

Die vorliegende Arbeit hat das Dreiecksverhältnis zwischen Demokratie, Digi-
talisierung und Partizipation untersucht. Ein Mindestmaß an Teilhabe ist eine 
Grundvoraussetzung der Demokratie und politische Partizipation hat das Ziel, 
Einfluss auf den politischen Entscheidungsprozess auszuüben. Gleichfalls wird 
politische Partizipation als Möglichkeit betrachtet verschiedenen demokratischen 
Krisensymptomen entgegenzuwirken und demokratische Stabilität zu fördern. 
Durch die Digitalisierung besteht prinzipiell eine orts- und zeitunabhängige Mög-
lichkeit zur politischen Teilhabe und neue Partizipationsformen haben sich über 
die vergangenen Jahre etabliert (Theocharis und van Deth 2016). Eine zentrale 
These lautet hierbei, dass das Internet zur demokratischen Repräsentation und 
zur politischen Gleichheit beiträgt. Von den Opportunitäten des Internets sollten 
in der Konsequenz nicht ausschließlich die „üblichen Verdächtigen“ profitieren, 
die durch soziale und demografische Merkmale wie ein hohes formales Bil-
dungsniveau und politisches Interesse charakterisiert sind, sondern verstärkt die 
„unüblichen Verdächtigen“, die aufgrund deskriptiver Merkmale normativ und 
empirisch als politisch unterrepräsentiert gelten. 

Der Fokus der Untersuchung wurde auf Top-down initiierte Online-
Konsultationsverfahren gelegt, die vorrangig (aber nicht ausschließlich) auf der 
lokalen Ebene zur politischen Mitbestimmung konkreter Partizipationsgegen-
stände durchgeführt werden. Diese können sich beispielsweise um die Gestaltung 
nachhaltiger Mobilität oder andere infrastrukturellen Maßnahmen drehen. Die 
Relevanz des Untersuchungsgegenstandes resultiert einerseits aus der potenziellen 
Mobilisierung bisher unterrepräsentierter Bevölkerungsgruppen durch das Inter-
net. Andererseits aus der praktischen Bedeutung dieser Partizipationsverfahren 
und der zunehmenden Forderung der Bürger:innen nach politischer Teilhabe. Die
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vorliegende Arbeit hat deshalb die Frage nach der politischen Online-Partizipation 
jenseits der „üblichen Verdächtigen“ adressiert. Es war das vorrangige Ziel, ein 
allgemeines Anreizmodell politischer Online-Partizipation zu entwickeln und am 
Untersuchungsgegenstand der Top-down initiierten Online-Konsultation empi-
risch zu konkretisieren und zu testen. Dieses Vorgehen führt zur Identifizierung 
eines empirischen Anreizmodells und der Überprüfung der formulierten Hypo-
thesen. Hervorzuheben sind die Entwicklung und Formulierung spezifischer 
Frage-Items zur Erhebung von Teilnahme-Gründen und -Hindernissen. Weiterhin 
wurden die Partizipationsmotive nicht ausschließlich von bereits politisch akti-
ven Bürger:innen erhoben, sondern auch von Bürger:innen, die nicht an diesen 
Verfahren teilnehmen. Die jeweiligen Messinstrumente können trotz der aufge-
zeigten Einschränkungen als reliabel und durch eine empirische Kreuzvalidierung 
als reproduzierbar angesehen werden. 

Im vorherigen Kapitel wurden bereits Implikationen der Ergebnisse für die 
Online-Partizipationsforschung sowie Praxis der Online-Bürger:innenbeteiligung 
dargestellt. Das nächste Kapitel schließt an die zentralen Erkenntnisse an. Im 
Anschluss werden potenzielle Forschungsdesiderate diskutiert. Hiernach endet die 
Arbeit mit einer Einordnung der Ergebnisse für die politische Soziologie. 

7.1 Rekapitulation und Beantwortung der 
Forschungsfrage 

Die forschungsleitende Frage, warum Bürger:innen an Online-
Konsultationsverfahren teilnehmen, insbesondere diejenigen, die nicht über 
partizipationsrelevante Ressourcen verfügen, kann nun beantwortet werden. Die 
Ergebnisse des Anreizmodells haben gezeigt, dass Bürger:innen unterschiedli-
che Beweggründe äußern, die Vorteile oder Nachteile markieren, die mit der 
Partizipation einhergehen. Zu den Vorteilen (oder Partizipationsgründen) zählen 
gemeinwohlorientierte, selektiv-ergebnisbezogene und soziale Anreize. Dagegen 
werden negative Anreize (wie eine fehlende subjektiv-thematische Betroffen-
heit) als Hemmnis zur Partizipation wahrgenommen. In der Gesamtbetrachtung 
unterstützt die Empirie die Prävalenz- und Anreizhypothese bezüglich gemein-
wohlorientierter und negativer Anreize. Bürger:innen partizipieren aufgrund 
einer Gemeinwohlorientierung und einer subjektiven Betroffenheit durch den 
Partizipationsgegenstand. Erstere unterliegt einer sozialen Stratifikation, während 
letztere annäherungsweise über die Bürger:innen der Stichprobe gleichverteilt ist. 
Hinsichtlich der Strukturhypothese lässt sich feststellen, dass Bildungsressourcen
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ein Distinktionsmerkmal zur Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren dar-
stellen. Bürger:innen, die nicht über partizipationsrelevante Ressourcen verfügen, 
sind auch im Internet mit stärkeren Restriktionen konfrontiert, was sich negativ 
auf die Partizipationsmotivation auswirkt. 

Bezüglich der Frage nach einer Mobilisierung jenseits der „üblichen Ver-
dächtigen“ sind die Befunde durchwachsen: Auf der einen Seite stimmen die 
Teilnehmer:innen unabhängig von Bildungsressourcen und politischem Interesse 
gemeinwohlorientierten Anreizen stärker als nicht-Teilnehmende zu. Auf der 
anderen Seite sind die Ergebnisse bezüglich selektiv-ergebnisbezogener Anreize, 
von denen am ehesten eine Mobilisierungsfunktion angenommen wurde, unein-
deutig. Eine Mobilisierung durch das Internet, darauf lassen die empirischen 
Ergebnisse schließen, muss nach der Gesamtbetrachtung abgelehnt werden. Ent-
gegen der theoretischen Erwartung, dass soziale Stratifikation abnimmt, wenn der 
Aufwand zur Partizipation durch das Internet sinkt, bleibt ein ungleicher Zugang 
zur Artikulation politischer Interessen oder Präferenzen bestehen. Die Ergebnisse 
bestätigen damit einmal mehr den Zusammenhang zwischen sozialer und politi-
scher Ungleichheit. Auch im Internet hängt die politische Partizipation von der 
materiellen Basis ab, die zugleich einen Einfluss darauf ausübt, welche Ziel- und 
Bedürfnisorientierung Bürger:innen mit politischer Partizipation verfolgen. 

7.2 Weiterführende Forschung 

Zukünftige und weiterführende Forschung könnte sowohl methodischen als auch 
theoretischen Problemstellungen und offenen Fragen nachgehen, um Robust-
heit und Erklärungsgehalt des Anreizmodells zu verbessern. In Bezug auf die 
analysierten Querschnittsdaten könnten in einer idealen Forschungswelt Feld-
experimente zeigen, ob die Variation unterschiedlicher positiver und negativer 
Partizipationsanreize einen Einfluss auf die Teilnahmeentscheidung (und in der 
Konsequenz auf die Repräsentation zentraler Individualmerkmale) ausüben. So 
bietet es sich an, einen externalen Anreiz wie die Teilnahme an einer Verlo-
sung (quasi-)experimentell zu variieren, um zu überprüfen, ob unterrepräsentierte 
und politisch marginalisierte Bevölkerungsgruppen durch einen monetären Vorteil 
zur Online-Partizipation mobilisiert werden können. Das Forschungsdesign hängt 
dabei von der Zusammenarbeit mit kommunalen Verwaltungen oder der kommu-
nalen Politik sowie einem entsprechenden Ressourceneinsatz ab. Entsprechend 
sind vergleichende Studien in der Forschungspraxis eher selten (eine Ausnahme 
stellt die Studie von Rottinghaus und Escher (2020) dar). In einer realen For-
schungswelt stellen Umfrageexperimente eine kostengünstige Alternative dar, um
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Kausalmechanismen der Partizipationsentscheidung zu untersuchen. Umfrageex-
perimente verknüpfen dabei sowohl die experimentelle Variation von Stimuli als 
auch die potenziell repräsentative Stichprobe einer Umfrage (Auspurg und Liebe 
2011; Liebe und Meyerhoff 2021; Wallander 2009). Befragten könnten hierfür 
unterschiedliche Vignetten vorgelegt werden, die unterschiedliche Handlungsop-
tionen und Partizipationsanreize aufzeigen. Durch die Variation der Eigenschaften 
kann schließlich Varianz in der Auswahl einer Handlungsoption erklärt werden 
(Auspurg und Liebe 2011). 

Erkenntnisse darüber, warum Bürger:innen an Partizipationsverfahren teilneh-
men, können darüber hinaus zum Verständnis beitragen, wie konkrete Partizipati-
onsergebnisse bewertet und wahrgenommen werden (Strebel et al. 2019; Arnesen 
und Peters 2017; van der Does und Kantorowicz 2021). So gibt es empiri-
sche Hinweise darauf, dass insbesondere diejenigen Unzufriedenheit mit dem 
Online-Konsultationsverfahren äußern, die sich besonders aktiv auf der Platt-
form beteiligt haben (Escher und Rottinghaus 2023). Für die empirische Analyse 
wurde die zentrale abhängige Variable der politischen Online-Partizipation ledig-
lich mit binärer Ausprägung (Teilnahme/keine Teilnahme) untersucht. Dabei ist 
es denkbar, dass motivationale Unterschiede von der Intensität der Teilnahme 
abhängen. Aus der Forschung ist bekannt, dass Unterschiede bezüglich der rele-
vanten Anreize zwischen intensiven und weniger intensiven Partizipationsformen 
bestehen (Whiteley und Seyd 2002; Webb et al. 2019). Bürger:innen könnten 
sich an Online-Konsultationsverfahren unter low cost Bedingungen beteiligen, 
indem lediglich Beiträge gelesen oder bewertet werden. Für die Analyse wurden 
diese Bürger:innen als äquivalent zu hoch-aktiven Bürger:innen betrachtet, die 
beispielsweise viele Beiträge verfassen und veröffentlichen. Die Bedeutung unter-
schiedlicher Anreize könnte schließlich zwischen low und high cost Bedingungen 
variieren. 

Die empirischen Ergebnisse zeigen ferner deutlich, dass Bildungsressourcen 
einen wesentlichen Einfluss auf die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren 
ausüben und bestätigen, dass das formale Bildungsniveau ein Distinktions-
merkmal zwischen politisch aktiven und inaktiven Bürger:innen darstellt. Die 
Kontrastierung von Bildungsressourcen und politischem Interesse fungiert dem-
nach als guter Proxy, um den Zusammenhang zwischen sozialer Ungleichheit 
und politischer Repräsentation aufzuzeigen. Nichtsdestotrotz handelt es sich 
hierbei um eine Vereinfachung komplexer Merkmale horizontaler und vertika-
ler Ungleichheitsdimensionen, die in zukünftigen Forschungsvorhaben sowohl 
theoretisch als auch methodisch weiterentwickelt werden sollten. Ein Blick auf 
internetspezifische Fähigkeiten und Kompetenzen sowie die Überprüfung der 
Hypothese, dass die Internetnutzung zu spezifischen politisch-gesellschaftlichen
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Zwecken mit bestimmten Endgeräten (wie etwa Desktop-Computern) korreliert, 
erscheint dahingehend lohnend. Die Verfügbarkeit solcher Geräte dürfte zudem 
stark von sozioökonomischen und demografischen Merkmalen abhängen. 

7.3 Einordnung der Ergebnisse für die politische 
Soziologie 

Ein Teil der Arbeit hat sich mit dem Rollenverständnis der Bürger:innen 
in unterschiedlichen Demokratietheorien auseinandergesetzt. Mit Blick auf die 
Gesamtbewertung der empirischen Analyse besteht für Schumpeter (2005) wenig 
Anlass zur Sorge, im Gegenteil: Die überwiegende Mehrheit, die an politi-
schen Online-Konsultationsverfahren teilnimmt, verfügt über partizipationsrele-
vante Kompetenzen, ist in einem hohen Maße politisch interessiert und fühlt 
sich vom Partizipationsgegenstand betroffen. Diese optimistische Schlussfol-
gerung wird jedoch durch eine anhaltende soziale Stratifikation erkauft: Die 
„üblichen Verdächtigen“ mit hoher formaler Bildung und hohem politischen Inter-
esse sind eher und überproportional nicht nur im politischen System, sondern 
auch in Online-Konsultationsverfahren vertreten. Diejenigen Bürger:innen, die 
nicht über Bildungsressourcen verfügen, sind dagegen stärker dem Risiko poli-
tischer Apathie, Marginalisierung und schwächerer Responsivität ausgesetzt und 
auch in Online-Konsultationsverfahren nicht entsprechend ihrem Anteil an der 
Grundgesamtheit repräsentiert. Dies bestätigt die Kritik an deliberativen Par-
tizipationsformen (Bächtiger et al. 2018; Hall 2007; Young 2001), die zwar 
einen inklusiven Zugang zum Diskurs intendieren, diesen aber nur unzureichend 
erfüllen. Zugleich unterstreicht der Befund eine Herausforderung des Grundsat-
zes politischer Gleichheit und Repräsentation: Bürger:innen, die sich für Politik 
interessieren, individuell betroffen sind und gemeinwohlorientierten Anreizen 
zustimmen, sind auch im Internet ressourcenbedingten Restriktionen ausgesetzt. 
Es bestätigt sich zugleich die Regelmäßigkeit, wonach die Stratifikation umso 
stärker zunimmt, je anspruchsvoller die Partizipation ist und je weniger Menschen 
an einer Partizipationsform teilnehmen. Dies betrifft insbesondere eine Partizipati-
onsform wie die Online-Konsultation, die auf Selbstselektion der Teilnehmenden 
basiert (Schäfer 2012). 

Für die allgemeine Erklärung politischer Partizipation, um den Blick am 
Ende der Arbeit zu weiten, können verschiedene Schlussfolgerungen angeboten 
werden. So lassen sich Rückschlüsse zwischen einem Anreizmodell politi-
scher Online-Partizipation und einem soziologisch diagnostizierten Prozess des
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sozialen Wandels ziehen (Beck 1986; Bürklin et al. 1996; Reckwitz 2017; Ing-
lehart 1977). Da das empirische Anreizmodell insbesondere auf Indikatoren 
des General Incentive Model rekurriert, liegt der Bezug auf Parteimitglied-
schaft und Parteiengagement nahe. Die Prävalenz der „üblichen Verdächtigen“ 
für gemeinwohlorientierte Anreize wurde als postmaterialistisches Bedürfnis die-
ser Bevölkerungsgruppe interpretiert. In Bezug auf parteipolitische Partizipation 
merken Bürklin et al. (1996) und Klein (2006) an, dass einerseits gesellschaftli-
cher Wertewandel zur Abnahme von Bindungsgefühlen (gegenüber Gruppen oder 
Parteien) und andererseits Individualisierungstendenzen zur Zunahme der „Ori-
entierung an den jeweils eigenen Bedürfnissen und Wünschen“ führen (Klein 
2006, S. 51). In der Konsequenz nehme der Anreiz zur Parteimitgliedschaft ab 
(Klein 2006, S. 51). Aufbauend auf dieser Diagnose kann die These formuliert 
werden, dass Online-Konsultationsverfahren als Substitut für stärker institutio-
nalisierte Partizipationsformen wie die Parteimitgliedschaft fungieren, auch und 
insbesondere für Bürger:innen mit hoher formaler Bildung und hohem politischen 
Interesse. Die Online-Konsultation könnte hierbei als kostengünstigere Partizipa-
tionsalternative mit stärkerer Kongruenz zur individuellen Themenorientierung 
auftreten. Strukturell sind Gemeinsamkeiten zu verzeichnen wie die Bedeutung 
kollektiver, moralischer und expressiver Anreize, während selektive (prozess- und 
ergebnisbezogene) Anreize eine untergeordnete Rolle für beide Partizipationsfor-
men spielen (Klein 2006). Folglich nimmt die Bedeutung postmaterialistischer 
Bedürfnisorientierung für die politische Partizipation zu und die Teilnahme an 
Online-Konsultationsverfahren erfüllt die Funktion, diese Bedürfnisse zu befrie-
digen. Es lässt sich demnach spekulieren, dass die Ausdifferenzierung der 
Partizipationsformen, begünstigt durch das Internet, weiter zunimmt, da Bür-
ger:innen diejenigen Partizipationsformen zur Artikulation politischer Interessen 
wählen, die am ehesten ihren Bedürfnissen entsprechen. Eine Mobilisierung von 
unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen ist nicht zu erwarten. Während indivi-
duelle Partizipationshürden bestehen bleiben und eine Reduzierung des Aufwands 
nur einen begrenzten Einfluss auf die Aktivierung hat, differenzieren sich eher die 
Bedürfnisorientierungen der „üblichen Verdächtigen“ weiter aus, wodurch sich 
wiederrum neue Partizipationskanäle ergeben. 

Mit einem Blick auf Spezifika der Online-Partizipation und speziell politischer 
Online-Konsultationsverfahren können weitere Rückschlüsse gezogen werden, 
die die politische Soziologie adressieren. Kern des theoretischen Erklärungs-
modells stellt die Auseinandersetzung mit der Rational Choice Theorie in der 
jeweiligen „engen“ oder „weiten“ Ausgestaltung dar. Die Bedeutung gemein-
wohlorientierter Anreize, das heißt von Anreizen, die sowohl kollektive als auch
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individuelle Interessen widerspiegeln, zeigt, dass eine „enge“ Handlungserklä-
rung, die auf einem strikten Kosten-Nutzen-Kalkül beruht, gemeinwohlorientierte 
Handlungsmotive systematisch unterschätzt. Bürger:innen handeln zwar eigen-
nützig im Sinne der Nutzenmaximierung, aber beziehen nicht ausschließlich ihr 
strenges Eigeninteresse in die Handlungsentscheidung, sondern auch kollekti-
ven Nutzen ein. Wenngleich politische Partizipation äquivalent und modellhaft 
als Austauschmarkt betrachtet werden kann, um Interdependenzen und individu-
elle Handlungsbedingungen zu identifizieren, greift das Menschenbild des homo 
oeconomicus zu kurz, um die Teilnahme an Online-Konsultationsverfahren befrie-
digend und umfänglich zu erklären. Politische Partizipation im Internet erfolgt 
nicht ausschließlich als Mittel zum Zweck, sondern erfüllt einen Selbstzweck 
der demokratischen Verantwortungs- und gesellschaftlichen Bindungsgefühle. 
Gleichfalls stärkt diese Deutung die Kernargumentation Patemans (1970), wonach 
Partizipation durch Partizipation erlernt wird insbesondere als für die „üblichen 
Verdächtigen“ zutreffend. Der sich hieraus resultierende Widerspruch zur unglei-
chen Partizipation lässt sich durch technische Bedingungen allerdings nicht ohne 
weiteres auflösen. 

Es stellt sich gleichermaßen die Frage, ob die Effekte der gemeinwohlorien-
tierten Anreize auf die Besonderheiten des Samples oder günstigen Bedingungen 
des Internets zurückzuführen sind. Für letzteres spricht, dass die Prävalenz 
gemeinwohlorientierter Anreize in allen vier Gruppen der „un-/üblichen Verdäch-
tigen“ eine stärkere Zustimmung erreicht, wenngleich Unterschiede zwischen den 
Gruppen existieren. Sodann könnte es sich um Verteilungen handeln, die speziell 
für Online-Konsultationsverfahren gelten. Bedingungen der lokalen Eingebunden-
heit wirken sich hiernach vermutlich förderlich auf das Beteiligungsmotiv aus: 
So werden in der Regel Online-Konsultationsverfahren mit Bezug auf die lokale 
Ebene durchgeführt. Wie bereits in Abschnitt 6.2 diskutiert, hängen eine stärkere 
Wahrnehmung der politischen Selbstwirksamkeit sowie eine Gemeinwohlorien-
tierung zusammen, die sich wiederum positiv auf die Partizipationsmotivation 
auswirken. Damit unterliegen lokale Online-Konsultationsverfahren Opportuni-
täten, die besonders förderlich für die Mobilisierung der Bürger:innen sind, 
wenngleich es sich in erster Linie um die „üblichen Verdächtigen“ handelt. 
Diese Beobachtung stärkt schlussendlich die Argumentation Patemans (1970), 
das Partizipation nicht nur aus Partizipation resultiert, sondern gesellschaftlich 
wünschenswerte Orientierungen mit der politischen Partizipation einhergehen. In 
der Konsequenz handelt es sich bei der lokalen Ebene demnach tatsächlich um 
eine „Schule der Demokratie“.
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Die Institutionalisierung politischer Partizipationsmöglichkeiten wie der 
Online-Konsultation kann demnach einen Beitrag zur demokratischen Soziali-
sierung und so zur demokratischen Stabilität leisten. Politische Apathie und 
Desinteresse markieren dabei keinen Naturzustand, sondern sind veränderbar, 
denn Beteiligungsmotive zwischen „üblichen“ und „unüblichen Verdächtigen“ 
unterscheiden sich weitaus weniger als vermutet. Diese zentrale Perspektive von 
Pateman (1970) wird durch die vorliegende Arbeit empirisch unterstützt, da 
demokratische Verantwortungs- und gesellschaftliche Bindungsgefühle mit dem 
Wunsch nach politischer Einflussnahme einhergehen. Demokratische Werte sind 
relevant für Partizipation und können durch Partizipation angeeignet werden. Eine 
Perspektive, die Partizipation ausschließlich als Mittel zum Zweck betrachtet, 
negiert diesen Aspekt vollkommen. Dabei sind Vermittlung und Unterstützung 
demokratischer Werte und Normen gesellschaftlich so dringend benötigt wie nie 
in den vergangenen Jahrzehnten. 
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Berlin, Boston: De Gruyter, S. 181–199. 
Przeworski, Adam (2020): Krisen der Demokratie. Deutsche Erstausgabe. Berlin: Suhrkamp 

Verlag. 
Putnam, Robert D. (2000): Bowling Alone: The Collapse and Revival of American Commu-

nity. New York: Simon & Schuster. 
Quandt, Thorsten (2018): Dark Participation. In: Media and Communication 6 (4), S. 36–48. 
Quandt, Thorsten; Klapproth, Johanna (2023): Dark participation: Conception, reception, 

and extensions. In: Christian Strippel, Sünje Paasch-Collberg, Martin Emmer und Joa-
chim Trebbe (Hg.): Challenges and perspectives of hate speech research. Berlin: Freie



Literaturverzeichnis 239

Universität Berlin, Institute for Media and Communication Studies (Digital Communi-
cation Research, volume 12), S. 251–270. 

Quintelier, Ellen; van Deth, Jan W. (2014): Supporting Democracy: Political Participation 
and Political Attitudes. Exploring Causality Using Panel Data. In: Political Studies 62 
(S1), S. 153–171. 

R Core Team (2023): R: A Language and Environment for Statistical Computing. Vienna, 
Austria. Online verfügbar unter https://www.R-project.org/. 

Radtke, Jörg (2022): Schnell oder demokratisch? Dilemmata demokratischer Beteiligung in 
der Nachhaltigkeitstransformation. In: Aus Politik und Zeitgeschichte (21–22), S. 35–40. 

Rathje, Steve; van Bavel, Jay J.; van der Linden, Sander (2021): Out-group animosity drives 
engagement on social media. In: Proceedings of the National Academy of Sciences 118 
(26), 1–9. 

Raub, Werner (2020): Sozialwissenschaftliche Erklärungen als rationale Modelle. In: 
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